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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Ich eröffne die 23. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt ist zu Beginn niemand. Mitgeteilt wurde, dass GR Strobl nachmittags einige Zeit beruflich verhindert ist und GR Troch ab 14 Uhr auf Grund eines Termins außerhalb von Wien entschuldigt ist.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02914-2007/0001 - KGR/GM) wurde von Herrn GR Marco Schreuder gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Im Wiener Gemeinderat vom 2. März d J wurde ein Antrag einstimmig angenommen, in dem Wien sich auf Grund fehlender Maßnahmen seitens des Bundes gezwungen sieht, durch Ersatzvornahmen die ärgsten Gefahren für den Jüdischen Friedhof Währing, die von Baumschäden ausgehen, zu beseitigen. Welche Maßnahmen hat das Stadtgartenamt in diesem Jahr unternommen, um schwere Schäden zu beseitigen und weitere Zerstörungen des Kulturdenkmals zu verhindern?)
Ist der Fragesteller anwesend? (GR Marco Schreuder, eben seinen Platz einnehmend: Ja!) Er ist anwesend. – Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen! Ich verstehe, dass die Ermüdungserscheinungen vorhanden sind. Sie betreffen uns ja alle gleichermaßen mittlerweile.

Zu Ihrer Frage, die sich mit dem jüdischen Friedhof befasst, kann ich Ihnen berichten, dass das Stadtgartenamt bereits im Jahr 2003 dort sehr intensive Maßnahmen vorgenommen hat. Im Wert von 165 000 EUR wurde damals der gesamte Baumbestand durch eine Vertragsfirma einer Baumprüfung unterzogen. Wir haben die ganzen Hauptdaten der Bäume erfasst, die Kronen-, Stamm- und Wurzelkriterien untersucht, ebenso die Verkehrssicherheit und haben dann die ganzen erforderlichen Baumpflegemaßnahmen gesetzt. Es sind auch Bäume gefällt worden, Ersatzpflanzungen durchgeführt worden und so weiter.

Es war das auch damals eigentlich schon als Quasiersatzmaßnahme für fehlende Bundesmaßnahmen gedacht. Bedauerlicherweise hat sich herausgestellt, dass der Bund seinen Verpflichtungen in diesem Bereich bis heute nicht wirklich nachgekommen ist, weshalb es ja dann wieder zu diesem Antrag im März 2007 gekommen ist. 

Wir haben sofort darauf reagiert, haben einmal eine Erhebung des gesamten Bestandes gemacht, haben uns das wieder angeschaut. Ich möchte wirklich nur darauf hinweisen, dass die Formulierung mit dem Wort Ersatzvornahme uns insofern Schwierigkeiten bereitet hat, als eine Ersatzvornahme immer eine rechtliche Grundlage voraussetzt, auf Grund derer man Ersatzvornahmen vornehmen kann. Das heißt, das Stadtgartenamt kann dort nicht hineinmarschieren und sagen: Grüß Gott, wir schneiden jetzt ein paar Bäume um, die im Weg herumstehen, und schicken euch dann die Rechnung. So funktioniert das nicht, sondern da braucht es vorher eine gesetzliche Grundlage, auf Grund derer man das dann vorschreiben kann, die dort nicht gegeben ist.

Das hat ein bisschen zu Problemen geführt. Wir haben uns jetzt aber entschlossen, diese Maßnahmen, unabhängig von einer Ersatzvornahme, durchzuführen. Das wird sich wieder im Rahmen von ungefähr 100 000 EUR bewegen. Und ich möchte wirklich darauf hinweisen, dass auch das Stadtgartenamt das nicht mit eigenem Personal und auch nicht mit eigenen Gerätschaften machen kann, sondern auch wir immer eine Fremdfirma für so etwas engagieren müssen. 

Das heißt, mein Ziel ist es, dass es mit dem Bund jetzt dann wirklich auch ein Übereinkommen gibt, wie das in Zukunft weitergeht, denn ich glaube, dass es nicht sein kann, dass hier immer die Stadt Wien einspringt für Verpflichtungen, die eigentlich der Bund übernommen hat, nämlich die Pflege und Erhaltung dieses Friedhofs.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung. – Die 1. Zusatzfrage wird vom Fragesteller gestellt.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Mittlerweile auch mit Atem. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, vielen Dank für die Antwort. Zum Wort Ersatzvornahme: Es war ohnedies nicht unser Wunsch, dass es im Antrag, der einstimmig im Gemeinderat beschlossen worden ist, so bezeichnet wird, aber immerhin war irgendwie die Hoffnung groß, dass, bevor noch Verhandlungen stattfinden, wer das wie finanziert, damit man das Washingtoner Abkommen erfüllen kann, die Stadt Wien selber aktiv wird und zumindest jetzt dafür sorgen kann, dass keine weiteren Zerstörungen passieren. 

Sie haben erzählt, dass Ihre frühere Kollegin Kossina 2003 bereits ein bisschen was gemacht hat. Das war natürlich noch, bevor „Kyrill" da einige Zerstörungen verursacht hat und auch der Sturm vom vergangenen Donnerstag. Mittlerweile sind die Wege kaum begehbar, es hängen Äste in die Luft, die jederzeit herunterknallen können, und ein Haus war jetzt akut gefährdet durch einen Baum, der schon durch „Kyrill" zur Hälfte zerstört worden ist und bald umfällt. Das Haus ist vom Biedermeier-Architekten Kornhäusl.

Meine Frage: Das ist ja nicht etwas, was lästig ist, wo man ständig fragt, wer zahlt das und so, das ist ja durchaus etwas, worauf man stolz sein und sagen kann, super, wir haben in dieser Stadt ein Kulturdenkmal, und wir wollen das erhalten. Sehen Sie das auch so, Frau Stadträtin?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, natürlich sehe ich das auch so, das ist überhaupt keine Frage. Trotzdem glaube ich, dass es schon ganz wichtig ist, dass das geregelt wird. Ich meine, die Stadt Wien hat ja schon eine Reihe von Zahlungen, Kosten und Investitionen gerne in diesem Bereich übernommen, und ich rede jetzt nicht nur vom jüdischen Friedhof, sondern von diversen Fonds, in die wir eingezahlt haben – Hakoah ist auch ein Stichwort –, also ich glaube, dass die Stadt Wien ihrer Verantwortung in diesem Bereich wirklich über die Maßen und auch gerne nachkommt, aber nichtsdestotrotz bin ich der Meinung, dass wir auch den Bund nicht aus der Verantwortung in diesem Bereich entlassen können und dürfen. 

Die Stadtgärtner haben jetzt ohnedies wieder angefangen – auch außerhalb dieser ganzen Ersatzvornahmediskussion, auf unbürokratischem Weg, sage ich einmal –, dort die größten Schäden zu beseitigen, aber ich glaube, dass man mittelfristig jetzt wirklich einfach eine Regelung finden muss, und ich bin schon der Meinung, dass man den Bund da nicht einfach aus der Verantwortung entlassen darf.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadtrat!

Es ist unbestritten, dass der Währinger jüdische Friedhof einen kulturhistorischen Wert darstellt, es ist unbestritten, dass Gefahr in Verzug ist, und es ist drittens unbestritten, dass es einen einstimmigen Beschluss des Gemeinderates gibt, dass hier Änderungen vorgenommen werden sollen.

Meine Frage: Sind Sie mit den Bundesstellen – das sind ja sozusagen nicht schwarz-blaue Bundesstellen, sondern die Kompetenz liegt ja diesmal bei roten Bundesstellen – bereits in Verhandlungen, um diesen unwürdigen Kompetenzstreit zu beenden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich bin, ehrlich gesagt, ein bisschen die falsche Ansprechpartnerin. Ich stehe heute hier, weil zu meinen Abteilungen das Stadtgartenamt gehört und das Stadtgartenamt in dem Antrag ersucht wurde, vorübergehend, bereits das zweite Mal, die schlimmsten Baumgefahren zu beseitigen. Die Umweltstadträtin ist nicht diejenige, die in diesem Bereich mit den Bundesstellen verhandelt, deswegen kann ich Ihnen dazu nicht wirklich Auskunft erteilen. Ich kann Ihnen sagen, was wir konkret am Friedhof schon gemacht haben, das habe ich vorher schon aufgezählt. Die Stadtgärtner sind auch jetzt wieder nach dem letzten Sturm dort gewesen und haben einmal versucht, die gröbsten Schäden einzuschätzen und wieder zu beseitigen. 

Ich glaube wirklich, dass es jetzt einfach zu einer schnellen Lösung kommen muss, weil ich diesen Zustand auch für keinen guten Zustand halte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von GR Lasar gestellt.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. – Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Eines möchte ich gleich vorwegnehmen: Sie haben von der Hakoah gesprochen, aber ich glaube, die Hakoah hat mit dem Friedhof in Währing nichts zu tun. Das ist eine Subvention, die Wien gewährt. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Nur als Beispiel!) Nein, das hat gar nichts damit zu tun, das ist ein Sportverein, bitte.

Aber angemerkt sei Folgendes: Eines, was ich jetzt ständig vernommen habe, war, Sie sind für das nicht zuständig, der Herr Pokorny ist für das andere nicht zuständig, der Bund, ich weiß nicht, ist auch für etwas nicht zuständig, also in Wahrheit ist eigentlich gar niemand zuständig.

Meine Frage: Warum wird eigentlich der Währinger Friedhof, gerade diese letzte Ruhestätte, so stiefmütterlich von Wien behandelt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube, dass Sie das grundlegend noch nicht ganz verstanden haben. Es gibt ein Übereinkommen zwischen Wien und dem Bund, dass es ganz klar ist, dass der Bund sich um die Erhaltung dieser jüdischen Friedhöfe kümmert. Tatsache ist aber, dass das bisher nicht geschehen ist, und deswegen war das Stadtgartenamt hier bereits zweimal tätig, und ich glaube, dass es einfach für die Zukunft klug wäre, sich in diesem Bereich schnell zu einigen, weil ich auch der Meinung bin, dass die Pflege und Erhaltung dieser jüdischen Grabanlagen wirklich möglichst schnell geklärt werden sollte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die vierte und letzte Zusatzfrage wird von GR Schreuder gestellt.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich befinde mich jetzt schon mit mehreren Leuten, die diesen Friedhof seit langer, langer Zeit retten wollen, verzweifelt auf der Suche nach einer Person innerhalb der Wiener Stadtregierung, die sagt: Ja, ich übernehme die Initiative, ich will, dass dieser Friedhof gerettet wird, ich kann meinen Beitrag dazu leisten. 

Jetzt habe ich diese Anfrage an Sie gestellt, weil ich mir dachte, Frau Umweltstadträtin, Sie wären eine ganz hervorragende Wahl für diese Person, weil das Stadtgartenamt tatsächlich sehr, sehr viel leisten könnte, um weitere Zerstörungen zu verhindern, das begehbar zu machen, sodass Menschen diesen Friedhof auch sehen können und man ihn der Öffentlichkeit präsentieren kann.

Meine Frage: Würden Sie das tun? Würden Sie die Initiative übernehmen und sagen: Ich will mit dem Stadtgartenamt diesen Friedhof retten. Ich trete an die Nationalratspräsidentin Prammer, an die Bundesstellen heran, und die Stadt Wien ist bereit, mit mir, mit meiner Kompetenz als Umweltstadträtin, mit dem Stadtgartenamt, einen Beitrag dazu zu leisten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich glaube, dass wir gerade dabei sind, einen Beitrag dazu zu leisten. Aber eines muss ich schon sagen: Das Stadtgartenamt kann natürlich immer nur im gärtnerischen Bereich tätig sein. Was aber auf dem Friedhof notwendig wäre, ist ja gerade, in diesem ganzen Denkmalbereich – Stichwort: Mauern, Stichwort: das Haus, das Sie erwähnt haben – auch tätig zu werden. Da werden sich die Stadtgärtner einfach ein bisserl schwer tun. 

Deswegen glaube ich ja, dass es wirklich wichtig ist, mit dem Bund hier schnell zu einer Einigung zu kommen, weil ich wirklich Ihrer Meinung bin, dass dieses Abwarten und dann irgendwie Schnellmaßnahmen zu setzen, sicherlich nicht der richtige Weg ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Anfrage. 

Die 2. Anfrage (FSP - 02911-2007/0001 - KVP/GM) wurde von Frau GRin Mag Ines Anger-Koch gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Am 11. Juni wurde von den zuständigen Ressortchefs Grete Laska und Rudi Schicker ein Verkehrskonzept für die Fan-Meile am Ring präsentiert, das eine völlige Sperre der Ringstraße für die Zeit der EURO 2008 vorsieht. Am Tag darauf, am 12. Juni, wurde von Ihrer Seite [siehe Titelblatt Wiener Zeitung vom 13. Juni] einer Dauersperre unmissverständlich eine Absage erteilt: "Eine komplette Sperre ist vollkommener Blödsinn." Von Seiten der 
UEFA ist ein Konzept auf der Ringstraße genehmigt, das wiederum eine völlige Sperre vorsieht. Eine Änderung dieses Konzeptes dürfte sehr schwer werden. Welche Regelung betreffend die Sperre des Ringes wird es während der EURO 2008 geben?)

Bitte Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Es ist eigentlich eine Situation, wo die Beantwortung nur ungefähr halb so lang sein könnte wie die Frage selbst. Ich bin eigentlich davon ausgegangen, dass Sie nach Lektüre eines Interviews, das ich der „Wiener Zeitung" tatsächlich gegeben habe und das am Samstag erschienen ist, diese Frage wieder zurückziehen, denn dort habe ich das geklärt. 

Aber um in einem Satz auch Ihre Frage zu beantworten: Selbstverständlich wird die Fan-Meile so aussehen, wie Sie bei der UEFA eingereicht wurde, und vorausgesetzt, dass die UEFA nicht im letzten Augenblick noch die eine oder andere Adaptierung vornimmt, wird das auch so durchgeführt während der Zeit der Fußball-Europameisterschaft.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von der Fragestellerin gestellt.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Auch die verkehrstechnischen Berechnungen zeigen, dass die von Ihnen auserwählte Hauptausweichstrecke bei der Sperre der Ringstraße die notwendigen Verkehrsmengen und -aufkommen nicht ohne zusätzliche Maßnahmen aufnehmen kann. 

Welche Maßnahmen werden Sie setzen, dass quasi die Strecke doch befahrbar wird ohne Probleme?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das Verkehrskonzept ist von der zuständigen Magistratsabteilung für Verkehr ausgearbeitet worden und ist auch in Absprache mit den Autofahrerklubs so erstellt worden. Sollten sich zusätzliche Maßnahmen als notwendig erweisen, werden wir, ebenfalls im Einvernehmen mit den Autofahrerklubs, diese zusätzlichen Maßnahmen auch setzen. 

Sie können vom Grundsatz her davon ausgehen, dass wir bemüht sind, gerade auch diese Fan-Meile von ihrem Umfeld her so zu gestalten – ähnlich wie das auch bei anderen Fragen ist, Sicherheitsfragen, Kulturfragen, begleitenden Fragen zu so einer Fußball-Europameisterschaft –, dass dies Spiele werden, die tatsächlich dem Fußball gerecht werden, die diesem wunderbaren Sport gerecht werden, und wir versuchen, so wenig störende Einflüsse wie möglich zu haben. Das gilt natürlich auch für den Verkehr. 

Dass man für eine so einmalige Gelegenheit, die diese Fußball-Europameisterschaft für Wien und natürlich auch für Österreich und für andere Städte hier in Österreich darstellt, einiges hinnimmt, das liegt auf der Hand, denn wir werden wahrscheinlich – nicht nur in unserem physischen Erlebniszeitraum – nie mehr eine Fußball-Europameisterschaft nach Österreich kriegen. Daher wird man wahrscheinlich die eine oder andere Unannehmlichkeit, wie jetzt eine Umleitung über die Zweierlinie, in Kauf nehmen müssen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die Freiheitlichen haben im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte einen Antrag, der auch von ÖVP und Grünen unterstützt worden ist, eingebracht, wonach die Stadt Wien im Rahmen der Fan-Meile im Jahr 2008 einen Stand einrichten soll, wo Wiener Hochquellwasser kostenlos an die Besucher der Fan-Meile ausgeschenkt werden soll. Damit könnte man nicht nur wertvolle Werbung für die Stadt Wien, für das einzigartige Hochquellwasser machen, sondern auch einen Schritt setzen, um die Jugend weg vom Alkohol hin zu gesunden Getränken zu bekommen. 

Finden Sie es unter diesem Gesichtspunkt rasend intelligent oder gar verantwortungsvoll von der SPÖ, dieser Maßnahme gegen das Komasaufen eine Absage zu erteilen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat, ich bin lebenserfahrend genug, das dürfen Sie mir glauben, dass ich nicht davon ausgehe, dass nur, weil man einen Stand mit Hochquellwasser dorthin stellt, dies eine Maßnahme gegen Komasaufen wäre. Aber ich halte das aus einer ganz anderen Sichtweise durchaus für eine charmante Idee, und das ist der Werbeträgereffekt. Denn welche andere Millionenstadt der Welt hat so hochwertiges Trinkwasser? Daher hat das durchaus einen faszinierenden Aspekt. 

Aber ich hätte mir ja gewünscht, dass unter anderem auch Sie dabei gewesen wären bei den Verhandlungen mit der UEFA, denn so etwas ist auch einmalig. So etwas erlebt man in der öffentlichen Wirtschaft nicht, so etwas erlebt man in der Privatwirtschaft nicht, so etwas erlebt man in den Verhandlungen zwischen öffentlichen Dienststellen normalerweise nicht, sondern das fällt jetzt mehr oder weniger unter Diktat, denn wenn sich jemand beworben hat um die Fußball-Europameisterschaft, dann sagen wir jetzt mehr oder weniger, wo es langgeht. 

Es wird daher gerade auch bei der Fan-Meile außerordentlich genau und auf der Basis eines lang verhandelten und sehr, sehr gut verhandelten Host-City-Vertrages – die Schweizer beneiden uns zum Teil darum – sehr genau festgelegt, was dort stehen kann und stehen darf. Ich habe daher den dumpfen Verdacht, dass es sich hier bei dieser aus meiner Sicht durchaus begrüßenswerten Idee um das berühmte hinkende Ross handelt, denn gute Ideen und hinkende Pferde kommen bekanntlich zu spät. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Das kommt darauf an. Wenn sie nicht vorher zwischen zwei Semmelhälften landen, dann schon. (Allgemeine Heiterkeit.) Das hat ja auch eine Tradition in Wien. 

Also ich fürchte, das ist zu spät, obwohl ich der Idee vom Werbeeffekt her durchaus einiges abgewinnen könnte. (GR Harry Kopietz: Aber in jedem Hotelzimmer kann man auch das ausgezeichnete Wasser trinken!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von GRin Puller gestellt. Bitte. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich finde, es ist eine gute Sache, dass die EM 2008 hier stattfindet, und es werden ja schon fieberhaft Jahre vorher Vorbereitungen getroffen, nur ist halt nicht alles Fußball, und viele Menschen interessiert Fußball nicht. Für viele Menschen in dieser Stadt geht das Leben ganz normal weiter, aber viele verkehrstechnische Einschränkungen betreffen diese Menschen. Zigtausende arbeiten in der Innenstadt, und es wird ihnen erschwert, in die Innenstadt zu gelangen mit den Absperrungen von Schottentor bis Burgtor mit nur drei Durchgängen, mit Einschränkungen, dass der Oberflächenverkehr nicht geführt wird zwischen Schottentor und Karlsplatz. 

Ich denke, mit diesen Maßnahmen werden Menschen in der Bevölkerung, denen Fußball bisher relativ wurscht war, zu Fußballfeinden. Wieso gibt es keine bessere Lösung als ganztägig wochenlang diese Einschränkungen für FußgängerInnen, RadfahrerInnen und Öffi-BenützerInnen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Weil wir nicht ähnliche räumliche Verhältnisse haben, wie das in Berlin der Fall war, wo man eine lange, lange gerade Straße, die auch gesperrt wurde, zur Verfügung gestellt hat. Wir müssen, rein räumlich gesehen, den Heldenplatz mit dem Rathausplatz verknüpfen, und das geht leider nur über den Ring. 

Ich verstehe Sie schon, ich verstehe auch alle jene, die Fußball überhaupt nicht interessiert und die die Verkehrsmaßnahmen, die hier getroffen werden, als eine Einschränkung ihrer Freiheit betrachten. Ich kann all die Leute nur bitten um Verständnis dafür, dass es sich hier um eine Veranstaltung von etwa vier Wochen handelt, die absolut einmalig auch für unsere Stadt ist, so wie das auch für andere österreichische Städte zutrifft, wo wir in einem großen Ausmaß auch im Mittelpunkt der Öffentlichkeit stehen. Wenn ich mir vorstelle, was es alleine heute bereits an Akkreditierungsansuchen von Journalisten gibt, dann kann man daran erkennen, welchen Widerhall dies am Ende des Tages auch finden wird. 

Daher bitte ich um Verständnis für jene Maßnahmen, die Sie sehr penibel hier aufgelistet haben und die Einschränkungen für die normalen Lebensgewohnheiten bedeuten. Ich kann nur um Verständnis bitten, dass es für diese paar Wochen zu diesen Einschränkungen kommt. Es tut mir leid, aber wenn man eine solche Veranstaltung durchführen will, ist das notwendig.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 4. Zusatzfrage wird von GRin Mag Anger-Koch gestellt. 

GRin Mag Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich muss jetzt noch einmal fragen, und zwar deshalb, weil auch eine Verkehrsuntersuchung der MA 46 existiert und diese eben besagt, dass die notwendigen Verkehrsmaßnahmen nicht vollständig abzuwickeln sind und es zusätzlicher Maßnahmen bedarf und dass eine verkehrstechnische Analyse durchzuführen ist, um diese Maßnahmen und Vorschläge noch einmal auszuarbeiten. (GR Harry Kopietz: Das ist ein Jahr alt!)

Ich meine, da muss es doch eine Lösung geben und es müssen Maßnahmen noch einmal vorbereitet werden, damit die Wiener und Wienerinnen wissen, wie quasi mit dieser Situation umzugehen ist. 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also das ist eigentlich leicht zu beantworten: Wenn die zuständige Magistratsabteilung meint, es sei eine Analyse durchzuführen und es seien Maßnahmen zu erarbeiten, werde ich sie nach meinem Abgang hier von diesem Rednerpult beauftragen, dies auch durchzuführen. Denn der Sinn der Sache kann es ja nicht sein, dass wir von einer zuständigen Abteilung, die für die Konzeption und die Verkehrsorganisation zuständig ist, hier weise Ratschläge kriegen. (VBgmin Grete Laska: Das Papier ist ein Jahr alt! Das ist schon erledigt!)
Also ich denke, entweder ist es schon erledigt oder es wird erledigt. Sie können aber ganz sicher sein, dass die MA 46 das tun kann und wir ihren Ratschlägen auch folgen, was eine Optimierung der Verkehrsorganisation rund um die Fußball-Europameisterschaft betrifft. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 2. Frage. 

Die 3. Anfrage (FSP - 02909-2007/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Kathrin Gaal gestellt und ist an die Frau amtführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (In wenigen Tagen beginnen die Ferien in Wien. Nicht alle Familien haben die Möglichkeit, mit ihren Kindern auf Urlaub zu fahren. Welche Aktivitäten gibt es in dieser Zeit für Wiener Familien, die auch leistbar sind?)

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Einen wunderschönen guten Morgen, sehr geehrten Damen und Herren! 

Um die Frage zu beantworten, „Was macht man in den Ferien in Wien?", nicht nur wenn man Kind ist, wenn man Familie mit Kind ist oder wenn man Wienbesucher oder Wienbesucherin ist, nun, da ist es so, dass die Vorbereitungen – genauso wie für die Fußball-Europameisterschaft – natürlich schon lange Zeit laufen und auch das ganze Jahr über daran gearbeitet wird, welche Programme in den Ferien in Wien angeboten werden können. 

Um vielleicht nur mit einem Satz noch auf die vorherige Frage zurückzukommen: Es ist so, dass gerade beim Ferienspiel nicht nur die Stadt Wien selbst, sondern eine Fülle von Organisationen miteingebunden ist in die Planungen und dass die Information darüber, was es alles gibt, eine sehr dichte ist. Und so wie bei der Europameisterschaft und ihrer Vorbereitung ist es verwunderlich, wenn hier die Frage kommt, denn wir hatten vor 14 Tagen oder vor eineinhalb Wochen eine Sitzung mit allen Parteien gemeinsam, in der das Verkehrskonzept präsentiert wurde und in der Sie, liebe Frau Gemeinderätin, den aktuellen Stand bekommen haben und damit die Antwort auf ihre Zusatzfrage. 

Aber die wichtige Frage, die Sie gestellt haben, möchte ich in meiner Antwort in verschiedene Teile gliedern. 

Das Wichtigste: Es gibt natürlich die Situation, dass wir lange Ferien haben für die Schulkinder – das ist auch gut so, die brauchen die Regeneration, die brauchen das Ausspannen –, aber es gibt natürlich die Situation, dass es berufstätige Eltern gibt, die nicht dasselbe Ausmaß an Ferienzeit haben. Daher war es mir vor Jahren schon ein ganz wichtiges Anliegen, dass jene Kinder, die während des Schuljahres eine Betreuung am Nachmittag brauchen, auch in den Ferien betreut werden können. Und das ist etwas ganz Besonderes, was es wirklich nur in Wien gibt. Das heißt, jedem, der in den Ferien Betreuung braucht, stehen die städtischen Kindergärten und Horte zur Verfügung.

Auch in den Kindergärten ist es so, dass wir eine Jahresschließzeit von etwa einer Woche haben, während sich zum Beispiel die Kindergärten in den Bundesländern nach den Schulen richten und in den Ferien überhaupt geschlossen haben, was natürlich die Vereinbarkeit von Beruf und Familie enorm erschwert. 

Darüber hinaus gibt es natürlich viele andere Angebote, die man im Ferienspiel zusammenfasst. Das Ferienspiel ist eine Institution. Das Symbol des Ferienspiels, der Holli Knolli, ist in der Zwischenzeit mehr als 25 Jahre alt, und, was mich als Sportstadträtin freut, er hat in seiner Angebotspalette nicht nur Angebote für Bildung, nicht nur kulturelle Angebote, nicht nur Angebote, die sozusagen Anreiz geben, die Stadt kennenzulernen – ich denke alleine an die erst seit einigen Jahren neue Aktion „Rein ins Rathaus!", wo die Kinder und Jugendlichen dieser Stadt für kurze Zeit unser Rathaus in Beschlag nehmen und erleben können, wie denn so eine Stadtverwaltung und auch die Politik funktioniert –, sondern im Ferienspiel gibt es auch eine ganze Menge von sportlichen Angeboten. Die Sportvereine, die Sporthallen der Stadt Wien – wir haben ja mit den Sport- und Fun-Hallen eine hervorragende Infrastruktur, erst seit Kurzem eine neue auch im 22. Bezirk –, all das ist eine Fülle von Angeboten, die primär auch – und das ist mir auch politisch ganz wichtig – darauf ausgerichtet sind, dass sie für die Kinder, für die Jugendlichen, für die Familien zum Nulltarif oder zu sehr günstigen Bedingungen zur Verfügung stehen, neben natürlich den normalen kommerziellen Freizeitangeboten. 

Es gibt im Ferienspielpass, der ja an alle Wiener Schulkinder in den Pflichtschulen geht, eine Fülle von Angeboten in Kooperation mit Partnerorganisationen. Diese Aktion – ich habe es schon gesagt – ist einzigartig, sie wird bewundert. Tausende, Hunderttausende Kinder nehmen jedes Jahr an diesen Aktionen teil, und vor allem die familienorientierten Aktivitäten werden besonders gerne angenommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeisterin. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mag Gudenus gestellt. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Wenn so eine Anfrage von einem Gemeinderat oder einer Gemeinderätin der Opposition käme, würden Sie wahrscheinlich erwidern, das müssten Sie doch wissen, dass es das Ferienspiel gibt, so etwas braucht man doch nicht anzufragen. Aber das nur am Rande. 

Wir diskutieren morgen den Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht, und da steht geschrieben, dass es leider zur Kenntnis genommen werden muss, dass immer mehr Eltern ihren Kindern nicht wenigstens ein bis zwei Wochen mit einer Jugendorganisation in einem Sommerlager finanzieren können. Und weiters steht geschrieben, es ist Realität, dass die Armut und daher auch die Kinderarmut in unserem Land Wien wieder zunimmt. 

Woran liegt, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, die Zunahme dieser Armut in Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Zum einen möchte ich ganz vehement zurückweisen, dass ich Ihnen nicht immer sehr ausführlich Auskunft geben würde, und es wäre mir eine große Freude gewesen, hätten Sie mir diese Anfrage gestellt. Es hätte Gelegenheit geboten, Ihnen das Angebot wahrscheinlich in noch größerer Ausführlichkeit, untermalt mit all den Prospekten, dem Ferienspielheft und vielem anderen, persönlich zu überreichen. Denn an uns allen liegt es, nicht nur mit den normalen Möglichkeiten an die Kinder, Familien und Jugendlichen heranzukommen, sondern auch Sie werden ja gefragt werden – nehme ich einmal an –, was Sie in Ihrer Funktion als Mandatar dieses Hauses machen, vor allem auch, weil Sie aus einer Jugendorganisation kommen, was schon ein wichtiges Aufgabenfeld in der Information in sich birgt, dass Sie auch solche Angebote mittransportieren. Daher dient eine solche Anfrage natürlich zur Sicherung des Informationsertrages, und daher nehme ich sie auch gerne wahr. 

Zu Ihrer Frage: Die Beantwortung wird Sie vielleicht nicht so ganz freuen, denn sie betrifft das, was in den letzten Jahren passiert ist. Wir haben das ja oft in Wien auch diskutiert, wie die Entwicklung von Einkommen, wie die Entwicklung von Arbeitslosigkeit, wie die Entwicklung von Jugendarbeitslosigkeit im Speziellen durch die gesetzlichen Veränderungen des Jahres 2000 und folgende war und wie die Steigerungen, die es in dieser Zeit gegeben hat, sich natürlich ausgewirkt haben auch auf die Situation von Familien in Wien. 

Und gerade deshalb, weil wir die Situation kennen, gibt die Politik dieser Stadt die richtigen Antworten. Einerseits mit der Tatsache, dass wir für zum Beispiel die Kinderbetreuungseinrichtungen – das gilt für Kindergärten, Horte und auch die schulische Betreuung – eine soziale Staffelung haben. Das heißt, dass jene, die niedrige Einkommen haben, keine Beiträge zahlen, weder für die Betreuung noch teilweise für das Essen, und dass natürlich auch dieses ganze Paket von Ferienangeboten vieles in sich birgt, was kostenlos ist. Das beginnt bei den unendlich vielen Möglichkeiten, Freizeit in Wien zu verbringen, das beginnt bei den Bädern, wo für die Familienbäder die Infrastruktur entscheidend verbessert wurde und die Angebote kostenlos sind für die Kinder und Familien, und das geht bis zu 42 km Strand in dieser Stadt, über die Grünanlagen, die wir in dieser Stadt haben, bis hin zu Aktionen wie „Rein ins Rathaus!" und viele andere Ferienspielstationen, für die nichts bezahlt werden muss. 

Und eines sei auch noch dazugesagt: Das große Kulturangebot, das wir in dieser Stadt haben, beginnend bei dem, was am Samstag mit dem Filmfestival auf dem Rathausplatz beginnt, Kultur vom Feinsten zum Nulltarif, wo jeder und jede, die sich vielleicht keine Karte in der Staatsoper oder in anderen Theatern leisten kann, herkommen kann und wochenlang Kultur vom Feinsten konsumieren kann, bis hin zu den diversesten Openair-Kinos, die teilweise auch kostenlos sind. Das ist eine Fülle von Angeboten, die genau dem gerecht wird, was Sie verlangen: Dass Menschen, die wenig Einkommen haben, die sehr genau schauen müssen, wie sie damit auskommen, nicht ausgeschlossen sind. Denn Armut ist ja auch gekennzeichnet dadurch, dass man von bestimmten Aktivitäten ausgeschlossen ist. Da bin ich sehr stolz darauf, dass wir uns das in Wien leisten können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. – Die 2. Zusatzfrage wird gestellt von GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin!

Ich bin ein Fan vom Ferienspiel, stelle aber immer fest, dass die guten Angebote, die interessanten Angebote, vor allem für die älteren Kinder, sehr rasch ausgebucht sind, was schade ist. Aber da sieht man, dass auch die Nachfrage steigt und dass man sich da überlegen könnte, noch mehr anzubieten beziehungsweise parallel noch mehr zu machen. 

Jetzt ist aber die Situation in den letzten Jahren so, dass durch die schulautonomen Tage es immer mehr dazu kommt, dass das auf eine Woche zusammengelegt wird, und da gibt es sehr wenig Angebote. Natürlich können Kinder nach wie vor den Hort besuchen, aber da ist eigentlich kein Ferienspiel oder etwas in der Art vorhanden in der Stadt, außer die normalen Museen und Sonstiges. 

Gibt es Überlegungen, hier gerade dann auch im Herbst Angebote im Sinne des Ferienspiels zu machen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Also zum einen ist das Thema der schulautonomen Tage eines, das für mich pädagogisch noch nicht ausdiskutiert ist. Bei der Einführung der schulautonomen Tage ist es vor allem darum gegangen, dass die Freigabe bestimmter Tage im Jahr eben schulautonom gemeinsam mit Lehrern, Eltern und Schülern im Schulforum entschieden werden sollte, individuell in den einzelnen Schulen. Das sollte aber jedenfalls nicht dazu führen, dass es hier eine neue Ferienanordnung gibt. 

Nun wissen wir, wie die Realität in manchen Fällen ausschaut: höchst unterschiedlich, was total unbefriedigend ist. Denn hätte es die schulautonomen Tage schon gegeben während der Zeit, wo meine vier Kinder parallel in der Schule waren, hätten wir wahrscheinlich an den unterschiedlichsten Schulstandorten die unterschiedlichsten freien Tage gehabt, was familienpolitisch ein Schwachsinn ist und vor allem im Hinblick auf Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein Schwachsinn ist. 

Und was mich besonders ärgert – das sage ich als ehemalige Lehrerin ganz deutlich dazu –: Ein Grund war auch, dass man die Belastung, an einem Tag zum Beispiel unterrichten zu müssen und am Nachmittag eine Konferenz zu haben, beseitigen wollte. Das war ja eines der Argumente für die schulautonomen Tage. Weil es immer geheißen hat, das ist ja eine solche Belastung, sollte hier etwa die Möglichkeit bestehen, den Tag für Schüler autonom freizugeben und in Ruhe die Konferenz abzuhalten. Seit es die schulautonomen Tage gibt, gibt es diese Belastung nicht mehr! 

Daher sage ich, ich bin der Meinung, wir sollten da alle gemeinsam – Bund, Länder, Elternvertreterinnen und ‑vertreter – noch einmal genau diskutieren, was da passiert und wie wir es korrigieren können.

Und gerade weil es so differenziert ist, ist es äußerst schwierig, Angebote wie das Ferienspiel zu machen, denn es sind keine Ferien. Was wir sehr wohl tun, ist, die Familientage anzubieten, die ja zu den Wochenenden sind, und auch an den schulautonomen Tagen die Betreuung anzubieten. Aber Zusätzliches ist, solange das so differenziert geregelt ist, nicht möglich. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke schön für die Beantwortung dieser Zusatzfrage. Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Riha gestellt. Ich bitte darum.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist begrüßenswert, dass es in Wien zur Unterstützung der Eltern so ein breites Freizeitangebot gibt. Jetzt gibt es im Sommer auf vielen Universitäten auch die Kinderuni, die von den Kindern ganz begeistert besucht wird. 

Ich möchte jetzt fragen, gibt es ein ähnliches Angebot – weil Sie auch Bildung angesprochen haben – von der Stadt Wien, das den Kindern Lust auf Bildung und Wissen macht, das aber vor allem auch die Kinder der bildungsschwachen Familien erreichen kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Es gibt jetzt schon im Programm des Ferienspiels natürlich auch eine Menge von Bildungsangeboten, wobei es mich besonders freut, dass diese Angebote so angenommen werden, weil man ja Kindern und Jugendlichen manchmal unterstellt, dass sie nicht nur mit ihrer Freizeit nichts anzufangen wissen, und wenn, dann nur vor dem Computer sitzen oder, wie vorher angesprochen, Komasaufen, was ja die perverseste Unterstellung überhaupt ist, die man den Kindern und Jugendlichen antun kann. 

Es gibt eine Fülle von Aktionen. Es gibt die Büchereien in Wien, und die Büchereien sind im Ferienspiel besonders mit Leseangeboten vertreten. Lesen ist auch Bildung. Es gibt hier jede Art von besonderen Vorlese-Stunden zum Beispiel für die Kleinsten, was ganz wichtig ist, denn Vorlesen ist leider Gottes etwas, was nicht mehr so passiert. Es gibt auch die Auseinandersetzung mit den Inhalten der Bücher. Es gibt sehr viele Angebote auch von der Wiener Volksbildung, Kurse in den Volkshochschulen. Es gibt neu die erste Favoritner Kindersommerakademie, die heuer im Juli laufen wird, und es gibt auch in der Donaustadt und in anderen Volkshochschulen eigene Angebote, die einerseits sprachenorientiert sind, andererseits Wissen nachholen helfen, das vielleicht während des Schuljahres nicht erreicht werden konnte. 

So gesehen ist die Kooperation mit den Universitäten eine wichtige. Ich würde mir auch wünschen, dass es hier möglich ist, noch mehr auszuweiten und vielleicht gemeinsam zu überlegen, wie man diesen Wissensdurst der Kinder in Zukunft noch besser stillen kann. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 4. Zusatzfrage wird von GRin Gaal gestellt. 

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Was mich noch interessieren würde, ist, welches Angebot es für Gäste gibt, die im Sommer mit ihren Kindern nach Wien kommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Nun, das Wiener Ferienspiel und alle Angebote werden auch sehr gern von Touristen angenommen. Wir haben in den letzten Jahren besonders gemeinsam mit Wien Tourismus verstärkt auch die Werbung in den Destinationen durchgeführt, wo Wien Tourismus wirbt, teilweise auch mit übersetzten Angeboten in Englisch, weil gerade wir erkannt haben, dass viele Städtetouristen, die im Sommer nach Wien kommen, sehr gerne auf diese Angebote zurückgreifen. 

Das ist mir insofern sehr wichtig, als Wien natürlich mit der Unendlichkeit seiner touristischen Verlockungen eine bestimmte Zielgruppe schon anlockt, aber Familien mit Kindern verstärkt zu jenen gehören, für die wir die Stadt noch attraktiver machen wollen. Und jeder, der Kinder hat, weiß, dass Städteurlaube für Kinder bis zu einem gewissen Maß nur eingeschränkt lustig sind. Und da ist es gut, wenn man weiß, dass es für die Kinder besondere Angebote gibt, auch in den Museen, auch in den attraktiven Destinationen für die Touristen, wie zum Beispiel unsere Blumengärten in Hirschstetten oder am Cobenzl rund um unser Weingut den Kinderbauernhof und Ähnliches. 

All das sind Attraktionen, wo ich mir denke, dass man auch im Urlaubsprogramm das so gestalten kann, dass ein bisschen was für die Erwachsenen drinnen ist, aber vor allem auch ein gutes Stück für Kinder, sodass das gemeinsame Urlaubserlebnis ein schönes ist und man vielleicht noch einen Tag in Wien anhängt, um ein spezielles Kinderprogramm zu machen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke der Frau Vizebürgermeisterin, für die Beantwortung der 3. Frage. 

Die 4. Anfrage (FSP - 02917-2007/0001 - KFP/GM) wurde von Frau GRin Henriette Frank gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Welche nachhaltigen Maßnahmen werden Sie, Herr StR Dr Ludwig, auf Grund des Vorfalles [Schussattentat auf Kind] in der Quellenstraße [Favoriten] vom 11. Juni 2007 setzen, um künftig solche Aktionen zu vermeiden?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau GRin Frank, ich möchte Ihre Frage in zwei Teilen beantworten. 

Zum ersten Teil würde ich meinen, dass ich diese Frage nur mit „keine" beantworten kann, denn es wird wahrscheinlich keine Maßnahmen geben, die solche Straftaten völlig verunmöglichen. Dieser Einzelfall, den Sie angesprochen haben, ist ja von einem Menschen ausgeübt worden, wo vorher nicht erkennbar war, dass der zu solchen Maßnahmen greift und wo nicht nur das unmittelbare Wohnumfeld dadurch beeinträchtigt worden ist, dass er auf Personen aus seinem Wohnbau geschossen hat – besonders verwerflich: auf Kinder geschossen hat –, sondern dass er ja auch ähnliche Schussattentate auf Personen in seinem unmittelbaren Bekanntenkreis gemacht hat. Das heißt, es ist nicht unmittelbar die Wohnsituation der Anlassfall gewesen, sondern offensichtlich die persönliche psychische Situation dieses Einzeltäters. 

Ich denke, dass solche Maßnahmen nur in ganz enger Kooperation mit den Sicherheitsbehörden zu ahnden sind, denn die Sicherheitsbehörden sind zuständig für Aufklärung und Verwahrung solcher Straftäter. Also ich sehe im Einzelfall keine unmittelbare Möglichkeit des Eingreifens oder des Verhinderns ähnlicher Fälle. 

Aber ich möchte Ihre Frage noch etwas ausweiten, und ich sehe dahinter, wenn man so will, auch die Möglichkeit, gemeinsam darüber nachzudenken, was man tun kann, um präventiv auch im Wohnumfeld mit Menschen so umzugehen, dass man vielleicht frühzeitig erkennt, welche Situationen es gibt. Ich denke, dass wir hier mit dem Instrument der Gebietsbetreuungen durchaus eine Einrichtung haben, die dazu angetan ist, in direktem Kontakt mit den Bewohnerinnen und Bewohnern zu stehen, gleichzeitig aber auch mit vielen anderen Einrichtungen unserer Stadt oder auch privaten Verbänden und Institutionen. Ich denke, dass hier die Gebietsbetreuungen eine ganz wichtige Aufgabe und Funktion gehabt haben und in Zukunft haben werden. 

Das ist auch der Grund, dass wir die Gebietsbetreuungen im Wesentlichen in zwei großen Bereichen entwickelt haben, nämlich die Gebietsbetreuung, die im Stadterneuerungsbereich tätig ist, die sich vor allem, wenn man so will, um die abgewohnten Quartiere kümmert, dort, wo Sanierung ansteht, wo es auch darum geht, die Bewohnerinnen und Bewohner vorzubereiten, wo wir auch wissen, dass es in diesen abgewohnten Vierteln oft durchaus auch soziale und gesellschaftspolitische Fragen gibt, die zu klären sind. 

Zum Zweiten haben wir unsere Verantwortung auch als Haus- und Wohnungseigentümer dahin gehend ausgeweitet, dass wir speziell für die städtischen Wohnhausanlagen eine Gebietsbetreuung haben, die sich auch um die Wohnzufriedenheit der Mieterinnen und Mieter im Gemeindebau kümmert.

Ich habe am Beginn des heurigen Jahres die Möglichkeiten der Gebietsbetreuungen aufgestockt. Wir haben finanzielle und personelle Ressourcen um in etwa ein Drittel erhöht. Ich denke, dass wir mit diesen neuen, erweiterten Möglichkeiten durchaus die Chance haben, auch präventiv einzuwirken und die Gesprächssituation zwischen den Bewohnerinnen und Bewohnern so zu verbessern, dass es hier möglich ist, frühzeitig einzugreifen, wenn wir den Eindruck haben, dass das notwendig ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Frank gestellt. Ich bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Stadtrat, für die sehr ausführliche Beantwortung. 

Es ist so, es wird hier immer vom Einzelfall gesprochen, aber man übersieht, dass der Landespolizeikommandant Karl Mahrer gesagt hat, dass hier bereits 70 Anzeigen wegen Lärms diesem Attentat vorausgegangen sind. Ich will jetzt nicht auf den Attentäter im Einzelnen zu sprechen kommen, das ist bestimmt ein Einzelfall, es geht mir jetzt um den Lärm als solchen. In Favoriten sind zum Beispiel jetzt im Monat Juni bis Mitte des Monats die Einsätze wegen Lärms bereits 50 Prozent höher, als das in den Monaten April und Mai der Fall war, wo es auch schon sehr warm war. 

Also Lärm wird ein zentrales Thema in dieser Stadt werden, und ich finde, es ist im Moment ein Lärmtourismus, der auch hausgemacht ist. Lärmtourismus heißt, es kommen jetzt anlagenfremde Menschen, setzen sich dorthin, essen, trinken, es ist lustig, nur leider bis Mitternacht und später. Auch Hundezonen werden in dichtest verbaute Gebiete hinein geplant, gesetzt. Die Menschen kommen überhaupt nicht mehr zur Ruhe. 

Daher frage ich Sie, inwieweit Sie sich hier einsetzen wollen, entweder in wirklich dicht verbauten Gebieten solche Lärmquellen wieder zu reduzieren oder wegzunehmen beziehungsweise in Neubaugebieten überhaupt erst gar nicht mehr zuzulassen. Grundsätzlich ja, aber nicht im dichtest verbauten Gebiet in Karrees, wo es hallt oder sonst etwas.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Auch hier möchte ich die Antwort auf Ihre Frage vielleicht wieder in zwei Teile gliedern. 

Das eine ist, dass wir natürlich überall dort, wo Menschen sind, auch die, wie Sie es nennen, Lärmquellen haben werden. Es ist natürlich so, dass wir Kinderspielplätze oder auch zum Beispiel die von Ihnen angesprochenen Hundezonen überall dort machen werden und haben werden, wo es eben Kinder beziehungsweise den Bedarf von Hundeauslauf gibt. Das wird nicht generell vermeidbar sein. Was ich daran anschließen möchte, ist durchaus die Überlegung, dass man sagt, man muss Spielregeln, die man sich gemeinsam gibt, natürlich auch einhalten. Das gilt für die Hausordnung in den städtischen Wohnhausanlagen genauso, wie auch für Spielregeln, die man sich bei der Parkbenützung gibt oder die man sich auch bei der Benutzung von Hundezonen oder anderen sehr stark genutzten öffentlichen Plätzen gibt.

Da ist richtig, dass wir auch mit den Gebietsbetreuungen und anderen Einrichtungen der Stadt, wie dem Bürgerdienst beispielsweise, in laufenden Gesprächen sind, um hier Möglichkeiten zu finden. Auch zum Beispiel mit Parkbetreuern, mit Back on Stage wollen wir Kinder und Jugendliche darauf aufmerksam machen, dass es ab einer bestimmten Uhrzeit nicht mehr möglich ist, zum Beispiel einen Spielplatz zu frequentieren.

Ich würde doch bitten – und da bin ich dann beim zweiten Teil Ihrer Frage –, dass man auch sieht, dass hier diese, wie Sie es nennen, Lärmquellen natürlich deshalb immer entstehen, weil es hier einen sehr starken Nutzungsdruck gibt, gerade auch im dicht verbauten Gebiet, und dass es sehr unterschiedliche Interessen gibt, die von jeder Seite her verständlich sind. 

Ich verstehe – ich habe das gestern schon erwähnt –, dass Kinder und Jugendliche einen Bewegungsdrang haben, spielen wollen, beim Spielen auch lärmen wollen. Ich verstehe aber natürlich auch die Interessen der Anrainerinnen und Anrainer, die ab einer gewissen Uhrzeit ein Ruhebedürfnis haben. Hier einzugreifen, darum habe ich die Gebietsbetreuungen speziell ersucht, und ich bin sicher, dass es den Gebietsbetreuungen und den auch zusätzlich von mir jetzt geschaffenen Mediatoren möglich sein wird, im Gespräch mit den betroffenen Personen nach Lösungen zu suchen und sie auch zu finden.

Vielleicht noch einen Nachschub zum zweiten Teil der Beantwortung Ihrer jetzigen Zusatzfrage. Dass das natürlich ein besonderes Thema auch in städtischen Wohnhausanlagen ist, hängt auch damit zusammen, dass wir uns als Wohnungs- und Hauseigentümer unserer Verpflichtung, Spielplätze zu errichten, nicht entzogen haben. Wir haben Wien-weit in allen Gemeindebauten in etwa 1 300 Spielplätze. Dazu bekennen wir uns auch. Wir wollen, dass die Kinder nicht nur zu Hause vorm Fernseher und vorm Computer sitzen, wir wollen, dass Kinder auch spielen können, auch mit Gleichaltrigen sich austoben können. Das heißt aber auch, dass wir entsprechende Spielräume zur Verfügung stellen wollen. Wir machen das auch dort, wo die Kinder zu Hause sind, also auch möglichst in Nähe der Wohnhausanlagen, aber es ist sicher richtig, dass es Diskussionen über die Nutzung dieser Spielflächen gibt. Ich denke aber, dass wir mit dem Einsatz der Gebietsbetreuungen und Mediatoren eine Verbesserung der Situation bewirken werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Guten Tag, Herr Stadtrat!

Ich habe gestern schon in meiner Rede im Rechnungsabschluss darauf hingewiesen, dass spielende Kinder keine „Lärmquelle" sind und dass das in dieser Diskussion auch von Ihnen zwar immer wieder differenziert kommt, man muss Spielregeln einhalten, aber ich würde schon sagen, dass es hier ein klares Bekenntnis geben muss, dass spielende Kinder keine Lärmquelle sind und dass es nun einmal Lärm – unter Anführungszeichen, wenn man das denn Lärm nennen will – gibt, wenn Kinder spielen und miteinander sprechen, was genauso für Erwachsene gilt, denn wenn die sich zusammensetzen und die miteinander reden, dann wird es auch ein bisserl lauter. Das kennt jeder, man braucht sich nur hier den Gemeinderatsitzungssaal anzuschauen.

Jetzt ist es aber so, dass auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft schon seit Jahren darauf aufmerksam macht, dass man all diese Probleme und Konflikte, gerade wenn es um Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen in Wohnhäusern geht, ändern könnte, wenn man Kinder und Jugendliche frühzeitig in die Planung von Bauten mit einbeziehen würde, damit es zu einem kinder- und jugendgerechten Planen und Bauen kommt, und dass man dort in einem partizipativen Prozess auch Spielregeln aushandeln könnten, wenn man dort Angebote schafft und die mit den Kindern und Jugendlichen, die dort einziehen oder die dort schon wohnen, auch besprechen würde. Man weiß aus Partizipationsmodellen, dass das funktioniert.

Wie schaut es aus mit der Arbeitsgruppe, die ja immer wieder erwähnt wird, zum jugendgerechten Bauen und Planen? Wird es die geben? Gibt es da Ergebnisse? Wann können wir damit rechnen, dass wir das auch diskutieren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich halte das für einen wichtigen Punkt, dass man insgesamt Mieterinnen und Mieter oder potenzielle Mieterinnen und Mieter sehr frühzeitig in die Planungsphase mit einbezieht. Wir haben insbesondere, was den Umgang mit Spielflächen für Kinder und Jugendliche betrifft, auch mit den Bauträgern, die wir im Rahmen der Wettbewerbe ansprechen, sehr intensive Diskussionen und Gespräche geführt, weil es in der Tat so ist – und auch das haben wir gestern durchaus auch kritisch angemerkt, und zu Recht, wie ich meine –, dass unter dem verstärkten Kostendruck die Bauträger sehr oft, wenn sie Sparmaßnahmen gesetzt haben, die Spielflächen reduziert haben oder zumindest in der Zugangsmöglichkeit beeinträchtigt haben. 

Da haben wir ein sehr starkes Interesse, dass wir jetzt auch bei den derzeit laufenden und kommenden Bauträgerwettbewerben auch den Bauträgern mit auf den Weg geben, dass sie in der Planungsphase schon potenzielle Mieterinnen und Mieter einbeziehen sollen. Das werden wahrscheinlich primär die Eltern sein, denn wenn man sich einen solchen Planungsprozess ansieht, sieht man natürlich, dass der mehrere Jahre umfasst und sich die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen gerade in diesem Lebensabschnitt sehr schnell ändern. 

Aber ich denke, dass wir sehr viel Erfahrung haben in der Stadt, auch mit den verschiedenen Einrichtungen – beispielsweise Jugendämter oder gerade auch Kinder- und Jugendanwaltschaft –, wo es auch darum geht, diese Erfahrungen in die Planungsphase mit einzubeziehen und zu berücksichtigen. Ich glaube, dass die Sensibilität im Steigen begriffen ist und dass eigentlich das Spielen von Kindern, gerade was jetzt jene Mieterinnen und Mieter betrifft, die neue Wohnung suchen und in Anspruch nehmen wollen, stärker toleriert wird. 

Ich war erst gestern bei der Übergabe jenes Wohngebäudes im 15. Bezirk, das den Sanierungspreis gewonnen hat, wo wir auch darüber gesprochen haben, wie man Kinder und Jugendliche in einem Altbau entsprechend berücksichtigen kann. Das heißt, das wird nicht nur im Neubau ein wichtiges Thema sein, sondern zum Beispiel auch in der Sanierung, überall dort, wo wir öffentliche Gelder einsetzen. Hier haben wir besonders darauf zu achten, auch auf Grund der Ergebnisse dieses Arbeitskreises, dass Freiflächen für Kinder und Jugendliche berücksichtigt werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Ing Mag Dworak gestellt.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich habe gestern schon in meinem Redebeitrag zur Spezialdebatte Wohnen von diesem unglücksseligen Vorfall gesprochen. Ich fühle mit dem Buben und mit seiner Familie selbstverständlich, aber es ist immer wieder insgesamt im Gemeindebau große Unruhe.

Ich möchte hier nochmals auf diese Mieterbeiratsversammlung am 31.5. Bezug nehmen und möchte dazu etwas fragen. Diese Liste mit diesen 18 Punkten – ich habe sie hier bei mir – betrifft ja auch Dinge, die genau in diese Kerbe schlagen, die wir dauernd jetzt besprochen haben. Hier geht es um Hausbesorger, hier geht es um Lärm, hier geht es auch um Kinder. Es geht vor allem um Dinge, die die Mieter ärgerlich und betroffen machen. 

Jetzt ist diese Liste natürlich sehr lange, und meine Frage lautet einerseits: Bis wann wird diese Liste abgearbeitet? Andererseits: Wie denken Sie, diese Liste generell abzuarbeiten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Herr GR Dworak, ich möchte mich auf die Veranstaltung am 31. Mai 2007 beziehen, die Sie jetzt angesprochen haben, zu der ich alle Wiener Mieterbeiräte ins Rathaus eingeladen habe. Das war in der Tat eine sehr gut besuchte Veranstaltung, es waren mehr als 600 Personen anwesend, es war aber darüber hinaus auch eine sehr kreative Veranstaltung. Es sind aus dem Kreis der Mieterbeiräte sehr viele Vorschläge gekommen, weit mehr Vorschläge, als diese von Ihnen angesprochene Liste beinhaltet.

Wir sind jetzt so verblieben, dass wir die Vorschläge, die wir bei dieser Veranstaltung gemacht haben, nämlich dass wir die Mieterbeiräte in Zukunft stärken wollen, sie auch verstärkt unterstützen wollen in ihrer Tätigkeit, so umsetzen, dass wir den Mieterbeiräten eine Infomappe übergeben – das ist bei dieser Veranstaltung schon geschehen –, dass wir Schulungsmaßnahmen setzen wollen, um die Mieterbeiräte in die Lage zu versetzen, sich noch intensiver für ihre Interessen einsetzen zu können, dass wir gleichzeitig aber auch einen intensiveren Dialog zwischen den Mieterbeiräten und den Verantwortlichen von Wiener Wohnen herbeiführen, indem wir regelmäßige Arbeitssitzungen abhalten, aber auch weitreichende Strategiesitzungen regelmäßig und verpflichtend für alle Kundendienstzentren einführen.

Also ich denke, wir haben hier eine große Vorleistung gemacht, und wir haben uns jetzt vorgenommen, in den nächsten Monaten die Vorschläge der Mieterbeiräte auch abzuarbeiten. Es gibt hier eine ganze Reihe von Initiativen. In einem Bezirk, in Favoriten beispielsweise, haben sich die Mieterbeiräte zusammengeschlossen, haben Verantwortliche gewählt, die jetzt mit dem Kundendienstzentrum versuchen, Lösungen zu finden. Es gibt in anderen Bezirken andere Maßnahmen und Initiativen, es gibt auch in einigen Bauten verstärkte Initiativen, und wir werden versuchen, diese Ambitionen aufzugreifen und möglichst viel von dem, was hier vorgeschlagen wird, auch umzusetzen. 

Nur ich möchte auch gerade bei den Punkten, die Sie angesprochen haben, schon auch sagen, dass wir hier doch gemeinsam sehen müssen, dass es bei bestimmten Punkten divergierende Interessen gibt und dass die Lösung nur darin zu finden ist, dass die Mieter im Kreis des Mieterverbandes gemeinsam – von uns zwar moderiert, aber doch gemeinsam – nach Lösungen suchen und diese auch finden. Aber wir werden da sehr bereitwillig alle diese Vorschläge aufgreifen und sie, wo es möglich ist, auch umsetzen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Baxant gestellt. Bitte.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Welche weiteren Berufgruppen können sich auf ein positives Wohnklima auswirken in einem Gemeindebau?

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Herr GR Baxant, das ist eine sehr wichtige Frage, denn ich sehe darin die Möglichkeit, darauf hinzuweise, dass das Wohnumfeld natürlich aus sozialen Netzwerken besteht. Die Gebietsbetreuungen sind hier, wie ich meine, eine ganz wichtige Gruppe, die wir jetzt auch aufgestockt haben. Es arbeiten 80 Gebietsbetreuer im Bereich der Sanierungsgebiete, weitere 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der städtischen Wohnhausanlagen, zusätzlich noch 20, die im Bereich der mobilen Gebietsbetreuung tätig sind, und jetzt sind erst seit Kurzem 20 Mediatoren, die speziell im interkulturellen Bereich tätig sind. 

Darüber hinaus ist die von mir angesprochene Gruppe der Mieterbeiräte eine ganz wichtige und bedeutende. Ich habe gerade in der Beantwortung der Frage von Herrn GR Dworak darauf hingewiesen, dass wir diese Gruppe auch stärken wollen.

Ich denke, als weitere ganz wichtige Berufsgruppe sind jene Menschen zu sehen, die oft unerkannt als Mediatoren tätig sind, das sind nämlich die Hausbesorgerinnen und Hausbesorger, die leider weniger geworden sind durch den Umstand, dass die letzte Bundesregierung das Hausbesorgergesetz abgeschafft hat. Wir haben aber ein sehr starkes Interesse daran, die Hausbesorger, die es gibt, verstärkt auch in dieses soziale Netzwerk mit einzubeziehen.

Des Weiteren wollen wir die von uns neu gegründete HausbetreuungsgesmbH, die sehr gute Arbeit leistet, aber bis jetzt beschränkt war auf die unmittelbare Reinigungstätigkeit, durchaus auch gezielt ausweiten, um in diesem sozialen Netzwerk im Wohnumfeld auch eine größere koordinierende, mediative und moderierende Rolle zu spielen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die letzte Zusatzfrage zu dieser Frage ist von Frau GRin Frank gestellt.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nur ganz kurz zur Richtigstellung der Frau GRin Smolik. Es geht hier gar nicht so sehr um die Kinder, sondern dieser Lärmtourismus, den ich angesprochen habe, bedeutet, dass die Leute mit Autos zu so genannten Kommunikationszentren kommen, das sind die Ballspielkäfige, vielleicht Hundezonen und natürlich diese Bänke und Tische in den Anlagen. Das sind aber anlagenfremde Personen. Die kommen, bleiben dort ungefähr bis Mitternacht, hinterlassen ihren Müll oder was immer und fahren wieder weg.

Würde es in den Anlagen passieren, könnten sich die Leute vielleicht zusammenreden und das untereinander abstellen, aber es kommen ja völlig fremde Leute dorthin als Treffpunkt für irgendwelche Veranstaltungen, und zwar vorwiegend Erwachsene. Das möchte ich einmal nur kurz festhalten. 

Aber es gibt ein weiteres Sicherheitsproblem, das noch nicht angesprochen wurde. Ich habe vor zirka zwei Jahren die Treppenhäuser als Fluchtwege genannt, und es ist jetzt ein Brandfall, ich glaube, auch in Favoriten aufgetreten, wo man diese Fluchtwege nicht benutzen konnte, weil Polstermöbel, Schuhe, Kinderwägen und so weiter die Gänge verstellt haben. Die Polstermöbel haben gebrannt, die Kinder wurden aus den Fenstern geworfen. 

Welche Maßnahmen – das ist ja auch feuerpolizeilich verboten, weil es eben ein Fluchtweg ist – werden Sie, Herr Stadtrat, setzen, damit nicht etwas passiert, was viel, viel schlimmer ist als das, was jetzt da passiert ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ja, auch das ist ein Problem, das früher in der Zeit, als wir in den städtischen Wohnhausanlagen beispielsweise noch Hausbesorgerinnen und Hausbesorger gehabt haben, leichter zu kontrollieren war, denn da war oft ein Gespräch zwischen dem Hausbesorger und der Hauspartei klärend, und man konnte das vom Stiegenhaus entfernen. 

Aber Sie haben recht, dass das ein Thema ist, das wir beobachten. Wir haben auch vor, dass wir im Rahmen einer größeren Aktion die Stiegenhäuser befreien von Gegenständen, die dort nicht gelagert werden sollen. Aber ich gebe doch zu bedenken, dass wir das hier mittelfristig machen wollen und doch auch mit einer gewissen Sensibilität, denn es handelt sich im Regelfall nicht nur um die von Ihnen angesprochenen Gegenstände, die eindeutig erkennbar sind als nicht dort hingehörend, sondern es sind ja sehr oft auch andere Gegenstände wie zum Beispiel Kinderwagen oder auch Rollstühle und vieles andere mehr, die zwar verständlicherweise dort stehen, aber trotzdem im Notfall eine Behinderung darstellen. 

Von daher versuchen wir, jetzt auch in Abstimmung mit den Mieterbeiräten, in Abstimmung mit den noch vorhandenen Hausbesorgern und auch mit der HausbetreuungsgesmbH Lösungen zu finden, dass wir das doch wegbekommen, bevor wir mit einer flächendeckenden Aktion das alles wegräumen – und zwar dann auf Kosten der Mieterinnen und Mieter –, weil wir wissen, dass natürlich die Sicherheit absoluten Vorrang hat und dass wir uns diesem Problem in den nächsten Monaten ganz besonders stellen werden müssen.

Wir versuchen aber, wie gesagt, zuerst noch vorzuinformieren, damit es zu keinen Verärgerungen der Mieterinnen und Mieter kommt. Wir werden die Parteien flächendeckend in den einzelnen Sprengeln und Bauten ersuchen, die Gegenstände wegzuräumen, und wir werden nur dann, wenn das nicht geschieht, die Stiegenhäuser in einer flächendeckenden Wegräumaktion von diesen Gegenständen befreien.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 4. Frage.

Wir kommen nun zur fünften und letzten Frage (FSP - 02913-2007/0001 - KGR/GM), die von Frau GRin Claudia Smolik eingebracht wurde und an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet ist. (Was sind für Sie, Herr Stadtrat, die ausschlaggebenden Gründe für die Schließung des Wissenschaftszentrums Wien [WZW] mit Ende des Jahres 2007?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Die Frage hinsichtlich des WZW, die auch schon Gegenstand der gestrigen Wortmeldung zum Rechnungsabschluss war, möchte ich dahin gehend beantworten, dass das WZW bekanntlich ein Verein ist, der einen Vereinszweck hat. Dieser Vereinszweck wurde im Wesentlichen erfüllt. Gleichzeitig hat die Stadt Wien einen Prozess zur Stärkung des Wissenschaftsstandortes Wien, bekannt auch unter dem Titel FTI, und insbesondere zur Weiterentwicklung von Forschung, Technologie und Innovation gestartet, der wichtige Aufgaben der Wissenschaftsstrategie, des Transfers, aber auch der Neupositionierung übernimmt. Auf Grund dieser Überlegungen erschien es uns angebracht, den Verein aufzulösen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke dir. Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe gestern schon erwähnt, dass ich den Zusammenhang mit der FTI-Strategie nicht ganz nachvollziehen kann, denn das ist ja ein Prozess, der im Laufen ist und bei dem es noch keine Ergebnisse gibt. Kollegin Straubinger hat sich gestern schon darauf bezogen. Es ist dies eine Diskussion, die in dem FTI-Prozess läuft, was aber noch kein Grund ist, das WZW zu schließen.

Ich meine, dass es angesichts eines Prozesses, der partizipativ angelegt ist, an dem sich – wie immer herausgestrichen wurde – die Menschen beteiligen können und bei dem es dann eine öffentliche Diskussion der Ergebnisse gibt, doch etwas vermessen ist, wenn man schon im Vorhinein den Entschluss fasst, eine bestehende wissenschaftliche Einrichtung aufzulösen, und das relativ überfallsartig.

Meine Frage an Sie: Wann wurde den MitarbeiterInnen oder der Geschäftsführung des WZW mitgeteilt, dass der FTI-Prozess ergeben hat, dass sie mit Ende September zusperren müssen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Gar nicht! Ich habe versucht, Ihnen zu erklären, dass wesentliche Aufgaben, die der Verein WZW gemäß Statut hatte, nunmehr von diesem neuen Instrument des 
FTI-Prozesses übernommen wurden. Es hat niemand davon gesprochen, dass es fertige Ergebnisse gibt. Es hat zu einem jeweiligen Zeitpunkt auch keine fertigen Ergebnisse beim WZW gegeben. Es geht darum, dass es eine wesentliche Aufgabenstellung des WZW neben einigen anderen gegeben hat, die auch ausgelaufen sind, wie zum Beispiel die Betreuung und Organisation des Vorhabens Kunst im öffentlichen Raum.

Es gibt jetzt ein anderes Instrument in dieser Stadt, das aus unserer Sicht breiter und partizipativer angelegt ist und das wesentliche Aufgabenstellungen behandelt, die das WZW behandeln sollte. Da geht es ja nicht um ein statisches Vergleichen von Ergebnissen, sondern es muss aus unserer Sicht, aber auch aus Sicht des Eigentümers und einzigen Subventionsgebers und auch des Betreibers beider Prozesse und beider Einrichtungen legitim sein, dass man sagt: Der Vereinszweck der einen Einrichtung ist erfüllt und wird jetzt zu einem guten Teil von dem FTI-Prozess übernommen. Auch im Sinne der Redlichkeit des Umgangs mit Steuermitteln erscheint es mir durchaus angebracht, das so anzusprechen.

Sie können aber sicher sein, dass im Grunde mit allen rechtzeitig gesprochen wurde, und Sie können ebenso sicher sein, dass das nicht ein Vorgang ist, den wir leichtfertig betreiben und zu dem wir uns keine Gedanken gemacht haben. Es scheint uns das aber unter Abwägung der Für und Wider jedenfalls mittel- und langfristig die in der Sache besser vertretbare Lösung zu sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage von GR Dr Wolf wurde zurückgezogen. - Die 3. Zusatzfrage wird von Mag Stefan gestellt. – Ich bitte darum.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Ich höre das gerne, wenn von der Redlichkeit im Umgang mit Steuermitteln gesprochen wird! Das ist sehr oft ein Kritikpunkt von uns, weil wir nicht immer den Eindruck haben, dass das auch funktioniert.

Aus unserer Sicht ist doch eine sehr überfallsartige Auflösung dieses Vereins vonstatten gegangen. Im letzten Jahr wurde hier immerhin eine Subvention von etwa 890 000 EUR vergeben. Davon leben ja doch sicherlich einige Menschen.

Ich meine, dass die Frage sehr konkret war, dass jedoch die Antwort, die Sie jetzt gegeben haben, ziemlich unbefriedigend war. Ausdrücke wie „seien Sie gewiss, dass wir" und Ähnliches empfinde ich nämlich als eine durchaus ausweichende Antwort.

Meine Frage konkret zum Finanziellen: Wofür werden die Mittel, die jetzt frei sind, nämlich die rund 890 000 EUR, im laufenden Jahr und im kommenden Jahr verwendet? Werden sie zweckgewidmet wiederum für die Wissenschaft eingesetzt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Mir war bisher nicht bekannt, dass Sie sich ganz besonders für das WZW interessiert gezeigt hätten oder Sorgen darum gemacht hätten! Ich nehme das aber zur Kenntnis! Die Mittel werden selbstverständlich auch weiterhin für den Wissenschaftsbereich verwendet. Wir haben – wie ich bereits gesagt habe – bereits einen Prozess begonnen, der breiter und umfassender angelegt ist, sodass da eher keine Lücke entsteht. Abgesehen davon sind gewisse Aufgaben, die das WZW hatte, schlicht und einfach ausgelaufen. Das muss man auch sagen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letzte Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Ich finde es bezeichnend, dass Sie uns hier offensichtlich keine Auskunft geben wollen! Kollege Wolf hat zurückgezogen, Kollege Stefan hat meiner Meinung nach eine unbefriedigende Antwort bekommen, und Sie haben jetzt dasselbe wiederholt, was Sie mir schon zu meiner ersten Frage gesagt haben.

Der Zeitung „Die Presse" war zu entnehmen, dass es für die Geistes‑, Sozial‑ und Kulturwissenschaften ein Impulsprogramm geben soll und dass das mit ein Grund sein könnte, warum das WZW nicht mehr existieren kann und soll. – Was ist dieses Impulsprogramm, und wann werden wir es im Gemeinderat zu Gesicht bekommen und diskutieren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich habe Ihnen schon zu erklären versucht, dass es aus Sicht des Eigentümers und Hauptsubventionsgebers wesentliche Gründe für die Schließung des WZW waren, dass die Aufgaben erfüllt wurden, ausgelaufen sind beziehungsweise von anderen Stellen übernommen wurden. Was daran unkonkret oder unklar sein sollte, weiß ich nicht! Große Teile dieser Aufgaben sind bereits im Laufen und werden von anderen Institutionen erfüllt.

Ich habe vor einiger Zeit angekündigt, dass sich die Stadt verstärkt auch um den Bereich der Geistes‑, Sozial‑ und Kulturwissenschaften annehmen wird. Nachdem wir sehr erfolgreich im Bereich der Biotechnologie und der Life Sciences unterwegs sind, geht es nunmehr darum, die große Tradition der Stadt fortzuführen und auch die vielen Institutionen, die in der Stadt im Bereich der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften unterwegs sind, entsprechend zu unterstützen. Wir sind dabei, diesbezüglich etwas auszuarbeiten, und wir werden rechtzeitig den Gemeinderat über die konkreten Schritte informieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 5. Frage.

Die Fragestunde ist hiermit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde zum Thema „Kindergärten in Wien – Sprungbrett in die Zukunft" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun die Erstrednerin, Frau GRin Smolik, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Es freut mich, dass die Institution Kindergarten in den letzten Tagen und Wochen stark in den Mittelpunkt einer öffentlichen Diskussion gerückt ist, denn das zeigt, wie wichtig diese Institution ist!

Wer die diesbezüglichen Diskussionen in den letzten Jahren verfolgt hat, musste allerdings feststellen, dass eine öffentliche Diskussion über den Kindergarten als Bildungseinrichtung nur in sehr geringem Maß stattgefunden hat und dass sich die Öffentlichkeit und auch die politische Öffentlichkeit sehr wenig dafür interessiert haben. Man hat den Kindergarten immer nur als eine Betreuungseinrichtung betrachtet, wo die Kinder halt hingehen, damit die Mütter arbeiten können, es gab aber keine breite Diskussion über die Aufgaben des Kindergartens. Die angestrebte Diskussion über den Kindergarten als Bildungseinrichtung fand nicht statt.

Wir GRÜNEN haben schon seit Jahren gefordert, dass der Kindergarten als Bildungseinrichtung gesehen wird, und zwar als erste und vielleicht sogar wichtigste Bildungseinrichtung in der Bildungslaufbahn eines Menschen. Auch EntwicklungspsychologInnen, KinderpsychologInnen, PädagogInnen und BildungsexpertInnen haben immer wieder darauf hingewiesen, dass es im Kindergarten einer entsprechenden Qualität bedarf, damit der Bildungsauftrag erfüllt werden kann. Dieser kann nämlich nur dann erfüllt werden, wenn es ein gewisses Maß an Qualität gibt.

Diese Qualitätsdiskussion wird von Seiten der Stadt Wien jedoch seit Jahren verweigert. Wir haben beim Rechnungsabschluss wieder einen Antrag auf Senkung der Gruppengrößen und auf Veränderung der Betreuungsverhältnisse im Kindergarten, in Kindergruppen und in den Hortgruppen eingebracht. Die Stadt Wien verneint diese Qualitätsdiskussion aber. Sie stellt sich dieser Diskussion nicht und weigert sich, auch nur irgendwie über Qualität im Kindergarten nachzudenken!

Egal, was PädagogInnen beziehungsweise ExpertInnen sagen: Die Kindergruppen werden mit 28 bis 29 Kindern vollgestopft, eine einzige Pädagogin arbeitet mit den Kindern, und dann wundert man sich, dass nicht die tolle Bildungsleistung erbracht wird, die wir uns alle offensichtlich vom Kindergarten erwarten.

Auch die Diskussion um die Qualität der Ausbildung der KindergartenpädagogInnen, die von diesen selbst immer wieder angestrebt wird, wird in dieser Stadt nicht geführt. Es gibt schon unzählige Anträge, dass es eine gemeinsame pädagogische Ausbildung aller PädagogInnen geben muss. Auch diesbezüglich verweigert die Stadt aber die Kommunikation, das Einsehen und das Verständnis, dass Qualität im Kindergarten einfach wichtig ist und dass das zur Qualitätsdiskussion dazugehört. Offensichtlich ist die Stadt auf diesem Qualitätsauge blind!

Wenn man aber offensichtlich nicht einsehen will, dass Qualität notwendig ist, um die Bildungs‑ und Zukunftschancen der Kinder positiv zu beeinflussen, dann frage ich mich, wieso dann in den letzten Jahren plötzlich auch bei der SPÖ das letzte Kindergartenjahr beziehungsweise das verpflichtende Vorschuljahr doch immer mehr ins Zentrum gerückt wurde! In der letzten Zeit wurde das ja als die Lösung dargestellt! Diese Diskussion war aber immer von Defiziten geprägt und nicht von der Qualitätsdiskussion, die ich angeführt habe.

In der letzten Zeit ging es nur mehr darum, warum so wenige Kinder Deutsch können, wenn sie aus dem Kindergarten kommen. Ich meine, diese Diskussion, der sich offensichtlich auch die SPÖ schon angeschlossen hat, greift viel zu kurz! Es geht dabei nämlich nicht um den Kindergarten als Chance. Es geht bei dieser Debatte nicht um die Bildungs‑ und Zukunftschancen der Kinder und nicht um die intellektuellen, sozialen und emotionalen Entwicklungsfähigkeiten, die bereits im Kindergarten gefördert werden können, sondern – auch ausgelöst durch die PISA-Ergebnisse – immer nur darum, warum der Kindergarten versagt hat und warum die Kinder nicht Deutsch können.

Vor allem stellt man sich auch die Frage: Wie können wir noch mehr Kinder in den Kindergarten bringen? – Ich bin eine begeisterte Anhängerin des Kindergartens, und ich meine, dass alle Kinder in den Kindergarten gehen sollen, aber nicht, weil man sie dazu verpflichtet oder zwingt, sondern weil man eingesehen hat, dass es gut und richtig ist, dass sie dorthin gehen und etwas lernen.

Das Lernen wird in dieser Diskussion aber immer nur mit Schule gleichgesetzt. Deswegen heißt es ja auch: verpflichtendes Vorschuljahr. Das Lernen im Kindergarten bedeutet aber etwas ganz anderes! Das Lernen im Kindergarten hat nichts damit zu tun, dass Arbeitsblätter ausgefüllt und Buchstaben abgemalt werden, um zu sehen, wie viele Buchstaben ein Kind schon kennt, wenn es in die Schule kommt, und ob es schon im Zahlenraum zehn rechen kann. All das sind Forderungen an die Vorschule. Man beschäftigt sich aber – wie gesagt – nicht damit, was Lernen im Kindergarten wirklich bedeutet.

Im Kindergarten geht es nämlich um Lernen in einer Gruppe mit gleichaltrigen oder auch älteren und jüngeren Kindern. Die Kinder sollen lernen, sich zu einigen, einen Aushandlungsprozess zu starten, etwas auszuprobieren und zu erforschen. Sie sollen feststellen, dass es auch etwas anderes als das Zuhause und die eigene Wohnung gibt. Das nähere Umfeld und Räume, die man nun auch mit einer Gruppe von Gleichaltrigen besucht, sollen erkundet werden. Man kann sich austoben, man kann sich dort umsehen, man kann über Grenzen gehen. – All das ist Lernen!

Das ist kein Lernen wie in der Schule, nämlich still sitzen, Listen ausfüllen, geprüft werden, Tests machen und Leistungen im klassischen Sinn zeigen. Und dieses Lernen im Kindergarten wird meiner Meinung nach viel zu sehr unterschätzt und kommt in der Diskussion, die in den letzten Wochen und Monaten geführt wurde, viel zu kurz!

Es geht dabei, wie ich schon gesagt habe, immer nur darum: Warum können zu wenige Kinder Deutsch, wenn sie in die Schule kommen? – Es stimmt, dass es Kinder gibt, die ein sprachliches Defizit haben! Das sind aber nicht nur Kinder mit Migrationshintergrund, sondern auch Kinder, die aus einem klassischen österreichischen Haushalt kommen. Auch bei diesen kann es Defizite geben! Es gibt bei den Kindern aber nicht nur Defizite in der Sprache, sondern auch andere Defizite. Und dass diese nicht ausgeglichen werden können, liegt – und jetzt komme ich wieder darauf zurück – natürlich an der Qualität im Kindergarten!

Der Grund dafür ist aber nicht, dass sich die PädagogInnen nicht bemühen. Ganz sicher nicht! Sie tun alles, was ihnen möglich ist. Wenn aber, wie gesagt, 
29 Kinder in einer Kindergartengruppe sind, dann kann man nicht jedes Kind so fördern, wie es nötig wäre. Hätten wir aber endlich kleinere Gruppen und ein besseres Betreuungsverhältnis im Kindergarten, dann wäre diese Förderung möglich und die Begabungen und Talente der Kinder könnten entsprechenden gefördert und unterstützt werden. Dann hätten sie genügend Zuwendung und könnten ihre Chancen ausleben. Die Ermöglichung dieser Chancen, nämlich der Bildungschancen der Kinder, wird jedoch im Moment in dieser Stadt verweigert. Diesen Vorwurf müssen Sie sich schon gefallen lassen! (Zwischenruf von GRin Sonja Kato.) 

Frau Kato! Sie schütteln den Kopf! Ich bin mit der jetzigen Stadträtin Wehsely einmal auf einem Podium gesessen, und sie hat mir erklärt: Mein Sohn ist auch mit 29 Kindern in einer Gruppe gewesen, und das hat ihm nicht geschadet. – Ich hoffe für Max, dass es ihm nicht geschadet hat! Ich glaube aber, dass es einigen Kindern schadet und dass sie deswegen Defizite haben, die sie dann in der Volksschule aufholen müssen, wo es wiederum keine Förderlehrer gibt. Deswegen meine ich, dass die Kinder in ihren Zukunftschancen beschränkt werden!

Ich weiß nicht, warum Sie sich so wehren, die Gruppenzahl zu senken! Es gibt keinen Grund außer jenem, den mir die Frau Vizebürgermeisterin erklärt hat, dass wir da einfach unterschiedliche Ansichten haben. Ich verstehe aber nicht, wie man unterschiedliche Ansichten haben kann, wenn es um die Qualität der Bildung und die Zukunftschancen unserer Kinder geht! Ich finde es wirklich etwas verwunderlich, dass es da unterschiedliche Ansichten gibt!

Für uns Grünen haben drei‑ bis sechsjährige Kinder ein sehr großes Bildungspotenzial, und dieses Potential lassen wir im Moment brach liegen. Wir wollen einen Kindergarten, in den alle Kinder, und zwar wirklich alle Kinder, gehen können. Dieser Kindergarten muss als Bildungseinrichtung anerkannt sein, und es gibt ja einen Bildungsplan, wonach er eindeutig eine Bildungseinrichtung ist. Daher muss dieser Kindergarten auch gratis sein! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber auch diesbezüglich verweigern Sie, aus welchem Grund auch immer, jegliche Diskussion! Sie begründen das damit, dass Menschen, die unter 1 000 EUR verdienen, ohnedies vom Kindergartenbeitrag befreit sind. – Ist der Kindergarten nun aber aus Sicht der SPÖ eine Bildungseinrichtung oder nicht? Und wenn er eine Bildungseinrichtung ist, dann begründen Sie uns bitte, warum er nicht gratis ist!

Auf all das haben Sie keine Antworten! Sie haben keine Antwort auf die Frage der fehlenden Qualität im Kindergarten. Sie haben keine Antwort darauf, warum er nicht gratis sein kann. Und Sie verweigern seit Jahren eine Diskussion, die von allen PädagogInnen in dieser Stadt gewünscht wird! Jetzt wollen Sie sich mit dem verpflichtenden Vorschuljahr da irgendwie heraus winden, dass Sie keine Angebote für die Kinder in dieser Stadt haben, und damit verwehren Sie ihnen Zukunftschancen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Matiasek gemeldet.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte den Titel dieser Aktuellen Stunde gedanklich erweitern auf „Kindheit in Wien als Sprungbrett ins Leben".

Das sehr düstere Bild, das meine Vorrednerin gezeichnet hat, kann ich allerdings wirklich nicht unterstützen! Bei aller Kritik, die wir immer wieder haben – und ich komme dann sicherlich noch auf einige Punkte zu sprechen –, muss man nämlich schon sagen, dass das Kindergartenleben in Wien im Großen und Ganzen eigentlich recht gut funktioniert.

Und wenn Sie heute verlangen, dass Kinder, die überhaupt kein Wort Deutsch können, ihr komplettes Deutschwissen im Kindergarten sozusagen schulreif zur Verfügung gestellt bekommen sollen, dann kann ich nur sagen: Das kann nicht funktionieren! Wenn ein Kind überhaupt nicht oder nur mangelhaft Deutsch kann, dann ist der Kindergarten sicherlich ergänzend gut. Wer aber überhaupt keine Deutschkenntnisse hat, wird sicherlich vor der Schule einen Zusatzunterricht, der über das normale Leben im Kindergarten hinausgeht, in Anspruch nehmen müssen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie sind ahnungslos, Frau Kollegin!) Sie wissen natürlich alles am besten! Wir wissen sowieso, dass Sie die Wahrheit gepachtet haben! Leben Sie gut damit!

Der Kindergarten ist, wie gesagt, ein wichtiger Teil im Leben eines Kindes. Ich möchte aber auch festhalten, dass nicht ausschließlich der Kindergarten das Sprungbrett in ein gutes, geordnetes, sicheres Leben ist. Dazu gehört selbstverständlich auch der Bereich der Familie, ganz egal, ob das eine klassische Familie mit einem oder mehreren Kindern, eine kleine Familie mit alleinerziehendem Elternteil oder eine Patchwork-Familie ist, wie wir sie heute auch vielfach vorfinden. Das ist auch ein ganz wesentlicher Bestandteil! Man kann nicht alles, was zur Entwicklung eines Kindes beiträgt, allein an den Kindergarten delegieren und die Verantwortung dorthin abwälzen!

Wir haben in Wien ein relativ gut ausgebautes, dichtes Netz an Kindergärten. Vieles funktioniert gut, selbstverständlich ist vieles aber auch verbesserungsfähig. Es ist sicherlich zu befürworten, dass der Ablauf im Kindergarten in kleineren Gruppen vor sich geht, dahinter stehen wir auch, aber das muss sich eben sukzessive verbessern.

Ankreiden will ich, dass man sich querlegt, mehr Flexibilität in den Kindergärten zu schaffen. Diesbezüglich gibt es nicht einmal eine Bedarfserhebung! – Es gibt heute neue Beschäftigungsverhältnisse und auch andere Familienverhältnisse. Die Kinder kommen durch Trennungen oft von einem zum anderen Partner, und daher ist es häufig für die Eltern und für die Kinder schwierig, die regulären Kindergartenzeiten einzuhalten. Wir haben schon öfters gefordert, dass eine Bedarfserhebung gemacht wird, damit es zumindest punktuell in Wien Kindergärten gibt, die etwas andere Öffnungszeiten haben. Außerdem gibt es zu wenige Kinderbetreuungseinrichtungen auch während des Wochenendes, die auch viele Beschäftigte brauchen würden. Leute müssen nämlich heutzutage oft zu ganz anderen Zeiten arbeiten, als es bisher der Fall war. Man kann nicht mehr davon ausgehen, dass jeder seine Arbeit um 8 Uhr beginnt und um 16 Uhr nach Hause geht.

In Anbetracht dessen wäre also sicherlich Flexibilität angesagt, wir stoßen da aber bei der zuständigen Stadträtin auf Ablehnung. Wir haben das mehrfach auch schon über die Bezirksschiene gefordert. – Diesbezüglich besteht wirklich Bedarf, dass wir punktuell flexiblere Einrichtungen schaffen, wobei die Flexibilität auch darin besteht, dass jemand die Einrichtung zum Beispiel auch nur wenige Tage und nicht die ganze Woche in Anspruch nehmen und das unter Umständen auch monatlich ändern kann. 

Außerdem meine ich, dass noch eine Einrichtung verstärkt zu fördern ist, nämlich die Einrichtung der Tagesmütter, bei denen vor allem die ganz Kleinen besonders gut betreut sind. Diesbezüglich haben wir bereits einige Initiativen mit Frau GRin Frank gesetzt.

Der Kindergarten steht am Anfang einer Kette von Bildungseinrichtungen, und er ist eine Bildungseinrichtung. Sie fordern zwar, dass die Universität frei zugänglich ist, die am Ende dieser Ausbildungskette steht. Wir fordern aber auch schon lange den kostenlosen Kindergarten. Dabei gibt es Einsparungspotenziale, und daher appellieren wir an Sie: Investieren Sie in diese sinnvolle und wertvolle Institution, nämlich in unsere Kinder, die unsere Zukunft darstellen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Riha zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Auch ich freue mich, dass der Kindergarten so sehr im Mittelpunkt unseres Interesses steht, weil ich ihn tatsächlich für die wichtigste Bildungseinrichtung halte.

Der Kindergarten braucht natürlich ein gewisses Maß an Flexibilität, aber ich möchte meiner Vorrednerin schon sagen, dass er keine Aufbewahrungsstätte ist und das Ziel nicht sein kann, dass wir einen 24‑Stunden‑Kinder-
garten haben. Es muss aber sehr wohl unser Ziel sein, dass wir einen qualitativ guten Kindergarten haben.

Aus meiner Sicht hat der Kindergarten vor allem zwei wichtige Aufgaben zu erfüllen: Erstens soll er Mütter und Väter dabei unterstützen, Familie und Beruf in Einklang zu bringen. Zweitens sollen Kinder in vielfältiger Weise, insbesondere mit pädagogischer Qualität, in ihren Talenten und Begabungen gefördert und nicht nur für die Schule, sondern vor allem fürs Leben vorbereitet werden.

Zu Erstens: Um Frauen und Männern die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu ermöglichen und um eine qualitativ gute und flexible Kinderbetreuung möglich zu machen, brauchen wir vor allen Dingen genügend Kindergartenplätze. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sagen: 93 Prozent der Drei‑ bis Sechsjährigen und 51 Prozent der Ein‑ bis Dreijährigen haben einen Kindergartenplatz. Die Statistik Austria spricht von 81,4 Prozent beziehungsweise 22,1 Prozent in Wien. Ich habe gestern noch einmal bei mehreren Trägern recherchiert und möchte einfach ein paar Fakten nennen: Bei einem Kindergarten im 22. Bezirk in der Nähe des SMZ-Ost gab es 102 Anmeldungen, 42 Kinder erhalten einen Platz, 60 bekommen keinen. Bei einem Kindergarten im 23. Bezirk gab es 76 Anmeldungen, 24 Kinder bekommen einen Platz, 52 werden keinen erhalten. Bei einem Kindergarten im 10. Bezirk in der Nähe der Triester Straße gab es 62 Anmeldungen, 14 Kinder bekommen einen Platz, 48 Kindern muss abgesagt werden. Wenn man das zusammenrechnet, sind es schon bei drei Kindergärten 160 Kinder, die zumindest dort, wo sie angemeldet wurden, keinen Platz bekommen. Jetzt werden Sie sagen: Ein paar bekommen vielleicht im Umfeld oder anderswo einen Platz! Jenen Müttern und Vätern, die keinen Platz bekommen, hilft es aber überhaupt nichts, wenn gesagt wird: 93 Kinder oder 51 Kinder bekommen ohnedies einen Platz! Das hilft ihnen nichts, wenn sie dastehen, keinen Kindergartenplatz haben und ihre Arbeit nicht antreten können!

Im Jahr 2008 wird sich dieser Engpass sicherlich noch verschärfen, weil viele Frauen die Möglichkeit nützen werden, mehr Kinderbetreuungsgeld zu erhalten. Man kann sicherlich mit einen Anstieg von 15 bis 20 Prozent gerade bei den unter Dreijährigen rechnen. Und wenn wir im Jänner erst darüber reden, dann wird es zu spät sein, dann werden wir es nicht mehr schaffen, denn dann brauchen die Leute die Kindergartenplätze schon!

Der zweite Punkt ist Bildung. Ich habe gestern unter www.wien.gv.at nachgesehen. Interessanterweise kommt man aber auf der städtischen Homepage unter „Bildung" nicht zum Kindergarten. In den Bezirken kommt man immerhin bei der Hälfte der Bezirke unter „Bildung" auch zum Kindergarten. – Ich meine, wenn wir den Kindergarten als Bildungseinrichtung ernst nehmen, dann sollte das zumindest auch öffentlich vorkommen! (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn der Kindergarten eine Bildungseinrichtung sein soll, dann braucht er für ganz Wien eine vergleichbare Bildungsqualität. Und wenn wir eine vergleichbare Bildungsqualität haben wollen, dann brauchen wir für ganz Wien und nicht nur für 50 Prozent der Kinder in den städtischen Kindergärten einen Bildungsplan. Es kann nämlich nicht sein, dass die Kinder bei einem Träger eine andere Bildungsqualität haben als bei einem anderen. Es können nicht die Kinder in Floridsdorf eine andere Qualität haben als die Kinder in Alterlaa!

Wenn wir von Qualität in der Bildung sprechen – und auch ich bin überzeugt, dass Qualität unbedingt nötig ist –, dann brauchen wir einen Bildungsplan und Mindeststandards, die für alle gelten. Außerdem brauchen wir den Ausbau von Kindergartenplätzen, denn Qualität ohne Kindergartenplatz ist nicht möglich. Die Verantwortung dafür liegt in den Händen der Stadt Wien, und ich bitte daher um rasches Handeln, denn sonst sind die Kinder dem Kindergartenalter entwachsen! – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer: (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte vorab auch ganz dezidiert sagen, dass ich es wirklich schön finde, dass das Thema Bildung in der letzten Zeit zu einem Topthema der österreichischen Politik geworden ist. Nach vielen Blockadejahren der Gehrer'schen Vogelstraußpolitik ist das schön!

Bildung ist ein besonders wichtiges Thema, wenn nicht das wichtigste, dem sich eine Gesellschaft stellen muss. Natürlich beginnt Bildung bei der Geburt. Natürlich sind deshalb die Wiener Kindergärten auch als Bildungseinrichtungen konzipiert. Sie vermitteln Basiskompetenz, und sie vermitteln soziale Fähigkeiten. Kinder lernen, ihren Körper wahrzunehmen und Sinneseindrücke zu verarbeiten, und den Kindern werden Kreativität und ForscherInnengeist vermittelt. Kindergärten öffnen Türen zur Welt. Das ist nicht nur in den Programmen der Grünen so. Darin besteht die konkrete Arbeit von Zigtausenden MitarbeiterInnen in knapp 1 000 Kindergärten in der Stadt. Darauf sind wir stolz, und dafür möchten wir Danke sagen! (Beifall bei der SPÖ.)
Auch zu Beginn möchte ich sagen, dass ich mich wirklich freue, dass dieses Begreifen von Kindergärten als Bildungseinrichtungen, die man noch ausbauen und an denen man arbeiten muss, eine breite Mehrheit findet. So verstehe ich auch die vielen Vorschläge und Anträge, die Qualität und die Quantität noch auszubauen. – Das ist gut so! Das Bessere ist immer der Feind des Guten.

Ich möchte aber aufs Schärfste ablehnen, dass diese Forderung mit dem Versuch einhergeht, das Wiener System schlechtzumachen. Das lassen wir uns nicht gefallen!

Das Wiener System hält mit allen anderen Bundesländern mit Abstand jedem Vergleich stand! Ich werde dann ein paar Zahlen bringen. – Wenn da von einem System geredet wird, das so schlecht ist, dann möchte ich schon sagen, dass es in keinem einzigen Bundesland so viele Kindergartenplätze pro Kopf und absolut gibt wie in Wien. (Beifall bei der SPÖ.) Ihr dürft nicht so oft klatschen, denn sonst werde ich nicht fertig!

Kein einziges Bundesland investiert so viel wie Wien, nämlich 335 Millionen EUR im Jahr. Drei Viertel aller Krippenplätze in Österreich befinden sich in Wien, das heißt, es gibt in Wien dreimal so viele Krippenplätze wie in ganz Österreich zusammen! (Zwischenruf bei der ÖVP.) Ausbau ist gut. Ich bin aber schon dafür, dass man diese Zahlen auch nennt!

Wenn wir zum Thema Qualität reden: Kein einziges Bundesland hat einen Bildungsplan. Es steht also acht Bundesländer zu einem!

Das sind ein paar Aspekte einer Politik, die Kinder an allererste Stelle stellt, ihre Bedürfnisse ernst nimmt und Bildung vom ersten Tag an betreibt. (Beifall bei der SPÖ.)
Natürlich kann man das Ganze mehr ausbauen, keine Frage. ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz wäre schön, noch dazu gratis, wie es die ÖVP und die Grünen fordern. Es gibt aber wohl auch einen Grund, warum das zum Beispiel in Oberösterreich nicht der Fall ist, wo diese beiden Parteien miteinander regieren. Zum Beispiel gibt es heute ein „Kurier" Interview, in dem Pühringer sagt: „Ein Generaldirektor braucht kein Gratiskindergartenjahr." Schauen Sie sich aber etwa auch das Burgenland und die Steiermark an!

Es wäre auch schön, wenn es ein letztes Kindergartenjahr gratis gäbe, überhaupt keine Frage! Warum ist aber die ÖVP österreichweit gegen ein verpflichtendes Vorschuljahr? Warum gönnen Sie den anderen Kindern in den anderen Bundesländern nicht das, was Sie für die Wiener Kinder fordern? Das verstehe ich nicht! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GRin Claudia Smolik.)
Natürlich müssen wir über eine Verbesserung der Qualität reden. Warum, liebe Claudia, warum erwähnst du jedoch den Bildungsplan nicht? Die intensivste Qualitätsdiskussion, die es in Österreich je gegeben hat, fand in den letzten Jahren statt, und du sagst, dass es keine Auseinandersetzung über Qualität gibt! Das ist unerhört! Warum erwähnst du das nicht? (Beifall bei der SPÖ.)

Es gibt laufend Fortbildungen. Es gibt Qualitätszirkel. Es gibt Schulungen. Es gibt Sprachkompetenzpakete. Du aber stellst dich da her und sagst: Es wird über Qualität nicht diskutiert! – Ich finde, das ist eine unerhörte Brüskierung der Leute, die da arbeiten! (Beifall bei der SPÖ.) 
Du sprichst von 29 Kindern pro Gruppe. – Du weißt aber ganz genau, dass es erstens nur bis 25 möglich ist und dass zweitens in den Krippen im Durchschnitt eine Pädagogin auf 6,5 Kinder kommt. Diese wird von Assistentinnen unterstützt, auf diese kommen 8 Kinder. In den Kindergärten sind es im Durchschnitt 7 Kinder, dort werden die Pädagoginnen ebenfalls von Assistentinnen unterstützt, und da sind es pro Assistentin 9,5 Kinder. Du sprichst von 29 Kindern in einer Gruppe, sagst aber nicht dazu, dass insgesamt vier Leute zum Beispiel in den städtischen Krippen oder in den städtischen Familiengruppen mit dabei sind!

Für euch ist es jetzt Hauptsache, alles ganz schlecht darzustellen, als ob alle leiden würden. Du hast gesagt, dass du hoffst, dass das Kind von Sonja nicht unter den Zuständen leidet. – Wir haben sie gerade gefragt, und sie hat uns gesagt, dass das Kind überhaupt nicht darunter gelitten hat! Niemand leidet unter dem Kindergarten! Die Leute profitieren vom Kindergarten, und zwar alle Kinder in ganz Wien! (Beifall bei der SPÖ.)
Es wäre wirklich viel gewonnen, wenn sich alle hier im Haus diesen Fakten nicht verschließen würden und gemeinsam, ausgehend vom Best-Practice-Beispiel in Wien, für eine bessere Situation in ganz Österreich kämpfen würden! Das könnten wir als WienerInnen tun, auch wenn wir wissen, dass die anderen Bundesländer mehr davon profitieren würden als wir, weil sie viel mehr nachzuholen haben.

Es gibt auch in Wien einiges aufzuholen, überhaupt keine Frage. Deshalb werden die Kindergärten auch permanent weiterentwickelt. Aber wir lassen uns nicht gefallen, dass das mit Abstand beste System in ganz Österreich permanent schlechtgeredet wird! Wir können stolz darauf sein, und ich möchte den vielen Tausenden Leute, die dafür arbeiten, Danke sagen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Mag Gudenus. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nach einem Gutredner kommt nun wieder ein vermeintlicher Schlechtredner. – Ich möchte zunächst auf das Thema eingehen: Warum kann es für Wien nicht sein, dass der Kindergarten kostenlos ist? Wo bleibt der kostenlose Kindergarten? In anderen Bundesländern, zum Beispiel in Niederösterreich, ist es auch zumindest teilweise möglich!

Wir haben gestern Anträge betreffend den kostenlosen Kindergarten besprochen. Wir haben über den Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz ab dem dritten Lebensjahr diskutiert. – Diese Anträge wurden alle von der SPÖ abgelehnt. Ich frage mich: Woran liegt es, dass alle Bildungseinrichtungen kostenlos sein sollen, nur der Kindergarten nicht? Der Kindergarten ist ja auch eine Bildungseinrichtung! Das haben wir schon besprochen.

Einen Bildungsplan soll es geben. Sie fordern zwar die Abschaffung der Studiengebühren – wenn Sie dann auch umgeflogen sind –, aber der Kindergarten soll weiterhin bezahlt werden. Das ist ein eklatanter Widerspruch in Ihrer Politik, meine Damen und Herren von der SPÖ! 

Ich möchte aber auch auf einen anderen Aspekt eingehen, dass man nämlich auf den Bedarf von Familien mehr Rücksicht nehmen sollte, die sich noch mehr Kinder wünschen. Wir haben in Wien eine sehr niedrige Geburtenrate. Dieses Phänomen beschränkt sich nicht nur auf Wien, sondern es ist in Österreich und in ganz Europa festzustellen; es ist dies ein mehrschichtiges, materiell und ideell begründetes Problem, das man nicht nur auf einen Grund reduzieren kann. Gleichzeitig ist – das habe ich gestern schon angesprochen – der Islam im Vormarsch. Bis zur Jahrhundertmitte werden wir eine Situation vorfinden, dass die Moslems die größte Gruppe unter den 14-Jährigen stellen werden, das heißt, jeder zweite Pflichtschüler wird islamischen Glaubens sein. – Das sind die Aussichten! 

Wir von der FPÖ in Wien fordern auch im Hinblick darauf eine neue Politik mit anderen Prioritäten. Wir fordern eine familiengerechte Budgetierung, bei welcher der Familie und den Kinder ein besonderer Stellenwert eingeräumt wird. Wir brauchen eine kinderfreundliche Politik und ein kinderfreundliches Klima, in dem von der Gemeinde Wien die Umsetzung eines vorhandenen Kinderwunsches erleichtert wird. Es gibt ja Studien und Umfragen, wonach 90 Prozent der jungen Österreicher sich eine Familie mit zwei bis drei Kindern wünschen. 

Deshalb meinen wir von der FPÖ, dass wir in Wien ein Bekenntnis zur Gleichstellung der Familien mit anderen benachteiligten Gesellschaftsgruppen brauchen. Wir brauchen ein Bekenntnis zu mehr Chancengleichheit für Familien! Wir brauchen ein Bekenntnis zur Beendigung der Nachteile für kinderreiche Familien dieser Stadt! Und die Politik hat die Aufgabe, eine Strategie zu entwickeln, die nicht nur Randgruppen unterstützt, sondern auch den Kernbereich der Gesellschaft und nämlich die Familien. Das fordern wir als FPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)
Daher ist es höchste Zeit, eine familiengerechte Budgetierung in den öffentlichen Haushalten auch hier in Wien einzuführen, damit die öffentlichen Mittel zielgerecht an die Familien weitergeleitet werden! Das betrifft unter anderem auch das Gebiet der Planung des Wohnbaus, den Gesundheits‑ und Jugendbereich, das Ressort Umwelt, aber vor allem auch den Bildungs- und Kinderbetreuungsbereich. 

Wir brauchen einen kostenlosen Kindergarten. Wir brauchen genügend Plätze in den Kindergärten. Wir brauchen auch eine flächendeckende Anzahl an Krippenplätzen. Wir brauchen einen Ausbau der Kinderbetreuung im Allgemeinen und insbesondere auch eine Anpassung der Öffnungszeiten an die Arbeitszeiten der Eltern. Eine Bedarfstudie ist schon längst überfällig, um zu ermitteln, welcher Bedarf in den einzelnen Bezirken besteht. Eine solche Studie sind Sie uns seit Langem schuldig!

Deswegen rufe ich Sie auf: Tun wir mehr für die Familien! Dazu gehört selbstverständlich auch ein kostenloser Kindergarten, und es sind auch mehr Initiativen in Bezug auf die Kindergärten vonnöten. Wir Freiheitlichen werden diesen Familienschwerpunkt in Zukunft vermehrt ansprechen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Man kann in sehr kurzer Zeit sehr viel lernen, auch in einer Aktuellen Stunde. Ich habe zum Beispiel heute gelernt, was sich Herr Abg Wutzlhofer alles nicht mehr gefallen lassen will. Ich bin neugierig, wie Sie das anstellen werden, denn Sie werden sich noch sehr viel mehr gefallen lassen müssen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sie können gar nichts dagegen unternehmen, dass die GRÜNEN hier sagen: Die Qualität in den Wiener Kindergärten reicht uns nicht, wir wollen mehr! Wir wollen mehr Qualität und mehr Plätze. Und das werden wir so oft und so lange sagen, wie es uns gefällt! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Der Herr Bürgermeister hat uns heute auch ein Motto verraten, nach dem offensichtlich die Politik dieser Stadt funktioniert: Er hat gesagt – und das hat mir ganz prächtig gefallen! –, dass gute Ideen und hinkende Pferde etwas gemeinsam haben, dass sie nämlich zu spät kommen. Dazu sage ich: Das wissen die GRÜNEN schon lange! Leider landen unsere guten Ideen regelmäßig im Nirwana, weil Sie offensichtlich auf dem Standpunkt stehen, dass man sie nicht braucht, weil sie zu spät kommen. Schade! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich habe aber auch – wie immer – einiges von Frau GRin Matiasek und natürlich jede Menge von Herrn GR Gudenus gelernt. Und ich sage jetzt ganz ernsthaft etwas in Richtung FPÖ, und das meine ich nicht polemisch oder grauslich: Es ist sehr wohl Tatsache, dass dreijährige und vierjährige Kinder in einem Kindergarten voneinander und miteinander spielerisch tadellos und einwandfrei Deutsch lernen können. Ich war auch ein solches Kind: Ich bin nämlich als deutschsprachiges Kind in einen französischen Kindergarten gegangen und habe dort spielerisch wie von selbst innerhalb von zwei Jahren perfekt Französisch gelernt. Und was ich kann, können die anderen Kinder auch, meine sehr verehrten Damen und Herren! (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich komme jetzt noch einmal zurück zum Ausgangspunkt des Problems: Ich habe das Problem bereits gestern genannt. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass in Wien die Herkunft der Kinder ausschlaggebend für ihre Bildungslaufbahn ist. Arme Kinder bleiben arm, Kinder aus bildungsschwachen Familien bleiben bildungsschwach. Daher sollten wir uns meiner Meinung nach in diesem Gemeinderat darauf einigen, daran etwas zu ändern! Wir haben gesagt, dass der Kindergarten hervorragend dafür geeignet ist, daran etwas zu ändern, die Benachteiligung der Kinder zu beseitigen und Chancengerechtigkeit tatsächlich herzustellen. 

Ich wiederhole das, auch wenn es Herrn GR Wutzlhofer vielleicht nicht besonders gut gefällt: Die Wiener GRÜNEN wollen die Benachteiligung von Kindern beseitigen und erreichen, dass Chancengerechtigkeit hergestellt wird. Fangen wir damit doch bitte bei den Dreijährigen im Kindergarten an! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Daher wollen wir für jedes dreijährige Kind das Recht auf einen Kindergartenplatz. Dieser Kindergartenplatz soll kostenlos sein, wie es die Schule als Bildungseinrichtung ganz selbstverständlich auch ist. Es gibt kein Argument, das geeignet ist, dass man sagt: Die Schule kostet nichts, aber der Kindergarten kostet schon etwas! Damit verzichten wir nämlich auf die Begabungen und Fähigkeiten jedes vierten Wiener Kindes. Und das wollen wir nicht!

Abschließend möchte ich sagen: Die Kinder haben verschiedene Herkunft. Mögen Sie eine gemeinsame Zukunft haben! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch. – Bitte.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich meiner Vorrednerin, Frau GRin Jerusalem, anschließen und auch sagen: Wir werden weiter reden, Herr Wutzlhofer! Wir lassen uns auch nicht gefallen, dass Sie uns jetzt einfach zum Stillschweigen bringen wollen und wieder einmal versuchen, alles schönzureden, indem Sie sagen, dass in Wien alles perfekt ist. (Zwischenruf von GR Jürgen Wutzlhofer.) Nein, überhaupt nicht! Aber es ist eben nicht alles perfekt, sonst würden wir ja nicht da stehen und mit Ihnen darüber diskutieren wollen! (Beifall bei der ÖVP.)
Das Vorschuljahr, das Sie vorschlagen, ist vielleicht diskutabel. Dieses gilt jedoch für die Fünf‑ bis Sechsjährigen. Wir reden hier aber vom Kindergarten, der eine Bildungseinrichtung ist, und dieser beginnt schon für Kinder im Alter von drei Jahren oder sogar von einem Jahr, wenn die Kinder in der Krippe sind. Darauf müssen wir aber aufbauen, denn das kann nicht einfach negiert werden. Sie können nicht wieder typischerweise nach der Methode vorgehen: Der Stillstand geht – wie immer – weiter. Das geht nicht! (GRin Sonja Kato: Das ist kein Stillstand!) Doch, das ist ein Stillstand! Sie nehmen keine Vorschläge an! Gestern haben Sie bei den Abstimmungen überall dagegen gestimmt! Jeder Vorschlag wird torpediert! (Zwischenruf von GRin Barbara Novak.) Nein! Bitte nehmen Sie das einmal zur Kenntnis! Der Bildungsplan ist ein Ansatz, aber er ist noch nicht dort, wo er hingehört! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GR Jürgen Wutzlhofer.)
Das ist gut. Aber es gibt noch viele andere Dinge, zu denen ich jetzt gerne kommen möchte: So soll zum Beispiel das letzte Kindergartenjahr gebührenfrei angeboten werden, damit es für jeden leistbare Betreuungsplätze in Wien gibt. (Zwischenruf von GRin Sonja Kato.) Ja, ich weiß! Aber vielleicht überdenken Sie das einmal, weil sich ja auch die gesamte Situation der Familien geändert hat. Wir haben heute schon in den Ausführungen von Kollegin Smolik gehört, dass es viele Patchwork-Familien gibt. In Wien beträgt die Scheidungsrate 65 Prozent, das ist der höchste Scheidungsratenanteil in ganz Österreich. Daher fordere ich Sie auf, doch einmal auf die aktuelle Situation der Wiener und Wienerinnen einzugehen!

Weiters ist bei den Öffnungszeiten die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sehr wichtig. Noch einmal: Es gibt sehr viele AlleinerzieherInnen, die den Kindergarten als Bildungseinrichtung brauchen. Für diese Damen und Herren ist es ganz wichtig, dass sie wissen, dass es ihren Kindern gut geht.

Weiters: Wir zahlen in Wien 270 EUR im Monat für den Kindergarten. Wenn man das mit dem vergleicht, was die Studierenden zahlen, dann ist das ein Wahnsinn! Das muss man sich einmal leisten können! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte Sie noch einmal bitten, unsere Vorschläge zu überdenken und anzunehmen Das ist ganz wichtig: Bitte tun Sie das! Machen Sie den Wienern und Wienerinnen Angebote! Überdenken Sie Ihr viel diskutiertes Tarifsystem, und forcieren Sie es, damit es nicht zum Stillstand kommt! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Kato. Ich erteile es ihr.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Auch ich möchte zu Beginn betonen, wie wichtig es auch mir ist, dass wir dieses Thema diskutieren! – Als letzte Rednerin ist man aber fast gezwungen, ein paar Dinge richtig zu stellen. 

Frau Kollegin Anger-Koch! Ich möchte bei Ihnen anfangen, weil ich nicht sicher bin, ob Sie mich akustisch richtig verstanden haben. Wenn gute Vorschläge kommen, greifen wir diese stets auf und setzen sie gemeinsam um. Das haben wir gerade auch gestern bei einem Ihrer Anträge gemacht. Das haben Sie aber wahrscheinlich schon wieder vergessen!

Ich finde auch immer interessant, dass die Vorwürfe oft von Parteien kommen – auf die FPÖ trifft das ja glücklicherweise nicht mehr zu –, die anderswo in Regierungsverantwortung sind. Merkwürdigerweise schaut jedoch die Welt dort, wo sie in Regierungsverantwortung sind, überhaupt nicht so aus, wie sie es sich in Wien wünschen würden!

Sie wissen, ich bringe gerne Nachrichten aus den Bundesländern, und am liebsten, wenn es um Kritik an Wien geht, aus dem Bundesland Oberösterreich. – Jetzt möchte ich nur ein paar Zahlen deponieren.

In Wien gibt es siebenmal so viele Krippenplätze wie in Oberösterreich und doppelt so viel Hortplätze. 99 Prozent der Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien haben ab 6 Uhr Früh geöffnet, und 82 Prozent der Kindergärten in Wien haben länger als 17 Uhr geöffnet. In Oberösterreich haben 85 Prozent der Kindergärten überhaupt erst seit 7 Uhr Früh offen, und 74 Prozent der Kinderbetreuungseinrichtungen sperren vor 17 Uhr zu. Erklären Sie das den berufstätigen Eltern! Ich frage in Richtung ÖVP und GRÜNE: Wie sollen das berufstätige Eltern machen? (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.) Lassen Sie mich ausreden! Ich habe Sie auch ausreden lassen!

In Wien bekommen 86 Prozent der Kinder ein Mittagessen, in Oberösterreich nicht einmal die Hälfte! Außerdem stehen wir jetzt kurz vor den Sommerferien. In Oberösterreich haben 84 Prozent der Kindergärten bis zu zwei Monaten geschlossen. Das ist der Gipfel! Erklären Sie mir bitte, wie das Eltern mit fünf Wochen Jahresurlaub schaffen sollen!

Ich sage daher noch einmal und gerne wieder von dieser Stelle: Erledigen Sie Ihre Aufgaben dort, wo Sie in Verantwortung sind, und machen Sie nicht dauernd Wien schlecht! (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Hören Sie auf, Wien schlechtzumachen! (Beifall bei der SPÖ.)
Eine Arbeiterkammerstudie aus den Jahren 2003 und 2004 hat ergeben – und ich bin sehr froh, dass hier Konsens darüber besteht –, dass Kindergärten ein ganz wichtiger Beitrag zu Vereinbarkeit von Beruf und Familie sind. Diese Arbeiterkammerstudie hat ergeben, dass die Wiener Kindergärten die einzigen sind, die zu 100 Prozent die Anforderungen erfüllen, welche die Eltern an Kinderbetreuungseinrichtungen haben. Ich bitte, auch das zu respektieren! 
Es wurde auch viel darüber gesprochen, wie groß die Unzufriedenheit mit den Wiener Kindergärten sei. Es wird ein düsteres Bild gezeichnet, es gäbe zu wenig von dem und zu wenig von jenem. Frau Matiasek! Ich muss Ihnen recht geben: So düster, wie es gezeichnet wurde, ist es keineswegs! Auch diesbezüglich kann ich mit einer Zahl kontern. 

2002 gab es eine Umfrage der Firma Triconsult bei allen Eltern, die Kinder in städtischen Kindergärten haben. Diese Eltern haben der Leistung der Wiener städtischen Kindergärten eine Gesamtquote von 1,4 gegeben. Da gibt es nicht nur die Frage nicht, ob ein Kind unter dem Kindergarten leidet, was wir heftigst zurückweisen, sondern es gibt eine Spitzenzufriedenheit! Ich verstehe nicht, warum man das negiert! Das ist keine Umfrage der SPÖ, und das ist auch keine Umfrage, die wir deswegen in Auftrag gegeben haben, weil es uns gut tut, sondern das ist das Ergebnis einer ganz normalen Umfrage unter Eltern, die Kinder in städtischen Kindergärten haben.

Der Gipfel dabei war, dass kein einziger Elternteil – Sie können sich die Studie gern bei der MA 10 holen – gar nicht zufrieden war. Ist das nicht komisch? Wo sind dann all die, die angeblich so unzufrieden sind und noch mehr von dem und noch mehr von dem brauchen? (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Dort, wo wir weiterentwickeln – und wir entwickeln permanent weiter –, investieren wir in Verbesserungen. Der Bildungsplan ist eine Verbesserung. Flexiblere Öffnungszeiten sind eine Verbesserung. Und selbstverständlich gibt es in den Kindergärten Angebote für die Sommermonate. All das gibt es! Bitte hören Sie auf, Wien schlechtzureden! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Wiener Kindergärten sind nicht nur national, sondern auch international vorbildlich. Und ich spreche gern auch wieder mein Leitthema betreffend Verpflegung an: 50 Prozent des Essens kommt aus biologischem Anbau, bei den Milchprodukten sind es sogar 91 Prozent. Ab dem Herbst kommt ein neuer Schwerpunk, nämlich das "g'sunde Gabelfrühstück", bei dem dieser Aspekt noch einmal verstärkt wird.

Kurzum: Die Wiener Kindergärten sind ein Ort des Wohlfühlens, des Lernens, der Gesundheitsvorsorge und auch ein Ort, wo Kinder miteinander leben lernen, auch wenn das manchen Familien nicht so recht ist. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 13, des Grünen Klubs im Rathaus 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 5 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 26 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 6 und 7, 9, 15, 17, 19 bis 28, 30 bis 33, 35, 36, 39, 40, 43, 44, 46, 52 bis 54, 56, 57, 59 und 60, 66, 68 bis 71, 73, 75, 77 bis 79 und 81 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre diese daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 49, 50 und 51 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt. Gleichzeitig wurde folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 76, 80, 67, 1, 2, 3, 4, 5, 8, 10, 11, 12, 13, 14,16, 18, 29, 72, 74, 34, 37, 38, 41, 42, 45, 47, 48, 55, 58, 61, 62, 63, 64 und 65. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 49, 50 und 51 der Tagesordnung – sie betreffen die Geriatriezentren in Meidling, Leopoldstadt und Innerfavoriten – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Wir dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wagner, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Kurt Wagner: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte ebenfalls, die Diskussion über die drei Geschäftsstücke zu beginnen, und ersuche den Wiener Gemeinderat nach erfolgter Diskussion um breiteste Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich denke, in der Präsidiale wurden diese drei Geschäftstücke zum Anlass genommen, dass heute eine Pflegedebatte geführt wird, und ich meine, es ist sowieso hoch an der Zeit, dass wir heute eine Pflegedebatte führen!

Wir werden diesen drei Geschäftsstücken zustimmen, das kann ich einmal vorweg sagen. 

Ich möchte jetzt nicht nur auf Wien konkret eingehen, sondern ganz Österreich erwähnen, das ja im Zuge des Finanzausgleichs auch beteiligt ist. Es geht hiebei nämlich meiner Ansicht nach um eines der zentralsten gesellschaftspolitischen Probleme unserer Zeit.

Im Februar haben wir in der Geriatriekommission die Unterlage „Pflege und Betreuung in Wien 2007 bis 2015. Wir investieren in die Zukunft. Umsetzung des Wiener Geriatriekonzeptes" bekommen. Unter dem Titel „Demographische Entwicklung als Herausforderung" wird völlig richtig festgestellt, dass es 2006 271 000 Wienerinnen und Wiener über 65 Jahre gibt, dass es 2020 314 000 Menschen über 65 Jahre sein werden und dass ebenso – dank unserer guten Medizin und der allgemeinen Lebenserwartung – die Zahl der Menschen über 75 bis 85 signifikant steigen wird. Das führt natürlich für uns alle zu Problemen, die es in früheren Jahrzehnten in dieser Form nicht gegeben hat. Es wird zu Problemen der Finanzierung der Pensionen kommen, denn irgendjemand muss die Pensionen ja zahlen, und es wird auch zu Pflegeproblemen kommen.

In diesem Bericht der Geriatriekommission führen Sie aus, dass im stationären Bereich derzeit rund 8 500 Pflegeplätze vorhanden sind, dass die regionale Verteilung aber nicht ausgewogen ist und dass diese Plätze zum Teil nicht dem modernen Wohnstandard und den hohen Anforderungen des Wiener Wohn‑ und Pflegheimgesetzes entsprechen. 2015 soll diese Zahl auf 10 000 steigen.

Weiters wird ausgeführt, dass zu diesem Zwecke eine gewisse Dezentralisierung stattfinden soll und dass sechs neue Geriatriezentren mit 700 Plätzen geschaffen werden sollen. – Da fehlen mir jetzt auf die 10 000 aber auch noch 800! 

Man plant, das Ganze von den großen Pflegestationen wegzunehmen und an kleinere Einheiten in den Bezirken zu geben. Das ist grundsätzlich kein negativer Gedanke.

Wenn dann aber darunter zu lesen ist, dass das Geriatriezentrum Am Wienerwald 2015 geschlossen wird und dass dort unter anderem die Bettenzahl bereits von 4 000 auf 1 600 reduziert wurde, dann würde das ja bedeuten, dass wir, wenn wir jetzt 8 500 haben, 11 100 hatten, bevor das reduziert wurde. 

Das heißt, wir haben jetzt an sich schon einen massiven Rückschritt. Dem könnten wir dann nicht folgen. Wenn aber die verbliebenen 1 600 Betten bis 2015 auch weg sind, und von 8 500 auf 10 000 aufgestockt werden soll, aber 1 600 wieder wegkommen, können Sie mir vielleicht helfen, wie diese Rechnung aufgehen soll. Ich persönlich glaube, dass die 10 000 auch schon zu wenig sind, also in Niederösterreich werden noch welche dazugerechnet. Ich glaube, dass das auch zu wenig ist. Ich glaube, man sollte einmal demographisch ermitteln, wo die größten Alterungen und die größeren Bevölkerungsanteile sind und dass man zumindest in jedem Bezirk eine Pflegeeinrichtung oder mehrere in großen Bezirken haben sollte, weil es nicht nur für die Leute, die dort hingehen müssen, angenehmer ist, wenn es in einer vertrauteren Umgebung ist, sondern auch für die Angehörigen. Denn es ist kein Vergnügen, wenn einem, so wie mir, ein Platz in Purkersdorf angeboten wird, den ich im Endeffekt abgelehnt habe, man aber kein Autofahrer ist. Wenn ich im 4. Bezirk wohne, dann verbringe ich halbe Tage, um dort hinzukommen, wenn ich meine Mutter besuchen will. 

Mit dem grundsätzlichen Weg sind wir einverstanden. Wir sind allerdings der Meinung, es sollte noch intensiver stattfinden, noch mehr Einheiten gleichermaßen in allen Bezirken. Wir sind auch der Meinung, dass die Bevölkerungsentwicklung weitergehen wird. Wenn man einmal soweit ist, dass man überall seine Geriatrieeinrichtungen hat, sie allerdings dann voll sind, weil sie zum Beispiel für 10 000 Betten konzipiert sind, man aber immer mehr alte, pflegebedürftige, hilfsbedürftige Menschen hat, dann sollte man die vielleicht jetzt schon weitblickender so groß gestalten, dass man dann 2015 nicht wieder alles neu machen muss. Wie gesagt, das, was in diesem Geriatriekonzept oder in „Pflege und Betreuung in Wien" steht, können wir durchaus unterstützen und sind der Meinung, dass es weiter intensiviert werden sollte. 

Unsere weiteren Punkte, die wir im Bereich Pflege anregen würden, wären, dass man unter anderem auch die Tagesbetreuung ausbaut, die Tagesheimstätten ausbaut. Das ist etwas sehr Sinnvolles. Viele Leute sind allein im Alter. Das Einzige, was sie brauchen, ist einerseits ein bisschen Ansprache und in dem Sinn auch eine unauffällige Kontrolle, wie sich ihr Gesundheitszustand entwickelt.

Dass man beispielsweise die Kurzzeitpflege mehr fördert, eine Erhöhung des Angebots der Kurzzeitpflege mit einer klaren Definition, was ausschließlich für eine Kurzzeitpflege zu nützen ist, macht.

Dass man vielleicht auch intensiviert, könnte man sagen, ein Kompetenzzentrum für Angehörige, dass sie sich informieren können, welche Möglichkeiten ihnen offen stehen. Wenn jetzt im Bund von der 24-Stunden-Betreuung gesprochen wird, gibt es vielleicht noch andere Alternativen, aber ich weiß aus eigenem, sitze allerdings Gott sei Dank in einem Haus, wo ich ganz kompetente Leute fragen kann, es ist nicht leicht herauszufinden, was man mit seinen Angehörigen macht, dass das möglichst finanzierbar und vor allen Dingen das Bestmögliche für die Erhaltung des Gesundheitszustands ist.

Das habe ich schon gesagt, dass man Pflegeplätze nach demographischer Entwicklung und keine anonymen Massenanstalten schaffen sollte. Aber da werden Sie mir wahrscheinlich recht geben, weil nicht zuletzt will man die großen Geriatriezentren verkleinern und durch kleinere ersetzen.

Wenn ich jetzt über Pflege reden soll, tue ich mir schwer, nur über Wien zu reden, wo das eigentliche Pflegeproblem, der Pflegenotstand, ein österreichweites ist. Und wenn wir uns anschauen, dass die Anzahl der Hilfs- und Pflegebedürftigen laut dem Bundesministerium für soziale Angelegenheiten bei 600 000 in Österreich liegt, wobei derzeit geschätzte 80 Prozent von den Angehörigen gepflegt werden, wird sich das nicht immer aufrechterhalten lassen, weil wenn die Bevölkerung systematisch altert, werden die Angehörigen auch nicht mehr alle pflegen können. Wenn ich mir das anschaue, gibt es 2007 322 000 Pflegegeldempfänger. 1993 waren es noch 230 000. 43 000 legale Pflegekräfte stehen 40 000 illegalen gegenüber, also ein Status quo von 40 000 Illegalen. Praktisch 50 Prozent der Pflegenden arbeiten illegal. Die Bevölkerung altert, das habe ich gesagt, bald gibt es keine pflegenden Angehörigen mehr. Das heißt, es ist unserer Meinung nach ein Problem der ganzen Gesellschaft. 

Wenn wir uns rühmen, ein Sozialstaat zu sein, und wir Freiheitlichen als soziale Heimatpartei bekennen uns dazu, dann fragt man sich, warum die Solidarität in dem Moment aufhört, wo aus dem Patienten ein Pflegling wird. Warum trennen wir Krankheit und Pflege? Wir machen Gott sei Dank die Spitzenmedizin in Wien für jedermann zugänglich, nicht wie in den USA, wo es nur den Reichen zugute kommt oder wie in England, wo es größtenteils nur den Jüngeren zugute kommt. Wieso gibt es dann diesen Bruch? Sobald jemand ein Pflegefall wird, gibt es keine solidarische Lösung mehr.

Wir haben auch unsere Haltung bei der damaligen Zusammenlegung ausgedrückt. Unserer Meinung nach war das ohnedies immer in der Patientenanwaltschaft inkludiert, weil für uns grundsätzlich zwischen Pflegling und Patient kein Unterschied ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn beispielsweise ein Drogenkranker als Kranker behandelt wird und die Gemeinschaft das bezahlt, dann frage ich mich, wieso ein unverschuldet hilflos Gewordener zum Teil selbst zahlen muss. Warum endet unsere Solidarität dort, wo es um Hilfsbedürftige und Pfleglinge geht? 

Es ist auch erschreckend, dass die ganze Diskussion durch einen Anlassfall aufgekocht wurde, wo der damalige Herr Bundeskanzler, der es sich wahrlich leisten könnte, der Anlassfall für dieses Thema, das jedem bewusst war und wo dann noch geleugnet wurde, dass wir keinen Pflegenotstand haben, eh alles in Ordnung ist. Ich muss Ihnen diese grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Fragen vorhalten und muss mich selbst fragen, weil wenn zum Beispiel die GRÜNEN die Grundsicherung wollen, das arbeitslose Grundeinkommen, was abgesehen von unserer heutigen Diskussion meines Erachtens gegen das Leistungsprinzip ist (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Es geht um die Familiensicherung!) - Moment, lassen Sie mich ausreden! -, wo auch die Selbstbestätigung den jungen Menschen in irgendeiner Weise genommen wird. Alles schön und gut, man kann über alles diskutieren. Wir sind dagegen, aber diskutieren tun wir natürlich über alles. Aber sollten wir uns nicht vorher darum kümmern, dass diese Gruppe unserer Gesellschaft klar geregelten Regeln zufließt, die auf unsere permanente Hilfe angewiesen ist? Sollten wir uns nicht darum kümmern, was mit uns allen passiert, wenn wir auf diese permanente Hilfe angewiesen sind? Weil es wird mit Sicherheit Teile von uns hier nicht verschonen. Es ist nicht das Problem von irgendeinem, den es betrifft, sondern das ist unser aller Problem, das wir hier diskutieren. Sollten die Menschen dann wirklich alles verlieren, was sie im Leben aufgebaut haben, wenn sie das Unglück haben, hilfsbedürftig zu werden? Sollte da nicht vielmehr die Politik andere Prioritäten setzen, soziale Prioritäten, ein Netz bilden, das für die unverschuldet hilflos Gewordenen ein soziales Netz bietet. Ist das nicht auch Ihr Anliegen?

Es gibt die Freiheit der Kunst. Ich stehe auch zu der Freiheit der Kunst. Wir können alles unterstützen, ob es Publikum hat oder nicht Publikum hat. Das ist ein Zeichen eines Wohlfahrtsstaats. Wir können uns das unter Umständen leisten, dass wir auch das Theater des Augenblicks mit 660 000 EUR unterstützen, obwohl es praktisch kein Publikum, recht wenige Aufführungen und so weiter hat. Wir können es uns leisten, das Ronacher alle paar Jahre um ein paar Millionen zu renovieren. Das ist alles schön und gut. Aber wenn wir gleichzeitig ein Grundproblem unserer Gesellschaft nicht gelöst haben, die Hilfsbedürftigen abzusichern, dann wird das alles relativ, Frau Stadträtin. Und das Problem ist eindeutig evident, 50 Prozent illegale, 50 Prozent legale Pflege. 

Das heißt, wie anfangs gesagt, der Herr Bundeskanzler sagt, es ist gar kein Pflegenotstand. Dann hat man begonnen, über die 24-Stunden-Betreuung zu diskutieren. Dann hat man begonnen zu streiten, wer was zahlen soll, ein Viertel der Kosten, 65/35, zuerst der Bund alles, dann 60 Prozent die Länder. Dann hat man über dieses Hausbetreuungsgesetz gesprochen, wo man wiederum zwischen dem unterscheidet, der betreuen darf und dem, der pflegen darf. Das ist dann schon wieder die Überbürokratisierung, weil wenn der betreut, der pflegt, geht das nicht. Also kann ich zwar einen Pfleger haben, muss aber den Betreuer wieder illegal haben. Oftmals ist es aber so, dass jemand nicht rund um die Uhr gepflegt werden muss, aber der kann in der Nacht umfallen, kann sich anmachen, kann nicht mehr aufstehen, ist hilflos und will deswegen jemanden um sich haben, weil nicht wie früher in Großfamilien alle miteinander wohnen. Dann zittert unsere Gesellschaft einfach mit sich. 

Jedenfalls ist jetzt schlussendlich das Letzte, dass man bei den Pflegestufen 3 und 4 auch Bundeszuschüsse gewährt. Aber, meine Damen und Herren, das diskutieren wir ein halbes Jahr, ob man bei den Pflegestufen 3 und 4 Bundeszuschüsse gewähren soll, sodass wir uns darüber klar werden, dass seit 1993 das Pflegegeld erst einmal valorisiert worden ist und das heute einem tatsächlichen Wert unter dem von 1993 entspricht. Das ist die Schande! Warum wird das Pflegegeld nicht angehoben? Wir fordern eine 17-prozentige Mindesterhöhung und eine jährliche Valorisierung des Pflegegelds! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich komme zu den Fakten: Wir haben 40 000 Illegale, denen ganz offensichtlich keine Legalen gegenüberstehen. Also es wird jetzt in dem Sinn nicht irgendjemandem die Arbeit weggenommen. Die Arbeitskraft gibt es nicht. Und wir haben den Bedarf. Das heißt, wir könnten eigentlich denen, die es brauchen, momentan gar nichts wegnehmen. Wenn das kein Pflegenotstand ist, dann weiß ich nicht! Aber jetzt verlängern wir die Amnestie, das ist eine Superlösung, ein echter Durchbruch! Gleichzeitig diskriminieren wir natürlich die Legalen, weil das auch verfassungswidrig ist, wenn wir jemandem genehmigen, dass er das ohne Steuern macht und es aber mit Steuern machen müssen. Wir können ja überhaupt die Steuern abschaffen - ich bin zwar vom Finanzministerium, aber vom Zoll -, solange der Zoll bestehen bleibt, aber den können wir nicht mehr abschaffen, weil das ist eine Gemeinschaftsabgabe. Das heißt, wir müssen eine Lösung finden, eine einheitliche Lösung und eine legale Lösung für alle. 

Was noch viel wichtiger ist, ist, wie der Status quo ist. Wenn wir uns die demographische Entwicklung anschauen, dann explodiert das in zehn Jahren. Das heißt, ich muss, und das ist auch eines unserer Grundanliegen, diesen Pflegeberuf attraktiver machen. Ich muss darauf schauen, dass junge Leute diesen Beruf ergreifen. Das ist ein Beruf mit Zukunft. Da wird man nicht arbeitslos, wenn man diesen Beruf ergreift. Das heißt, wir fordern eine Ausbildungsoffensive für Pflegeberufe. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da ist ein politischer Weitblick gefragt, den es leider bei der Bundesregierung nicht gibt. Das ist bloßes Loch auf, Loch zu. Da gibt es keinerlei Problemerkennungskompetenz und schon gar keine Lösungskompetenz. Wir Freiheitlichen fordern, dass der Pflegeanspruch verfassungsrechtlich abgesichert wird, dass die Gewährleistung einer zeitlich befristeten Arbeitserlaubnis für Pflegefachkräfte, die Qualifikation nachweisen, gewährleistet wird. Das ist klar. Ich kann nicht den Status quo wegdiskutieren, wenn die Pfleglinge niemanden haben, der sie pflegen soll. Wir fordern den Start einer Ausbildungsoffensive, die Einführung eines Pflegestudiums, diplomiertes Pflegepersonal, positives Berufsbild, Pflegehelfer, diplomierte Pflegehelfer für den persönlichen Bedarf. Damit der Bedarf künftig primär durch heimische Arbeitskräfte gedeckt werden kann, muss das Berufsbild irgendwie attraktiver gemacht werden. Eine Berufsmatura könnte man einführen. Wir fordern eine bundesweite Schaffung des Berufs Pflegefachbetreuung in Ergänzung zum diplomierten Personal, die Anerkennung von Pflegezeiten von Verwandten und Bezugspersonen als Pensionszeiten, die vollen Versicherungszeiten für pflegende Angehörige und Bezugspersonen. Wir fordern, wie ich schon gesagt habe, die Erhöhung des Pflegegelds, eine jährliche Indexanpassung und eine sofortige Erhöhung um mindestens 17 Prozent. 

Wenn ich sage, dass das ein grundsätzliches Problem der Gesellschaft ist, dann muss, verdammt noch mal, die Regierung im Budget schauen, wo sie was umschichten kann. Wir haben in dem Zusammenhang auch Vorschläge gemacht, wie zum Beispiel, dass man die Mehrwertsteuer für den Verkauf von Arzneimitteln, Behelfsmitteln, Tabaksteuer zweckwidmen kann. Wenn ein Kranker Arzneimittel kauft, zahlt er Mehrwertsteuer. Da verdient wieder der Staat, statt dass man das für Kranke zweckbindet. Pfleglinge sind Kranke in unserem Sinne. Allein diese Mehrwertsteuereinkünfte machen derzeit 700 Millionen EUR aus, nur von Behelfsmitteln und Arzneimitteln. Allein das ist das, was Wien beispielsweise für die Pflege ausgibt, 685 Millionen EUR. Den Freibetrag für Behinderte könnte man irgendwann einmal anheben, was jetzt schon viele Jahre nicht geschehen ist. Man könnte Steuerbegünstigungen für private Vorsorgen und so weiter machen. Irgendwie all diese Dinge, wo überhaupt noch nicht ernsthaft diskutiert wird. Alles, was man macht, ist, man verschiebt die Amnestie, weil man in Wirklichkeit keine Lösung vor Augen hat. 

Aber zurück zu Wien: In Wien wird die Pflege grundsätzlich vom Fonds Soziales Wien sozusagen verwaltet. Der agiert marktwirtschaftlich. Der agiert, das möchte ich auch sagen, in dem was er tut, durchaus professionell. Die Mitarbeiter sind motiviert, engagiert, ich könnte nichts Negatives über die Tätigkeit an sich sagen. Unsere ständige Kritik ist, dass Sie den durch die Ausgliederung der Kontrolle durch die Opposition entzogen haben. Aber der Fonds Soziales Wien kann natürlich nur soweit agieren, soweit er von der Politik Mittel bekommen hat. Damit ist die Verantwortung wieder bei der Politik. Die Politik muss den Willen haben, Geld für diesen Bereich unseres Lebens auszugeben. Die Politik muss die Vision und den Weitblick zu sozialen Problemen haben. Das alles fehlt leider, jedenfalls auf Bundesebene. Wie es in Wien ausschaut, wage ich jetzt nicht zu beurteilen. Wenn Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, allerdings Interesse daran haben, dieses Problem ernsthaft anzugehen, dann werden Sie uns auch als Partner haben. 

Den drei Geschäftsstücken stimmen wir, wie schon gesagt, zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Pilz. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Gegensatz zu meinem Vorredner möchte ich dem Umstand, dass wir drei neue Häuser in Wien errichten, schon auch in der Sache ein paar Worte widmen, weil ich glaube, das ist eine so wichtige und von uns auch sehr befürwortete Entwicklung, dass es einen Sinn hat, auch über diese drei Häuser zu sprechen. 

Ich habe hier schon oft zum Thema Pflegeheime gesprochen und es war meistens eine sehr triste Bestandsaufnahme der Verhältnisse. Der Herr Direktor Paukner ist dort hinten. Wir haben hier über Lainz und über die Tristesse, von der wir wegkommen wollen, schon alle möglichen Debatten geführt. Zu den drei neuen Häusern, wie sie jetzt geplant werden, sage ich zum Anfang auch, dass wir sie gerne halb so groß gehabt hätten. Das wäre unserer Konzeption von kleiner wohnortnaher überschaubarer Pflegeeinrichtung wesentlich näher gekommen. Aber das Glas ist dreiviertel voll. Wir wollen sozusagen sehen, wo wir herkommen und was man hier noch vor wenigen Jahren als passendes Pflegekonzept verteidigt hat. Da sehen wir schon, dass man sich jetzt auf den Weg gemacht hat. Das wollen wir ausdrücklich begrüßen. 

Die Orte sind richtig. Es sind Standorte, die in den innerstädtischen Bereichen eine Mangelversorgung tatsächlich kompensieren. Es soll ein Ende haben und muss ein Ende haben mit der Auslagerung der pflegebedürftigen Bewohner und Bewohnerinnen an den Stadtrand, an welchen auch immer. Das passt uns und das ist auch richtig. Wir haben uns die Pläne angeschaut und die Pläne zeigen, dass als Ergebnis der Geriatriekommission in ihrer Sache sozusagen das aus Beton oder Stahl Werdende - die Experten werden es vielleicht genau sagen können -, etwas wird, in dem dann Leben stattfinden kann, so wie sich eine moderne Pflege aufstellen sollte. Wir finden es gut, wenn in Planung investiert wird. Das war und ist in Wien nicht immer der Fall. Da gibt es dann die 0815-Projekte, wo man sagt, da sieht eines wie das andere aus und so wirklich passt nichts für die Leute. Wir wollen wirklich, dass man sich im Gesundheitsbereich, in den anderen natürlich auch, im Wohnbau, im Schulbau und so weiter, aber jetzt speziell für diesen Anlass, nicht ausruht, und sagt, lassen wir uns die Planung etwas kosten.

Jetzt bleibe ich doch bei den negativen Beispielen aus der Pflege, wenn wir an das Geriatriezentrum Süd denken und wie da in der Planung die Küche durch Stockwerke gewandert ist. Zuerst wollte man Vier- und dann doch Zweibettzimmer, dann waren die Decken zu niedrig und das Wasser ist dort in Lachen gestanden. Sie kennen den Kontrollamtsbericht. Immer teurer und teurer ist es geworden und die Nachplanung hat gekostet und gekostet. Das soll und darf künftig nicht mehr riskiert werden. Es wird bei dieser Projektstruktur auch nicht riskiert, aber ich möchte einfach dazusagen, Investition in Planung ist eine Investition in Lebensqualität. Wir wollen, dass der Wettbewerbsleitfaden da auch künftig beachtet wird. Ich bin nicht die Anwältin von Architekten und Architektinnen, die auch etwas verdienen sollen, aber ich möchte damit zum Ausdruck bringen, dass es im Interesse der Bewohnerinnen und Bewohner ist, wenn man hier nicht am falschen Platz spart. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Dazu wird von den GRÜNEN sogar geklatscht!) 

Die GRÜNEN klatschen auch, wenn wir etwas gut finden. Vor allem Planung ist uns wichtig. Sabine Gretner ist da bei uns wirklich als Expertin ausgewiesen. 

Wir wollen das und das ist schon die kritische Bemerkung, die ich mache. Es wird nicht genügen und es genügt nie, ein Haus gut aufzustellen, Einbettzimmer, Zweibettzimmer, Zugang zur Luft, Wohnqualität zur Verfügung zu stellen und das alte Leben weiterzuführen. Das ist sozusagen noch eine Herausforderung. Weil unsere Kritik am Geriatriezentrum Am Wienerwald und in alten Großheimen war in einem wichtigen Zugang die Kritik an der Baulichkeit, aber in einer zweiten Linie an der Baulichkeit in den Köpfen. 

Es geht darum, wenn man sozusagen eine totale Institution in ihrer negativsten Weise verlässt, und das ist das Geriatriezentrum Am Wienerwald und das sind vielleicht auch Baumgarten und Liesing, um die Organisation des Alltags. Das ist eine totale Institution. Wir kennen den Begriff nicht nur in Bezug auf die Geriatrie, sondern auch auf die Psychiatrie, ein Fehlen der Trennung zwischen Schlafbereich und Lebensraum, ein Takten der Menschen nach den Notwendigkeiten der Institution, also gefrühstückt wird, wenn es kommt und gebadet wird, wenn das Personal Zeit hat und so weiter, ein Takten nach den Zwängen der Institution, ein möglichstes Aussperren der Umgebung, der Kontaktmöglichkeiten und eine absolute Abhängigkeit der Bewohnerinnen und Bewohner von den Menschen, die sich um sie kümmern. Das ist jetzt keine spezielle Kritik, die ich an Lainz, sozusagen bald nur noch fast rückblickend, übe, sondern das sind Einrichtungen, die ihre Logik entwickeln, weil das halt ziemlich weit auf der Welt so üblich ist, dass man so in großen Institutionen, Internaten, Pflegeheimen, Psychiatrien umgeht. Es wird wichtig sein, diese totale Institution in der Struktur, im Zugang zu den Menschen zu verwenden. Da müssen wir noch hinter den Planungsinvestitionen, die wir jetzt machen, damit baulich ein anderes Leben möglich ist, das auch in den Köpfen vorbereiten. Das heißt sozusagen, mir ist klar, und das brauchen wir jetzt nicht zu diskutieren, es wird hier um hohe Pflegestufen gehen, also Menschen, die wirklich pflegebedürftig sind und viel, auch von außen organisierte, Zuwendung brauchen, aber wir sollten sozusagen die Räume, die wir dann so gut vorfinden, nicht mit den alten Verfahrensweisen nützen, also wirklich sagen, Zimmer sind ein Rückzug, aber keine Isolation, Gemeinschaftsräume sind Wohnorte, aber nicht Aufmarschgebiete für Pflegenotwendigkeiten, dass man den Menschen und nicht nur den sie betreuenden Institutionen den Raum gibt und dass wir mit der medizinischen Orientierung zurückfahren. Es ist mir klar, dort sollen Ärzte sein, das wollen wir eh nicht anders, aber dass das in einer Weise untergeordnet und in den Dienst gestellt wird und nicht in der Dominanz gegenüber den Menschen. Also weg von der Spitalsähnlichkeit. Ich wünsche mir, dass wir uns in diesen Jahren, die wir jetzt noch haben, die Zeit nehmen, das auch durch Schulungen und durch Neuorientierungen der Tagesstruktur, vielleicht auch in Dienstzeitregelungen nachzuvollziehen. 

Wir sind zufrieden mit dieser Mietvariante. Die ist uns nämlich lieber als das ausschließliche Ausgliedern nach dem Motto: „Macht irgendwer die Pflege, ..." - ich übertreibe es jetzt – „... wir zahlen das irgendwie und seien wir froh, wenn wir dann nicht verantwortlich sind." Das soll nicht der Fall sein. Ich sage eh nicht, dass es so ist. Es gibt aber private Häuser, wo man sagt, da wäre es klüger, wenn wir mehr hinsehen würden oder wir würden es mehr hereinholen. Insofern können wir mit dieser Miete und der Idee, dass man es dann auch kaufen könnte, gut leben. 

Also wir werden zustimmen, wenn die neuen Häuser kleiner würden, wenn man sich auch diesen Schritt traut, zu sagen, wirtschaftlich wollen wir eine gewisse Größe, aber weniger lässt das Gesetz zu. Es zwingt uns niemand für groß. Wir haben zugestimmt, wir müssen das jetzt nicht alles wiederholen. Aber das wäre noch eine Entwicklung. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch den Aufbruch, den es am anderen Ende der BewohnerInnengruppen gibt, noch einmal ansehen, nämlich beim KWP. Das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser kommt sozusagen von der anderen Seite herein in die Pflegethematik, wenn wir jetzt von der spitalsähnlichen Kasernenpflege wegkommen zu den neuen Häusern. So wird das KWP, und das ist eine langjährige Forderung der GRÜNEN, hereingeholt in die Pflegeaufgaben, indem jetzt auch tatsächlich nicht mehr diese für uns unverständliche Conditio sine qua non der Apartmentfähigkeit Aufnahmekriterium ist und wenn wir mit dem Hausgemeinschaftskonzept auch neue Formen der Pflege finden. Das ist eine längst überfällige Reform, weil wir müssen mit den Ressourcen, die wir in der Stadt für die Senioren und Seniorinnen haben, gut handeln und sozusagen nicht eine Überversorgung für die Rüstigen, die vielleicht mit einer Unterstützung zu Hause oder einem Besucherdienst zurechtkämen, dort die Vollversorgung als Fehlversorgung anbieten, sondern dort unsere Häuser des KWP umzubauen, dass die Menschen, die pflegebedürftig sind, dort gut und richtig untergebracht sind und auch nach den Prinzipien, die ich geschildert habe, dem Ersatz einer totalen Institution durch ein menschenorientiertes Konzept. Also das begrüßen wir. Wir werden zustimmen und wir hoffen, dass das sozusagen in der Struktur der Führung auch nachvollzogen wird, dass also die kollegiale Führung oder ihre Nachfolgeinstitutionen, auch wenn man jetzt Hausleiter hat, auf der strukturellen Ebene nicht das Spital kopieren, sondern das Wohnen ermöglichen. 

Ich komme aber trotzdem in dem Zusammenhang zu etwas, das uns eigentlich gar nicht gefällt. Ich habe es schon im Ausschuss gesagt. Da war die Kuh noch nicht aus dem Stall, um es alltagssprachlich zu sagen. Die Bestellung des Patientenanwalts hat uns in diesem Zusammenhang eigentlich gar nicht überzeugt. Ich kenne Herrn Dr Brustbauer persönlich nicht, er hat sicher seine Verdienste und Meriten und hat sicher auch als Verfahrensanwalt im Ausschuss vieles geleistet. Ich verstehe aber trotzdem nicht, wieso man auf jemanden setzt, der das vertritt, was er vertritt, auch durch seine Geschichte, auch durch seine berufliche Entwicklung, eine sehr hohe juristische Position, die weit weg von den Menschen ist. Denn der direkte Kontakt kommt beim Obersten Gericht selten vor. Ich habe vor allem, und das kann man zitieren, das gelesen, was er selbst hinsichtlich seiner Auffassung vom Amt gesagt hat. Ich finde, gerade unter der Pflege sollen alte Menschen auch ihre Wertigkeit und ihre Chance haben. Insofern will ich ihm nicht vorwerfen, dass er 67 ist. Ich will aber schon darauf hinweisen, dass in der Endrunde junge ambitionierte Frauen von der Consulting-Firma gelistet waren, die aus der Praxis kommen, die in ihrer Bewerbung viel von dem geschrieben haben, was wir uns unter einem modernen Zugang zur Patienten- und Pflegeanwaltschaft vorstellen. 

Der Herr Patientenanwalt Brustbauer hat in seinem Medienauftritt gesagt, er will Missstände nicht breittreten und in den Medien nichts ausrichten. Er meint außerdem, dass es seine Aufgabe wäre, Beschwerden entgegenzunehmen und dann zu bearbeiten (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nein!) - ich zitiere ihn, Frau Stadträtin, nicht irgendwen, keine böse Propaganda! - und in den Medien Dinge sozusagen nicht entschieden werden. Also das ist schon eine unrealistische Einschätzung unserer modernen Welt. Da muss man gar nicht die Politiker, die mit Medien machen, zitieren, sondern schauen Sie sich bloß die Debatte an, die es mit Prof Huber und Prof Leodolter gibt. Das ist natürlich eine Mediendebatte. Und warum? Weil die beiden Herren eine daraus gemacht haben. Da geht es um Medizin und da geht es vor allem um Patienten. Da warte ich bis jetzt völlig vergeblich. Ich habe alle Zeitungen nach irgendeiner Äußerung des Herrn Patientenanwalts, frisch gebacken, zu diesem Missstand durchgestöbert. Wenn er das schon wieder nicht breittreten will, dann frage ich mich, wie er mit den Beschwerden und den Hoffnungen, die Menschen in ihn setzen, dass er dazu Stellung nimmt, umgeht. Denn da geht es nicht nur um diese Sachen in der Öffentlichkeit zu dieser Wunderwaffe gegen Krebs in „NEWS", sondern da sind Patienten vorgestellt, man könnte auch sagen, vorgeführt, in der Öffentlichkeit, wie sie denn geheilt wurden, mit Zitaten und so weiter und es stellt sich jetzt, auch in den Medien und mittels der Medien - Gott sei Dank gibt es eine Diskussion in den Medien - heraus, so super sind die Ergebnisse nicht. Die sind wissenschaftlich nicht gesichert. Möglicherweise gibt es private wirtschaftliche Interessen der beiden Herren, die Gesellschafter der Firma sind, die das Medikament anbietet und die zwei Patientinnen hinausstellen, damit sie eine Liquidation abwenden. Das ist etwas, wo ein Patientenanwalt, der immerhin nicht nur in seinem Kammerl sitzen und Beschwerden entgegennehmen soll, jetzt öffentlich die Position der Patienten und Patientinnen wahrnehmen müsste. Denn mit der Hoffnung krebskranker Menschen zu spekulieren, ist unseriös, ist menschlich zutiefst abzulehnen! Wer, wenn nicht der Patientenanwalt, hat hier öffentlich und klar Stellung zu nehmen? Er tut es nicht! Er hat es nicht getan! Er sieht es nicht als seine Aufgabe!

Damit komme ich zurück zu meinem Bild von der totalen Institution. Menschen in Pflegeinstitutionen, und das müssen gar nicht städtische sein, es können auch private sein, sind in einer extrem abhängigen Position. Sie brauchen im Pflegeombudsmann Vogt oder in seinem Nachfolger Patientenanwalt Brustbauer jemanden, der laut und deutlich sagt, woran es krankt. Denn wie sollen sie denn überhaupt motiviert sein, sich an ihn zu wenden? Wie sollen Angehörige überhaupt ermutigt werden, dort Unterstützung zu suchen? Wie sollen Missstände denn sonst abgestellt werden? All das bleibt er schuldig. Daher können wir nicht verstehen, wieso man einem Konzept von Patientenvertretung und Pflegeanwaltschaft mit dieser Postenbesetzung zum Durchbruch oder zur weiteren Fortführung verhilft, die wir längst überwunden geglaubt haben. Man sieht an Herrn Dr Bachinger in Niederösterreich, dass man einen wesentlich systemischeren Zugang zu diesem Amt haben kann, einen in einem sehr positiven Sinn politischen. Wir glauben angesichts der KandidatInnen, die es gegeben hat, dass da viel verpasst wurde und wir können dem eigentlich gar nicht folgen.

Wir haben hinsichtlich dieser Debatte zur Krebsimpfung auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen. Wir wissen aus den Medien, dass Herr Direktor Krepler die Interne Revision beauftragt hat, eine Untersuchung zu führen. Wir sind froh, dass das der Fall ist. Ich sage noch einmal, wir sind nach wie vor und weiterhin der Meinung, dass die Verhandlungen hinsichtlich einer gemeinsamen Betriebsführungsgesellschaft im AKH jetzt mehr denn je mit Vehemenz voranzutreiben sind, auch von der Stadt. 

In dem Beschlussantrag, den wir heute einbringen, ersuchen wir die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales, den Bericht der Internen Revision zur Überprüfung der Vorfälle rund um die Impfung gegen Krebs dem Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales zur Diskussion vorzulegen.

Wir fordern die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Wir sind einen langen Weg gegangen, was die Pflegeheime der Stadt Wien betrifft. Es ist noch ein langer Weg vor uns. Das Geriatriezentrum Lainz ist noch nicht zugesperrt und es wird in dieser Phase sicherlich notwendig sein, den Menschen, die dort sind, das Gefühl zu geben, dass sie jetzt sozusagen nicht im Auslauf sind, sondern dass man sich auf die nötige Weise bis zur Schließung mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln um sie kümmert.

Ganz am Schluss, es ist der Herr Kollege Ebinger nicht mehr da, möchte ich mich noch dagegen aussprechen, ein Bild vom Alter zu entwerfen, das, wie er das nach meiner Einschätzung gemacht hat, sich nur an der Hinfälligkeit orientiert. Jeder von uns muss es sich für sich vorstellen, dass es so sein kann. Es kann uns morgen jemand auf der Straße zusammenführen und wir liegen auf der Beatmungsstation. Das kann immer passieren. Aber Alter, und das möchte ich sozusagen an den Schluss setzen, ist nicht nur Hinfälligkeit, Hilflosigkeit, Betreuungsbedarf. Es gibt optimistische Szenarien, Zukunftsprognosen, die auch heißen, wir werden eine verdichtete Phase der Pflegebedürftigkeit haben, die später kommt und kürzer dauert. Also gegen die Idee, dass man mit 65 am Stock geht, es dann jedes Jahr ärger wird und man dauernd irgendwie seine Kompetenzen abgibt, möchte ich mich wehren, vielleicht weil ich nächstes Jahr 50 bin und da ist man dann schon 50-plus und ist auf einmal gemeint. (GR Franz Ekkamp: Das könnte in Ihrem Fall gar nicht sein! Übrigens ein schönes Alter!) - Danke für die Rosen, es könnte gar nicht sein in meinem Fall! 

Unser Altenbild oszilliert zwischen einer Vorstellung, die durch die Medien vermittelt wird. Sie kennen sicher die Werbung, wo ein durchaus mit Sixpack versehener alter Herr vom Trampolin, also vom Sprungbrett, hinunterfedert und unten auch eine ziemlich hübsche Mittsechzigerin sitzt, die sagt, er ist so super. Er köpfelt ins Wasser und nimmt, ich weiß nicht, Buerlecithin oder so etwas und ist einfach toll. Damit wird sozusagen irgendwie sexuelle Attraktivität und Lust und Leben vermittelt. Das Bild ist natürlich eine Vorgabe, weil man vielleicht so super ist. Also ich will nicht, dass mein Mann mit 70 noch vom Zehnmeterbrett springt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Warum?) Dann verrenkt er sich noch den Rücken. Aber das ist das eine Bild.

Das andere Bild, das auch von den Medien vermittelt wird, ist das, wo Vater und Sohn einkaufen gehen. Der Vater räumt sich einen guten Rotwein ein und der Sohn räumt sich Zuckerln ein. Der Vater trägt die Zuckerln wieder zurück und der Sohn trägt den Rotwein wieder zurück. Dann heißt es sozusagen: „Wollen Sie im Alter von dem da abhängig sein, der Ihnen da gerade den Rotwein hinausgeräumt hat?" Also das andere Bild ist, wir sind, wenn wir alt sind, eine Generation, die nichts mehr kriegt und auf die man vergisst.

Ich möchte, dass man auch mit den neuen Einrichtungen einer Philosophie nahe tritt, die akzeptiert, dass Alter auch ein Abschied von der einen oder anderen federnden Jugend ist, aber dass es nicht der Eintritt in eine entmündigte, entrechtete, hilflose Existenz ist. Insofern gefällt mir der Begriff Überalterung gar nicht. Ich möchte, dass wir uns vorstellen, dass alle Lebensphasen Lebensqualität haben und wenn wir müde und pflegebedürftig sind, dass wir uns mit Respekt umeinander kümmern. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zum Altersbild des Herrn Ebinger auch ein paar Sätze sagen, weil so, wie er es dargestellt hat, müsste ich mit meinen 67 Jahren hier schon mit Stock stehen, wenn ich überhaupt noch hier stehen könnte, weil wahrscheinlich müsste ich mich schon in einem Pflegeheim befinden. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber seine Mutter wird 67 und ist im Pflegeheim! Er nimmt es persönlich! Akzeptieren Sie das einmal, dass es das gibt!) Es gibt die Fälle auch mit 20. Wir wissen das, die Frau Kollegin hat es gesagt. Man soll halt nie verallgemeinern. (GR Kurth-Bodo Blind: Er hat nicht von allen gesprochen!)
Beim Herrn Ebinger hat man überhaupt den Eindruck, er ist hier zufällig gestanden, denn wenn er sagt, wie es in Wien zugeht, kann er nicht beurteilen, dann mache ich nur darauf aufmerksam, zufällig ist er Wiener Gemeinderat und sollte eigentlich schon wissen, wie es in Wien zugeht! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurth-Bodo Blind: Sie wissen ja alles! Wissen Sie alles von allen Heimen und allen Stationen?)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wiener ÖVP wird den drei Pflegeheimen im 2., 10. und 12. Bezirk zustimmen, und zwar deshalb, weil wir tatsächlich feststellen können, dass die Mehrheitsfraktion in diesem Haus erkannt hat, dass sie viele Jahrzehnte einen falschen Weg gegangen ist. Es hat tatsächlich ein Paradigmenwechsel stattgefunden. Es ist das Problembewusstsein nun offensichtlich vorhanden, viel zu spät, aber doch. Ich bin zwar jemand, der immer an die Zukunft denkt, aber gerade in dem Bereich, um Zukunftsfehler zu verhindern, muss ich schon ein bisschen auf die Vergangenheit eingehen. (GR Kurth-Bodo Blind: Und wenn es der Ebinger macht, ist es falsch?)
Ich erinnere an die vielen Diskussionen, ob es in der Untersuchungskommission war, ob es hier im Plenum war, ob es in den Ausschüssen war, wo Sie von der Mehrheitsfraktion die Großraumzimmer und die Großkasernen mit Vehemenz verteidigt haben. Ich erinnere in der Untersuchungskommission an ein Zitat, wo gesagt wurde, eine Dame, die im Pflegeheim war, hat gesagt: „Ich bin extra in das Geriatriezentrum Wienerwald gegangen, weil ich in einen großen Raum wollte. Und das wollen Sie mir jetzt nehmen?" Sie stellten fest, die Menschen wünschen sich Sechs- und Achtbettzimmer. Frau Kollegin Klicka, Sie wissen die vielen Diskussionen, die wir da geführt haben. Eine Großkaserne wie das Pflegeheim GZW wurde als Standard des 21. Jahrhunderts verteidigt, das reinste WG-Gefühl würde sich dort verbreiten. Diese Märchen haben Sie uns wirklich jahrelang aufgetischt. Ich kann nicht jahrzehntelang sagen, weil ich nachgelesen habe. Seit 2001 bin ich in diesem Haus und seit dieser Zeit wurde das permanent wiederholt. Wir haben immer wieder aufgezeigt, genauso die Grüne Fraktion, was wir uns vorstellen, zum Beispiel Einbettzimmer. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber da haben Sie mich vergessen! Da haben Sie nicht zugehört! Jetzt bin ich beleidigt!) - Sie waren nämlich leise. Es wurde von Ihnen gesagt, aber nicht mit der Vehemenz, wie es von uns oder von der Grünen Fraktion immer wieder gebracht wurde. (GR Kurth-Bodo Blind: Schreiduelle waren das!) Wir haben immer Einbettzimmer und Zweibettzimmer mit den entsprechenden Aufenthaltsräumen, wo eben das gesellschaftliche Leben der Menschen, die dort leben, stattfinden kann und mit der Rückzugsmöglichkeit in das Einbettzimmer, verlangt. Es hat sehr viel Überzeugungsarbeit gekostet. Ich bin sehr froh, dass wir damals die Geriatrie doch in etwa ein Jahr lang hier wirklich sehr ausführlich mit vielen Expertinnen und Experten, aber auch dem Fonds Soziales Wien, wenn ich an den Kollege Hacker denke, der hier mitgearbeitet hat, diskutiert haben, wo tatsächlich gute Ergebnisse zu Stande gekommen sind. 

Heute ist der Beginn eines Beschlusses, wo wir diese drei Pflegeheime bekommen. Wir stimmen zu, weil wir der Meinung sind, es ist notwendig, aber natürlich kritisieren wir die Größe. Wir sind überzeugt davon und nicht nur, weil wir es glauben, sondern wir sind international bestätigt, wir sind national bestätigt, dass der Weg von 300, 350 Betten nicht der richtige Weg ist, sondern dass Sie auch da wieder, und das ist etwas, was ich so bedaure, nachhinken. Sie haben jetzt eingesehen, da muss man etwas machen. Sie haben eingesehen, die Sechs- und Achtbettzimmer sind es nicht. Aber Sie gehen nicht den großen Schritt, der notwendig wäre, sondern Sie gehen wieder einen Schritt, der eigentlich schon fast Vergangenheit ist! Das ist das Bedauerliche! Hätten Sie den Oppositionsparteien, und jetzt sage ich, allen Oppositionsparteien, vor Jahren zugehört, dann hätten viele Bürgerinnen und Bürger von Wien einen schöneren Lebensabend im Pflegeheim verleben können, wo Sie und wir alle die Würde des Menschen in den Mittelpunkt stellen. Wie viele Bürgerinnen und Bürger von Wien haben in den letzten Jahrzehnten den sozialen Tod lange vor dem physischen Tod erlitten! Wie viele schmerzvolle Erfahrungen hätten sich die alten Menschen ersparen können!
Frau Kollegin, ich finde das eigentlich nicht zum Lachen, das muss ich Ihnen schon sagen! (GRin Dr Claudia Laschan: Ich habe nicht gelacht!) Weil wenn ich daran denke, wie viele Menschen in Lainz in Acht- oder Zehnbettzimmern nicht wirklich gelebt haben, sondern viele Jahrzehnte vegetiert haben, muss ich sagen, das finde ich wirklich nicht zum Lachen! (GR Christian Oxonitsch: Kann man jetzt schon alles behaupten? Das sind selektive Wahrnehmungen! Da hat niemand gelacht!) Entschuldigen Sie, ich stehe hier und ich sehe das schon! Sie sind da hinten, aber verteidigen etwas! Sie können gar nicht sehen, ob dort wer lacht! Ich kann es schon sehen! Ich habe es zumindest gesehen! (GRin Dr Claudia Laschan: Sie wissen nicht, was Sie sagen!) Vielleicht war es ein guter Witz. Aber nachdem es eine Debatte ist, die ernst zu nehmen ist, finde ich es etwas eigenartig, gerade wenn man über alte Menschen spricht! (GRin Dr Claudia Laschan: Darüber lacht niemand! Kein Mensch hat darüber gelacht! Nur dass das klar ist!) Okay, gut, ist erledigt!

Meine Damen und Herren, wir stimmen zu. Die Kritik ist allerdings, dass wir davon überzeugt sind, dass geriatrische Krankenhäuser nur ein Teil eines umfassenden, dem modernen Menschen gerecht werdenden Systems sein können. Die Zukunft liegt in der mobilen Betreuung. 80 Prozent der Menschen wollen zu Hause gepflegt werden, Betreuung in den eigenen vier Wänden, betreutes Wohnen und Betreuung in kleinen Grätzeleinheiten. Frau Stadträtin, da bleiben Sie uns sehr viel schuldig! Denn die drei geplanten Einrichtungen, ich habe es schon gesagt, sind zu groß für hochmedikalisierte Pflegeheime. Im internationalen und nationalen Vergleich sind 60 bis 100 Plätze eigentlich das Ideale. 

Frau Stadträtin, Sie wissen auch ganz genau, das sind jene Plätze für Pflegestufen 5, 6, 7. Da ist es sicher notwendig. Aber wir wissen auch, wenn wir uns die Besetzung heute in den Pflegeheimen anschauen, dass nur ein Drittel der Damen und Herren, die in den Pflegeheimen leben, die Pflegestufe 5, 6 und 7 haben und alle anderen Pflegestufe 1 bis 4. Bei Pflegestufe 1 bis 4 ist ein hochmedikalisiertes Pflegeheim nicht notwendig. Darüber hinaus haben wir zwei sehr gut funktionierende Vorzeigehäuser, die Häuser der Barmherzigkeit, wo tatsächlich diese Stufen 5, 6 und 7 natürlich auch die notwendige medizinische Betreuung brauchen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Aber nicht mit 150 Plätzen!) - Ich habe ja gesagt, wo hochmedikalisierte Pflege notwendig ist, können es auch mehr sein! Nur grundsätzlich muss man davon ausgehen, dass das ein kleiner Teil ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist er ja nicht!) Der überwiegende Anteil sind diese kleinen Grätzeleinheiten, ist betreutes Wohnen und ist vor allem die mobile Pflege. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ja, hundertprozentig!) Das bleiben Sie uns aber schuldig! 

Vor allem ist es eine Binsenwahrheit, und das wurde von beiden Vorrednern gesagt, dass gerade die Wohnortnähe ganz besonders wichtig ist, weil die Menschen die sozialen Kontakte brauchen und die in erster Linie dann vorhanden sind. Daher brauchen wir, Frau Stadträtin, ein wirklich umfassendes Geriatriekonzept, nicht das dünne Papier. (Die Rednerin zeigt eine entsprechende Unterlage her.) Im Grunde genommen sind es zwei Seiten, Frau Stadträtin, weil das andere sind bereits Graphiken! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Presseunterlage!) Das haben wir bekommen. Das war die Geriatriekommission im Februar, bitte. Das ist die Presseunterlage. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ja, genau!) Das sind zwei Seiten als Geriatriekonzept. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wo steht, dass das das Geriatriekonzept ist?) „Umsetzung des Wiener Geriatriekonzepts"! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Eben! Die Umsetzung des Wiener Geriatriekonzepts!) Aber wir haben sonst noch nichts von Ihnen bekommen!

Da muss ich Ihnen sagen, darin haben Sie die sechs Pflegeheime, die Sie planen, wovon wir heute drei beschließen. Da haben Sie sonst nichts. Das heißt, das ist ein Flickwerk. Was haben Sie sonst noch? Wenn wir uns das in Wien anschauen, eröffnen Sie einmal ein Tageszentrum, dann werden ein paar Pflegeheime gebaut, aber ein umfassendes Konzept, wie grundsätzlich das Geriatriekonzept der Stadt Wien in den nächsten 10, 15, 20 Jahren aussieht, vermisse ich! Wenn es anders ist, dann soll jemand herauskommen und mir das erklären! Ich glaube nicht, dass ich etwas versäumt habe. Ein wirklich umfassendes Konzept ist nicht vorhanden! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist nichts vorhanden, nach welchen Gesichtpunkten diese Grätzelpflegeheime, die Sie kurz erwähnen, verteilt sein sollen, ob es schon konkrete Pläne der Umsetzung gibt. Das Einzige, was wir haben, ist eine Graphik, wo grüne Punkte eingezeichnet sind. Das ist es. Aber was hier geplant ist, ist dem nicht zu entnehmen. Die Differenzierung im Angebot, das Sie anführen, halte ich für positiv, allerdings zählen wieder alle Details. Bedarfsrechnungen, wie viele Plätze, welche Betreuung benötigt werden, gibt es nicht. Das heißt, Wien verfügt über kein bedürfnisgerechtes, differenziertes Angebot für pflege- und betreuungsbedürftige Menschen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frau VBgmin Brauner hat in ihrer Antrittsrede gesagt: „Ambulant vor stationär.", und die Frau StRin Wehsely hat das bestätigt. Ich habe damals als Antwort gesagt: „Frau Stadträtin, da haben sie uns an Ihrer Seite. Da werden wir Sie bei all Ihren Bemühungen unterstützen." Aber offenbar waren das nur leere Worte. Denn auf den Leitsatz „Ambulant vor stationär." wird im Umsetzungsplan, den Sie vorgelegt haben, überhaupt nicht Bedacht genommen. Wann, mit welchem Geld das Angebot an ambulanter Pflege und Betreuung ausgebaut werden soll, ist völlig unklar. Wenn man sich den Voranschlag anschaut, und da gehe ich zurück auf 2006 und 2007, haben Sie für ambulante Pflege überhaupt nichts Zusätzliches vorgesehen. 2006 waren es 2 Prozent mehr, 2007 1 Prozent, während Sie für die stationäre Pflege 22 Prozent beziehungsweise 6 Prozent vorgesehen haben. 

Wir alle kennen die demographische Entwicklung. Wir wissen, wie es in 20 Jahren aussehen wird, dass wir in 20 Jahren um 70 Prozent mehr 60-Jährige haben werden, aber dass vor allem die Hochaltrigen, 80, 85, sich mehr als verdoppeln werden. Das heißt, jetzt spreche ich nicht dafür, dass wir so viele Pflegeheime mehr brauchen werden. Das glaube ich nicht, sondern was wir brauchen, ist ambulante Pflege bestens ausgebaut. Da hat es schon in den letzten Jahrzehnten unglaubliche Versäumnisse gegeben. Es ist wirklich zu Fehlentwicklungen gekommen. Daher werden wir das auch in Zukunft aufzeigen, weil ich hoffe, dass Sie in Zukunft rascher lernen, dass es nicht so lange dauert, dass es nicht so viel Überzeugungsarbeit bedarf, dass Sie rascher auf die Vorschläge der Opposition, die nicht von ungefähr kommen, die auch aus Expertenwissen und so weiter kommen, eingehen!

Ich frage Sie noch einmal: Wo sind die finanziellen Vorkehrungen, die es Menschen ermöglichen, so lange wie nur irgendwie möglich zu Hause bleiben zu können und vor allem gut und menschenwürdig betreut zu werden? (Beifall bei der ÖVP.)
Ich habe das hier schon einige Male aufgezeigt, daher möchte ich es nicht wiederholen, aber die Damen und Herren, die die Betreuung durchführen, stehen zeitmäßig unter einem unglaublichen Druck. Die HeimhelferInnen oder AltenbetreuerInnen hetzen wirklich durch die Wohnungen. Wo bleibt da die Möglichkeit, den Menschen zuzuhören? Die Betreuerin ist vielleicht die einzige Person, die an einem Tag überhaupt in die Wohnung kommt, der einzige Kontakt zur Außenwelt. Hier ist einfach vieles zu verändern. Nicht nur das Essenhinstellen oder das Waschen ist notwendig, sondern ganz wichtig ist einfach auch der menschliche Kontakt, die Zuwendung. Dafür ist Zeit aufzuwenden und diese Zeit muss vorhanden sein, auch wenn man es sich aus wirtschaftlichen Überlegungen ansieht, Frau Stadträtin. Wir wissen, dass 1 EUR stationäre Pflege 3 EUR im mobilen Bereich sind. Das heißt, man könnte hier wirklich viel mehr Geld einsetzen, das humaner, menschlicher wäre und trotzdem finanziell, sogar wirtschaftlich, leichter zu bewerkstelligen wäre als eben die stationäre Pflege. Ich bitte Sie, darüber mehr nachzudenken, mehr Initiativen zu setzen, weil das ist das, was die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt auch erwarten sollten! Da ist durchaus Handlungsbedarf gegeben!

Dasselbe gilt für Tageszentren. Meine Kollegin Praniess-Kastner wird darauf stärker eingehen. Tageszentren sind unglaublich wichtig, unglaublich notwendig. Ich weiß, Sie haben vor, sieben weitere Tageszentren einzurichten, aber meine Damen und Herren, wir haben heute in Wien 75 000 Menschen, die über 80 Jahre alt sind und in etwa 750, 800 Tagesplätze haben wir. Also überlegen Sie sich, was das für ein Missverhältnis ist! Und überlegen Sie sich, dass es in 20 Jahren mehr als doppelt so viele sind. Das heißt, dass gerade Tageszentren unglaublich wichtig sind, weil es eben den Menschen ermöglicht, zu Hause zu sein, weil es den Angehörigen ermöglicht, berufstätig zu bleiben oder sich andere Freiräume zu schaffen. Da würde ich Sie ersuchen, verstärkten Einsatz zu zeigen!

Ich wollte Ihnen den Vorarlberger Bedarfs- und Entwicklungsplan vorstellen, nämlich als Vergleich, Geriatriekonzept Wien zu Entwicklungsplan Vorarlberg. (Die Rednerin zeigt die angesprochenen Unterlagen her. - Beifall bei der ÖVP.)
Ich muss Ihnen sagen, es ist beeindruckend. Ich gebe es Ihnen auch gerne, weil man kann immer gescheiter werden. Wir können davon lernen. Gerade Vorarlberg ist, wie wir wissen, im medizinischen Bereich, aber auch im pflegerischen Bereich Vorreiter, auch in der Prävention Vorreiter. (GR Dr Matthias Tschirf: Dabei ist Vorarlberg doch viel größer als Wien!) Nicht umsonst leben die Vorarlberger länger als wir. Das ist auch bekannt. Daher bin ich ganz begeistert von diesem Plan, der für 20 Jahre vorgesehen ist und wo wirklich der Bedarf an Pflegeheimplätzen abhängig von der Gestaltung des Gesamtsystems ist, wo wirklich ein Gesamtsystem dargestellt wird, das vom niedergelassenen Arzt über die Pflegebedürftigen, privaten Haushalte, über ambulante Dienste, über Kurzzeitpflege, Tagesbetreuung, Übergangspflege, Pflegeheime, Krankenhäuser, betreutes Wohnen und so weiter geht, also wirklich eine Kette bildet. Das ist genau das, was bei uns fehlt. Da ist Flickwerk und dort ist ein ausgereiftes System, das bestens funktioniert. Ich würde Ihnen wirklich empfehlen, sich das anzuschauen.

Aus diesem Grund werde ich wieder einmal mit meiner Kollegin Praniess-Kastner einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen: 

„Erstellung eines Wiener Geriatrieplanes. Sie mögen einen Geriatrieplan mit einer Perspektive von mindestens zehn Jahren erstellen, der sämtliche Ebenen und möglichen Trägerschaften berücksichtigt und somit die Leistungen für Pflege und Betreuung im Sinn einer durchgehenden Pflege- und Betreuungskette für Wien optimiert, und dem Gemeinderat vorlegen. Der Erstellung ist ein fixer Zeitplan vorzugeben. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Schluss möchte ich auch noch ganz kurz auf das Kuratorium der Pensionistenwohnhäuser eingehen. Das war auch toll. Ich bin 2001 gekommen, und einer meiner ersten Beiträge war, dass ich es nicht verstanden habe, dass es gerade in dem Bereich sehr viele Wohneinheiten gibt, die sicher notwendig waren, als sie gebaut wurden. Aber auf Grund der Wohnsituation der Menschen, die sich heute eben eine gute Wohnqualität schaffen, sind gerade diese Wohnplätze nicht von so großer Bedeutung wie eben diese kleinen Grätzeleinheiten.

Es hat natürlich auch wieder Jahre gedauert - also immerhin sechs Jahre -, aber auch hier haben wir Sie offensichtlich überzeugt, und ich freue mich darüber. Ich freue mich wirklich über das Projektergebnis und über alle innovativen Wohnformen, die jetzt angedacht sind. Ich glaube, das sollte auch eine Diskussion werden, für die wir uns Zeit nehmen. Denn ich kann nur sagen, wenn das rasch umgesetzt wird, dann ist es ein Schritt in die richtige Richtung, den wir auch gerne, wirklich sehr gerne unterstützen.

Allerdings, und das sage ich auch wieder zum Schluss, müssen den Ankündigungen rasch - und da liegt die Betonung auf rasch! - Taten folgen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste am Wort ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich freue mich ganz besonders, dass es nach nur drei Jahren - denn heute vor drei Jahren bin ich auch hier gestanden - hier heute wieder die Möglichkeit gibt, über die hervorragenden Ergebnisse, die in dieser Stadt bezüglich der Betreuung und Pflege älterer Menschen laufen, zu berichten. Es ist ein sehr erfreulicher Anlass, denn heute vor drei Jahren wurden die Grundlagen mit dem Strategiekonzept zur Betreuung älterer Menschen hier vorgestellt. Da muss man sagen, wenn man Häuser errichtet und Pflegekonzepte auch wirklich zum Leben bringt, dann sind drei Jahre eine wirklich sehr, sehr kurze Zeit, und Wien investiert in die Zukunft der älteren Menschen enorm.

Wir wissen alle aus den demographischen Berechnungen, dass die Menschen älter werden. Aber wir wissen genauso, dass das Altwerden auch eine Erfolgsgeschichte sein kann. Das beweisen uns viele Bewohnerinnen und Bewohner, die hundert und mehr Jahre alt werden, in den Geriatriezentren, aber auch, wenn sie zu Hause mit der ambulanten Betreuung leben.

Das Wiener Geriatriekonzept, das Sie immer einfordern, Frau Korosec, liegt ja vor. Wir haben selbst als Geriatriekommission an diesem Geriatriekonzept ein halbes Jahr lang gearbeitet, es hier dann auch vorgelegt und abgestimmt. Auf Basis dieses von allen Gemeinderäten, von den Experten, von den Mitgliedern des Dachverbandes erarbeiteten Konzeptes erweitert und baut die Stadt ihre Modelle aus. (GRin Ingrid Korosec hält ein Schriftstück in die Höhe.) 

Dieses Blatt, das Sie hier immer wieder vorweisen, ist eine Presseaussendung. Das heißt, es ist nur ein Doppelblatt, das sozusagen den Erguss eines langen Prozesses widerspiegelt, aber das ist kein Geriatriekonzept. Das ist eine Presseaussendung zur Umsetzung. Da müssen Sie natürlich differenzieren ... (GRin Ingrid Korosec hält ein weiteres Schriftstück in die Höhe.) Ja, das ist ein Konzept. Aber wenn Sie unser Konzept anschauen: die Langfassung hat über 100 Seiten, und die Kurzfassung hat 40 Seiten. Also dieses Konzept gibt es ja, und das sind nicht zwei Blätter einer Presseaussendung, die Sie uns hier immer vor die Nase halten.

Ich möchte auch dazusagen, dass natürlich dieser Entwicklungsprozess im Bereich der Geriatrie nicht erst vor drei Jahren begonnen hat, sondern schon sehr, sehr viel früher. Planung ist, wie auch Frau Kollegin Pilz gesagt hat, sehr wichtig, und es muss in die Planung investiert werden. Es gab bereits 1997 die ersten Ansätze, wie Sie wissen, als nämlich die beiden Geriatriezentren Floridsdorf und Wien Süd errichtet wurden. Dies war schon ein erster Schritt in die richtige Richtung. Es wurden Modelle erarbeitet, wo Menschen in Ein- und Zweibettzimmern ihre persönlichen Rückzugsmöglichkeiten haben, aber ebenso einen sehr großen Bereich für die Tagesstruktur vorfinden, wo die Menschen auch sehr individuell betreut werden können und nicht das Frühstück um 6 oder 7 Uhr in der Früh kommt, sondern den ganzen Tag über auch den individuellen Wünschen nachgegangen werden kann.

Die Überlegungen des Geriatriekonzeptes „Strategiekonzept zur Betreuung älterer Menschen" haben letztendlich im November 2004 auch zum Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz geführt und damit diesen begonnenen Veränderungsprozess - schon im Jahr 1997, eben mit den beiden Häusern - weiter begleitet und auch festgeschrieben, sodass sich alle Träger, vom KAV bis zu den privaten Trägern, auch an die Vorgaben dieses Gesetzes halten müssen.

Sie alle wissen, dass viele Träger auch schon reagiert haben. Es sind in den letzten Monaten und Jahren auch private Häuser in enger Kooperation mit der Stadt Wien eröffnet worden - Sie haben es selbst gesagt, Frau Kollegin Korosec -, die Häuser der Barmherzigkeit sowohl in der Seeböckgasse als auch in der Tokiostraße. Auf der anderen Seite wurden eben auch Häuser errichtet, die nicht diese hoch medikalisierte Pflege anbieten, weil wir ganz genau wissen, dass die Menschen bereits ab Pflegestufe 1 bis 4 eine Betreuung und Unterstützung für ihren Tagesablauf brauchen. Viele können nicht mehr zu Hause ohne die notwendige Unterstützung leben und brauchen diese Betreuung eben schon mehr als ein paar Stunden am Tag. Da gibt es sehr viele private Träger, die in Kooperation mit der Stadt Wien auch diese Plätze anbieten und neue Häuser errichten, so wie das Seniorenschlössl „Wie daham" in Simmering, das zusätzlich noch entstanden ist, und ein Seniorenschlössl im Bezirk Liesing, das sich derzeit in Bau befindet und kurz vor der Fertigstellung steht.

Unser Ziel kann es nur sein, den älteren Menschen all die Unterstützung zukommen zu lassen, die sie persönlich brauchen. Das Wiener Geriatriekonzept sieht eben auch diesen bedarfsorientierten Mix aus den unterschiedlichsten Angeboten vor. Sie haben einige davon schon erwähnt; es sind eben die Pensionistenklubs, es sind die Tageszentren, es ist die ambulante Betreuung. 

Es ist uns nach wie vor wichtig, dass alle Menschen, die es wollen, auch in ihrem Umfeld zu Hause mit Unterstützung leben und wohnen können sollen. (GRin Ingrid Korosec: Aber nach 2015 ...!) Da gibt es zahlreiche Einrichtungen. Sie dürfen nicht nur die Tageszentren hernehmen, die sozusagen als Tageszentren ausgewiesen sind, sondern wir haben ja auch die ganze Struktur der „Häuser zum Leben", die wir geöffnet haben, die einen Zugang zum Mittagstisch anbieten, die am Nachmittag eine Betreuung anbieten, wo jene Menschen, die eben den Tag nicht allein zu Hause verbringen wollen oder auch nicht können, dort sehr gut mitbetreut werden.

Wir haben auch den Ausbau im betreuten Wohnen und im Bereich der Wohngemeinschaften bereits begonnen. Wenn Sie das Konzept für die drei Häuser heute gesehen haben, dann sind es ja nicht nur die Häuser, die medikalisierte Pflege anbieten, sondern es sind jeweils ein oder zwei Geschoße vorgesehen, wo eben auch betreutes Wohnen in Wohngemeinschaften angeboten werden kann, die natürlich nicht vom KAV, von der TU 4 geführt werden, sondern über den FSW mit Trägerorganisationen, die dort dann eine wirklich große Einheit bilden, sodass auch Interaktionen möglich sind, alle Ressourcen des Hauses mit genutzt werden können und dieser schöne Mix in Zukunft in diesen Häusern auch gelebt werden kann. 

Uns ist wichtig: Ambulant vor stationär. Aber es gibt eben viele Menschen, die diese stationäre Betreuung, die medikalisierte Pflege auch brauchen. Wenn Sie immer wieder nach dem Angebot im ambulanten Bereich fragen, dann muss ich schon darauf hinweisen, dass Herr Hacker und sein Team mehrmals, und dieses Jahr erst im Frühjahr wieder mehr als eine Stunde, über die ambulante Betreuung mit Frau Pinats berichtet haben. Wir haben Ihnen alle Bereiche vorgestellt, und es wurde Ihnen auch mitgeteilt, welche Entwicklungen sich in diesem Bereich auftun. 

Wir sind sehr stolz, dass wir 680 Millionen EUR für die ambulante und stationäre Pflege in Wien zur Verfügung stellen können und dass es uns mit diesem Geld auch gelingt, ein Netzwerk zu schaffen. Sie haben heute leider wieder das Wort Pflegekette verwendet; wir haben uns in der Geriatriekommission doch darauf geeinigt, dass es ein Netzwerk sein soll, weil es transparent und durchlässig sein muss. Das war uns allen wichtig, auch Herr Kollege Ebinger und, ich glaube, auch Frau Dr Pilz haben es heute schon gesagt: Es muss möglich sein, nach einer Kurzzeitpflege, nach einer Rehabilitationsphase auch wieder in die eigenen vier Wände, nach Hause zurückkehren zu können. Diese Durchlässigkeit haben wir mit diesem umfassenden System auch geschaffen. 

Was uns natürlich wichtig ist, sind zeitgemäße Wohnstandards, die wir in diesen Häusern auch umsetzen können. Wir wissen, dass wir im Westen Wiens ein Überangebot von stationären Pflegeplätzen haben. Daher war es uns jetzt ganz wichtig, die optimale, regional ausgewogene Versorgung anbieten zu können, und diese wird bis 2015 noch auf 100 000 bedarfsgerechte Pflegebetten ausgebaut. 

Wir werden in ganz Wien zukünftig diese kleinen, wohnortnahen Pflegeeinrichtungen haben, die auch individuell auf die Bedürfnisse der älteren Menschen Rücksicht nehmen und - was uns auch noch ganz, ganz wichtig ist - die auch leistbar sind. In Wien gelingt es uns wirklich, sowohl im KAV als auch in der Kooperation mit den privaten Trägern leistbare Einrichtungen auch den MindestpensionistInnen zur Verfügung zu stellen. 

Ich darf nur darauf hinweisen: Obwohl es in Deutschland eine Pflegeversicherung gibt - ich war erst vor Kurzem in Hamburg und habe mir dort eine Pflegeeinrichtung angeschaut, die auch in Wien einmal ein Haus hatte, das Augustinum -, ist es dort nicht mehr möglich, diese hochqualifizierte Pflege durchzuführen und den Menschen anzubieten, weil einfach auch das Geld der Pflegeversicherung nicht ausreicht. Die Menschen können dort nicht optimal betreut werden, sondern in vielen Bereichen geht man wieder zu einer Grundpflege zurück; das ist schade und traurig und nicht menschenwürdig. Wir in Wien setzen andere Maßstäbe, und mit diesen heutigen Beschlüssen werden wir das wieder sehr, sehr deutlich zeigen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein Weg dorthin ist, dass schon bei der Standortsuche Mindestanforderungen erfüllt werden müssen. Die Menschen sollen nämlich möglichst lange auch ihren gewohnten Lebensrhythmus leben können. Sie sollen ihre Wohnqualität im Mittelpunkt haben, auch wenn sie in einer geriatrischen Einrichtung sind. Dazu gehört einerseits im Haus selbst, dass es dort eine wohnliche Atmosphäre gibt - das wird durch Ein- und Zweibettzimmer, die für die Tag-Nacht-Struktur notwendig sind, gewährleistet -, dass in diesen Zimmern auch eigene Nasseinheiten sind. 

Was uns aber ganz wichtig ist - und ich merke das auch, weil ich älter werde und immer lichthungriger bin -, ist, dass diese Räume auch alle lichtdurchflutet sind, dass sie hell sind, dass es Balkone gibt, dass es Möglichkeiten gibt, auch die Fenster zu öffnen, und dass es eben auch helle, große Aufenthalts- und Therapieräume gibt. 

Ganz wichtig ist es dabei auch, dass diese Häuser nicht irgendwo abseits des Bezirkes auf der grünen Wiese errichtet werden, sondern dass diese Häuser mitten in den Bezirken stehen, sodass auch die Leute, die die Menschen besuchen wollen, einen niederschwelligen Zugang zu diesen Einrichtungen haben, indem sie auch sehr gut an den öffentlichen Verkehr angebunden sind - das ist uns bei all diesen Projekten auch geglückt -, dass aber auf der anderen Seite auch geschaut wird, dass in der Umgebung ein Platz der Ruhe möglich ist, dass es innerhalb dieser Häuser Höfe gibt, wo sich die Menschen aufhalten können, oder andererseits in der nahen Umgebung auch Parkanlagen, die sie dann auch noch aufsuchen können.

Zum Alltagsleben gehört auch, dass man nicht nur in einer Einrichtung untergebracht ist, wo man gut versorgt ist, sondern dass man auch individuelle Wünsche hat, die man sich manchmal, glaube ich, auch selbst gerne erfüllt, und dass man sich nicht nur immer alles bringen lässt. Ich denke, es ist ganz wichtig, dass es rund um diese Häuser auch eine Nahversorgung gibt, wo man hie und da mit einer Betreuung, mit einer Person dann auch selber einmal einkaufen gehen kann und so noch mitten draußen im Leben steht, sei es jetzt mit einem Rollstuhl, sei es mit einem Rollator, mit einem Stock, mit Unterstützung, aber dass man wirklich noch an diesem Leben im Grätzel - wie Sie auch gesagt haben - teilhaben kann. Wesentlich ist, dass es dort im Grätzel auch eine soziale Infrastruktur gibt, dass es Kinderlachen gibt, weil in der Nähe ein Kindergarten ist, weil dort Schulen sind, dass sie Menschen - auch jene, die noch im Berufsleben stehen - beobachten können und an deren Leben auch Anteil nehmen können. 

Wir werden dieses dichte Netz mit den gemeinnützigen Trägern errichten und damit bis 2015 auch unser ehrgeiziges Ziel von 10 000 Pflegeplätzen erreichen. Der Plan sieht auch eine weitere Differenzierung des Angebots und neue Standorte für eine regionale Verteilung vor. 

Wie Sie schon gesagt haben, sind jene Häuser, die medikalisiert Pflege anbieten, natürlich für hohe Pflegestufen mit dem entsprechenden Bedarf danach auch gedacht. Aber wir bieten auf der anderen Seite auch die niederschwelligen Einrichtungen an. Menschen mit weniger intensivem Pflegebedarf werden hier untergebracht. Wie vorhin schon erwähnt, gibt es sehr viele Einrichtungen, die im Dachverband als Trägerorganisationen auch ihre Projekte dynamisch und bedürfnisorientiert weiterentwickeln und in Kooperation mit der Stadt Wien dann auch ein niederschwelliges Angebot stellen. 

Mit dem heutigen Beschluss dieser drei neuen Geriatriezentren setzt Wien wieder neue Standards für die stationäre Pflege. In den neuen Häusern steht der Aspekt des Wohnens im Vordergrund, der krankenhausähnliche Charakter wird bewusst vermieden. Und so, wie sich das im Geriatriezentrum Süd entwickelt hat, wo ich sehr viele Bekannte habe und diese auch immer wieder besuche, kann ich sehr deutlich sehen, wie der Alltag wirklich gelebt werden kann. Mittlerweile ist es so, dass aufgrund dieser wohnlichen Atmosphäre auch sehr, sehr viele Angehörige nicht nur einen Besuch von einer Stunde machen, sondern wirklich oft Tage, Nachmittage, eine lange Zeit mit ihren Angehörigen verbringen. 

Aus eigener Erfahrung kann ich Ihnen von einem für mich ganz berührenden Erlebnis erzählen. Eben weil Sie gesagt haben, Frau Kollegin Korosec, es ist schwierig für Angehörige oder für ältere Menschen selbst, in einer Einrichtung die letzten Stunden zu verbringen. Meine Freundin konnte - und ich durfte sie dort, im Geriatriezentrum Süd, auch ein paar Stunden begleiten - zwei Tage lang ihre Mutter in den Tod begleiten. Das war für mich ein so berührendes Erlebnis, weil sie alle Unterstützung erhielt, die notwendig war für sich selbst, einen Liegesessel, um sich auch ein bisschen ausruhen zu können; die alte Dame wurde mit Kompressen, mit schmerzlindernden Maßnahmen versorgt.

Ich denke, das muss das Ziel in unseren Einrichtungen sein, dass wir den Menschen, solange sie gesund sind, einen wunderschönen Lebensabend bieten, aber auf der anderen Seite ihnen auch die letzten Stunden - und den Angehörigen ebenfalls - erleichtern und sie so das Leben in Würde abschließen lassen. Das ist mir auch ganz, ganz wichtig. 

Wir haben auch gesagt, Planung ist uns wichtig. Daher war es auch so, dass die BauträgerInnen und ArchitektInnen aufgefordert wurden, ein Wohnambiente zu schaffen, das gerade diesen pflegebedürftigen Menschen den höchsten Wohnkomfort bietet, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - die dürfen wir ja nicht vergessen, weil sie es sind, die tagtäglich 24 Stunden mit den älteren BewohnerInnen zusammen sind - ein angenehmes Arbeiten ermöglicht. 

Es ist wirklich eine Freude zu sehen, wie manche Menschen sich auf das wöchentliche Bad freuen. Sie wollen es gar nicht täglich haben, das ist ihnen viel zu belastend. Aber so ein Wohlfühlbad, so wie diese Bäder jetzt ja ausgestattet sind, allein von den Badewannen her, genießen sie sehr. Also ich würde mich freuen, wenn ich einmal in der Woche in so ein Wohlfühl-Center gehen könnte und mir das gönnen könnte. Es ist sehr erfreulich, dass das in unseren neuen Häusern jetzt alles möglich ist. 

Die barrierefreien Balkone, die wirklich hellen Aufenthaltsräume, die großzügigen Grünflächen, Therapiegärten, die in diesen Häusern eingerichtet werden und viel Licht schaffen: Dies ist eine Atmosphäre des Wohlfühlens!

Sie haben auch davon gesprochen, dass Ihnen die Häuser noch immer zu groß sind. Ja, wir leben in einer Stadt, und es sind auch unsere Wohnhäuser nicht alles Einfamilienhäuser! Wir müssen aufgrund des Platzes in der Stadt natürlich auch hier teilweise in Hochhäusern oder auch in Wohnhäusern leben, die eben über mehr Stockwerke verfügen, und so, denke ich, ist das auch in den Geriatriezentren zu sehen. Wenn ich auf der Stiege 1 wohne, dann habe ich natürlich auch mit den Mitbewohnern auf der Stiege 1 viel Kontakt, aber weniger mit denen auf der Stiege 4, weil ich dort nicht so häufig hinkomme. 

Was wir in diesen Häusern schaffen, sind ebendiese kleinen Einheiten von 24 bis 28 BewohnerInnenplätzen in den Stationen, wo wirklich dieses familiäre Zusammenleben möglich wird und man nicht selbst den Eindruck hat - ich habe ihn auch im Geriatriezentrum Süd nicht, wenn ich auf einer Station bin -, ich bin jetzt in einem Riesenhaus. Ich fahre mit dem Lift in den zweiten Stock und bin auf der Station, wo ich alle Annehmlichkeiten, die ich brauche, vorfinde, wo ich die Kontakte pflege, wo ich mich hinsetze und mit den Menschen Karten spiele, plaudere oder ihnen etwas vorlese. Da, denke ich, zählt es jetzt nicht, ob das 100, 200 oder 300 Personen sind, sondern es zählt die kleine Einheit, die eben das Wohnen in der Einrichtung möglich macht. 

Gerade bei diesen neuen Zentren sollen viele Kommunikations- und Begegnungsmöglichkeiten geschaffen werden. Dabei wurde besonderes Augenmerk auf die Gänge gelegt, weil das eben nicht nur Verbindungsgänge, sondern Erlebnisgänge sind, die eben einerseits mit Einrichtungen ausgestattet sind, wie es zu Hause auch ist - da steht einmal ein Bücherregal, oder dort steht einmal ein Aquarium, oder dort hängt ein Bild oder ein Kunstobjekt, mit dem ich etwas anfangen kann -, auf der anderen Seite bieten diese breiten Gänge aber auch Sitzmöglichkeiten an, die gut belichtet sind und wo man sich auch zu einem intimeren Gespräch zurückziehen kann. 

Ganz wichtig ist es uns dabei, dass wir besondere Rücksicht auf die steigende Anzahl der demenzkranken Menschen nehmen. Wir wissen, dass sie unter immensem Bewegungsdrang stehen, und berücksichtigen das natürlich auch. Es werden in diesen Stationen und Abteilungen Demenzschleifen angelegt; das sind Rundwege, die nicht in Sackgassen führen, sondern auf denen man immer wieder zum Ausgangsbereich zurückkommt. Genauso wird es Dachgärten oder Gartenbereiche im Hof geben, wo geschützte, abgetrennte Therapiegärten für Demenzkranke vorgesehen sind. Sie sind so gestaltet, dass die Menschen diese Gärten auch ohne Begleitpersonen aufsuchen können, dass sie sich nicht verirren oder da vielleicht verloren gehen könnten. 

Es sind alle drei Projekte PPP-Projekte mit den Bauträgern GESIBA, BUWOG und der Kabelwerk-Gesellschaft. Wir setzen mit diesen Projekten Meilensteine, denke ich, für die zukünftige Pflege von betreuungsbedürftigen Menschen, weil wir ihnen einerseits in diesen kleinen Abteilungen individuelles Wohnen anbieten, aber auf der anderen Seite auch hochkompetente Pflege und medizinische und therapeutische Betreuung sicherstellen. 

Die Stadt Wien fördert diesen Bau und mietet sich in die fertigen Häuser ein. Ich bin stolz darauf, dass die erste Bautranche heuer in der Höhe von 19 Millionen EUR gesichert ist und wir einem baldigen Baubeginn und damit im privaten Bereich einer baldigen Fertigstellung - denn das ist das besonders Wichtige, dass die Bauzeit insgesamt zirka zwei Jahre pro Haus betragen wird - entgegensehen können. 

Das Schöne daran ist, wenn man sich die Projekte ein bisschen anschaut - Sie haben sich sicherlich auch die Mappen angesehen -, dass doch jedes dieser drei Häuser für sich wieder sehr individuell ist. Wenn ich zum Beispiel an das Haus in Favoriten denke, das in einer alten Fabrik, in der Heller-Fabrik, errichtet wird, wo bei der Errichtung die Außenmauern, die teilweise denkmalgeschützt sind, stehen bleiben, aber auf der anderen Seite im Inneren wirklich ein hochmodernes neues Haus entstehen wird, ist das schon auch eine spannende Phase, dem Bau im Werden zusehen zu können. Trotz des Denkmalschutzes wird es dort auch möglich sein, sozusagen durchlässige, helle Räume und Wintergärten als Vorbauten zu den Zimmern zu schaffen, wo man dann sogar mit einem Rollstuhl oder einem Bett hinausgeschoben werden kann. 

Insgesamt werden bis 2015 also sechs neue Geriatriezentren im Bereich des KAV, der TU 4, errichtet werden. Es sind das einerseits die Pläne, die Sie von Baumgarten und Simmering her schon kennen, andererseits sind es die drei neuen Häuser Meidling, Innerfavoriten und Leopoldstadt, und es wird im Herbst auch noch ein Haus in Simmering dazukommen, wofür die Planung nun auch schon läuft.

Außerdem haben wir im Kuratorium Pensionistenwohnhäuser, wie Sie gesagt haben, auch schon darüber gesprochen, dass es Umstrukturierungen geben wird. Zusätzlich werden, auch in Kooperation - und das ist ein ganz neues Modell, das wir sicher auch noch vorgestellt bekommen - der TU 4 mit den KWP-Häusern, in einem innovativen Modell drei neue Häuser mit insgesamt 700 Plätzen errichtet werden, die dann in den Bezirken Ottakring, Döbling und Hietzing einen Platz finden. Denn wenn wir daran denken, dass wir das Geriatriezentrum Am Wienerwald aufgrund seiner baulichen und räumlichen Gegebenheiten, die ja nicht mehr zeitgemäß sind, im Jahr 2015 schließen können werden, so wollen wir aber auch, dass im Bereich Hietzing eine regionale Einrichtung vorhanden ist, die den Menschen dort wieder die Pflege und Betreuung möglich macht. 

Durch den Rückbau und den Ausbau der neuen Häuser ist es uns dann auch möglich, im Jahr 2008 im Geriatriezentrum Am Wienerwald nur mehr maximal vier Betten pro Zimmer zu haben. Auf der anderen Seite wird es in diesen großen Sälen auch mit vier Betten etwas ungemütlich. Es ist eben nicht möglich, aufgrund der Tiefe dieser großen Räume irgendwo eine Wand aufzustellen, weil man dann gerade beim Fenster vorne Licht hätte, aber der andere Teil des Zimmers nicht mehr zu verwenden wäre und dunkel bliebe. Daher ist es, denke ich, ganz wichtig, dass wir dort, wo man Umbauarbeiten nicht sinnvoll durchführen kann, auch davon ablassen müssen und neue Häuser, moderne Häuser mit allem Wohnkomfort für die älteren Menschen errichten müssen.

Wir schaffen mit den heutigen Beschlüssen die Rahmenbedingungen, die es auch den MitarbeiterInnen - und das ist mir auch ganz wichtig - ermöglichen, gemeinsam mit den Bewohnern und Bewohnerinnen das Leben in Geriatriezentren optimal zu gestalten. 

Ich bin sehr stolz darauf, dass wir der Umsetzung dieses Konzeptes heute einen Meilenstein, einen großen Meilenstein näher kommen und dass wir damit auch den Menschen in der Stadt die Sicherheit geben können, dass sie im Alter bei Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit ein vielfältiges Netz an Einrichtungen mit hoher Qualität vorfinden. Das ist nicht nur Sicherheit für die Menschen, die älter werden - ich denke auch an mich, auch ich werde es einmal -, das ist auch Sicherheit für all ihre Angehörigen. Und ich bin stolz darauf, dass wir in Wien das ohne Regress den Menschen zur Verfügung stellen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wissen Sie, vorweg möchte ich einmal eines feststellen: Es ist zwar jetzt schon sehr viel gesagt, aber noch nicht von allen. 

Die demographische Entwicklung zum Beispiel in Wien stellt uns natürlich vor neue Herausforderungen. Der Anteil der über 65-Jährigen steigt auch stetig an. Waren zum Beispiel 2006 - ich habe das aus einer Statistik - 271 000 Wiener und Wienerinnen über 65 Jahre alt, werden es im Jahr 2020 bereits über 314 000 Menschen sein. Auch die Zahl jener, die älter als 75 und 85 Jahre sind, steigt stetig und signifikant an. Dadurch wird auch im Bereich der Pflege und der Betreuungseinrichtungen einiges verlangt. 

Sie, Frau Stadträtin, kann ich natürlich für nichts in dieser Sache - im Moment noch, sage ich - verantwortlich machen, weil diese Versäumnisse (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: ... da vorn?), die heute da sind, ja nicht seit Monaten oder seit zwei Jahren da sind. Die gibt es schon seit 10 bis 20 Jahren, und ich glaube, diese demographische Entwicklung, das alles hat man ja schon damals gewusst. Nur hat man es eben nicht wahrhaben wollen, oder man hat es weggeleugnet; das sage ich. Sie, muss ich sagen, geben sich wirklich in diesem Bereich Mühe, das kann ich nur sagen, und ich hoffe - Sie haben das Ressort noch nicht so lange, aber ich hoffe es -, es wird sich bis 2015 einiges ändern. 

Nur weiß ich - das ist nun auch ein Kritikpunkt -, es ist natürlich auch zu wenig. Denn wenn ich es mir hernehme: Allein wenn man das Geriatriezentrum Lainz oder Wienerwald schließt - dort gab es 2000 noch 15 600 Betten, und heute haben wir 8 500 -, wenn man das aufrechnet, wird es bei Weitem zu wenig zu sein. Zwar machen Sie jetzt auch sechs neue Geriatriezentren, aber das ist in Anbetracht der Entwicklung, die auf uns zukommt, zu wenig. 

Aber nochmals: Ich mache Ihnen hier keinen Vorwurf. Das muss man in dem Bereich vorantreiben, und es kann sicher nicht sein, dass man jetzt die Menschen, die wirklich jahrelang einbezahlt haben - vielleicht soll man es so sagen: Sie können auch in dem Bereich nichts dafür, denn wenn ich jetzt Herrn Sozialminister Buchinger hernehme, der eine Zwei-Klassen-Medizin oder eine Zwei-Klassen-Pflege einführen wird - die eine ist für mich persönlich eine Reichenpflege, sage ich jetzt, für diejenigen, die über 5 000 EUR haben -, dann gibt es bald diese Armenpflege, die unter 5 000 EUR liegt. Ich glaube, wenn man sich das vorstellt, dann kann es das ja, bitte, nicht sein!

Frau Stadträtin! Ich glaube, gerade in diesem Bereich geht das nicht. Ich will mir jetzt nicht vorstellen, dass man das vielleicht auch noch auf Pflegeheime umlegt, sodass es in diesen Heimen vielleicht irgendwann einmal auch eine Zwei-Klassen-Pflege gibt. Das kann ich mir und will ich mir auch nicht vorstellen. Aber ich sehe es an Ihrer Mimik: Sie werden das sicher nicht zulassen. Darum sage ich Ihnen auch, dem Sozialminister Buchinger sollten Sie wirklich einmal Folgendes sagen: Lieber Parteifreund, das kann es nicht sein! Wir verabschieden uns hier von einem sozialen Weg, wir sind dann wirklich keine Sozialpartei mehr. 

Ich weiß nicht, was Sie dann sind. Sie haben wirklich sehr viel aufgeben. Ich will jetzt nicht auf die Bundesregierung eingehen, ich möchte hier in Wien bleiben, aber das alles ist es, was Sie in diesem Bereich von den Versprechungen schon aufgegeben haben. Jetzt werden genau diese Leute mit diesen 5 000 EUR verunsichert, wobei ich sage, zum Beispiel in Niederösterreich gehen sie jetzt schon auf 10 000 EUR. Dann kommen vielleicht auch noch Salzburg, Graz oder ein anderer, und sie lizitieren sich gegenseitig in die Höhe. Bitte, das kann es ja nicht sein!

Wir sind ein sozialer Staat. So viel soziale Wärme wollen Sie ja geben, also sprechen Sie dann bitte auch mit Buchinger und Freunden, dass das, bitte, in den nächsten Wochen vom Tisch ist. Denn Sie verunsichern wirklich nur Menschen, die Pflege brauchen, für die nächste Zeit. 

Ich glaube, wir alle werden vielleicht irgendwann einmal irgendwo eine Hilfe benötigen, und ich muss ehrlich sagen, ich möchte hier schon in den nächsten Jahren einen guten Weg gehen, damit wir dieses System auch erfolgreich weiterführen können. 

Auch dem Fonds Soziales Wien möchte ich das sagen: Die Pflege - ich weiß es von meinen Eltern her - ist etwas Gutes, vor allem in Wien, auch wenn man dann gewisse Fälle hernimmt, wo es nicht so klappt; es gibt eben immer irgendetwas zu kritisieren. Das verstehe ich auch, ich meine, wo Menschen arbeiten, passieren Fehler, das gebe ich auch zu. 

Aber ich sage auch eines für die Zukunft: Wir brauchen weitaus mehr Pflegeplätze als die vorgesehenen 10 000 bis 2015. Ich sage auch, man muss natürlich auch die privaten Anbieter forcieren. Es ist ganz wichtig, dass man hergeht und zu den Privaten sagt: Wir werden euch auch unterstützen. Ich glaube, hier hat man ein Potenzial, das man auch für die nächsten Jahre finanzieren sollte und wofür man Budget freisetzen kann. 

Wir haben auch einiges vorgeschlagen, oder eines vorgeschlagen, wobei ich sehr darauf poche, dass das hoffentlich auch irgendwann passiert. Es muss einmal das Recht auf Pflege in der Verfassung verankert werden! Das ist mir persönlich ganz wichtig. Ich glaube, wenn man das einmal verankern würde, dann fällt natürlich sehr viel weg. Denn dann sagen die Pflegebedürftigen, man hat hier wenigstens das Recht auf Pflege, und sie werden durch die ständigen Aussagen, sage ich jetzt einmal, nicht immer verunsichert. Das wäre mir sehr wichtig, dass man vielleicht das einmal in diesem Bereich verankern sollte. 

Was dieses 24-Stunden-Pflegemodell betrifft, das jetzt kommen soll, sage ich jetzt noch einmal: Sie müssen etwas dagegen machen! Es darf nicht so weitergehen, dass diese Menschen hier so weit verunsichert werden.

Nun zur häuslichen Pflege: Auch die Menschen zu Hause, die Angehörigen, die gepflegt werden, sind ja sehr verunsichert. Denn wenn die Frau pflegt, oder vielleicht noch ein Elternteil, dann sind die ja nicht einmal rechtlich abgesichert. Ich glaube, hier sollte man auch eingreifen und sagen, man sollte sie sozialversichern und ihnen auch einen Pensionsanteil anrechnen. Das wäre auch sehr wichtig, dass das in Zukunft einmal vonstatten geht.

Dann gibt es diese so genannte Kurzzeitpflege. Das ist auch ein wichtiger Aspekt in diesem ganzen Spektrum. Hier sollte es mehr Angebote geben. Zum Beispiel kann ich das von Floridsdorf sagen: Wir haben mit Floridsdorf und Donaustadt zwei Bezirke, da gibt es für Kurzzeitpflege - oder wenn Angehörige einmal in Urlaub fahren wollen -, bitte, genau vier Pflegebetten. Vier Pflegebetten für eine Kurzzeitpflege für zwei große Bezirke! Ich glaube, es gibt dort über 350 000 Einwohner. Ich glaube, hier sollte man auch einen Ansatz machen, dass das einmal nicht passiert. 

Dann einige Forderungen, aber die würden natürlich dem Bund gehören: Das wäre die Finanzierung. Ich glaube, es wäre einmal ganz wichtig, dass wir in diesem Bereich einen Fonds gründen, der vor allem zweckgebunden ist, wobei Mittel zum Beispiel - wie auch mein Vorredner schon gesagt hat - aus der Mehrwertsteuer auf Tabak, Behelfsmittel und Arzneimittel in den Fonds einfließen. Das wäre einmal ganz wichtig.

Oder: Start einer Ausbildungsoffensive, dass das Personal einmal eine Aufwertung erhält. Das sagen nicht nur wir Freiheitliche, das sagt sogar der Bericht der Wiener Heimkommissionen. Es sollte einen Lehrstuhl für Geriatrie geben. Ich lese Ihnen das vor: Im vorhergehenden Bericht der Wiener Heimkommission wurde unter Punkt ... auf das Fehlen eines Lehrstuhls für Geriatrie an der Medizinischen Universität Wien in diesem immer wichtiger werdenden Fachgebiet hingewiesen. Im Entwicklungsplan der Medizinischen Universität Wien ist bereits festgehalten, dass ein Lehrstuhl für Geriatrie notwendig ist. - Also nicht nur wir sagen das, sondern auch die Wiener Heimkommissionen.

Vielleicht sollte ich etwas zum Fonds Soziales Wien sagen. Im September 2006 gab es die Schließung des Altersheims der Karmeliterinnen in der Töllergasse. Da muss ich wirklich sagen, Herr Hacker hat hier vorzügliche Arbeit geleistet, wenn ich bedenke, dass es so schnell gegangen ist: dass man - ich glaube, ich habe es noch im Kopf - an die 60 Personen so schnell untergebracht hat, und vor allem gemeinsam, sodass sie wieder einen Heimplatz bekommen haben, wo sie hin wollten, und vor allem so - was mir persönlich sehr wichtig war -, dass das zu den gleichen Konditionen erfolgte, die sie im vorherigen Altersheim vorgefunden hatten. Da möchte ich Herrn Hacker gratulieren, das hat er wirklich vorzüglich gemacht! Und dafür möchte ich ihm auch persönlich meinen Dank aussprechen, weil ich mich persönlich um dieses Heim gekümmert habe. Das hat wirklich sehr gut geklappt.

Meine Damen und Herren! Den drei Anträgen werden wir natürlich zustimmen. Ich kann abschließend nur sagen, hoffentlich werden einige Sachen von uns hier erhört, möchte ich dazusagen; vielleicht, dass diese 5 000 EUR-Grenze endlich auch wegkommt. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Antonov hat sich gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei der Schilderung von Kollegin Klicka habe ich mir gedacht: Das klingt so euphorisch, das klingt so gut; eigentlich müsste ich mir wünschen, dass ich jetzt schon alt bin und jetzt schon in eine Betreuungseinrichtung der Stadt Wien wechseln kann. Warum wünsche ich mir das doch nicht? Das Stichwort ist dann auch wieder von Kollegin Klicka gekommen. Sie hat gemeint: Den Alltag leben. Da habe ich mir gedacht: Da liegt das Problem!

In den Betreuungseinrichtungen und in allen Einrichtungen, die wir haben, bemühen wir uns, den Alltag nachzubauen: so, dass die Menschen den Alltag als Spielwiese haben. Da, glaube ich, braucht es einen Perspektivenwechsel! Anstatt in den Betreuungseinrichtungen den Alltag nachzubauen, sollten wir uns bemühen, mit der Betreuung, mit der Hilfe und mit der Unterstützung für ältere Menschen in deren Alltag, in den realen Alltag zu gehen.

Die aktuelle Pflegedebatte zeigt es auch: In erster Linie geht es immer um die Kosten. Da stehen nicht die Menschen im Mittelpunkt, da stehen die Kosten im Mittelpunkt. Worte wie „der Pflegenotstand", „illegale Pflege" und vieles mehr tragen dazu bei, dass ein negatives Bild vom Alter entsteht. Alter wird als Last empfunden und als Belastung, nicht nur für die davon Betroffenen, sondern auch für alle Angehörigen. Alter wird so zu einer schrecklichen Vorstellung, und es wird zu etwas, womit wir uns auf keinen Fall auseinandersetzen wollen - und zwar so lange wie möglich wollen wir uns damit nicht auseinandersetzen!

Aber das ist ein Fehler. Es wäre dringend notwendig, dass es da einen Perspektivenwechsel gibt, dass das Alter enttabuisiert wird, dass wir uns hinsetzen und uns überlegen: Wie wollen wir unser Alter gestalten? Wie soll dieses Alter ausschauen? Wie will ich im Alter leben?

Aus allem, was bereits gesagt wurde, entnehme ich viel Positives. Kollegin Pilz hat auch schon gesagt, dass wir diese drei Heime, die wir heute beschließen, als einen Schritt in die richtige Richtung empfinden und dass wir deswegen auch zustimmen, auch wenn wir uns wünschen würden, dass die Einheiten kleiner sind, weil wir glauben, dass auch die 300 Plätze noch zu viel sind. Dennoch ist es ein Schritt in die richtige Richtung, und wir können dem zustimmen. 

Aber was braucht es darüber hinaus noch, damit das Alter keine Schreckensvorstellung ist? Wichtig wäre meines Erachtens eine Diskussion darüber. Ich hatte ja die naive Hoffnung, dass wir in der Geriatriekommission solche Diskussionen führen würden, als ich dort neu hineingekommen bin. Mittlerweile bin ich ziemlich ernüchtert über die Geriatriekommission, weil dort alles Mögliche diskutiert wird oder auch nicht diskutiert wird, weil zum Beispiel Unterlagen so spät gebracht werden, dass man gar nicht mehr diskutieren kann.

Wenn Vorschläge zur Tagesordnung kommen - wie zum Beispiel von Kollegin Pilz -, dann werden sie einfach abgewimmelt, und es wird nicht darüber diskutiert. Wenn Kollegin Pilz von der Vorsitzenden der Geriatriekommission erfahren möchte, wie es mit der Pflegesituation in Wien ausschaut, dann will es die Vorsitzende gar nicht wissen, sie geht nicht darauf ein. Sie sagt, sie weiß es nicht, sie will nicht, sie kann nicht. Schade! 

Das Wesentliche im Alter wäre eigentlich das selbstbestimmte Leben. Ich glaube, jeder und jede von uns will sich aussuchen können, wie sie und er im Alter leben will und kann. Wie kann das gewährleistet werden? Wir wissen alle, dass es am besten wäre, immer so viel Hilfe oder so wenig Hilfe wie nötig anzubieten. Und wie lässt sich das umsetzen? Wie lässt sich das organisieren? 

Was in Wien meines Erachtens vor allem noch fehlt, ist eine einheitliche Anlaufstelle. Es gibt eigentlich keinen Punkt, wo Menschen, die Informationen, Rat, Unterstützung brauchen, wirklich nach dem Prinzip One-Stop-Shop diese Information, Unterstützung und Beratung auch bekommen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Stimmt nicht!) 

Ich würde mir wünschen, dass es noch mehr aufsuchende Betreuung gibt, dass es ein umfassendes Serviceangebot gibt. Ich glaube nämlich, dass viele Menschen keinen Heimplatz brauchen; viele Menschen brauchen vielleicht nur eine Wohnungsadaptierung. Manche Menschen brauchen vielleicht Essen auf Rädern. Manche Menschen brauchen sowohl das eine als auch das andere. Da wäre es wesentlich, dass es in Wien eine Anlaufstelle gibt, wo wirklich alles aus einer Hand kommt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Gibt es ja! Fragen Sie Kollegin Pilz, die weiß es!)
Wichtig ist auch, dass alles, was die alten Menschen betrifft, gemeinsam mit den Angehörigen geplant und besprochen wird. Ich finde, dass die Angehörigen noch viel zu wenig eingebunden werden in Entscheidungen und in die Planung. Denn auch die Angehörigen sind ganz besonders betroffen, zum Beispiel auch bei demenzkranken Menschen. Wir haben auch schon etliche Anträge gestellt, die in der Regel von Ihnen abgelehnt werden. Meistens sagen Sie: Das machen wir ohnehin schon, oder es ist eh alles so super. 

Wichtig wäre, dass wir den Übergang zwischen den verschiedenen Betreuungseinrichtungen, zwischen den verschiedenen Servicestellen nicht als Schnittstellen sehen, sondern als Nahtstellen. Es darf nicht passieren, dass es zwischen den einzelnen Einrichtungen immer wieder Leerstellen gibt, es muss nahtlos ineinander übergehen. 

Wichtig ist ganz sicher, dass Menschen auch ihr Alter individuell bestimmen können. Auch da fehlt mir noch ein bisschen das Bekenntnis: Wir wollen den Menschen nicht unser System aufpfropfen, sondern wir wollen wirklich, dass die Menschen sich im System - vielleicht modulartig - aussuchen können, was sie brauchen. Dazu gehört natürlich auch die vermehrte Förderung von betreubarem Wohnen; dazu gehört die ambulante Pflege, das wissen Sie genauso gut wie ich. 

Ich entnehme auch, Sie haben es vor, Sie planen es, aber es fehlt mir noch das Bekenntnis dazu: Das wollen wir wirklich, und das machen wir! Ich hoffe auch sehr, dass es jetzt nicht wieder 20 Jahre dauert wie bei den Heimen, wo es wirklich 20 Jahre gedauert hat, bis Sie umschwenkten von großen auf kleinere Einheiten, sondern dass das dann auch schneller geht.

Wichtig sind Einrichtungen wie auch die Tageszentren. Wir haben ja einen Antrag gestellt auf eine Ausweitung der Öffnungszeiten der Tageszentren, weil wir glauben, dass auch das flexibler gestaltet werden muss. Damals wurde geantwortet: Es gibt eine Bedarfserhebung bei den Tageszentren. Ich bin schon sehr gespannt; ich habe bis jetzt davon noch nichts gehört, aber ich hoffe, dass wir demnächst vielleicht in der Geriatriekommission doch etwas davon hören werden. 

Was mir in Wien auch noch fehlt, ist, dass wir ja doch sehr viele MigrantInnen haben, und ich glaube, auch das ist ein wichtiger Punkt, der unbedingt angeschnitten werden muss. Was ist mit den älteren MigrantInnen? Wie können wir die auch in unserem Pflege- und Betreuungssystem berücksichtigen? Was brauchen diese Menschen speziell, und welche Bedürfnisse haben sie speziell? Ich würde mir sehr wünschen, dass das auch entwickelt und weiterentwickelt wird.

Dass die Heime, die jetzt beschlossen werden, auch von der gestalterischen Maßnahme her neue Konzepte haben, ist sehr erfreulich. Ich würde mir wünschen, dass es noch viele weitere solche Heime gibt, wenn auch kleinere.

Wichtig finde ich auch, dass Heime, die in den Grätzeln angesiedelt werden - bei diesen dreien ist das jetzt auch so -, auch geöffnet werden, dass dort auch kurzfristige Angebote möglich sind. Eigentlich sollte ein Heim nur ein Angebot von vielen sein. Ich würde mir wünschen, dass es keine Endstation ist; ich glaube, es geht in diese Richtung, das finde ich erfreulich. 

Ich finde es wichtig, dass wir diesem Thema noch mehr Augenmerk schenken. Das Alter ist unser aller Zukunft, und ich würde mir wirklich wünschen, dass wir darüber nicht nur hier sprechen, sondern dass wir auch in der Geriatriekommission weiter daran arbeiten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GRin Praniess-Kastner. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wir haben ja heute Gelegenheit, über die drei Tagesordnungspunkte gemeinsam zu diskutieren, die die wichtigen Vorhaben der Stadt betreffen, diese drei neuen geriatrischen Zentren zu beschließen. Ich denke, das ist ein kleiner, wichtiger Schritt in die Zukunft, aber wir dürfen verschiedene andere Aspekte in dieser Diskussion sicher nicht auslassen. Es fehlt ein breites Spektrum, und es muss ein breites Spektrum an zusätzlichen Angeboten geben. 

Frau Kollegin Klicka hat ja schon sehr ausführlich das Konzept der drei neuen Zentren erläutert. Das gefällt uns sehr gut. Es erinnert mich auch an ein Konzept, das ich sehr gut kenne, nämlich das Konzept der Häuser der Barmherzigkeit. Ich konnte mir ja von den Häusern der Barmherzigkeit selber einen sehr guten Eindruck machen und denke, das klingt genau so, daher blicke ich sehr zukunftsfroh und hoffnungsfroh in die Zukunft dieser drei neuen Einrichtungen. Wenn sie nämlich so gestaltet werden, wie Sie es hier ausgeführt haben, dann halten wir das für sehr, sehr gut und auch, wie gesagt, einen Schritt in die richtige Richtung. Danke schön!

Aber wir haben es ja mit vielfältigen Herausforderungen in dieser Stadt zu tun. Ein Thema ist die demographische Entwicklung, die angesprochen wurde und die ja hier hinlänglich bekannt ist. Aber wir haben es natürlich auch mit dem zweiten sehr wichtigen großstädtischen Phänomen zu tun, nämlich dass ein sehr hoher Anteil der älteren, betagten Menschen in Wien alleine lebt. Aufgrund dieser demographischen Entwicklung, aber auch des hohen Anteils an alleinstehenden Personen liegt es sehr nahe, sich auch über die soziale Integration dieser Personengruppe Gedanken zu machen. 

Vor einigen Jahrzehnten ging es ja in der Pflege und Betreuung von älteren, betagten Menschen um die Sicherung der existenziellen Bedürfnisse; das stand sozusagen im Vordergrund. Doch heute tritt das Recht der älteren und betagten Menschen auf Selbstbestimmung dazu, aber eben auch auf soziale Integration. 

Der Bedarf der älteren Menschen heute - und das wissen wir aus Umfragen - liegt in dem Wunsch, dass 80 Prozent der älteren Menschen in ihren eigenen vier Wänden älter werden wollen. Da bedarf es jetzt dieses vielfältigen Angebots, des von mir erwähnten vielfältigen Angebots, und wir sehen leider noch einen viel zu kleinen Schritt in die richtige Richtung, die sozialen Dienstleistungen für ältere und betagte Menschen weiter auszubauen. Wie gesagt, wir wissen aus Umfragen, dass ein sehr großer Teil, genau 77 Prozent, in ihren eigenen vier Wänden alt werden wollen, auch wenn sie einen Pflegebedarf haben. Damit wissen wir auch, dass die Mittel für die ambulante Pflege in dieser Stadt drastisch erhöht werden müssten. 

Lassen sie mich kurz drei wichtige Bereiche ansprechen, auf die ich jetzt nicht näher eingehen möchte, weil sie schon von meinen Vorrednerinnen erwähnt wurden. Das ist zum Beispiel der Ausbau der geriatrischen Tageszentren. Wir wissen, dass weitere Tageszentren geplant sind, und ich denke, das ist eine ganz, ganz sinnvolle Ergänzung für betagte Menschen, aber vor allem auch für die Angehörigen.

Meine Kollegin Antonov hat auch die Ausweitung der Tageszeiten der Betreuung angesprochen. Ich denke, es wird sich vielleicht in der Geriatriekommission die Möglichkeit ergeben, noch darüber zu diskutieren. Ich selber wurde von einigen Angehörigen angesprochen, die sich eine Ausweitung der Tagesbetreuungszeiten sehr, sehr wünschen, und ich freue mich auf die Umfrageergebnisse, die Ihnen vorliegen, die Sie sozusagen dem Wunsch nicht nachkommen lassen.

Weiters geht es natürlich um den Ausbau des betreuten Wohnens, das heißt, um den Ausbau der Seniorenwohngemeinschaften. Die wurden auch heute schon angeführt, deswegen möchte ich das nur so stehen lassen. Seniorenwohngemeinschaften werden auch von einem Großteil der betagten Menschen gewünscht. Es ermöglicht einerseits den privaten Rückzug, die private Rückzugsmöglichkeit, aber andererseits auch die Gesellschaft anderer Menschen, wenn diese gewünscht wird. Hier gilt es eben, das ambulante Angebot auszubauen, und ich hoffe und bin guten Mutes, dass wir das in der Geriatriekommission in den kommenden Sitzungen noch näher besprechen können. 

Aber, meine Damen und Herren, es geht ja beim Wohnen für ältere oder bedürftige Menschen nicht nur um ältere Menschen, sondern lassen Sie mich auch ein paar Worte zu den behinderten Menschen verlieren. (Zwischenruf von GRin Erika Stubenvoll.) Frau Kollegin Stubenvoll, Sie waren leider bei der Rechnungsabschlussdebatte am Montag sehr spät am Abend nicht hier. Da habe ich das auch noch einmal erwähnt. 

Also: Behinderte Menschen haben auch ein Angebot. Das ist einerseits das teilbetreute Wohnen, andererseits das vollbetreute Wohnen, und das wissen wir. Aber leider vermissen wir hier auch zukunftsweisende und innovative Schritte im Wohnen für behinderte Menschen. (Beifall bei der ÖVP.) Behinderte Menschen sollen frei wählen können, und dazu ist auch der Ausbau der teilbetreuten Wohnplätze nötig. (GRin Erika Stubenvoll: Das haben wir ja vor! Schwerpunktmäßig!)
Genau, also auch ein kleiner Schritt in die richtige Richtung, der mich auch sehr freut, und das möchte ich hier anmerken. Aber es ist noch viel zu wenig. Denn zu diesen teilbetreuten Wohnplätzen, die dann die freie Wahl der behinderten Menschen ermöglichen, gehört auch ein sehr großer Teil der behinderten Menschen, die weder in teilbetreuter Wohneinrichtung noch in vollbetreuter Wohneinrichtung leben wollen. Das sind nämlich die Menschen, die mittels persönlicher Assistenz in den eigenen vier Wänden ... (Zwischenruf von GRin Erika Stubenvoll.)
Sie können schon fast mitsprechen, Frau Stubenvoll. Ich muss es leider immer wieder sagen, weil beim Ausbau der persönlichen Assistenz leider noch nicht der richtige Schritt erfolgt ist. Sie wissen, wir haben das Modellprojekt. 

Es läuft im April 2008 aus und laut einer Anfragebeantwortung von der Frau StRin Wehsely wurde uns leider diese Studie, die in Auftrag gegeben wurde und aus Mitteln für die persönliche Assistenz zur Verfügung gestellt wurde - aus Steuermitteln finanziert - nicht zugänglich gemacht. Das ist natürlich eine große Verunsicherung für die betroffenen Menschen, das wissen wir, denn wenn sie selbst erst 2008 erfahren, wie es mit dem Modellprojekt weitergeht, dann ist es ihnen leider nicht möglich, in die Zukunft zu blicken.

Die Frau Stadträtin und die Frau Stubenvoll und ich wissen ungefähr, wo und wie wir nächstes Jahr leben werden. Für die behinderten Menschen und die TeilnehmerInnen am Assistenzprojekt ist das leider eine große Unsicherheit. Sie wissen nämlich nicht, ob sie noch mit Hilfe von persönlicher Assistenz in ihren eigenen vier Wänden wohnen werden können oder ob sie sich nicht vielleicht auch in einer Großeinrichtung wiederfinden mit Menschen ... (GRin Erika Stubenvoll schüttelt den Kopf. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Großeinrichtung?) Darf ich Ihnen Ihre Anfragebeantwortung zum Sozialtherapeutischen Zentrum Ybbs vorlesen, wo noch immer 135 behinderte Menschen leben? Und in der Geriatriekommission wurde uns auch vorgestellt, dass noch ein großer Prozentsatz behinderter Menschen unter 60 Jahren in Lainz lebt. Das heißt, ich möchte gar nicht ausrechnen ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie wissen es besser, Frau Kollegin!) Ich möchte gar nicht ausrechnen, wie viel behinderte Menschen (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie wissen es aber schon besser, Frau Kollegin!) das in dieser Stadt noch sind. Wie gesagt, leider habe ich die Anfragebeantwortung nicht da, aber es wurde in dieser Anfragebeantwortung behauptet, dass diese 135 Personen, die in diesem Großheim, in dieser Großeinrichtung noch leben, auf eigenen Wunsch dort leben, möglicherweise mangels Aufklärung darüber, welche anderen Möglichkeiten es noch gibt. Und diese Möglichkeiten, der Ausbau der Möglichkeiten ist unbedingt notwendig. (GRin Erika Stubenvoll: Haben Sie sich das schon angesehen?) Ja, das habe ich mir schon angesehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ganz kurz noch, ich denke, über das wollen wir gar nicht allzu lange reden, weil ich hoffe, dass es ja schon in naher Zukunft der Vergangenheit angehören wird und deswegen verbreitern wir uns lieber über die positive Zukunft für behinderte Menschen. Also wie auch immer, behinderte Menschen brauchen einfach die Sicherheit, wie es mit dem Modellprojekt „Persönliche Assistenz" weitergehen wird, sonst kommt es zu folgender Verunsicherung und die möchte ich gerne ganz aktuell mit zwei Fragen aus den „Salzburger Nachrichten" zitieren: Eltern einer Tochter, die Teilnehmerin am Modellprojekt ist - die Frau Stubenvoll kennt sie auch persönlich, ich will jetzt den Namen nicht nennen, aber ich gebe Ihnen gerne den Zeitungsartikel weiter -, sagen, sie wissen nicht, wie es mit dem Modellprojekt weitergeht, sie sind sehr verängstigt und ich zitiere: „Was passiert, wenn es nicht weitergeht mit dem Modellprojekt, dann haben wir Olivia 23 Jahre lang Lust aufs Leben gemacht, mit dem Ergebnis, dass sie erst recht ins Heim muss." 

Und das, meine Damen und Herren, sollte uns allen gemeinsam zu denken geben und uns raschest ein Konzept entwickeln lassen, das behinderten Menschen auch weiterhin das Angebot der persönlichen Assistenz zur Verfügung stellt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich meine, es ist eine erfreuliche Tatsache, dass in Wien die Menschen immer älter werden. Auf Grund des medizinisch-technischen Fortschritts, zahlreicher Präventionsmaßnahmen im Gesundheitsbereich, moderner Operationsmethoden, aber auch neuer Medikamente steigt die Lebenserwartung weiter an. Diese demographische Entwicklung hat natürlich für Wien auch entsprechende Herausforderungen. Herausforderungen, die die Stadt auch angenommen und eine Geriatrieoffensive gestartet hat.

Sie wissen, dass auf Basis des vom Wiener Gemeinderat beschlossenen Geriatriekonzepts unter Einbindung von zahlreichen Expertinnen und Experten eine Vielfalt von Angeboten auf qualitativ hohem Niveau entsprechend den individuellen Bedürfnissen auch umgesetzt wird.

Ein ganz wesentlicher Punkt, der mir in der Diskussion zu kurz gekommen ist, ist, dass das Ziel der Stadt bei allen Maßnahmen, die hier gesetzt werden, natürlich unverändert bleibt, nämlich alle Möglichkeiten auszuschöpfen, damit ein Verbleib in den eigenen vier Wänden möglichst lange auch möglich ist. Das heißt, um im Alter in der vertrauten Wohnumgebung auch wohnen zu können, müssen daher Voraussetzungen im Hinblick nicht nur auf die eigene Wohnung, sondern auch auf das Wohnumfeld erfüllt werden und diese Rahmenbedingungen gilt es daher auch zu schaffen. Dazu gehört der weitere Ausbau der mobilen sozialen Betreuung ebenso wie nachträgliche Aufzugseinbauten, der Abbau von Barrieren in den Wohnhausanlagen beziehungsweise im Wohnumfeld bis hin zur Errichtung und Führung von Tageszentren.

Wien setzt aber auch neue Standards in der stationären Pflege und verfügt über den höchsten Mitteleinsatz und über die meisten Pflegeplätze von ganz Österreich. Wenn heute hier im Gemeinderat Verträge für Geriatriezentren im 2., 10. und 12. Bezirk zur Beschlussfassung kommen, so wird dadurch auch eindrucksvoll die Umsetzung des Wiener Geriatrieplans dokumentiert. Die Grundidee war nämlich, jeweils eine Geriatrieeinrichtung inmitten von Stadtteilen zu errichten und damit auch die Generationenintegration zu fördern. Es wird auf Basis von Bauträgermodellen ein orts- und bürgernahes Angebot für ältere Menschen geschaffen, eine dezentrale und wohnortnahe Wohnversorgung nicht irgendwo am Rande der Stadt, sondern sehr bewusst in den jeweiligen Stadtteilzentren, ja fast schon symbolhaft, weil eben ältere, kranke, hilfsbedürftige Menschen im Zentrum unserer Politik stehen.

Diese neuen Standorte sind auch als multifunktionale Zentren konzipiert. Die Planungsziele haben sich hier auch an den sozialpolitischen Zielsetzungen orientiert. Fenster zum Gang beispielsweise ermöglichen auch bettlägrigen Bewohnerinnen und Bewohnern die Teilnahme am Stationsleben. Die Gebäude sind auch entsprechend den Bedürfnissen der zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohner geplant und konzipiert worden und Freiraumkonzepte sehen Gärten als wesentlichen integrativen Bestandteil des Gesamtprojekts an. Demenz- und Therapiegärten sind hier auch vorgesehen.

Und so sehr ich mit der Kollegin Pilz betreffend die Bedeutung der architektonischen Planung einer Meinung bin, so heftig muss ich aber ihren Ausführungen betreffend die Bestellung des neuen Wiener Pflege- und Patientenanwalts widersprechen, weil ich es eigentlich schon für ein starkes Stück halte, das heute schon zu kritisieren. Obwohl Herr Dr Brustbauer erst ab 1. Juli 2007 im Amt ist, versuchen Sie ihm heute hier seine Qualifikation abzusprechen. In der Wiener Landesregierung ist dieser Beschluss am 12. Juni 2007 gefasst worden. Es ist ein zweistufiges Auswahlverfahren durchgeführt worden, aus dem Herr Dr Brustbauer als bestgeeigneter Kandidat hervorgegangen ist. Mit diesem Auswahlverfahren war auch ein externes Consulting-Büro befasst. Wir haben es hier mit einer hochkarätigen Besetzung zu tun. Von ihm werden juristische Kompetenz und langjährige Berufserfahrung auch in seinen neuen Beruf, in seine neue Tätigkeit eingebracht und ich möchte dem neuen Wiener Pflege- und Patientenanwalt mit seiner Erfahrung viel Erfolg bei seiner Tätigkeit für die Wienerinnen und Wiener wünschen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist aber nicht nur in die architektonische Planung, sondern auch in die Umwelt investiert worden. Die Wiener Geriatriereform setzt hier neue Standards beim Nutzerinnen- und Nutzerkomfort, bei den Kosteneinsparungen und auch beim Klimaschutz. Anspruchsvolle bauökologische und energetische Standards des Wiener Krankenanstaltenverbundes werden auch bei diesen Neubauprojekten umgesetzt. Die Basis dafür ist ein Strategieplan für umweltgerechte Bauwerke, der seit Anfang dieses Jahres für alle Bauvorhaben des Krankenanstaltenverbundes verbindlich ist, beziehungsweise werden bei all diesen Neubauprojekten, die eben auch mit Hilfe der Wohnbauförderung und deren ökologischen Auflagen errichtet werden, die anspruchsvollen bauökologischen und energetischen Standards der Stadt gelten.

Eine ganz klare Vorgabe, die hier auch zum Ausdruck kommt, ist die Erfüllung der Niedrigenergiehausstandards und der Einbau einer kontrollierten Raumluftanlage sowie die Versorgung mit umweltfreundlicher Energie, nämlich Fernwärme aber auch Fernkälte, bei möglichst hoher Effizienz und maximaler Versorgungssicherheit. Damit wird auch ein sehr wesentlicher Beitrag von Seiten des Krankenanstaltenverbundes zum Klimaschutz geleistet. Der Niedrigenergiestandard spart bei dieser geplanten Fernwärmeversorgung etwa 70 t CO2 pro Geriatrie und Jahr ein. 

Es entsteht mit den Maßnahmen, die im Rahmen des Geriatriekonzepts umgesetzt werden, ein sehr dichtes Netz an modernen Einrichtungen mit zeitgemäßen Standards. Das gesamte Pflege- und Betreuungsangebot wird weiter ausgebaut, es wird flexibilisiert und es wird auch regionalisiert. 

Und zum Antrag der ÖVP auf Erstellung eines Wiener Geriatrieplans, der heute eingebracht wurde, kann ich nur sagen, man gewinnt den Eindruck, als wäre die jahrelange Diskussion an Ihnen spurlos vorüber gegangen, als hätten Sie bewusst an dieser Diskussion auch nicht teilgenommen, als wären sie bei diesem inhaltlichen Diskurs, den wir hier und in allen möglichen Gremien jahrelang geführt haben, nicht dabei gewesen, denn sonst wäre es nicht möglich, dass Sie heute diesen Antrag einbringen. (Aufregung bei GRin Ingrid Korosec.) 

Wenn Sie davon sprechen - und ich gehe jetzt auf die einzelnen Punkte ein, weil man sich das wirklich zu Gemüte führen muss und ich ja nicht glauben kann, dass Sie das ernst meinen, was Sie hier schreiben, weil wir schon wesentlich weiter sind - und wenn Sie davon schreiben, dass die Pflege und Betreuung von älteren Menschen dem internationalen Stand entsprechen müssen - so ist es! Hier werden die höchsten Qualitätsstandards nicht nur verlangt, sondern internationale Delegationen kommen nach Wien, um unsere Einrichtungen hier zu besichtigen! Also von einer Pflege- und Betreuungskette hat man vielleicht vor einigen Jahren noch gesprochen, aber wir sprechen vom Pflegenetzwerk, weil es eben darum geht, dass es eine Vielzahl von Maßnahmen gibt, die jedem entsprechend der Bedürfnisse auch angeboten werden sollen, von der mobilen Hauskrankenpflege, den betreuten Wohnformen, den Tageszentren, gemeinnützigen und privaten Institutionen, wo es, wie Sie ja wissen, auch die Kooperationen gibt, bis zur stationären Pflege, auf die sich die Stadt Wien mit den hohen Pflegestufen besonders spezialisieren wird. 

Die Geriatrieoffensive, die Sie hier ansprechen, ist von StRin Wehsely im Frühjahr dieses Jahres auf Grund von vielfältigen Planungen auch entsprechend präsentiert worden. Diese Geriatrieoffensive ist in Umsetzung. Die Forcierung der Zusammenarbeit mit privaten Leistungsanbietern ist ebenfalls in Umsetzung. Wie Sie wissen, hat es ja auch bereits im vergangenen Jahr zahlreiche Einrichtungen gegeben, die in Betrieb genommen wurden und die nicht angekündigt wurden, beispielsweise sozial betreutes Wohnen im Bereich der Caritas, Wiener Hilfswerk, aber auch von „Wieder Wohnen“. Sieben Einrichtungen sind allein im letzten Jahr in Betrieb genommen worden, sechs weitere Einrichtungen sind für 2007 geplant und werden auch in den nächsten Monaten den Betrieb aufnehmen. Das heißt, diese umfassende und integrative Planung, die Sie verlangen, ist gegeben, ebenso wie die Planungssicherheit und die Planungsvorschau.

Dieser umfassende Geriatrieplan wurde, wie Sie ja selbst auch gemeint haben, in der Geriatriekommission am 28. Februar diskutiert und auch so zur Kenntnis genommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, all diese Maßnahmen sind nach einer sehr sorgfältigen Analyse, die selbstverständlich auf Basis einer vorausschauenden Planung im Sinne von Versorgungssicherheit stattgefunden hat, geplant worden. Sie haben immer gesagt, Lainz muss man von heute auf morgen schließen. Hier wäre die Versorgung der Wienerinnen und Wiener gefährdet gewesen. Uns geht es darum, Standardverbesserungen durchzuführen und neue Einrichtungen zu schaffen, aber unter Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit und das alles auf höchstem medizinischen und pflegerischen Niveau mit höchstem Wohnkomfort, so wie es eben auch den Anforderungen des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes entspricht. Das sind die wesentlichen Kriterien und nicht bloß eine ausschließliche Frage der Bettenanzahl, wobei ich ja schon auch in Erinnerung rufen möchte, dass die Höchstgrenze von 350, wie sie im Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz vorgesehen ist, damals gemeinsam mit den GRÜNEN im Landtag beschlossen wurde. Davon soll man sich jetzt nachträglich nicht absetzen oder sich nicht mehr erinnern können. Besonders interessant finde ich, dass bei beiden Beispiele, die Sie, Frau Kollegin Korosec und Praniess-Kastner zu Recht als positive Beispiele genannt haben, nämlich das Haus der Barmherzigkeit, beide Häuser genau 350 Betten haben, also auch hier wesentlich höher darüber liegen als Sie es hier kritisiert haben. Das heißt, das ist die wesentliche Frage: Das Wohlfühlen ist hier eine Frage des Wohnkomforts, der hier angeboten wird - das gesamte Angebot in den neuen Zentren - und nicht ausschließlich eine Frage der Größe des Hauses. 

Mit diesem vorliegenden Projekt werden daher in der Tat, so meine ich, neue Standards in der stationären Pflege mit enormen Investitionen von 350 Millionen EUR bis zum Jahr 2015 gesetzt. 

Die stationäre Pflege ist für all jene Menschen, die auf Grund hoher Pflegestufen auch eine medizinische Betreuung durch Fachärzte und das auch oft rund um die Uhr benötigen, von besonderer Bedeutung. Ich habe bereits erwähnt, dass sich die Stadt Wien daher auch auf die hohen Pflegestufen mit einem Bedarf nach vollmedikalisierter Pflege spezialisieren wird. Bis zum Jahr 2015 wird die Stadt auch gemeinsam mit gemeinnützigen und privaten Trägerorganisationen ein sehr dichtes Netz von kleinen, modernen Pflegeeinrichtungen errichten. Damit wird die Gesamtzahl der verfügbaren Pflegebetten in Wien auf insgesamt 10 000 ansteigen. Alle anderen Bundesländer gemeinsam haben 1 300! Auch diese Zahl muss man erwähnen, damit man weiß, von welcher Größenordnung wir hier reden, wenn wir einen Bundesländervergleich anstellen. 

Ich habe bereits erwähnt, dass es bis zum Jahr 2015 insgesamt sechs neue Geriatriezentren von der Stadt Wien neu errichtet geben wird. Eines davon wird sich, wie Sie wissen, auch in Liesing befinden. Es wird eines der modernsten Zentren Österreichs sein, wo die neuesten Pflegekonzepte und Erkenntnisse der Geriatrie mit Betreuung und Pflege auf hohem Niveau auch umgesetzt werden und - was uns ja besonders wichtig ist - immer in der Nähe der Wohnumgebung direkt im Zentrum, nicht irgendwo am Rande der Stadt, wie es der Kollege Stiftner vor einigen Monaten gefordert hat, sondern hier direkt im Zentrum, wo auch die Infrastruktur vorhanden ist. Im Zuge dieses Neubaus - und jetzt komme ich zum Tageszentrum, weil es auch von einigen Kolleginnen und Kollegen angesprochen wurde - wird auch ein Tageszentrum errichtet, das sehr wichtig ist, weil dadurch eben pflegebedürftigen Menschen, die zu Hause wohnen, auch ein Angebot tagsüber gemacht werden kann. Nur wenn es dann um die konkrete Umsetzung geht, wenn es dann darum geht, auch die notwendigen Flächenwidmungspläne zu beschließen, um diese Tageszentren zu errichten, dann stimmen Sie dagegen! Also man kann nicht am Vormittag die Errichtung eines Tageszentrums fordern und am Nachmittag dagegen demonstrieren und dagegen stimmen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Abschließend möchte ich auch noch daran erinnern, dass in dem von Frau StRin Wehsely präsentierten Geriatriekonzept auch vorgesehen ist, dass die Pflegeheime der Stadt Wien und das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser strukturell noch stärker zusammenarbeiten werden. In der letzten Sitzung des Kuratoriums wurde über den aktuellen Stand der Planungen und über die weiteren Schritte sehr umfassend informiert und das wurde einstimmig auch so zur Kenntnis genommen. Alle diese Maßnahmen ermöglichen, dass damit auch die Rahmenbedingungen geschaffen wurden, dass das Geriatriezentrum Am Wienerwald 2015 geschlossen wird und bis dorthin schrittweise reduziert werden wird, ohne natürlich bis zu diesem Zeitpunkt auf weitere Standarderhebungen zu verzichten und daher auch weiter in Verbesserungen investiert werden wird.

Daher ersuche ich Sie nochmals, diese vorliegenden Verträge im Sinne des Gesamtkonzepts zu genehmigen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Amtsf StRin Mag Wehsely, bitte schön. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir läuten heute gemeinsam eine neue Zeit ein, wo es uns gemeinsam gelingt zu garantieren, dass die alten Menschen in dieser Stadt weiterhin auf höchstem pflegerischen und auf höchstem menschlichen Niveau gepflegt werden, wir aber garantieren können, das zukünftig auch ausschließlich in baulich dafür geeigneten Geriatriezentren zu machen. Das ist für uns deshalb so wichtig, weil es uns dabei gemeinsam darum geht, dass die Menschen in dieser Stadt in Würde und in Selbstbestimmung alt werden können. Daher ist es selbstverständlich so, dass wir im Bereich der ambulanten Pflege schon seit einiger Zeit und auch in Zukunft große Ausweitungen vorhaben und auch den Tagesbetreuungsbereich mit den Tageszentren bis zum Jahr 2015 verdoppeln werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte die Gelegenheit heute hier wahrnehmen, um Ihnen allen zu danken, meiner Fraktion zu danken, aber natürlich auch den Kolleginnen und Kollegen der Opposition zu danken, dass es uns gelungen ist, hier diesen neuen gemeinsamen Weg zu beschreiten, weil ich denke, dass gerade der Pflegebereich ein zu existentieller und für jede Wienerin und jeden Wiener zu wichtiger Bereich ist und nicht Thema des parteipolitischen Hickhacks sein soll, sondern dass wir alle gemeinsam in dieser Stadt für die Wienerinnen und Wiener, für die Seniorinnen und Senioren arbeiten sollen. 

Ich möchte die Gelegenheit hier auch wahrnehmen, um mich ganz besonders auch bei jenen zu bedanken, die jetzt in einer ganz, ganz raschen Geschwindigkeit eine hervorragende Planung und hervorragende Projekte auf die Beine gestellt haben, dabei natürlich ganz besonders bei Herrn Direktor Paukner und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bei Herrn Generaldirektor Marhold und beim Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien, bei Peter Hacker. Mit solchen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Stadt kann man gut gute Ergebnisse bringen! Vielen, vielen Dank ihnen und Ihnen allen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Zum Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte ist somit geschlossen, der Herr Berichterstatter hat nonverbal auf das Schlusswort verzichtet. Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 49 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Einstimmig so beschlossen. 

In diesem Zusammenhang gibt es hier zwei Beschluss- und Resolutionsanträge, der erste von den GRÜNEN betreffend Vorlage eines Berichts der Internen Revision im AKH bezüglich der Vorfälle rund um die Initiative „Impfung gegen Krebs". In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Er hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Der zweite Antrag ist von der ÖVP betreffend Erstellung eines Wiener Geriatrieplans. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung zum zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Er hat ebenfalls nicht die notwendig Mehrheit gefunden.

Wir können somit über die Postnummer 50 abstimmen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen der Zustimmung. - Einstimmig so beschlossen. 

Wir stimmen auch gleich über die Postnummer 51 ab.

Bitte um ein Zeichen. - Auch die Postnummer 51 ist einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 76 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Pauschalierungs- und Parkometerabgabeverordnung. Der Herr GR Ekkamp leitet ein. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr Dr Madejski. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden morgen das Valorisierungsgesetz mit Ihrer Mehrheit wahrscheinlich beschließen oder ziemlich sicher beschließen, auch gegen die Stimmen der gesamten Opposition. Und die Opposition hat selbstverständlich inhaltlich recht, wenn sie dieses Valorisierungsgesetz ablehnt. Wir haben aber heute hier bereits einen Akt, der sozusagen das Ganze einleitet, nämlich die Gebührenerhöhung, die unqualifizierte, ungerechte, durch keine inhaltlichen Angaben überhaupt begründbare Erhöhung sowohl des Parkpickerls, als auch der Kurzparkzonen. Ich bin sicher, dass wir dieses Gesetz, das Valorisierungsgesetz, das wir morgen mit Ihrer Mehrheit beschließen werden, hier auch rechtlich zu Fall bringen werden und zu Fall bringen können. 

Meine Damen und Herren, eine Valorisierung von Gebühren bedeutet ja nichts anderes, als dass ich mir den Kopf nicht mehr darüber zerbrechen muss, wie ich Gebühren gestalte. Was mache ich mit den Gebühren? Erhöhe ich sie? Lasse ich sie gleich? Kann ich sie vielleicht einmal auf Grund der wirtschaftlichen Situation senken oder muss ich sie erhöhen? Nein, Sie brauchen gar nicht mehr darüber nachzudenken, sondern Sie werden in Zukunft Kanal-, Wasser-, Parkgebühren und andere einfach auf Grund der Inflationsrate erhöhen. Das ist ein sehr bequemer Weg für Sie und ein sehr ungerechter für die Wienerinnen und Wiener und daher auch auf das Schärfste abzulehnen, das kann man schon heute sagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Noch dazu, meine Damen und Herren, haben Sie ja Überschüsse, noch dazu haben Sie ja genau im Müll-, Abwasser- und Kanalbereich Überschüsse in der Höhe von 136 Millionen EUR: Und wenn Sie sagen, der Herr Kollege Oxonitsch hat gestern, glaube ich, gesagt, von wo die Zahlen herkommen: Na die Zahlen sind ganz einfach aus dem Rechnungsabschluss. Sie brauchen es sich nur zusammenzurechnen. Sie haben nämlich 503 Millionen Ausgaben im Bereich Wasser, Kanal und Müll und 639 Millionen Einnahmen und die Differenz ist, wenn ich mich nicht geirrt habe, 136 Millionen EUR. Das haben Sie als Überschuss. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben keine Ahnung!) Natürlich stimmt das, Herr Kollege Oxonitsch! Lesen Sie den Rechnungsabschluss oder lassen Sie lesen! (GR Christian Oxonitsch: Sie haben wirklich keine Ahnung!) Lassen Sie lesen, Herr Kollege Oxonitsch und lassen Sie es sich einmal erklären. 

Selbstverständlich können Überschüsse erzielt werden und zwar laut Verfassungsgerichtshof bis zu 200 Prozent, allerdings nur dann, wenn Sie diese Summen wieder in den gleichen Bereich investieren, also in Müll, Wasser oder Kanal, was Sie aber in diesem Umfang oder - soweit ich mich informiere - im letzten Jahr überhaupt nicht gemacht haben. 

Und jetzt kommen wir zum Aktenstück „Parkometerabgabe, Parkometerabgabeverordnung, pauschalierte Parkometerabgabe“. Sie erhöhen ganz dreist die Kurzparkscheine, von denen rede ich jetzt einmal, um 50 Prozent und die Begründung lautet: Weil sie seit 1986 unverändert sind und der Verbraucherpreisindex um 54,6 Prozent angestiegen ist. Wahrscheinlich müssen sich die Wienerinnen und Wiener dafür bedanken, dass Sie es nicht um 54,6 Prozent erhöht haben, sondern eh nur um 50 Prozent, aber das kommt ja in den nächsten Jahren immer wieder auf uns zu. Wenn ich hier das Pflegegeld – und ich habe die Debatte mit Interesse angehört - hernehme, meine Damen und Herren, so ist das seit 1993 - es ist nicht widersprochen worden, daher nehme ich an, dass es richtig ist - einmal valorisiert worden und dort macht es Sinn. Im Pflegebereich und bei Zuschüssen macht es natürlich Sinn, weil die Bürger betroffen sind. 

Sie können nicht begründen, warum Sie überhaupt die Kurzparkzonen oder die Kurzparkscheine erhöhen. Die einzige Begründung ist, weil die Preise gestiegen sind. Aber ich glaube, Sie haben vergessen - der Kollege Hundstorfer ist nicht mehr hier, aber der Herr Kollege Hundstorfer und die Gewerkschaft hätten Ihnen beweisen können, dass in den letzten Jahren, seitdem Sie gesagt haben, die Preise sind um 54 Prozent gestiegen, die Löhne und die Einkommen überhaupt nicht um 54,6 Prozent gestiegen sind, sondern in manchen Branchen ja unter der Inflation sind und vor allem bei den Pensionisten ist ja nicht einmal die Inflation abgegolten worden, sondern die sind ja jedes Jahr drunter! Das heißt, in Wirklichkeit ist es ein Verlust für die Bevölkerung, wenn sie jetzt mehr für die Kurzparkscheine zahlt, selber aber weniger Einkommen hat! Sie nehmen die Inflation als Preistreiberei und den anderen geben Sie kein Geld! Das ist wirklich eine schöne Sozialpolitik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. - Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Herr Kollege! 

Na, gehen wir es an, schauen Sie hier die Parkpickerl an: Von 95,80 und die anderen um 105,40 sind beide gleich einmal pauschal auf 135 erhöht worden. Da hat man gar nicht mehr darauf Rücksicht genommen, dass die einen billiger und die anderen teurer sind. Man hat sie um 30, 35 bis 40 Prozent erhöht, das ist einmal so. Und die bei der Stadthalle wohnen, die freuen sich auch alle jetzt, weil die dürfen ja in Zukunft jetzt 60,6 EUR zahlen und können gar nichts dafür, die wohnen nämlich dort in dieser Umgebung, wo ab 18 Uhr die Kurzparkzonen gelten. Also das müssen Sie den Leuten dort erklären, die werden sich freuen. 

Und nun zu den Kurzparkscheinen, meine Damen und Herren: 0,40 auf 0,60, 0,80 auf 1,20, 1,20 auf 1,80, das sind 50 Prozent. Auch hier gibt es Statistiken, Sie brauchen nämlich nur zu schauen, wie viele Kurzparkscheine im Jahr eingekauft werden. Es werden nicht alle verbraucht, weil man sonst in Zukunft keine mehr zurückzugeben bräuchte. Es ist logisch, jeder hat einen kleinen Vorrat. Das ist so hoch, das kann man sich pro Autofahrer, der da hineinfährt, ausrechnen und es ist ganz egal, ob das ein junger Autofahrer ist, ein mittlerer oder ein Senior, und dabei hat der - und das ist ein Belastungspaket Häupl - noch gar nicht dabei, das haben wir noch gar nicht eingerechnet, denn die Erhöhung würde ja zusätzlich zwischen 340 und 400 EUR ausmachen! Das klingt so wenig: 60 Cent, 80 Cent, 1 Euro. Sie dürfen nicht vergessen, dass ein normaler Mensch, der in die Stadt fährt oder fahren muss, ja die Kurzparkscheine ausfüllen muss und der hat in der Woche 10, 12, 14 und wenn er sie nicht hat, dann hat er halt 21 EUR in der Windschutzscheibe stecken. Das sind pro Wiener und Wienerin, die hier in Wien mit dem Auto in Kurzparkzonen stehen und einkaufen, 340 bis 400 EUR Mehrkosten. Da ist es wesentlich. Diese Erhöhung ist nur auf Ihrem Mist gewachsen. Sie ist unsozial und - noch einmal - eine reine Abzocke! Das lehnen wir wirklich ab, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Argument, das dahinter steht - ohne Erhöhung können Sie nicht mehr im ursprünglichen Maß das Ziel der Parkraumsteuerung erreichen -, das habe ich überhaupt noch nicht gehört. Also wie Sie das Ziel erreichen wollen - das Ziel haben Sie vorher nicht erreicht, das Ziel werden Sie jetzt nicht erreichen und das Ziel werden Sie auch in Zukunft nicht erreichen, egal, wie hoch Sie die Kurzparkgebühren machen werden, denn Sie haben hier Zonen teilweise falsch eingerichtet. Aber das ist ja, wenn man den Akt durchliest, nur mehr die Spitze des Eisbergs, weil an sich ist es ja fast unlesbar, was da drinnen steht. Aber wir lehnen das sowieso ab und daher ist es eh wurscht, was Sie da hineingeschrieben haben, weil Sie wollen ja eigentlich nur abzocken und erhöhen.

Jetzt kommen wir aber zu etwas, wo ich informiert wurde beziehungsweise wovor sich schon manche in der Stadt Wien - Mitarbeiter, Beamte, Angestellte - fürchten. Es ist nämlich eines passiert: Bei den Fahrscheinen der Wiener Linien war vollkommen richtig, dass man einen Monat eine Übergangsfrist gemacht hat. Das ist durchaus bürgerfreundlich, das ist auch sozial und vor allem ist es für die Mitarbeiter der Wiener Linien und überhaupt für die Mitarbeiter in den betroffenen Dienststellen ja eine Erleichterung. Das war sinnvoll. Da werden kaum Fahrscheine übrig geblieben sein und die paar, die es noch gibt, kann man umtauschen. Jetzt frage ich mich: Wieso haben Sie jetzt eine Stichtagslösung als Regelung eingeführt? Das verstehe ich überhaupt nicht! Warum kann man bei der Einführung der neuen Kurzparkscheine nicht ebenfalls eine einmonatige Übergangsfrist haben? Sie würden sich das ganze Dilemma des Umtausches ersparen und Sie würden sich viel Geld, nämlich Steuermittel, ersparen. Ich werde Ihnen das jetzt nachweisen:

Am 1. September ist der Stichtag, das ist bitte ein Samstag, das ist ganz originell. Da gibt es ja viele Leute, die zwischen 15. August und Ende August 14 Tage auf Urlaub fahren. Das sind gar nicht so wenige. Die kommen meistens erst am Sonntag heim, nämlich am 2. Am 3. fahren sie bereits in die Stadt, stellen sich hin, haben natürlich noch keinen neuen Kurzparkschein und den alten können sie nicht mehr verwenden. Umtauschen können sie die Fahrscheine nicht mehr in den Trafiken, nur in den wenigsten, laut Aussage der Hauptkassa, sondern nur in den 21 Vorverkaufsstellen der Wiener Linien - die Armen, ich sage jetzt schon die Armen - und in den 22 Außenstellen der Hauptkassa und in der Hauptkassa selbst. Das heißt, in ganz Wien gibt es genau 44 Orte, wo ungefähr 300 000 Autofahrer innerhalb von einem, maximal zwei Monaten ihre Restbestände umtauschen können. Das müssen Sie sich einmal vorstellen, diese organisatorische Abwicklung! Das einzige, was die Trafikanten laut Information der Hauptkassa und der MA 6 erhalten, ist ein Informationsblattl. Da werden dann die Adressen drauf sein, wo der Bürger, wenn er die neuen kauft, seine alten umtauschen darf. Ich komme dann darauf zurück, das sind originelle Informationsblätter, die beim Trafikanten aufliegen. Ich sehe aber, dass der Trafikant selbstverständlich auch ein Problem haben wird und der Bürger in der letzten Augustwoche auch. Die Trafikanten werden sich eben nicht mehr mit den alten Parkscheinen eindecken und vorausfinanzieren, überhaupt nicht. Warum sollen sie das tun? In der letzten Augustwoche gibt es die neuen noch nicht, weil die ja erst ab Samstag, dem 1., gelten, und es wird aber auch die alten nicht mehr geben, außer man hat einen Vorrat zu Hause. In der Trafik werden Sie sie kaum mehr kriegen. Umtauschen tut er sie Ihnen auch nicht. Also daher wird es in dieser Woche ein bissel einen Engpass geben. Am Montag, dem 3., ist Schulanfang und Monatsanfang. Da werden die Leute die Monatskarte kaufen und die Wochenkarten kaufen und hinten stehen die 300, die ihre Kurzparkscheine beginnen einzutauschen. Das wird wirklich lustig werden, wenn die dort hinten stehen und ich gehe dann darauf ein, was da passieren wird, wenn die Leute das eintauschen! 

Der Umtausch, meine Damen und Herren, ist sehr, sehr kompliziert und ich werde Ihnen zeigen, warum der kompliziert ist. Erstens einmal dürfen Sie nur 30 Stück umtauschen. Es gibt Betriebe und Leute, ich kenne selber welche, ich bin selber einer, die mehr als 30 im Auto haben. Meistens, wenn ich einen brauche, habe ich keinen, jetzt habe ich mehr. So, jetzt haben Sie halt mehr, jetzt gehen Sie dort umtauschen und geben 10 um nehmen wir einmal an 80 Cent zurück. Das heißt, Sie haben 8 EUR gut. Sie gehen dort hin und tauschen um, der schaut sie an. Dafür kriegen Sie jetzt 6 um 1,20. Das kostet aber nur 7,20. Das ist eine peinliche Sache, denn entweder gibt er Ihnen 80 Cent aus seiner Handkassa heraus - hinten stehen 300, die wollen das Gleiche, gut - oder Sie kaufen 7. Dann kostet das aber 8,40. Dann müssen Sie ihm 40 Cent geben. Sie sind ein Unternehmer und sagen: Und jetzt brauche ich bitte die Rechnung. Na logisch, ich brauche ja eine Rechnung für die Steuer. Jetzt wird dann der Verkehrsbedienstete, der arme, der da hinten in der Hitze, nicht klimatisiert, sitzt, die 300 Rechnungen ausschreiben. Die hinten freuen sich ganz wahnsinnig, weil die keine Wochenkarte und keine Monatskarte kriegen. Die können erst am Dienstag fahren, weil sie überhaupt nichts kriegen. Das ist nämlich deswegen blöd, weil die periodische Zahl 6,6 ist. Sie haben nämlich um 50 Prozent erhöht und es ist wurscht, was eingetauscht wird, es geht sich nie aus. Nie! Sie können eintauschen, was Sie wollen. Und ganz tragisch wird das ja, wenn Sie 3 um 40 eintauschen, 7 um 80 und nehmen wir an 6 um 1,20. Na dann wird der zum Rechnen anfangen, der wird sich sicher verrechnen, überhaupt keine Frage, weil Listen wird er keine haben. Entschuldigung, der Margulies schaut so. Wahrscheinlich hat er keinen Kurzparkschein und braucht dort nicht hin zu gehen. Er fährt wahrscheinlich mit dem Radl, ist auch gut, aber, liebe Damen und Herren ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sicher, alle.) Genau, na wir fahren alle mit dem Radl und das ist eh Spitze! Also ganz individuell, ich will Intellektuelle nicht beleidigen.

Meine Damen und Herren, es ist ein Skandal! Es ist ein Skandal, was man den Bürgern zumutet. Aber es ist ein noch viel ärgerer Skandal, was man in den nächsten Monaten und zwar von September bis Ende den Mitarbeitern in diesen 41 Dienststellen zumutet! Und jetzt kommt noch dazu, jetzt geht es ja weiter, die Sache geht ja noch weiter und zwar gibt es in Wien laut Bundeskriminalamt Mexikoplatz - jeder kennt den Mexikoplatz, da kann man sehr viele Sachen kaufen, alles gefälscht dort in Wirklichkeit - natürlich auch gefälschte Parkscheine und Parkpickerl im Umlauf. Das gibt es natürlich auch. Und zwar sind derzeit zwischen zirka 150 000 und 180 000 im Umlauf, ob schon entwertet oder nicht, aber das ist der Schnitt, der im Umlauf ist. Ja, die können auch eingetauscht werden. Das ist überhaupt lustig, weil der Bedienstete, der da hinten sitzt, das ja überhaupt nicht feststellen kann. Das kann ja nicht einmal der Parksheriff feststellen, ob der gefälscht ist oder nicht. Das ist ja lächerlich, das kannst du ja heute schon fast mit jedem Computer machen. Das heißt, ich werde die gefälschten Parkscheine, wo die Fälscher eh schon einmal verdient haben, gegen echte einlösen. Das ist auch gut, da kriege ich jetzt echte und die kann ich sofort, wenn ich aus der Stelle rausgehe, wieder um den halben Preis verkaufen und habe noch einmal einen herrlichen Gewinn. Das hat man auch nicht realisiert, das heißt, das ist alles irre! Ich weiß nicht, wer das erfunden hat, einen Stichtag ohne Übergangslösung zu machen! 

Meine Damen und Herren, dass man nur 30 umwechseln kann, ist auch klar. Wenn einer mehr hat, stellt er sich halt drei Mal an oder fährt vier Mal hin oder schickt jemanden. 

Jetzt kommen wir zu den Öffnungszeiten und das ist auch interessant. Ich habe mir die Öffnungszeiten, wo man umtauschen kann, ausgedruckt. Also die sind auch sehr gut! Wir haben insgesamt sieben verschiedene Öffnungszeiten und zwar: Ganztägig geöffnet von 6.30 Uhr bis 18.30 Uhr sind insgesamt 12 Vorverkaufs-
stellen der Wiener Verkehrsbetriebe. Und besonders gut ist der Stephansplatz und der Karlsplatz, weil man dort mit dem Auto sehr gut hinfahren und parken und seine Parkscheine einlösen kann. Wunderbar, das ist wirklich gut gemacht! Die haben einmal von 6.30 Uhr bis 18.30 Uhr, aber nur bis zum Freitag offen.

Dann haben wir weitere 9 Vorverkaufsstellen, die haben Montag, Dienstag, Mittwoch, Freitag von 6.30 Uhr bis 13 Uhr offen, auch gut, und am Donnerstag von 12.30 Uhr bis 18.30 Uhr. Sonst haben sie geschlossen. Allerdings haben sie am ersten und am letzten Werktag – diese neun, die anderen nicht – ganztägig geöffnet, was heißt, von 6.30 Uhr bis 18.30 Uhr.

Dann haben wir noch die Außenstellen der Hauptkassa, die von Montag bis Freitag von 7 Uhr bis 15.30 Uhr geöffnet haben.

Schlussendlich gibt es noch Ausnahmen am Schottentor und am Reumannplatz, die überhaupt flexible Öffnungszeiten haben.

Meine Damen und Herren! Das ist doch unzumutbar, das ist doch undurchführbar! Auch wenn die Trafikanten das Informationsblatt, wo ich hinfahren kann, freundlich weitergeben, so ist das doch bitte den Bürgern nicht zuzumuten! Nicht nur, dass er ab 1. mehr zahlen muss, wird er in der Gegend herumgeschickt und muss für das, was er schon ausgegeben hat, für das er bezahlt hat, in der Stadt Wien herumfahren! Machen Sie eine Übergangsfrist von einem Monat, dann wird die ganze Umtauschaktion sinnlos werden, weil dann alle verbraucht sind und die restlichen kann man in der Hauptkassa sicherlich einlösen. Das ist ein Vorschlag. Ich kann mir nicht vorstellen, warum Sie da nicht zustimmen könnten. Sie würden alle entlasten, alle Beteiligten, die armen Bediensteten und auch die Bürgerinnen und Bürger, die hier umtauschen wollen. Ich hoffe hier auf Ihre Zustimmung, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Ja, ich werde hier … Nein, bevor ich... Nein, da warte ich noch auf die Österreichische Volkspartei, weil ich ja nicht weiß, welchen Antrag zu diesem Kapitel die Österreichische Volkspartei einbringen wird. Ich hoffe nicht, dass er wieder einmal abgeschrieben ist. Ich wollte nur prophylaktisch festhalten (Heiterkeit bei der FPÖ.), das haben wir noch nie gemacht. Wir kriegen rechtzeitig Anträge von der SPÖ, von den GRÜNEN, wir geben sie her. Mir ist noch nie eingefallen, dass ich einen Antrag mit drei Worten abschreibe oder vice versa abgebe. Mir fällt nur auf, dass (Aufregung bei der ÖVP.), wenn man der ÖVP die Anträge früher gibt, hier teilweise schon vom Inhalt her abgeschrieben wird. Aber vielleicht täusche ich mich, Kollege Gerstl. Ich weiß nicht, was Sie einbringen werden. Ich sage das nur prophylaktisch.

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein und aus zeitlichen Gründen und in formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung, sonst würden wir das wirklich zuweisen. Aber das bringt nichts, weil wir jetzt Ende Juni haben. Der Antrag lautet: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge bei der Einführung der neuen Parkscheine ab 1. Septem-
ber 2007 eine Übergangsfrist für die noch bei den Autofahrern befindlichen alten Parkscheine bis 30.9.2007, also einen Monat, wie bei den Fahrscheinen der Wiener Linien festlegen.“ 

Ich bitte hier in formeller Hinsicht, wie ich schon gesagt habe, aus Zeitdruck heraus um sofortige Abstimmung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hoffe, Sie unterstützen das. Es ist, wenn Sie das so machen, eine Schikane. Nicht nur, dass Sie abzocken, okay, damit haben wir uns seit Jahren schon abgefunden, dass Sie immer abzocken, aber das ist ein Schikane: Unüberlegt, vollkommen undurchdacht, eine Zumutung für die Bediensteten der Wiener Linien, eine Zumutung hier für die Magistratsbeamten der Hauptkassa und der Außenstelle und vor allem auch eine Zumutung für die Autofahrer, eine Stichtagsregelung vorzufinden, wenn sie vom Urlaub zurückkommen. Ich hoffe auf Ihre Unterstützung! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Nachdem wir normalerweise den Parkpickerloffensiven oder Antioffensiven der FPÖ nicht zustimmen, aber die Übergangsregelung, die halten wir für vernünftig, der werden wir auch zustimmen. Das ist einmal das eine.

Das Zweite ist, was mich schon ein bisschen irritiert hat, natürlich diese Geschichte, dass man diese Parkscheine bei den Trafikanten und Trafikantinnen nicht umtauschen kann. Also das macht auf jeden Fall einen Sinn, würde ich einmal sagen, weil es wirklich sehr, sehr umständlich wird.

Aber jetzt zum Thema. Ich habe es interessant gefunden, dass der Kollege Madejski mit dem Valorisierungsgesetz begonnen hat. Das werden wir morgen auch ablehnen, keine Frage. Aber für uns ist es schon wichtig festzuhalten, dass er viele, viele Dinge zusammengenommen hat und ich habe ein bisserl so den Eindruck, da wird immer noch geschwind einmal von einer Daseinsvorsorge gesprochen. Die Daseinsvorsorge ist meiner Meinung nach Müllentsorgung, Kanal, Wasser, Freiraum (GR Alfred Hoch: Strom!), Strom und dergleichen Dinge. Aber, aber und da möchte ich gleich dazusagen, da wird immer ganz gerne auch hinzugefügt - natürlich die Öffis, keine Frage -, es ist auch ein bisserl der Parkschein, der Parkplatz. Der ist laut ÖVP auch fast schon Daseinsvorsorge, wobei ich mir schon denke: Was ist das für ein Regelungssystem, wenn ich solche Karterl (Der Redner zeigt eine Karte.) mit einem Halbe-Stunde-Parkschein austeile und drauf steht: „Wollen Sie auch 30 Minuten gratis parken? Bitte umdrehen“. Dann drehe ich das um, dann steht hinten natürlich: „Böse, böse, 50 Prozent auf einen Schlag ist ein Skandal.“ Dann schauen wir uns einmal an, wie viel das ist: 21 Jahre nichts, jetzt von 80 auf 120. Na da bricht die Welt ja förmlich nieder! Und warum bricht die Welt nieder? Weil ich mit dem Auto offensichtlich nicht 30 Minuten gratis parken kann beziehungsweise ich muss jetzt ein bisschen mehr bezahlen.

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Wenn ich Straßenraum als Bürger benutze, wenn dort ein Schanigarten hinkommt oder etwas anderes, dann zahle ich immer mehr. Das regt niemanden wahnsinnig auf. Aber wenn ich das Auto nicht abstellen kann, dann wird die ÖVP ganz fuchtig! Vor nicht allzu langer Zeit hat es geheißen, es ist der schwärzeste Tag im Leben eines Autofahrers, wenn der Parkschein teurer wird. Nein, ich habe damals gesagt, der schwärzeste Tag ist, wenn das Auto einen Patschen hat. Das ist wirklich ein schwarzer Tag für den Autofahrer, aber der Parkschein ist nicht der schwärzeste Tag, glauben Sie mir das!

Noch einmal zurück zur Daseinsvorsorge und zu den Parkscheinen. Wie gesagt, wir glauben, dass eine wichtige Daseinsvorsorge, wenn die Menschen in Wien wieder Platz auf der Straße bekommen würden, wo in Wirklichkeit nicht alles verparkt ist und da brauche ich ein Lenkungsinstrument. Ein Lenkungsinstrument kann nicht Gratisparken sein oder wie es letztes Mal der Herr Mahdalik gesagt hat, wunderbar grüne Welle, um 3 Uhr in der Früh kann ich überall mit dem Auto hinfahren. Nein, diese Weltuntergangsstimmung bei der rechten Reichshälfte, die brauchen wir in Wirklichkeit nicht. Faktum ist, wir brauchen ein Lenkungssystem oder ein Lenkungsinstrument genauer gesagt und das Lenkungsinstrument ist für uns die Parkraumbewirtschaftung.

Jetzt komme ich schon zur Parkraumbewirtschaftung selber: Interessant 80 auf 120 beziehungsweise 105 auf 135. Wir bedauern Sie ein bisschen, dass natürlich damit auch das Parkpickerl teurer wird, haben zum Parkabgabegesetz auch eine Initiative gehabt, aber da scheint in der SPÖ die Zeit noch nicht reif zu sein. Da muss man noch ein bisschen argumentieren und vielleicht wird es auch einmal ein Parkabgabegesetz geben. Aber jetzt gibt es einmal diese Erhöhung. Die Erhöhung ist unserer Meinung nach völlig gerechtfertigt, nicht bei den Parkpickerln, aber bei den Parkscheinen auf jeden Fall. Sozusagen der kleine Wermutstropfen ist: Damit wird auch das Parkpickerl teurer. 

Was soll unserer Meinung nach passieren? Die Parkraumbewirtschaftung gehört ausgeweitet. Nicht wie die FPÖ befürchtet vom 12. bis 19. Bezirk, sondern wir wollen sie bis zum Wienerberg und bis zur Vorortelinie haben, das heißt, alle Außenbezirke plus sogar noch an neuralgischen Punkten im 21., 22. und 23. Bezirk, damit die ÖVP und die FPÖ wirklich etwas zum Aufregen haben. Was wollen Sie gegen die 200 000 Pendler tun, die jeden Tag mit dem Auto nach Wien fahren, die zum Beispiel in der Auhofstraße im 13. Bezirk fast 40 Prozent der Parkenden sind? Was wollen Sie dort machen? Wollen Sie weiterhin zuschauen, wie sich die Leute im 13. Bezirk über die Pendler aufregen? Nein! Vernünftig … (GR Kurth-Bodo Blind: Park-and-ride am Auhof!) Ja genau, Park-and-ride im Auhof für 800 Autos und in Wirklichkeit fahren dort jeden Tag 35 000 Autos herein. Machen Sie sich doch nicht lächerlich, Kollege Blind! Das ist völlig lächerlich! Dort fährt auch in Wirklichkeit keiner hinein. In der Leopoldau ist eine Auslastung von 10 Prozent! Meinen Sie im Ernst, dass das etwas hilft? Nein, das glaube ich nicht! (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.)

Also noch einmal: Faktum ist, wir brauchen in Wirklichkeit ein Lenkungsinstrument, damit man die Pendlermassen dort hält, wo sie hingehören und zwar an den Stadtrand. Der Stadtrand ist nicht im Auhof, sondern der Stadtrand ist in dem Fall eigentlich dort, wo die Autos herkommen und zwar direkt dort, wo sie in die Schnellbahn einsteigen könnten, weil sie nämlich in Wirklichkeit sonst bis nach Unter St Veit und bis zur Braunschweiggasse fahren - das können Sie sich selber anschauen - und dort wird abgestellt. So schaut es in Wirklichkeit aus. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Noch einmal zurück. Der Parkplatz ist (Weitere Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.) kein Menschenrecht. Der Parkplatz ist ein Ding, wo man Lenkungsinstrumente braucht und ein Lenkungsinstrument ist unserer Meinung nach die Parkraumbewirtschaftung und die Parkraumbewirtschaftung war 21 Jahre unangetastet! In Wirklichkeit war das eine Subvention der Autofahrer und zwar 21 Jahre lang. Wir brauchen ein vernünftiges Angebot an Parkplätzen bei den Park-and-ride-Anlagen im Umland, keine Frage und dann brauchen wir vernünftige Öffis und auch vernünftige Öffipreise und da, liebe Sozialdemokratie, war es schon so, dass man parallel dazu natürlich auch die Öffipreise erhöht hat. Das heißt, parallel stimmt ja nicht ganz, denn die Öffipreise sind am 1. Juni gestiegen und die Parkscheine werden erst am 1. September teurer. Das ist in wirklich die Geschichte. Die Öffis kann man immer erhöhen, die sind allemal erhöht worden. In all diesen 21 Jahren hat es viele, viele Öffipreiserhöhungen gegeben. 

Das hat die ÖVP und die FPÖ übrigens weitaus weniger aufgeregt. Aufregen tun die beiden Parteien vor allem die Radlfahrer und in Wirklichkeit, dass es zu wenig Parkplätze gibt. Das ist das Einzige, was die beiden Parteien wirklich aufregt. Deswegen haben wir diesen Parkzettel da gekriegt: „Wollen Sie auch 30 Minuten gratis parken? Bitte umdrehen.“ Jeder sagt, no na, das ist wahrscheinlich ein Inserat von Kika oder sonst wem. Dann dreht man um: Nein, der Kika heißt diesmal ÖVP-Wien. Also das halte ich wirklich für jenseits! 

Noch einmal zurück. Sie haben ja auch einen Antrag vorbereitet die Einführung eines 3-Stunden-Parkscheins betreffend. Das klingt auf das erste Mal durchaus bestechend. 3-Stunden-Parkschein. Na ja, laut Straßenverkehrsordnung könnte man in Wien ja 3 Stunden parken. Aber was schreiben Sie in dem Antrag? Erst einmal regen Sie sich auf: Ladezonen, keine Frage, da gebe ich Ihnen völlig recht und dann kommt der Klassiker und zwar die Gehsteigvorziehungen. Meines Wissens darf man in einer Zone und zwar genau auf der Straßenecke, gar nicht parken, weil man in Wirklichkeit natürlich sozusagen den Querverkehr einfach nicht sieht. Das ist lebenswichtig, dass man das normalerweise sieht und da denke ich mir: Kollege Gerstl, wahrscheinlich kommt das aus Ihrer Feder, da sollten Sie einmal schauen, was Gehsteigvorziehungen für die Verkehrssicherheit gebracht haben und zwar ganz, ganz viel, vor allem für die Menschen, die mit dem Auto dort nicht von der einen Seite auf die andere Seite fahren, sondern zu Fuß gehen. Das ist ganz wichtig und auch für die Autofahrer, die sehen jetzt besser raus, das weiß jeder.

Sie tun da noch immer herummonieren und sagen da, so viele Parkplätze sind verloren gegangen. Ja, illegale, und zwar sind sie die ganze Zeit illegal gewesen! Das hätte ich ganz gerne bei anderen Dingen von Ihnen gehört. Bedauerlicherweise darf man jetzt nicht mehr illegal parken. Und steigender Parkplatzbedarf - das ist wie ein Naturgesetz bei Ihnen, wenn man sich das anschaut. Faktum ist, dass wenn in Wien Verkehrspolitik weiter so funktioniert - sie funktioniert recht und schlecht -, dann werden in Wirklichkeit hoffentlich mehr Menschen mit den Öffis fahren. Das ist uns wichtig. Es werden auch mehr Leute mit dem Fahrrad fahren und dann können die Autofahrer und natürlich auch die Autofahrerinnen, die notwendige Autofahrten machen, schneller vorankommen. Das heißt, Senkung der Staukosten, meine lieben Parteien auf der rechten Seite! Und das ist ganz wichtig, weil das ein wichtiges ökonomisches Element ist. Das sollten Sie sich einmal überlegen!

Aber jetzt zum Beschlussantrag selber, der ist echt Spitze. Da steht drinnen: „Die zuständigen Stadträte sollen eine Überschreitung der erlaubten Parkdauer auf drei Stunden ermöglichen.“ Was soll das heißen? Ich darf dann sechs Stunden parken oder fünf Stunden oder was auch immer? Ich schau ja schon in die richtige Richtung. Also ich würde einmal sagen, auf der einen Seite ist es nicht unintelligent, wenn man auf fünf Stunden erhöhen will. Wie wollen Sie denn das kontrollieren? Einen 5-Stunden-Parkschein oder soll ich einen eineinhalbstündigen und dann noch einen eineinhalbstündigen und dann zwei einstündige hinlegen? Wie soll das gehen? Der Antrag ist in Wirklichkeit ein bisserl zu überarbeiten, würde ich vorschlagen, vielleicht einen anderen Satz oder ändern Sie vielleicht sogar einmal die Vorwörter, das würde vielleicht ausreichen und zwar ein bisserl eine kleine Veränderung, dann macht der Antrag einen Sinn. So macht er überhaupt keinen Sinn. Und diesen Parkzettel bitte - das überlassen Sie besser Kika, Ikea oder sonst wem. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Gerstl ist am Wort. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Diskussion ist emotional schon sehr hoch gebracht, dass es, glaube ich, anstehen würde, wieder einmal auf die sachlichen Argumente zurückzukommen, auch wenn es mich reizen würde, hier auf den Kollegen Madejski und auf den Kollegen Maresch zu antworten. Beim Letztgenannten hat man ja wirklich den Eindruck, er möchte ganz Wien zur Parkverbotszone machen und unter Pendlerverkehr will man den Fußgängerpendlerverkehr verstehen. Das ist wahrscheinlich sein neues Mobilitätskonzept! (Beifall bei der ÖVP.) Ein Mobilitätskonzept, das nur Rückschritt bedeuten würde. (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Ein Mobilitätskonzept, das nicht Wirtschaftswohlstand bedeuten würde. Ein Mobilitätskonzept, das die Leute in ihrem Freizeitverhalten einschränken würde. Ein Mobilitätskonzept, das einfach der Steinzeit entspricht und das ist nicht das, was wir unterstützen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, 50 Prozent Erhöhung der Kurzparkzonentarife, Erhöhung des Parkpickerls im 1. Bezirk um 29 Prozent, Erhöhung des Parkpickerls in den restlichen Bezirken um 22 Prozent, das bedeutet eine klare Mehrbelastung für die Menschen in dieser Stadt, für einen Bürger, so wie es der Kollege Madejski bereits gesagt hat, rund 300 EUR im Jahr Mehrbelastung. Und was bedeutet das für einen Unternehmer, weil ich glaube, dass auch Sie vielleicht ein Interesse daran haben, wenn Sie in einer Wohnung einen Schaden haben und einen Installateur brauchen, dass der zu Ihnen kommt und wenn er in einer Parkraum bewirtschafteten Zone ist, dann muss er dort die Möglichkeit haben, sein Auto abzustellen, das heißt, er muss seine Parkscheine ausfüllen? Das dauert eine gewisse Zeit und ich nehme an, Sie werden dafür auch ein Interesse haben, dass der Installateur, der Tischler oder wer immer zu Ihnen in die Wohnung kommen möchte, auch sehr nahe bei Ihnen parken kann, einen Abstellplatz braucht, und der zahlt dann. Der zahlt dann mehr und mehr. Wenn Sie das auf das Jahr hochrechnen, so zahlt der Unternehmer pro Jahr pro Auto um 900 EUR mehr. Und wenn er zwei oder drei Autos oder vier Autos im Umlauf hat, dann sind wir bereits in einer Größenordnung von über 3 000 EUR, was er dann im Betrieb im Jahr an Mehrkosten hat.

Na, was glauben Sie, Herr Kollege Maresch, wer das bezahlen wird? (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) 3 600 EUR mehr im Jahr beim Betrieb von vier Autos! Wer, glauben Sie, wird das zahlen? Sie werden es zahlen, aber Ihnen ist das egal. Sie sind Politiker, Sie verdienen genug Geld und Ihnen ist es egal, was der Durchschnittsbürger zu Mehrbelastungen sagt! Das lehnen wir ab, Herr Kollege Maresch. (Beifall bei der ÖVP.) 900 EUR pro Auto pro Betrieb. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was haben Sie gesagt?) Sie wissen ganz genau, was das bedeutet. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben 300 EUR gesagt!) Und 300 EUR für eine Privatperson im Jahr. (Weitere Aufregung bei GR Rüdiger Maresch.) 300 EUR mehr! Wissen Sie, was die Stadt Wien kalkuliert? Ich glaube, Sie haben es nicht durchgesehen. Die Stadt Wien kalkuliert durch die jetzige Maßnahme 20 Millionen EUR an Mehreinnahmen. Derzeit haben wir 44 Millionen EUR Einnahmen an Parkgebühren. Was glauben Sie, was es bedeutetet? Fast 50 Prozent an Mehreinnahmen wird hier die Stadt vom Steuerzahler lukrieren! Ich verstehe gar nicht, dass Sie als eine Partei, die auch dazu neigt, im Grunde für die sozial Ärmsten da zu sein, die sich hier herstellt, um für Obdachlose zu reden und sich für die Freifahrt für Obdachlose einsetzt, auf der anderen Seite aber den Leuten das Geld aus dem Geldbörsel herausziehen will! Das ist Ihre Politik, die wir nicht unterstützen! (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Sie fahren ja selbst mit dem Auto durch die Stadt!) 

Sie haben sich echt entlarvt. Und zeigen Sie mir einen Arbeitnehmer, der heute noch in der Lage ist, seinen Arbeitsplatz ohne Auto auch wirklich zu erreichen oder seinen Geschäften nachzukommen. Wenn Sie glauben, dass Sie eine Politik machen können, wo man ohne ein motorisiertes Fortbewegungsmittel seinen Lebensstandard wirklich auch halten kann und seinen Geschäften nachkommen kann, dann leben Sie, ehrlich gesagt, am Mond, tut mir leid. Sie leben am Mond. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Muss ich jeden Tag fahren? Muss ich jeden Tag fahren?)
Und ich sage Ihnen, Sie haben gesagt, der Parkplatz ist kein Menschenrecht. Ich sage, Mobilität ist ein Menschenrecht. Das wäre der Punkt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Rüdiger Maresch: Fahren Sie jeden Tag mit dem Auto?)
Derzeit zahlen die Bewohner des 1. Bezirks 255 EUR, in Zukunft 330 EUR für ein 2-Jahres-Pickerl. Der Betrieb im 1. Bezirk zahlt derzeit 260 EUR, in Zukunft 335 EUR und Sie wissen, ab dem zweiten Auto kommt die enorme Steigerung. Er zahlt derzeit 500 EUR und in Zukunft zahlt er 625 EUR. Und es ist mir wichtig, dass wir diese Zahlen hier auch nennen, denn in der Politik der Gemeinde Wien wurden hier in der Vorbereitung diese Gesamtzahlen nicht immer genannt, sondern man hat sich auf die normalen Preissteigerungen zurückgezogen. 

Man wollte auch nicht sagen, dass es auch für die Betriebe entsprechend teurer wird, obwohl das heißt, wenn es für die Betriebe entsprechend teurer wird, dass es für den Kunden entsprechend teurer wird, denn der Betrieb wird es sich alleine nicht leisten können, das heißt, er muss die Kosten überwälzen. Sie tragen damit wesentlich zu einer Inflationsanheizung in dieser Stadt bei, und Sie tragen damit dazu bei, dass Sie umgekehrt danach die Preise wieder erhöhen wollen durch Ihr Valorisierungsgesetz, das Sie morgen durchboxen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich habe mir jetzt auch angeschaut, wie viel Geld Sie seit Einführung der Parkraumbewirtschaftung bereits eingenommen haben, das heißt, wie viel Geld Sie in Wien dem Steuerzahler bereits aus dem Geldbörsl gezogen haben. Das sind nach Ihren eigenen Aufstellungen, die wir in einer parlamentarischen Anfrage einmal von Ihnen übermittelt bekommen haben, nun bereits 400 Millionen EUR. Der Autofahrer in Wien hat seit 1993 bereits 400 Millionen EUR an Parkgebühren an die Stadt Wien abgeliefert. Interessant dabei ist jetzt nur – und das ist schon angesprochen worden –, dass dieses Geld zweckgewidmet ist, dass es für Investitionen in den Garagenbau vorgesehen ist und auf der anderen Seite auch für den öffentlichen Verkehr. 

Und was glauben Sie jetzt, wie viel Geld von den 400 Millionen EUR wirklich investiert worden ist? Gerade einmal 50 Prozent, denn die anderen 50 Prozent sind in den Aufwand gegangen, in den Aufwand für die Überwachungsorgane und für die Bürokratie. 

Jetzt wissen wir, 400 Millionen EUR Gesamteinnahmen, 22 Millionen EUR wird das in der Zukunft jetzt kosten, das bedeutet, wenn wir von den 200 Mil-
lionen EUR, die wir derzeit an Aufwand haben, nur 10 Prozent einsparen könnten, könnten wir uns die gesamte Gebührenerhöhung ersparen. 10 Prozent besser wirtschaften, 10 Prozent besseres Management, 10 Prozent weniger Bürokratie, und die Wienerinnen und Wiener müssten keine erhöhten Parkgebühren haben. Das ist Ihre Politik, die wir ablehnen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Siegi Lindenmayr: Es geht auch um verkehrslenkende Maßnahmen!) 

Mehr Effizienz im Management. Vielleicht haben wir jetzt die Chance. Wir haben eine neue Vizebürgermeisterin, die nun für Finanzen zuständig ist, vielleicht kann sie sich nun des Managements annehmen, vielleicht kann sie dafür sorgen, dass weniger Bürokratie in dieser Stadt für mehr Effizienz sorgt und dass es nicht umgekehrt passiert, wenn die Effizienz sinkt, dass der Steuerzahler noch mehr zahlen muss.

Und wir haben in dem Sonderrücklagentopf für Parkometerabgaben derzeit 50 Millionen EUR liegen. 50 Millionen EUR! Das ist das Geld, das Sie von den Bürgern zwar eingenommen haben, wo es Ihnen aber nicht gelungen ist, das auch entsprechend zu verbauen. Sie haben zwar Ihre Programme vorgelegt, wonach wir die Zahl der Garagenplätze entsprechend erhöhen müssen, aber trotz der vorhandenen Bauplätze, trotz des vorhandenen Geldes gelingt es Ihnen nicht, diese Garagen überhaupt zu bauen. Also wo fehlt es? Es kann nur am Management fehlen. Es liegt an dem, wie Sie es angehen, an dem, wie Sie es bewerkstelligen. Mit 50 Millionen EUR, da könnte man einige Garagenplätze machen, da könnte man einige Tausend Garagenplätze in Wien sofort umsetzen, aber das Geld liegt im Topf und kann nicht verarbeitet werden. Diese Management gehört eindeutig verbessert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben sich vorgenommen, dass wir bis 2010 insgesamt 14 000 Park-and-ride-Plätze in Wien haben. Derzeit haben wir 7 000. In den vergangenen drei Jahren haben Sie insgesamt 1 200 Park-and-ride-Plätze errichtet. Wenn Sie jetzt auf die Zahl von 14 000 kommen wollen, müssen Sie pro Jahr mindestens 2 000 bauen. In dem Tempo wie in der Vergangenheit, dass Sie im Durchschnitt 400 pro Jahr errichtet haben, werden Sie es nicht schaffen. Also verbessern Sie das Management, damit wir mehr Parkraum in der Stadt zur Verfügung haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann kommen wir zu dem Konzept der Volksgaragen, das wir ja grundsätzlich begrüßen und das wir auch sehr unterstützen, aber ich glaube, dass es jetzt an der Zeit ist, dass wir das System der Volksgaragen wirklich effizienter machen und auch überprüfen müssen. Es gibt einen klaren Kontrollamtsbericht dazu, der wesentliche Kritikpunkte in der Finanzierung und in der Abwicklung der Volksgaragenförderung darlegt. Da geht es unter anderem um die Berücksichtigung der Standortfrage der jeweiligen Garage und um die Berücksichtigung der Ausführungen der jeweiligen Garage. Es fehlen allgemeine Förderungsrichtlinien für die Volksgaragen, es fehlen konkrete Prüfrechte bei den Garagenbetreibern, es fehlen im Projektmanagement überhaupt die Projekthandbücher, damit das entsprechend weiter überprüft werden kann, und das Kontrollamt stellte auch fest, dass ab dem fünften Projekt der Volksgaragen immer das Ziel ausgenützt wurde, die Höchstförderung auszuschöpfen.

Also wir sagen, da gehört sicher nachjustiert, und ich nehme an, dass das für Sie, Frau Vizebürgermeisterin, die Sie sich nun in diese Sache entsprechend einarbeiten, wahrscheinlich auch ein Kriterium ist, hier diese Förderungsbestimmungen entsprechend zu überarbeiten und vor allem das Controlling sicherzustellen. Sicherzustellen, dass das Geld nicht verludert wird, aber auf der anderen Seite, dass das Geld auch dorthin kommt, wo wir es brauchen, nämlich in den Garagenbau von Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn diese Maßnahmen der Gebührenerhöhung nicht so absurd wären, dann würden wir eigentlich ja nicht über den Modal-Split reden, aber die Stadt Wien gefällt sich darin, hier sehr gerne zu sagen, das Verhältnis im Anteil des öffentlichen Verkehrs hin zu dem, was der motorisierte Individualverkehr macht, das ist in Wien so gut. Ja, es stimmt, dass der Modal-Split im Verhältnis zu anderen Städten sehr gut ist, aber was sehr gut ist, kann auch noch besser werden. 

Daher verstehe ich es nicht, dass Sie, wenn Sie auf der einen Seite die Parkgebühren erhöhen, auf der anderen Seite den öffentlichen Verkehrs nicht entlasten, damit sich der Modal-Split verbessert und mehr Leute mit dem öffentlichen Verkehr fahren, nein, Sie erhöhen gleichzeitig auch die Gebühren für den öffentlichen Verkehr. Diese Logik können wir einfach nicht nachvollziehen. Sie verteuern hiermit nämlich die gesamte Mobilität. Sie schaffen keine Anreize für neue Mobilitätswege, für neue Mobilitätsnutzung, sondern Sie versuchen, den Leuten eine Einschränkung aufzuzwingen, die sie aus unserer Sicht nicht verdient haben.

Und Sie erweitern die Zeiten, in denen in Bezirken geparkt werden darf, wo es nur Kurzparkzonen gibt. Jetzt habe ich mir das auch noch angeschaut, wie das nun ausschaut für die Leute, die alle die Theater in Wien oder die Gaststätten in Wien besuchen. Wir haben in den Bezirken 1 bis 9 und 20 insgesamt rund 21 000 Theater-
plätze. Wir wissen aus den Erhebungen, dass rund 15 Prozent der Theaterbesucher mit dem Kfz anreisen; aus den verschiedensten Gründen, seien sie aus den Bundesländern, seien sie aus weiter entfernten Bezirken, die nicht so zentral liegen, wo es am Abend schwer ist, sie zu erreichen. Das sei dahingestellt. 15 Prozent kommen mit dem Auto, also rund 3 500 Personen. Diese Personen wollen Sie nun zwingen, dass sie während der Theatervorstellung, während der Oper hinausgehen und einen Parkschein nachlegen, weil sie ja nur zwei Stunden lang parken dürfen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie können auch mit dem Taxi kommen, oder sie fahren in eine Garage! Das ist ein Blödsinn!) Sie müssen eine zeitlang vorher dort sein, die Veranstaltung dauert im Minimum eineinhalb Stunden, eine Stunde 45 Minuten, aber Sie geben dem keine Möglichkeit mehr, den Theaterbesuch zu machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt jede Menge Garagen in Wien!) Das ist es, glaube ich, was Sie dabei berücksichtigen müssen. Sie können nicht die Parkdauer einfach gleich lassen, wenn Sie die Kurzparkzeit in den Abend hinein ausdehnen. Das ist aus unserer Sicht vollkommen unmöglich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Kollege Gerstl, wie ist das mit den kommerziellen Garagen?) Theaterbesuche in der Stadt reduzieren Sie damit, Sie reduzieren die kulturellen Ansprüche. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie ist das mit der Marktwirtschaft, Herr Kollege?) 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass es Ihnen von den GRÜNEN nicht auch ein Interesse ist, dass die Leute die Theater besuchen können. Anscheinend ist das nicht Ihr Interesse. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt Tausende Stellplätze in Wien!) Unser Interesse ist es schon, Kultur den Bürgerinnen und Bürgern nahezubringen und nicht nur für die Reichen zur Verfügung zu stellen, sondern für alle den Anspruch zu eröffnen. Theater darf nicht am Geld scheitern. (Beifall bei der ÖVP.) Hier gilt es ganz besonders, auch denen die Möglichkeit zu geben, die Kultur in Wien zu genießen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt Tausende freie Stellplätze!) 3 500 Personen werden somit nicht mehr in der Lage sein, Theaterplätze in Wien zu bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und noch viel schlimmer wird es werden für die Gastronomie. Wir haben in den innerstädtischen Bezirken, die parkraumbewirtschaftet sind, rund 140 000 Plätze in der Gastronomie. Nach den Erhebungen wissen wir, dass rund 20 Prozent mit dem Auto die Gastronomie in Wien anfahren, das heißt, rund 28 000 Personen. Und jetzt stellen wir uns vor, was die machen werden. Na glauben Sie, dass die Leute dann nicht mehr ins Gasthaus gehen? Glauben Sie, dass sie sich nicht mehr am Abend unterhalten werden wollen? Na, was werden die 28 000 machen? Die werden irgendwo anders hinfahren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das, was ich mache! Einfach mit dem Taxi fahren!) Ja, Sie können es sich leisten, Sie sind Politiker, aber der normale Durchschnittsmensch kann sich nicht jeden Tag ein Taxi leisten, um dort hinzugehen. (Beifall bei der ÖVP.) Herr Kollege Maresch, tun Sie nicht immer von sich auf die anderen schließen. Sie sind da einfach auf dem Holzweg. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wissen Sie was? Die haben gar kein Auto! Die fahren mit der Straßenbahn! Das ist ein Märchen, das Sie da erzählen!) 

Meine Damen und Herren! Wer nicht mehr die Gastronomie in den innerstädtischen Bezirken besuchen kann (GR Mag Rüdiger Maresch: 40 Prozent der Ausländer haben gar kein Auto, Kollege Gerstl!), trägt dazu bei, dass wir die innerstädtischen Bezirke weiterhin aushungern in der Nahversorgung, trägt dazu bei, dass wir die innerstädtischen Bezirke weiterhin unattraktiv machen, und das führt dazu, dass das, was Sie in Wirklichkeit ja gar nicht wollen, liebe SPÖ, eintritt, nämlich dass Sie die innerstädtischen Bezirke zu, ich will nicht sagen, Geisterstädten machen, aber jedenfalls nur mehr zu Berufsplätzen machen und die Schlafplätze hinausbringen. 

Ist das in Ihrem Interesse, dass wir die innerstädtischen Bezirke nicht mehr interessant gestalten? Da unterscheiden wir uns doch ganz, ganz beträchtlich von allen anderen Städten, von vielen anderen Millionenstädten. Das haben wir erhalten, dass wir eine gute Infrastruktur haben, aber mit Ihrer Maßnahme werden Sie der Infrastruktur in den innerstädtischen Bezirken so schaden, dass Sie es nachhaltig merken werden, und zwar spätestens dann wahrscheinlich, wenn es zu spät ist (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie die Kärntner Straße! Die stirbt auch!), außer Sie bekommen die Rechnung vorher serviert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir bringen daher einen Antrag ein, der lautet, wir ersuchen die Einführung eines 3-Stunden-Parkscheines in Wien zu ermöglichen. Sie wissen, dass in parkraumbewirtschafteten Zonen ja eine Ausnahme besteht, dass man mit einem Kurzparkzonenschein derzeit bis zwei Stunden parken kann. Wir wollen, dass dies auf drei Stunden erhöht wird. Dies nur zur Klarheit für den Kollegen Maresch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann müssen Sie das ein bisschen umformulieren!) Und aus diesem Grund ersuchen wir, dass Sie hier eine Möglichkeit, eine intelligente Möglichkeit sehen. Sie können es sich noch verbessern. 

Wir lehnen zwar grundsätzlich die Maßnahme ab, überhaupt zu verlängern, aber ich sage, Sie haben noch die Chance, es kleinweise zu verbessern. Nämlich schon zu Beginn sollten Sie die Möglichkeit geben, 30 Minuten gratis zu parken. (Der Redner hebt ein Blatt Papier in die Höhe!) Das habe ich natürlich auch ein bisschen größer hier, denn der Herr Kollege Maresch hat gezeigt, dass es zu klein ist (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe gesagt, ich habe ja kein Auto!), damit es alle lesen können. Wir müssen natürlich allen die Möglichkeit geben, auch 30 Minuten zu parken, keine Frage (GR Mag Rüdiger Maresch: Ist das jetzt ein Partezettel für die ÖVP?), 30 Minuten zu parken, damit sie nämlich auch ihren Geschäften nachkommen können, und auf der anderen Seite auf drei Stunden auszudehnen, denn dann ist es auch möglich, dass man einkaufen gehen kann, dann ist es möglich, dass man kurz in die Trafik reingehen kann, damit man sich auch seine Parkscheine holen kann aus der Trafik und nicht gleich einen Strafzettel bekommt. 

Also, meine Damen und Herren, 30 Minuten und drei Stunden! Das wäre das Gegenkonzept der ÖVP-Wien zu dieser Parkraumbewirtschaftung, die Sie haben (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben gar kein Konzept!), nämlich 10 Minuten und zwei Stunden, mit einer gleichzeitigen Ausdehnung auf 22 Uhr. Hier würden wir uns sehr unterscheiden, und wir würden den Autofahrern und den Geschäftsleuten in der Innenstadt und in den innerstädtischen Bezirken entsprechend helfen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Übrigen sei es nur dazugesagt zum Kollegen Madejski: Wir unterstützen seinen Antrag, dass es eine entsprechende Übergangszeit gibt. Wir finden ganz genauso wie er, dass der 1. September von der Zeit her sicherlich sehr, sehr schlecht gewählt ist, dass die Austauschmöglichkeiten nicht entsprechend geeignet sind, nur an den entsprechenden Kassen der Stadt Wien seine Parkscheine umtauschen zu können. Wir glauben, dass es richtiger ist, dass man das generell mit einer entsprechenden Übergangszeit auch ermöglicht. In diesem Sinne unterstützen wir den Antrag und hoffen, dass auch die SPÖ in dieser Hinsicht noch umdenkt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. – Bitte schön, drei Minuten. 

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Drei Minuten tatsächliche Berichtigung reichen natürlich nicht aus, um all den Nonsens, der vorher gesprochen wurde, zu korrigieren, aber die Geschäftsordnung sieht nur drei Minuten vor. 

Was der Herr Gerstl von der ÖVP da gemacht hat, ist eine schwere Beleidigung breiter Bevölkerungsgruppen. Ich hoffe, dass sie das alle mitkriegen. Die Art und Weise, wie gesprochen wird über Menschen, die über kein Auto verfügen, lässt tief blicken. Ich sage nur einmal ein paar Zahlen, die der VCÖ publiziert hat, dass man nämlich schon leben kann ohne Auto. Es geht. Bei den meisten von Ihnen hat es auch funktioniert die ersten 
17, 18 Jahre Ihres Lebens, da hat es wahrscheinlich funktionieren müssen, und bei einigen funktioniert es zwischendurch, weil auch in diesem Haus nicht alle ihren Führerschein lebenslänglich besitzen, sondern zwischendurch verlieren und auch in dieser Zeit weiter existieren. 

In Wien Neubau kommen täglich 67 Prozent der Menschen ohne Auto zur Arbeit. Das ist der Rekord. (Zwischenrufe von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Warten Sie einfach, es kommt noch ein anderes Beispiel. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Er hat ein Problem mit Wien Neubau, nehmen wir ein anderes Beispiel, gehen wir aufs Land. Matrei am Brenner – das ist die stärkste Gemeinde –: 59 Prozent; Absdorf und Drösing in Niederösterreich: Da kommen 58 Prozent ohne Auto täglich zur Arbeit. 

Dann nehmen wir einmal ganze Bezirke auf dem Land. Da müssten Sie sich eigentlich freuen, wenn man einen Bezirk aus Niederösterreich nimmt. Hollabrunn 35 Prozent, Gänserndorf 34 Prozent und in Bregenz 33 Prozent Menschen, die tatsächlich in der Lage sind, was der Herr Gerstl bezweifelt hat, nämlich am Morgen zur Arbeit zu finden, ohne dass sie mit dem Auto fahren. Sie haben ja so getan, als ob das gar nicht möglich wäre, als ob jeder ein Neandertaler wäre, der ohne Auto sein Leben irgendwie organisiert. 

Es kommen seit gestern drei Leute weniger mit dem Eurofighter zur Arbeit, weil es drei weniger gibt, das mag wohl sein, aber jeder zweite Haushalt in Wien hat kein eigenes Auto. In der autofreien Mustersiedlung in Floridsdorf wohnen eine ganze Menge Leute, die auf die Carsharing-Autos auch verzichten und niemals mit dem Auto fahren. 

Und ich persönlich habe es leicht. Ich gebe Ihnen nämlich den Parkschein, der sicher ein nettes Geschenk ist für die, die ihn benötigen, zurück, denn ich habe nicht einmal einen Führerschein. (Allgemeine Heiterkeit.) Und auch ich lebe, auch ich lebe immer noch. Ich habe keinen Führerschein, nicht, weil man ihn mir abgenommen hat, was hin und wieder vorkommen soll, auch bei ÖVP-Mitgliedern, sondern ich habe noch nie einen Führerschein besessen und war auch noch nie in der Fahrschule. Und ich lebe immer noch. Es funktioniert tadellos. Ich komme meiner Arbeit nach, ich fahre nach Vorarlberg, ich fahre mit dem Zug nach Holland zu meinen Schwiegereltern. Es funktioniert. 

Der Herr Gerstl glaubt es nicht. Ich berichtige also tatsächlich: Ich wohne nicht, wie der Herr Gerstl gesagt hat, hinter dem Mond – also das ist die tatsächliche Berichtigung –, ich wohne nicht hinter dem Mond, sondern in Wien Ottakring. – Danke. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: So, nachdem das jetzt klargestellt wurde mit den Wohnsitzen, darf ich Herrn GR Hora zum Rednerpult bitten.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich möchte einmal die jungen Damen und Herren, die auf der Galerie sitzen, begrüßen. Heute ist es ein Thema, da geht es um Gebühren. Vielleicht wäre es gestern interessanter gewesen bei der Diskussion um die Bildung, aber auch mit Gebühren dürfen wir uns in diesem Haus beschäftigen. 

Wenn wir uns in diesem Haus mit Gebühren beschäftigen oder in dem Fall mit dem Parkschein, dann haben wir gleich auch vielleicht in Richtung Bildung ein Rechenbeispiel. Der Kollege Madejski hat netterweise 340 EUR im Jahr errechnet. Lieber Kollege Madejski, die Grundrechnungsarten beherrsche ich, und ich habe auch einen Führerschein, Kollege Ellensohn, den ich noch nicht abgegeben habe, ich habe ihn immer noch. Wenn ich die Grundrechnungsarten beherrsche und ihre Summe dividiere, bedeutet das, dass jeder Autofahrer mindestens 3 ¼ Stunden pro Tag in einer Kurzparkzone steht. Das heißt, in der Woche kommen wir auf knappe 17 Stunden, die das Auto auf jeden Fall dort steht. Da frage ich mich wirklich, ob das eine Dauereinrichtung, ein Dauerparkplatz ist, der damit belegt wird. Aber wie gesagt, zu den Grundrechnungsarten zählt halt auch das Dividieren. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe alle Kurzparkzonen dazugerechnet!) 

Beim Kollegen Gerstl will ich jetzt die Dinge nicht nachrechnen, sondern da will ich auf einen Punkt oder auf mehrere Punkte eingehen. 

Theaterbesuch, Veranstalter. Kollege Gerstl, wissen Sie, ich war beteiligt, als man damals, vor über zehn Jahren eingeführt hat, dass Tickets gleichzeitig als Fahrschein gelten, und Sie tun so, als wenn das nicht angenommen würde. Etliche Theaterbesucher, Veranstaltungsbesucher nützen diese Möglichkeit, das Ticket zu kaufen und damit gleichzeitig auch den Fahrschein für die öffentlichen Verkehrsmittel zu haben. Das gibt es. Ich nehme an, Sie werden ja auch öfter Tickets kaufen. Lesen Sie, das gilt auch in der Stadthalle. Ich habe es dort in der Stadthalle übrigens eingeführt, aber macht nichts. Sie brauchen ja nur das Ticket herausnehmen – außer Sie haben ein Freiticket, da steht es nicht nimmer oben, aber bei den gekauften Tickets steht es immer oben – und können es als Fahrschein benutzen. 

Aber es gibt ja etwas anderes auch noch, gerade bei den Veranstaltungsstätten. Fast alle Veranstaltungsstätten haben Kooperationsverträge mit Garagen, um dort einen ermäßigten Tarif zu bekommen. Ich denke an die Kammerspiele, ich denke an die Wiener Stadthalle, aber genauso auch an das Akademietheater et cetera, wo es so etwas auch gibt. Also, Kollege Gerstl, das ist es nicht.

Und wenn Sie jetzt den Vorwurf erhoben haben, dass zum Beispiel viele Gäste ausbleiben, dann sollten Sie die Aussendung Ihrer eigenen Wirtschaftskammer lesen. Die Wirtschaftskammer hat schon im Vorfeld zur Aufregung eine Befragung gemacht: Was bedeutet das, wenn die Parkraumbewirtschaftung auf 22 Uhr ausgedehnt wird? Was bedeutet das für die Gäste? Und da hat sich herausgestellt, dass 1,2 Prozent der Gäste gesagt haben, dann kommen sie nicht. Was bedeutet das in realen Zahlen? Machen wir es anschaulich. Das heißt, ein Gastwirt verliert einen Gast, genauer gesagt, 1,2 Gäste, aber wir können es nicht teilen, das heißt, jeder fünfte Gastwirt verliert einen zweiten Gast, wenn sie das überhaupt wahrmachen, was sie schon im Vorfeld gesagt haben. Also da sollte man vorsichtig damit umgehen und eigene Aussendungen lesen. 

Nächster Punkt: Garagenplätze. Gerade wir versuchen, so viele Garagenplätze wie möglich in dieser Stadt unterzubringen. Wenn ich da an ÖVP-Bezirksvorsteher denke – ich will sie hier nicht alle namentlich nennen –, aber denken wir an den 1. Bezirk: Garagenprojekt verhindert! Denken wir an den 4. Bezirk: Garagenprojekt verhindert! Also da gibt es schon auch Strömungen in diesem Haus von einer Partei, die versucht, die Möglichkeit, Garagen zu bauen, zu unterbinden, und auf der anderen Seite gibt es eben das Problem, dass die Bezirksvorsteher auch kein großes Interesse haben.

Aber kommen wir jetzt zu den effektiven Zahlen. Sie haben ein schönes Plakat mitgehabt, ich habe ein anderes Plakat mit. Schauen wir uns an, was 1988 war. Ich habe mit Absicht 1988 genommen, denn da haben wir erhoben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Zeig es uns!) Gerne. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe.) Der Parkschein hat damals 87,21 Cent gekostet, aber ein Garagenplatz im 3. Bezirk hat damals 1,27 EUR gekostet, also mit anderen Worten um 50 Cent teurer; im 1. Bezirk 1,98 EUR. 

Aber was ist passiert? Ich könnte Ihnen jetzt auch 2002 zeigen, da ist nämlich der Parkschein sogar um 7,21 Cent billiger geworden, gleichzeitig haben aber die Garagen zum Beispiel im 3. Bezirk 2,27 EUR im Schnitt pro Stunde gekostet und im 1. Bezirk 2,95 EUR. Vergleichen Sie die Preissteigerung! Wir sind noch immer beim gleichen Preis. 

Und was soll 2007 passieren? Wir wollen mit September auf 1,20 EUR gehen. Derzeit kostet ein Garagenplatz im 3. Bezirk pro Stunde im Schnitt 2,80 EUR und im 1. Bezirk 3,55 EUR. Das sind erhobene Zahlen, meine Damen und Herren. 

Sie sehen auch, was passiert ist. Man kann auf der Straße zu einem Tarif parken, der meiner Meinung nach die Parkplatzsituation derart widerspiegelt, wie sie eigentlich sein sollte, weil es mit den 80 Cent pro Stunde im Vergleich zur Garage einfacher ist, auf der Straße stehen zu bleiben. 

Ich habe mir erlaubt, noch andere Beispiele von Erhöhung aufzulisten. Wenn Sie schauen, die „Kronen Zeitung" hat 1986 – ich habe es natürlich umgerechnet auf Euro – 43,6 Cent gekostet, heute kostet sie 90 Cent. Aber sie wurde laufend teurer, und wir machen zum ersten Mal eine Erhöhung. Schauen Sie sich die Münzen an, dann können Sie es sehen. Es kostet um zwei 
20-Cent-Münzen ab September mehr. 

Und wenn Sie bei der Pressekonferenz unseres StR Rudolf Schicker aufgepasst hätten, dann hätten Sie mitbekommen, wie er gesagt hat, dass im September ein Übergleiten eingeführt wird. Das heißt, man wird auch die alten Parkscheine im September mehr oder minder von der Kontrolle akzeptieren. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Mehr oder minder? Was heißt das?) Mehr oder minder. Er hat gesagt, dass sie das akzeptieren werden. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Kollege Gerstl! Sie können sich noch so aufregen! Wenn ich nur das durchlese, was Sie in Ihrem Antrag da geschrieben haben, dass Sie einen 3‑Stunden-Parkschein wollen, dann müssen Sie mir bitte erklären, wo der angewendet werden soll. Vor den Sportstätten, die eine Ausnahme haben auf drei Stunden, oder in der Allgemeinheit? Sie versuchen ja schon, mit Ihrem 3-Stunden-Parkschein ... Aber ich will da gar nicht darauf eingehen. Der Kollege Ellensohn und der Kollege Maresch haben Ihnen ja schon einiges erzählt. Also am besten ist, man legt den Antrag weg und unterhält sich nicht mehr darüber, denn das ist ja wirklich ein Verleiten der Personen. 

Meine Damen und Herren! Schauen wir uns die Situation einmal an, wie es in den österreichischen Städten ausschaut, wie hoch die Kosten in den österreichischen Städten sind. Wenn wir in Wien im September bei 1,20 EUR sind, dann sind wir ganz genau auf demselben Tarif, den es heute schon in Graz gibt, den es schon lange in Graz gibt. Oder was glauben Sie, was eine Stunde Parken in Innsbruck kostet? Soweit ich weiß, gibt es dort einen ÖVP-Bürgermeister oder eine Bürgermeisterin in dem Fall, die Kollegin Zach. Dort kostet es 1,33 EUR. 

Das heißt mit anderen Worten, Sie haben in den Städten, die Sie verwalten, ohne Schwierigkeiten permanent Erhöhungen gemacht. Wir haben jetzt 22 Jahre – und die Inflationsrate wäre wesentlich höher gewesen – zugewartet, ehe wir diese Erhöhung mit 1. September machen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt kommt noch eines dazu: Wir haben dann mit 1. September ein einheitliches Modell innerhalb des Gürtels, innerhalb der Bezirke 1 bis 9 und 20. Das heißt, bis jetzt waren es eineinhalb Stunden für den 1. Bezirk, zwei Stunden für die anderen Bezirke. Immer wieder kam der Vorwurf, gerade von der Österreichischen Volkspartei, das ist zu undurchsichtig, das erkennt man nicht. Jetzt gibt es das Modell mit zwei Stunden für die entsprechenden Bezirke.

Und auch die Zeitabgrenzung war unterschiedlich: Der 1. Bezirk mit 19 Uhr, die anderen mit 20 Uhr. Jetzt gibt es dann die Einheitlichkeit mit 22 Uhr. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, Sie verkennen die Autofahrer, die genau wissen, dass hier ein Modell gewählt wurde, das dementsprechend auch eine Erleichterung der Parkplatzsuche garantiert. Die Alternative zur Parkgarage ist dann wesentlich geringer. 

Meine Damen und Herren! Sie haben immer gefragt – gerade der Kollege Gerstl, wenn ich auf den wieder zurückkommen darf, oder auch der Kollege Madejski: Was wird mit dem vielen Geld gemacht? Ich verweise darauf, dass wir da gerade ein 10‑Punkte-Programm vorgelegt haben, und ich will nur auszugsweise aus diesem 10‑Punkte-Programm zitieren. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Kollege Gerstl, Sie können noch so laut schreien, es wird Ihnen nichts nützen, von mir ab und zu doch die Wahrheit zu hören (Lebhafte Heiterkeit bei der FPÖ.) und nicht Ihre Polemik, dass Sie ganz einfach versuchen, Menschen mit billigen Tricks zu verleiten, drei Stunden irgendwo illegal zu stehen, denn nichts anderes war Ihr Antrag, als Menschen zu verleiten, sich drei Stunden mit einem 3-Stunden-Parkschein hinzustellen. Eigentlich ist das eine Abzocke, wenn ich jetzt ganz ehrlich nachdenke (Lebhafte Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ), denn wenn ich nur zwei Stunden stehen darf, und ich habe einen 3-Stunden-Parkschein, heißt das, dass Sie von Haus aus davon ausgehen, dass eine Stunde geschenkt wird. Also eigentlich denken Sie ja daran, die Leute abzuzocken. (GR Robert Parzer: Wieso? Wenn er eh drei Stunden gilt? – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 
Aber ich will auf das zurückkommen, was wichtig ist. Ich glaube, dazu gehört die Förderung der Verkehrssicherheit. Wenn wir uns die Anträge ansehen, so steht in einem kritisch drinnen, das sei nicht wichtig. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass wir die Verkehrssicherheit dementsprechend erhöhen. Wir haben zwar in dieser Stadt schon sehr gute Zahlen, aber wir haben ja schon öfter gehört, das Gute ist der Feind des Besseren. Wir werden versuchen, das noch zu verbessern. Also noch einmal: Förderung der Verkehrssicherheit. 

Ausbau von Radabstellanlagen – ein ganz ein wichtiger Punkt. Ich weiß nicht, wie Sie sich durch diese Stadt bewegen. Ich bewege mich so, wie ich es brauche, einmal mit dem Fahrrad, zu Fuß, mit dem öffentlichen Verkehrsmittel und ab und zu natürlich auch mit dem Kraftfahrzeug, denn, wie wir gehört haben, ich habe ja noch einen Führerschein. 

Auf der anderen Seite sollen natürlich auch die Radabstellanlangen in den Bezirken, die so genannten grünen Bügel, dementsprechend gefördert werden. Aber um die Möglichkeit zu schaffen, mit dem Fahrrad kurze Wege innerhalb der Stadt, innerhalb eines Bereiches zu überwinden, soll das Geld auch dafür eingesetzt werden, die Zahl der Citybike-Stationen entsprechend zu erhöhen. Zusätzliche Citybike-Stationen sind ganz wichtig. Ich kenne ja die Diskussion. Sie, Herr Gerstl, schauen ja immer, wie viele Fahrzeuge dort sind, schauen Sie auch einmal, wie viele sich mit Citybikes in der Stadt bewegen. Die Statistik beweist, dass wir auf dem richtigen Weg waren mit der Einführung und dass wir jetzt auf diesem richtigen Weg sind, das zu forcieren und weiterzugehen. 

Einer der ganz wichtigen Punkte ist auch die Nachrüstung von Fahrradräumen. Es gibt natürlich gerade im Althausbestand, aber selbstverständlich auch im öffentlichen Raum immer wieder die Problematik: Wo stelle ich mein Fahrrad hin? Wo stelle ich das Fahrrad hin bei Großveranstaltungen und ähnlichen Dingen? Und da ist es ganz wichtig, dass wir diese Gelder auch für derartige Förderungen einsetzen.

Meine Damen und Herren! Seien wir ganz ehrlich. Wien hat sich 22 Jahre Zeit gelassen, die Gebühr für den Parkschein zu erhöhen, und ich glaube, dass die Erhöhung sehr moderat ausgefallen ist. Ich könnte Ihnen jetzt natürlich vom Statistischen Zentralamt noch zeigen, was wäre, wenn man die Inflationsrate berücksichtigt hätte. Da wäre eine wesentlich stärkere Erhöhung herausgekommen. Wir denken aber, dass wir moderat in dieser Richtung sind. 

Meine Damen und Herren! Morgen werden Sie sicher auch noch die Diskussion führen, wie man mit der Valorisierung umgeht. Ich nehme an, hätten Sie Regierungsverantwortung, dann würden Sie das ganz anders sehen. Das ist natürlich Ihr Recht, aber der Wähler entscheidet sich am Wahltag anders. Sie haben es das letzte Mal gesehen, und ich nehme es an, Sie werden es auch in Zukunft sehen. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich mich überhaupt nicht melden, aber diese unseriöse Art der Diskussion, insbesondere der ÖVP, verleitet mich dennoch dazu, ein paar Worte zu sagen. Das Faszinierende ist – und das würde mich tatsächlich interessieren, und ich würde Sie echt ersuchen, dass Sie sich einmal herausstellen und das erklären –: Es gibt keine Gebührenerhöhung, der Sie zustimmen, Sie lehnen jede Gebührenerhöhung ab. Zum Teil total okay, so wie wir, aber Sie lehnen jede ab. 

Der gestrige Bäderantrag war so ein Beispiel, wo Sie 30 Prozent Einsparung bei gleichzeitiger Tarifsenkung und bei gleichzeitiger Sanierung und gleichzeitigem Ausbau der Bäder gefordert haben. Sie haben zwar nicht gesagt, wie Sie das machen wollen, aber es kostet ja anscheinend alles nichts. Sie sagen dann immer, bestmöglicher Ausbau der Infrastruktur, aber es kostet alles nichts. 

Und Sie differenzieren nicht. Sie differenzieren überhaupt nicht, sondern Sie stellen sich hin und reden sogar über Mobilität, freie Fahrt für alle, vergessen dabei aber, dass in Wirklichkeit die von Ihnen gewünschte Mobilität für den Fetisch Auto die Mobilität der Mehrheit der Wienerinnen und Wiener einschränkt. 
Hören Sie zwischen 6.30 Uhr bis 9.30 Uhr eigentlich jemals den Verkehrsfunk? Egal, was man hört, selten – immer noch oft genug, würde meine Kollegin Sigrid Pilz sagen, die mit der Schnellbahn oft genug wartet –, selten Gott sei Dank hört man, dass die Schnellbahnen wirklich stehen, dass der öffentliche Verkehr steht. Das, was man jeden Tag hört, ist, die A22 ist verstopft, die A23 ist verstopft, die Nordbrücke ist verstopft, alles ist verstopft von fahrenden Autos (GR Mag Rüdiger Maresch: Von stehenden Autos!), von stehenden Autos – Kollege Maresch, du hast natürlich vollkommen recht –, und es wäre höchst an der Zeit, dass man noch viel, viel stärker in den öffentlichen Verkehr investiert und die Menschen dazu bringt, auf das Auto zu verzichten. Das ist, glaube ich, ein ganz ein wesentlicher Punkt in der Verkehrspolitik. 

Dann gewährleistet man Mobilität, und zwar Mobilität auch für Menschen – und das sind sogar noch knapp die Hälfte aller Haushalte in Wien, denn es gibt auch viele, viele ältere Menschen, die kein Auto mehr besitzen, die natürlich einen Großteil hier ausmachen –, die kein Auto haben. Also ein klares Ja zu den Öffis. 

Und deshalb gebe ich Ihnen in einem einzigen Punkt recht: Es ist natürlich perfide zu sagen, ich mache Politik für die öffentlichen Verkehrsmittel, und dann erhöhe ich die Tarife, und zwar relativ kurzfristig immer wieder im Ablauf von drei Jahren. 

Bei den Parkgebühren war es ja ganz anders, und das ist ein paar Mal schon gekommen, Kollege Gerstl: Die jetzige Erhöhung, bereinigt um den Verbraucherpreisindex, ergibt für den Parkschein genau denselben Preis wie 1986. Der VPI 1986 ist 155 Prozent. Das heißt, man zahlt für den Parkschein VPI-bereinigt genau dasselbe wir vor 21 Jahren. Wenn man das vergleicht mit den öffentlichen Verkehrsmitteln, ich würde es mir wünschen, bereinigt um den VPI für die öffentlichen Verkehrsmittel dasselbe zu zahlen. Also das ist doch eine ganz klare Bevorzugung. 

Sie sprechen davon, dass die Obdachlosen dann keinen Parkplatz mehr finden, wenn sie mit den Auto kommen. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Kollege Gerstl, jetzt weiß ich es, Sie lachen selber, da haben Sie ganz einfach nicht wirklich nachgedacht, bevor Sie geredet haben. Aber das macht nichts. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das macht er oft! – Heiterkeit bei den Grünen.)
Sie reden von der Gastronomie. Sie sagen selbst, dann gehen die Leute woanders hin. Sie haben ja nicht einmal gesagt, die Leute gehen nicht fort, Sie haben gesagt, die gehen woanders hin. Na, sind Ihnen die Gastronomiebetriebe im 21., im 22., im 10., im 11. Bezirk wirklicher weniger wert als die Gastronomiebetriebe im 1., 2., 7., 8. Bezirk? Es kommt halt ein bisschen eine Verschiebung, aber ich würde mich freuen, wenn sich das Leben in Wien tatsächlich in ganz Wien und ein bisschen gleichmäßiger verteilt abspielen würde und nicht nur in den Innenstadtbezirken. Das wäre durchaus etwas, was für Wien und für viele, viele WienerInnen, insbesondere die, die im 21. und 22. Bezirk (GR Mag Rüdiger Maresch: Und 14. Bezirk!) und auch um 14. Bezirk wohnen, durchaus erstrebenswert. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Ein nächster Punkt. Jetzt erlaube ich mir einen kurzen Schwenk zu den Eurofightern, die ja schon gestern die Gemüter seitens der ÖVP ein bisschen erhitzt haben. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Brauchen die auch ein Parkpickerl? – Heiterkeit bei der ÖVP.) Nein, ich zitiere den Kollegen Gerstl, der gemeint hat, 400 Millionen EUR hat man den Autofahrern und Autofahrerinnen innerhalb von den letzten, ich glaube, zwei Jahrzehnten (GR Mag Wolfgang Gerstl: Seit 1993!), seit 1993 weggenommen. Ja, aber warum machen Sie dann so ein Theater, wenn jetzt die Eurofighter innerhalb von einem Tag um 400 Millionen billiger werden? Mir wäre es tatsächlich lieber, es gäbe überhaupt keine Eurofighter, aber hier 12 Jahre oder 13 Jahre Parkgebühren, dort ein Verhandlungstag Eurofighter. Und das nützt tatsächlich jedem Steuerzahler und jeder Steuerzahlerin, während die Kurzparkgebühren nur von denen zu bezahlen sind, die sich mit dem Auto in eine Kurzparkzone stellen. 

Also ein bisschen einen Zusammenhang zwischen Kosten und Nutzen hat man da schon. Bei den Eurofightern wäre jeder belastet worden, obwohl wir sie überhaupt nicht brauchen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das sagen Sie!) Noch einmal: Schöner wäre es gewesen, es gäbe einen Komplettausstieg, aber 400 Millionen eingespart, finde ich gut. Was sagen Sie dazu? Ihre Fraktion im Nationalrat wettert schon wieder dagegen, was da jetzt alles los ist (GR Robert Parzer: Jedes gebrauchte Gerät ist schlechter!), aber tun Sie sich da nicht als Entlastungspartei aufspielen. 

Ein Wort zum Kollegen Madejski, ein ganz ernsthaftes. Ich habe selbstverständlich ein Fahrrad, aber ich gestehe, ich habe auch ein Auto, und ich nutzte es auch hin und wieder, wenn ich es individuell für notwendig erachte. Ich hänge nur nicht so am Fetisch Auto wie Kolleginnen und Kollegen, vor allem die Kollegen der ÖVP. 

Ich sage es ganz offen: Manchmal glaube ich, wenn wirklich einmal zwei Tage die Stadt Wien zur Fußgängerzone erklärt werden würde, wäre die Hälfte der Fraktion suizidgefährdet. Es ist tatsächlich so. (Heiterkeit bei GRÜNEN und SPÖ.) Und beim besten Willen: Es gibt ein Leben ohne Auto! (Neuerliche Heiterkeit bei GRÜNEN und SPÖ.) Es gibt eine vernünftige Nutzung des Autos, und es gibt die, die es einfach nicht aushalten, wenn die Kurzparkgebühren nach 21 Jahren erhöht werden.

Kolleginnen und Kollegen der ÖVP! Was sind denn eigentlich Gebühren? Damit komme ich schon zum Schluss. Gebühren haben zwei wesentliche Aufgaben. Die eine wesentliche Aufgabe von Gebühren ist es, Kosten, die durch die Bereitstellung einer Leistung entstehen, abzudecken. Die andere wesentliche Aufgabe von Gebühren sind Lenkungseffekte.

Jetzt gehe ich einmal davon aus, dass im Gegensatz zu Müllentsorgung, Wasser- und Abwasserversorgung die Kosten der Parkraumüberwachung erheblich niedriger sind und die Einnahmen noch viel höher. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist gescheit!) Es ist eine klassische Lenkungsgebühr. Ich versuche damit, Verkehrsströme zu lenken, ich versuche, die Parkraumsituation zu lenken. Wenn man jetzt wirklich für Mobilität steht, wie das die GRÜNEN tun, dann kann man sich erlauben, nach 21 Jahren zu sagen: Ja, wir stimmen tatsächlich zu, denn unser Ziel ist es, dass der motorisierte Individualverkehr in Wien zurückgedrängt wird, denn das erhöht die Lebensqualität. 

Kollege Aichinger! Wo ist denn eigentlich das regionale Wirtschaftswachstum für die kleineren Betriebe in Wien am größten? Dort, wo viele Autos sind, oder dort, wo eine Fußgeherzone ist? Kollege Aichinger! Sie wissen, dass genau in den Fußgängerzonen, rund um die FußgängerInnenzonen die Geschäfte tatsächlich … (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Vergleichen Sie auch die Mariahilfer Straße!) Jetzt überlegen Sie einmal, wie die Entwicklung der Mariahilfer Straße wäre, wäre dort eine Fußgängerzone. Dann wäre das Wirtschaftswachstum rund um die Mariahilfer Straße wahrscheinlich erheblich größer als jetzt, denn es ist unattraktiv, mit dem Auto auf die Mariahilfer Straße einkaufen zu fahren, und es ist oft genug auch unattraktiv, tatsächlich dort spazieren zu gehen. Weil so viele Leute schon auf der Straße sind, dass man sehr wenig Platz hat, wäre es besser, noch breitere Gehsteige, weniger Autos zu haben. Es wäre eine Flaniermeile, und das Wirtschaftswachstum rund um die Mariahilfer Straße würde noch einmal stark gesteigert werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Also, in diesem Sinne: Ich wünsche mir einfach tatsächlich eine Rückkehr zu einer seriösen Politik. Erklären Sie, wie Sie die Leistungen, die Sie eigentlich auch ständig fordern im Sinne der Ausweitungen und Verbesserungen, finanzieren wollen, wenn Sie bei jeder Gebühr, insbesondere dann, wenn sie das Auto betrifft, dagegen sind.

Noch eine letzter Punkt. Ich kann mich nämlich noch erinnern, Sie sind ja nicht einmal dafür gewesen als Volkspartei, als es darum gegangen ist, dass verwaltungsstraffällig gewordene AutofahrerInnen die Kosten, die sie verursachen, zahlen. Wir haben die Diskussion gehabt über die Abschleppkosten. Da ist es nur darum gegangen, und wir haben nichts anderes gefordert, als dass diejenigen, die abgeschleppt werden, zumindest die Kosten zahlen sollen, die sie verursachen. Wer hat da den AutofahrerInnen geholfen, die sich falsch hingestellt haben? Wer hat das immer abgelehnt und hat gesagt: Nein, das muss billiger werden! Es ist ja vollkommen egal, ich stelle mich mit dem Auto immer dorthin, wo abgeschleppt wird, am besten ich stelle es mir vor die Tür. Das geht allerdings wahrscheinlich dann nur, wenn es ein Parkpickerl gibt, denn sonst findet man ja in der Kurzparkzone keinen Parkplatz. – So war in etwa die Position der ÖVP. 

Auf keinen Fall darf das Abschleppen kostendeckend sein. Immer dann, wenn es darum geht, Autofahrer und Autofahrerinnen einseitig zu bevorzugen, da sind Sie dafür. Wenn es darum geht, den öffentlichen Verkehr und den Oberflächenverkehr auszubauen, da gibt es eine einzige Fraktion, die sich wirklich permanent dafür einsetzt, das sind die GRÜNEN. Da ist Ihr Geschrei schon immer erheblich leiser, denn es könnte passieren, dass eine neue Straßenbahnlinie den Vorrang fürs Auto wieder wegnimmt. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zuerst einmal ganz kurz zum Kollegen Ellensohn. Sie haben falsch berichtigt, wenn Sie gesagt haben, ich hätte gesagt, dass Sie hinter dem Mond wohnen. Ich habe tatsächlich gesagt, Sie wohnen nicht hinter dem Mond, sondern Sie leben hinter dem Mond, Sie wohnen in Wien. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – StR David Ellensohn: Oh, das ist aber eine Berichtigung! – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Punkt 2: Die GRÜNEN haben uns vorgeworfen, dass wir das Unmögliche verlangen und nicht das Mögliche ermöglichen. Hier heißt es in der Politik ein bisschen anders. Wir sagen: Das Unmögliche muss möglich gemacht werden. Und es ist nicht so, wie Sie sagen, dass wir die Autofahrer einseitig bevorzugen wollen, sondern es ist so, dass Sie die Autofahrer einseitig belasten wollen. Und das lehnen wir ab. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Noch etwas, weil Sie den Vergleich mit dem Eurofighter gebracht haben (GR Mag Rüdiger Maresch: Da kann man den Wahrheitsbeweis antreten!), und ich glaube, das passt gar nicht so schlecht da her.

Sie verlangen beim Eurofighter genauso wie die SPÖ, dass sich der Bürger in Zukunft nur mehr einen Golf III kauft und keinen Golf V, und Sie wollen, dass an der Sicherheit gespart wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber der Golf ist wirklich ein gutes Auto! Dagegen kann man nichts sagen!) Das wollen wir nicht – weder für den Autofahrer noch für den Eurofighter! (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz Hufnagl: Ist es jetzt unsicher, weil wir keine Eurofighter haben?)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt tatsächlich keine Wortmeldung mehr vor. Wir können zur Abstimmung über das Geschäftsstück kommen.

Nein, der Herr Berichterstatter besteht auf sein Schlusswort. Bitte schön.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen, obwohl ich keine Redezeitbeschränkung hätte und es sehr spannend und interessant wäre, auf einige Positionen hier zu antworten.

Ich weiß, dass eine Debatte um Anpassungen oder Erhöhungen von Gebühren oder Abgaben immer wieder ein bisserl Emotionen hervorruft. Das wissen wir aus der Erfahrung heraus. Ich gehe davon aus, dass es morgen vielleicht ein bisserl ruhig zugehen wird, denn es wird ja ein Gesetz vorgelegt, wonach die Gebühren dann nicht in diesem Ausmaß beschlossen werden, dass sie de facto um 50 Prozent angehoben werden können, wenn 20 Jahre nichts gemacht wurde.

Es ist hier von einem Redner einer Oppositionspartei auch das Pflegegeld angesprochen worden. Ich glaube, mich recht zu erinnern, dass er gemeint hat, dort wäre es nicht schlecht, wenn es eine automatische Valorisierung gäbe. Dem kann ich mich durchaus anschließen, nur glaube ich, ist dieses Auditorium die falsche Adresse. Ich denke, auch wenn man heute in der Opposition ist, hätte man in dem Zeitraum ab 2000 durchaus Zeit und auch die Kompetenz gehabt, für diese Valorisierung zu sorgen.

Es ist heute auch – durchaus berechtigt – ein wenig Kritik an der Entwicklung der Pensionen geübt worden und daran – ich habe sehr genau aufgepasst –, dass sie unter dem Verbraucherpreisindex bleiben. (GR Robert Parzer: Wer hat das gesagt?) Ich sage keine Namen, aber es ist ja egal, ich habe es gehört. Auch hier, glaube ich, sind wir das falsches Auditorium. Auch hier hätten jene, die das heute fordern, ab 2000 Möglichkeit gehabt, dafür Sorge zu tragen, dass das passiert.

Löhne und Gehälter bleiben unter der Inflationsrate. Ich denke, dass die Gewerkschaft stets geschaut hat – ich bin auch schon sehr lange in einer Gewerkschaft als Mitglied und auch als Personalvertreter –, dass es Abschlüsse über der Inflationsrate gibt. Das kann man so nicht stehen lassen und soll man auch so nicht stehen lassen. Ich gebe gerne zu, dass einzelne Gewerkschaften bessere Abschlüsse haben, andere vielleicht weniger gute Abschlüsse haben. Ich gebe aber auch zu, dass netto vielleicht weniger in der Geldbörse bleibt, als man sich das gewünscht hat. Da kann aber die Gewerkschaft wahrscheinlich auch nichts dafür, denn da muss man sich wieder anschauen, was denn alles gemacht worden ist – ich will Ihnen das heute wirklich ersparen, aber ich habe es hier, wir können auch das noch zelebrieren, wenn Sie das wollen –, was denn alles geschehen ist, was denn alles erhöht worden ist an Bundesabgaben. Und das wirkt sich natürlich aus, genauso wie die geringen Pensionserhöhungen. 

Nächster Punkt. Es gab eine Aussage, man sollte für die sozial Schwachen da sein hier in diesem Raum. Da gebe ich Ihnen recht. Vorgestern ist für sozial Schwache – weil wir auch über den öffentlichen Verkehr gesprochen haben – der Mobilitätspass vorgestellt worden. Er kommt ab dem zweiten Quartal 2008. Also die Sozialdemokratie, glaube ich, weiß, was sie zu tun hat. 

Eine Aussage ist wirklich interessant, und die muss man in einen Zusammenhang bringen mit diesem Antrag: Es gibt fast niemanden in dieser Stadt, der ohne Auto zum Arbeitsplatz fährt.

Meine Damen und Herren! Das ist sehr gewagt. Ich will nur richtigstellen, dass der motorisierte Individualverkehr in Wien 34 Prozent beträgt und der öffentliche Verkehr ein bisschen über 35 Prozent beträgt. Also es stimmen diese Zahlen in keinster Weise. 

Wenn hier wieder Unterschriften gesammelt werden für 30 Minuten Gratisparken, ist das das gute Recht einer Partei. Ich kann mich noch erinnern, ein Kollege von mir aus meinem Bezirk hat ja die 10-Minuten Gratisparken erfunden, und als wir das dann nach einiger Diskussion de facto in Wien eingeführt haben, dann ist das wirklich gefeiert worden von jener Partei als der größte Erfolg des Jahrtausends. Nur glaube ich, dürfte das nicht so gut gewesen sein, wenn man heute wieder hergeht und 30 Minuten verlangt.

Einen Zwischenruf eines ÖVP-Mandatares habe ich auch aufgenommen. Er hat von Hunderttausenden Pendlern gesprochen, die nach Wien kommen. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Das kann man im Protokoll nachlesen, ist ja kein Problem. Wir waren vor einem Monat in Helsinki auf einen UITP-Kongress, und da haben wir mit Kollegen aus Niederösterreich gesprochen. Ich gebe zu, sie waren nicht von unserer Fraktion, aber das ist ja kein Problem. Wenn man über ein Thema spricht, über das Pendlerproblem, da muss man nicht immer von einer Couleur sein, das muss man parteiübergreifend sehen. Und das ist ein Problem, wenn zirka 150 000, 160 000 Autos täglich de facto nach Wien hereinpendeln.

Wir haben gesagt, wir bauen natürlich Park-and-ride-Plätze, aber das muss man ja in einen Zusammenhang bringen: die Hunderttausenden auf der einen Seite – 160 000 sind es tatsächlich – und die 14 000 Garagen-
plätze, die zur Verfügung stehen, wenn das Konzept der Park-and-ride-Plätze erfüllt ist. Wo fahren die anderen hin? Also alles werden wir nicht mit Park-and-ride-Anlagen abfangen können, denn 14 000 zu 160 000, das sind nicht einmal 10 Prozent, das sind ein bisschen über 8 Prozent. 

Aber das Schönste war das Argument, warum denn die Park-and-ride-Garagen zum Beispiel auch in Leopoldau oder auch an anderen Stellen noch nicht voll sind. Es hieß, die Leute müssten in Wien gratis parken können, das heißt, Wien sollte faktisch aus seinen Steuergeldern gratis Parkhäuser am Stadtrand zur Verfügung stellen. 

Das ist eine Aussage gewesen, aber wir haben das entkräftet, dass das so nicht geht, denn ich kann nicht den Wienerinnen und Wienern vorschreiben, in eine Garage zu fahren, 50 bis 100 EUR zu bezahlen, und ein niederösterreichischer Pendler kommt herein und hat gratis seinen Parkplatz. 

Also es geht sich so nicht aus, wenn man de facto 14 000 Park-and-ride-Plätze errichtet und die 160 000 gegenüberstellt. Das passt ganz einfach nicht zusammen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Letzter Punkt. Auch bei dem Antrag ist mir einiges aufgefallen. Es wird hier in diesem Antrag ein bisschen kritisiert, dass es zu einer Verbesserung für die Parkplatzsuchenden kommt. 

Meine Damen und Herren! Auch das muss man wieder in einen Zusammenhang bringen. Wenn Sie die Parkzeit für die Kurzparker von zwei auf drei Stunden verlängern, das heißt um 50 Prozent, dann gibt es in diesem Bereich weniger Austausch, weniger Fluktuation, das heißt, die Parkplatzsituation wird wieder schwieriger. 

Es wird aber gleichzeitig kritisiert, dass die Gehsteigvorziehung de facto eine große Anzahl von Parkplätzen kostet. Also es ist heute, glaub ich, schon angeklungen, dass es eine Rechtsvorschrift gibt, 5 m vom Gehsteigrand vor der Kreuzung darf man sowieso rechtlich nicht parken, auch wenn es ist immer gemacht wird. Ich gebe nur zu bedenken – reden Sie mit Kindern, reden Sie mit Müttern, reden Sie mit älteren Menschen, die sich tagtäglich über Autofahrer ärgern, die das verparken: Das Thema Sicherheit sollte uns allen wichtig sein, und wenn nur ein Unfall vermieden werden kann, meine sehr verehrten Damen und Herren, dann ist eine Gehsteigvorziehung eine vernünftige Sache.

In diesem Sinne und da in diesem Antrag auch noch einige Unklarheiten und Widersprüche enthalten sind – etwa dahin gehend, wie es gesagt worden ist, eine Parkdauer von drei Stunden zu ermöglichen –, ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück und Ablehnung dieses Beschlussantrages. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir jetzt aber tatsächlich zur Abstimmung über das Geschäftsstück und über den Antrag des Berichterstatters. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und Grünen fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun über die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen, und zwar zunächst über jenen der FPÖ betreffend Übergangsfrist bei Einführung der neuen Parkometerabgabe. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und Grünen fest. Damit hat der Antrag nicht die erforderliche Mehrheit gefunden.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag ist von der ÖVP und betrifft die Einführung eines 3-Stunden-Parkscheines. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Damit ist die notwendige Mehrheit nicht gefunden.

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 80 der Tagesordnung. Sie betrifft die 6. Gemeinderatssubventions-
liste 2007. 

Wortmeldungen dazu liegen mir nicht vor, es wurde allerdings um getrennte Abstimmung gebeten. 

Ich lasse daher zunächst abstimmen über die Subvention für den Verein zur Förderung von Wohnraumbeschaffung – WOBES. 

Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und den Grünen. Ich stelle die Annahme fest.

Ich lasse nun die restliche Subventionsliste abstimmen. 

Wer für die restliche Liste ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Diesbezüglich ist der Antrag einstimmig angenommen.

Somit kommen wir zur Postnummer 67 der Tagesordnung. Es geht um eine Subvention an die Wiener Naturwacht. 

Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Zustimmung der ÖVP, der FPÖ und der SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftstücke 1, 2, 3, 4 und 5 – sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher den Berichterstatter, Herrn GR Bacher-Lagler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mit diesem Geschäftsstück beschließen wir unter anderem auch einige Beratungszentren, Beratungszentren, die Hilfestellung leisten sollen, wenn Menschen in Not geraten. Aber trotz aller Schönrederei in den letzten Tagen ist es leider so, dass, wenn Menschen dann tatsächlich der Hilfe bedürfen, diese dann sehr oft versagt. 

Ich wende mich jetzt an Sie, Frau StRin Frauenberger, weil Sie ja auch das Referat Frauen überhaben. Hier oben (Die Rednerin weist auf die Besuchergalerie.) sitzt auch eine Frau, eine Frau, die verheiratet ist, eine Frau, die Familie hat, neun Kinder und zwei Enkelkinder. Und diese Frau soll jetzt mit ihrer Familie am 14. Juli delogiert werden. Es sind keine Mietzinsrückstände, die dazu geführt haben, und wenn es um Lärm geht, dann konnte man sich jetzt selbst in diesem Haus überzeugen, dass die Familie trotz Kleinkind seit 10 Uhr geduldigst da draußen am Gang gewartet hat, und wären es nicht die vielen Köpfe, wären sie überhaupt nicht aufgefallen.

Diese Familie soll delogiert werden, das heißt, der Frau mit ihren Kindern, Ehemann und Enkelkindern wird die Wohnung weggenommen. Das heißt auch, dass das soziale Umfeld dieser Familie massiv gestört wird. Die Kinder müssen jetzt unter Umständen in andere Schulen kommen, haben vielleicht weite Wege zurückzulegen. Es kommt aber sogar noch schlimmer, denn das Einzige, was von der Stadt Wien bis jetzt erfolgt ist, war, dass man der Familie mitgeteilt hat, dass, sollte es dazu kommen, dass bis zur Delogierung keine Wohnung gefunden wird, die als Ersatz dient, so wird man ihr auch noch die Kinder wegnehmen, obwohl es mit den Kindern dieser Familie bisher keine Beanstandungen oder Probleme in dieser Hinsicht gab. Und das Ehepaar müsste dann in das Obdachlosenheim.

Heute am Vormittag war der Vertreter von Herrn StR Ludwig da und hat gemeint, man hat ja auch Eigenverantwortung, man hätte sich ja längst – die Familie, der Vater – um eine eigene Wohnung kümmern können. Die Familie hat es versucht, aber niemand war bereit, in dieser Stadt der Familienfreundlichkeit eine so große Familie in eine Wohnung hineinzulassen oder aufzunehmen, überdies wäre eine Wohnung in dieser Größenordnung für diese Familie auch nur schwer, eher überhaupt nicht finanzierbar. 

Diese Frau, Frau Stadträtin, hat verzweifelt schriftlich Hilferufe geschrieben. Sie hat geschrieben an den Herrn Bürgermeister, aber trotz aller Demut war die Reaktion null. Sie hat einen verzweifelten schriftlichen Hilferuf geschrieben an Wiener Wohnen. – Keine Reaktion. Und sie hat einen verzweifelten schriftlichen Hilferuf an Herrn StR Ludwig gerichtet, und auch hier hat sie nichts gehört. Und als sie sich an mich gewendet hat, da war es nicht die erste Pflicht einer Politikerin, dieser Familie zu helfen, sondern es war Menschenpflicht, Menschenpflicht, die bei Ihnen allen leider versagt hat. Das muss ich hier auch einmal sagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie wollen dieser Familie nicht helfen, denn ohne dass man sich vielleicht zusammensetzt im Sozialressort, im Jugendressort, im Ressort Wohnen und auch mit den Frauen und hier versucht, gemeinsam eine Lösung zu finden, sagt man nur, der Beschluss des Bezirksgerichtes steht. So ist es. Auch heute war keine bessere Antwort zu bekommen. Leider.

Ich bitte Sie jetzt, Frau Stadträtin – schließlich sind Sie ja auch Mutter –, reden Sie mit Ihren Kollegen, reden Sie mit Ihren Kolleginnen, lassen Sie nicht zu, dass diese Familie getrennt wird oder auf die Straße gesetzt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Besucher und Besucherinnen auf der Besuchergalerie!

Ich wollte eigentlich mit etwas anderem anfangen, aber ich greife die Worte und vor allem den Inhalt der Rede meiner Vorgängerin auf und möchte mit dem beginnen.

Die Familie hat sich offensichtlich, wie Sie gesagt haben, an die FPÖ gewandt. Wir sagen, es ist egal, an welche Partei sich eine Familie oder Menschen in Not wenden, es geht um das Problem, und offensichtlich ist es ein großes Problem. Ich möchte von diesem Rednerpult aus auch ganz klar sagen, dass es uns nicht egal ist, dass es in Wien Familien geben soll oder Fälle geben kann, wo Familien auf der Straße landen, wo Familien obdachlos werden oder sind. Und wenn das noch dazu Familien mit minderjährigen Kindern sind, noch dazu, wie in diesem Fall, mit mehreren minderjährigen Kindern, dann ist es weder den GRÜNEN egal noch kann es der Stadt Wien egal sein, dass eine Familie obdachlos wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Da muss auf jeden Fall etwas gemacht werden. Wir haben uns bereits über die Probleme erkundigt, weil wir von den Problemen gehört haben. Es gibt offensichtlich ein Verfahren, das inzwischen so finalisiert wurde, dass es einen gültigen Beschluss gibt. Das kann und sollte nicht heißen, dass die Familie auf der Straße landet, denn wenn die Familie obdachlos wird, dann ist wieder die Stadt Wien zuständig dafür, dass sie eine Bleibe findet. Dass es nicht einfach ist, mit Kleinkindern, noch dazu mit mehreren minderjährigen Kindern, in Wien eine Wohnung zu finden, das wissen wir alle (GR Mag Wolfgang Jung: Da findet sich niemand, der dafür zuständig ist!), und wir finden, dass da auf jeden Fall eine Lösung gefunden werden muss.

Die Probleme, die zu der Klage und zum Delogierungsantrag geführt haben, sind offensichtlich Nachbarschaftskonflikte. Nachbarschaftskonflikte kann es geben, gibt es mehr oder weniger überall, wo Menschen zusammenleben. Dazu sagen wir ganz klar: Egal, wo das ist, ob das in privaten Häusern ist, in Gemeindewohnungen ist, in Gemeindebauten ist, die Nachbarn und Nachbarinnen sollten miteinander reden, sollten die Bereitschaft haben, miteinander zu reden, miteinander zu kommunizieren. Es kommt leider Gottes immer wieder zu Fällen, wo das nicht möglich ist, aus welchen Gründen auch immer, wo die Gesprächsbasis verloren geht, wo man nicht mehr miteinander reden kann. Vor allem für solche Fälle sollten ausgebildete Mediatoren und Mediatorinnen da sein, die versuchen zu verhandeln zwischen den Nachbarn und Nachbarinnen, die versuchen, eine Lösung zu finden.

Da hat die Stadt Wien ein paar Schritte gesetzt, die noch lange nicht genug sind. Wir GRÜNE sagen auch immer wieder, es müssen mehr Mediatoren und Mediatorinnen zur Verfügung stehen, damit Menschen nicht alleingelassen werden mit den Problemen, mit den Konflikten, die sie haben können. 

Für uns ist es nicht primär, was für Namen die Nachbarn haben, was ihre Muttersprache ist oder ob sie in Wien geboren wurden, in Kärnten, in Istanbul oder wo auch immer. Ich bin selbst im Ausland geboren, bin eine Eingebürgerte und habe selbstverständlich Verständnis für die Probleme von allen Familien, denen in Wien die Obdachlosigkeit droht und die die Unterstützung und die Hilfe der Stadt Wien brauchen.

In diesem Sinne möchte ich von hier aus auch ganz klar sagen, die GRÜNEN nehmen die Problematik von Wohnungslosigkeit und Obdachlosigkeit ernst, unabhängig von der Herkunft der Menschen, die davon betroffen sind, denn das sind alles Menschen, die in Wien leben, und wir sollten alle gemeinsam Lösungen suchen und Lösungen finden, um Obdachlosigkeit zu verhindern, Obdachlosigkeit von Familien sowieso und ganz besonders. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nur abschließend dazu: In diesem Sinne hoffe ich sehr, dass die Stadt Wien im Falle dieser konkreten Familie sehr bald tätig werden wird. Ich habe auch gehört, dass die Sozialarbeiterin, die die Familie kennt, sozusagen darauf wartet, mit Ihnen Kontakt aufzunehmen, um hoffentlich sehr bald, nämlich heute, gemeinsam an Lösungsvorschlägen zu arbeiten.

Ich möchte zum zweiten Punkt kommen, den kurz machen und damit meine erste Rede abschließen. Ein Antrag, der heute bei dieser Post auf der Tagesordnung steht, betrifft die aufsuchende Elternarbeit. Diesem Poststück werden wir nicht zustimmen, und ich möchte auch begründen, warum wir nicht zustimmen werden.

Da geht es um aufsuchende Elternarbeit, die wir prinzipiell natürlich begrüßen und unterstützen wollen. Es ist notwendig, dass Familien mit Kleinkindern so früh wie möglich kontaktiert werden, damit der Bildungsort Familie gestärkt wird, für alle Familien, die in Wien leben. Allerdings ist dieser Verein, der mit diesem Poststück gefördert werden soll, nämlich der Verein „beratungsgruppe.at", ein sehr, sehr junger Verein, der erst im Frühjahr 2006 gegründet wurde und noch dazu über keinerlei Erfahrung im Integrationsbereich oder im Erziehungsbereich verfügt. Da stellen wir uns sehr stark die Frage, ob das sozusagen ein geeigneter Verein ist, um so ein Projekt durchzuführen, wo aufsuchende Elternarbeit geleistet werden soll. Es gäbe nämlich viel erfahrenere Vereine in Wien, die eine solche Arbeit schon machen, die schon länger bestehen und die über wesentlich mehr Erfahrung verfügen. Wir fragen uns, warum nicht so ein Verein so ein Projekt durchführen soll, sondern ein gänzlich neuer Verein ohne jede Erfahrung in diesem Bereich.

Die zweite Frage, die sich in dem Zusammenhang stellt, ist die Ausbildung der Personen, die diese Hausbesuche machen sollen, die also zuständig sind für den Erfolg dieser aufsuchenden Elternarbeit. Das sind teilweise offensichtlich Personen, deren Ausbildung noch nicht abgeschlossen wurde und die als Praktikanten/Praktikantinnen Verwendung finden sollen. Und da haben wir größte Sorge, ob diese aufsuchende Elternarbeit auch wirklich gut klappen kann, wenn dafür nicht ausgebildete Menschen, die Praktikanten/Prakti-
kantinnen sind, zu den Familien geschickt werden und diese Familien überzeugen sollen vom Wert der Bildung, von der Wichtigkeit, dass Bildung bei ihren Kindern gefördert werden soll. 

Daher werden wir diesmal diesem Antrag nicht zustimmen. Wir warten mit großer Spannung auf die angekündigte Evaluierung, die ja nach ungefähr einem halben Jahr passieren soll. Deren Ergebnisse werden wir uns genauestens anschauen, um dann entscheiden zu können, soll dieser Verein in diesem Bereich gefördert werden oder nicht. 

Es war mir und uns ein besonderes Anliegen, das zu begründen, weil wir natürlich nicht wollen, dass der Eindruck entsteht, die GRÜNEN wären nicht für aufsuchende Elternarbeit. Das sind wir nach wie vor. Wir finden aber, dass auch diese Arbeit, wie viele andere Tätigkeiten und Dienstleistungen auch, von Menschen ausgeführt werden sollte, die dafür auch ausgebildet sind, die kompetent sind, damit diese Arbeit in Wien auch Erfolg hat. – Danke vielmals. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Mag Ekici. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sirvan Ekici: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Bevor ich zu meinen Ausführungen komme, möchte ich auch auf die Familie kurz eingehen, sie begrüßen, und ich fordere dich, liebe Sandra, auf, als Mitglied der Stadtregierung sofort ein Gespräch mit der Familie zu führen. Die warten seit 10 Uhr da, da sind Kleinkinder dabei, die haben sicher schon Hunger und sind müde. Ich fordere euch auf, jetzt und sofort ein Gespräch mit der Familie zu führen. Denn so kann's nicht sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kenne diesen Einzelfall nicht, deswegen möchte ich nicht näher darauf eingehen, aber das ist das Mindeste, was ich verlangen kann und worum ich euch bitte. Danke! 

Ich möchte zu meinen weiteren Ausführungen zum Tagesordnungspunkt kommen. Es liegt uns hier zum Thema Integration ein Konvolut von Poststücken vor, und einige möchte ich herausgreifen, aber bevor ich das tue, möchte ich auch ein bisschen in einer Replik auf die gestrige Debatte eingehen und freue mich, Sandra, dass du gestern die Dinge nicht schöngeredet hast, die Dinge beim Namen genannt hast, und ich würde mir wünschen, dass das auch beim Rest der Stadtregierung ankommt. Denn so wie das gestern die Kollegin Yilmaz dargestellt hat, mir Sachen in den Mund gelegt hat, so kann es nicht weitergehen. Es bringt nichts, wenn wir die Dinge immer schönreden, wenn wir mauern, wenn wir Probleme nicht ansprechen. Nur, wenn wir die Probleme ansprechen, werden wir auch Lösungen finden können. Das ist die einzige Möglichkeit. 

Ich möchte heute von den Poststücken zwei herausgreifen. Meine Kollegin Alev Korun hat eines schon näher ausgeführt. Auch wir werden bei diesem Poststück nicht unsere Zustimmung geben. Die Begründung ist ähnlich, wenn nicht gleich. Die Kollegin hat gemeint, dass es in Wien andere Vereine gibt, die ähnliche Arbeit machen. Einen Verein möchte ich da besonders nennen, das ist der Verein Österreich-türkischer Elternverein. Der hat schon vor einigen Jahren angefangen, so ein Projekt auszuführen, und zwar mit Hilfe von EU-Förderung; das wurde EU-weit gefördert. Nach zwei Jahren ist dieses Projekt der EU ausgelaufen mit der Begründung, dass das jetzt vom Land weiter gefördert und weitergeführt werden soll. Nur war das gar nicht so einfach, dass das vom Land übernommen beziehungsweise weiter gefördert wurde. Der Verein hat sich im Rahmen einer Pressekonferenz starkgemacht, und wir haben ihn dabei unterstützt. Jetzt bekommt dieser Verein die Unterstützung, aber nicht in dem Ausmaß, die er ursprünglich beantragt hat, sondern einen Minimalbetrag. 

Es ist dies ein Verein, der sehr viel Erfahrung in diesem Bereich hat, ein Verein, der gut angenommen wird, ein Verein, der sehr gute Kontakte auch zu den Migranten hat. Aber dann kommt man, nimmt einen anderen Verein her, der überhaupt keine Erfahrung auf diesem Gebiet hat, der ein ganz ein neuer Verein ist. Er macht genau dasselbe Projekt, hat aber bislang keine Kontakte zu den Migranteneltern. Wir wissen nicht, wie er den Kontakt aufbauen will, wir wissen nicht, wie er das ausführen möchte, aber dieser Verein soll nun gefördert werden. 

Also diese Fleckerlteppichgeschichte, das kritisieren wir. So kann es nicht sein. Deswegen fordern wir – was ich an dieser Stelle schon des Öfteren getan habe – ein Integrationskonzept, das erfasst: Was ist nötig? Wo gibt es Defizite? Wie machen wir weiter? Welche Vereine fördern wir? Welcher Verein übernimmt welchen Part? Das fehlt uns, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Zum zweiten Projekt, das wir auch ablehnen werden. Es geht um den Verein „ZeiT!raum – Verein für soziokulturelle Arbeit". Dieser Verein möchte in den Sommerferien Deutschkurse für Kinder in den Moscheen anbieten. Ich habe das auch schon im Ausschuss kritisiert. Da werden als Kooperationspartner Moscheen angegeben, die gar keine Moscheen sind. Der Kollege Al-Rawi wird wissen, dass das gar keine Moschee ist, sondern ein Kulturverein, wo man sich einmal in der Woche trifft, wo sich vor allem Männer treffen, wo man sich unterhält und austauscht. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, die Kooperationspartner anzurufen und sie zu fragen, wie das ausschaut mit dem Projekt. Interessant, was ich erfahren habe. Bis letzte Woche wurden sie nicht einmal informiert, worum es geht. Also sie haben einmal ein Gespräch geführt, und das war alles bis letzte Woche. Dann haben die Vereine beziehungsweise die Moscheengemeinde selbst angerufen und gefragt: Wie schaut es aus? Da hat man gesagt, na ja, vielleicht machen wir Ende August eine Woche Projektarbeit, aber im Antrag ist ein Zweiwochenmodul angegeben, was ohnehin schon sehr wenig ist. Das heißt, sie wurden gar nicht einmal informiert, und der Verein ATIB, mit dem es angeblich auch eine Kooperation geben soll, der weiß von dem Projekt gar nichts. 

Also so unausgegoren, so was von ... Ich weiß nicht, mir fehlen die Worte. Und da noch eine Förderung zu geben! Also da sollte man doch genauer hinschauen und genauere Informationen einholen und dann auch schauen, ob es etwas bringt oder nicht. 

Deswegen können wir diesen beiden Poststücken, meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht unsere Zustimmung geben. 

Und ich möchte an dieser Stelle noch einmal betonen: Solange die SPÖ in Wien nicht willens ist, für die Migranten in unsere Stadt nachhaltig wirkende Entscheidungen zu treffen und Reformvorschläge, selbst wenn diese von der Opposition kommen, zu realisieren, wird die Integrationsbilanz eine traurige bleiben. Genau aus diesem Grund, meine sehr geehrten Damen und Herren, werden wir nicht zu allen Poststücken unsere Zustimmung geben. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden den folgenden Poststücken 1 bis 5 unsere Zustimmung nicht geben. 

Beginnen wir mit dem Poststück 1. Es ist ja schon angesprochen worden, es geht hier wieder um einen neuen Verein in dieser großen Subventionsliste, in dieser großen Subventionslandschaft, der diese aufsuchende Familienarbeit bezüglich Betreuung, Beratung oder Beratung in der Erziehung durchführen soll. Wir haben insgesamt in dieser Stadt sicher genug Familien, die Probleme haben. Hier wird geplant, für eine ganz kleine Gruppe, nämlich für 24 Familien ein eigenes Projekt zu machen und unter anderem die Eltern oder die Mütter zu informieren, etwa mit Anregungen, wie man sich mit Kindern zu beschäftigen hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, wir haben eine Reihe von Einrichtungen in dieser Stadt, die diese Tätigkeit genauso ausführen könnten. Wir haben ja sowieso schon eine riesige Anzahl an Vereinen. Alle sind mit Beratung, Betreuung, Erziehungsberatung, Bildungsberatung beauftragt oder haben das in ihrem Programm, und jetzt soll noch ein neuer Verein kommen mit eigener Infrastruktur und einem eigenen Projekt. Das kostet ja alles Geld. Auch wenn es jetzt da einmal mit 22 600 EUR auf den ersten Blick ja nicht so superteuer ausschaut, können wir davon ausgehen, dass das in Zukunft der nächste Verein auf der Subventionsliste ist, der in seiner Gesamtheit gefördert wird, womit man also hier wieder einen eigenen Verein mit seinen Bediensteten oder Angestellten und Mitarbeitern erstens unter der Kralle hat und vor allem aus Steuermitteln zu versorgen hat. 

Zur Postnummer 3: Der Verein Beratungszentrum für Migranten und Migrantinnen ist uns bekannt. Der kriegt immer sehr hohe Subventionen und auch diesmal wieder 138 000 EUR. In dem Fall geht es um Beratung mit dem Schwerpunkt, dass MigrantInnen, die vor nicht so langer Zeit zugewandert sind und die Ausbildung, Qualifikation und Berufserfahrung besitzen, noch extra beraten werden. 

Also erstens einmal ist das keine allzu große Gruppe, der Kreis schließt sich ja schon, wenn man sagt, in letzter Zeit zugewandert, und zweitens diese Qualifikationsmerkmale schon hineinschreibt. Ja, sehr geehrte Damen und Herren, wer denn soll seinen Weg finden, wenn er etwa seine Heimat verlässt, ins Ausland geht, sich eine neue Existenz aufbaut, als jemand, der qualifiziert ist, der ausgebildet ist und Berufserfahrung hat? Also ich glaube, dieses Geld ist wirklich falsch investiert, vor allem auch in der Höhe. 

Wenn sich einer orientieren will, etwa bezüglich der Behörden und der notwendigen Richtlinien, dann kann er das in sehr, sehr vielen Einrichtungen der Stadt Wien machen. Er wird hier auch unterstützt, wenn er mit der Sprache Probleme hat. Ich denke, gerade ausgebildete Menschen, qualifiziert Menschen dürften ja wohl am wenigsten Probleme haben, sich in der neuen Welt zurechtzufinden. 

Außerdem hat dieser Verein ja erst jüngst eine Subvention bekommen, nämlich von 288 000 EUR, und da ging es um die Beratung mit Schwerpunkt Fremdenrecht. Also ich glaube wirklich, gerade dieser Verein Beratungszentrum ist einer, der sehr viel Förderung bekommt, der uns ununterbrochen neue Projekte mit großen Summen zur Subventionierung vorlegt. Wir werden dieser Subvention mit Sicherheit nicht zustimmen. 

Wir werden auch der Postnummer 4 nicht zustimmen, der Subvention an den Verein Zeit!raum, wo eben Deutschkurse für natürlich ausschließlich muslimische Kinder in, wie dem Akt zu entnehmen ist, Moscheen stattfinden sollen. Wir sagen ja immer, gerade diesen Einfluss des Islam, der ja in weiten Bereichen darauf ausgerichtet ist, die Zuwanderer nicht in eine Integration zu führen, sondern in ihrem eigenen Gesellschafts- und Kulturbereich sozusagen verharren zu lassen, und der hier wahrscheinlich auch geltend gemacht werden soll, den halten wir für besonders schlecht, nämlich vor allem der Integration im Sinne von Anpassung absolut nicht dienlich. 

Es wird da ein zweiwöchiger Deutschkurs vorgeschlagen. Es ist zwar sehr penibel aufgelistet, was da jeden Tag gelernt werden soll, ich glaube nur, in zwei Wochen ist kein Deutschkurs abzuhalten. Deswegen wird das eher wahrscheinlich irgendein Beschäftigungsprojekt sein, und wir werden auch dieser Subvention nicht zustimmen. 

Zur Postnummer 5: Hier macht die Caritas eine Tanzveranstaltung am Brunnenmarkt und meint, das wird der Integration dienlich sein. (GRin Nurten Yilmaz: Bitte, Sie wissen ganz genau, dass das so nicht stimmt!) Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, dass eine gemeinsame Tanzveranstaltung die Probleme dieser Stadt nicht löst (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Die machen ganz hervorragende Arbeit!), und die Leute, die an so einer Veranstaltung teilnehmen, haben doch schon von vornhinein kein Problem. 

Wir werden jedenfalls diesen fünf Poststücken unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um mich auch zum gegenständlichen Fall zu äußern, der uns alle heute hier beschäftigt. 

Zunächst: Klar ist, dass eine Delogierung für alle Beteiligten ein dramatisches Erlebnis ist, und klar ist auch, dass Nachbarschaftskonflikte dort, wo sie sich ergeben, ebenfalls für alle Beteiligten etwas sehr, sehr, sehr Unangenehmes sind. Leider gibt es das in unserer Stadt immer wieder, und leider gibt es das auch immer wieder in Gemeindebauanlagen. 

Zum gegenständlichen Fall ist es so, dass wir alle hier klarerweise der Gemeinderat sind und kein Tribunal. Das heißt, wir können hier sehr, sehr schwer im Detail bewerten, was genau vorgefallen ist. Das ist nicht möglich, das ist auch nicht unsere Rolle, unsere Rolle ist vielmehr, sich anzuschauen: Wie steht es jetzt um das Schicksal der betroffenen Familie? Gibt es einen Ausweg – ja oder nein? Und zweitens: Gibt es hier etwas, das unsererseits hätte getan werden können, und ist es nicht getan worden, sei es, weil man nicht daran gedacht hat, oder sei es, dass es sozusagen Verbesserungsbedarf bei unseren Vorschriften gibt?

Nun zum einen: Wenn es in einer Gemeindebauanlage zu Nachbarschaftskonflikten kommt, die derart eskalieren, dass man erkennt, dass es darauf hinausläuft, dass unter Umständen jemand am Ende delogiert werden müsste, so diskutieren wir hier seit Jahr und Tag, dass es eine gute Idee ist, ja sogar etwas dringend Erforderliches, seitens der Unternehmung Wiener Wohnen eine Mediation zu organisieren, bevor die Konflikte so weit eskalieren, dass am Ende nur noch die Delogierung übrig bleibt. 

Ob hier im gegenständlichen Fall eine Mediation stattgefunden hat oder nicht, das kann ich jetzt nicht wissen. Ich kann nur sagen, wenn keine stattgefunden haben sollte, dann sollte man daraus die Konsequenz ziehen für die Zukunft und einmal mehr festhalten: Solche Mediationsgespräche sind erforderlich, und sie sollten auf alle Fälle angeboten werden, bevor es zu einem Delogierungsverfahren kommt. 

Darüber hinaus halte ich es, ehrlich gesagt, für sehr sinnvoll, wenn, bevor es zu einer Delogierung kommt, von Wiener Wohnen eine Ersatzwohnung angeboten wird. Denn wie wir alle wissen, ist es auf Grund der Bestimmungen so, dass, wenn einmal jemand aus einer Gemeindewohnung delogiert worden ist, es nachher für ihn, für sie, für diese Familie nicht mehr möglich ist, wieder eine Wohnung im Gemeindebau zu bekommen. Das ist eine Praxis, die zwar eine Logik hat, wo ich aber der Meinung bin, dass man von dieser Praxis abgehen sollte, und ich möchte ihnen auch erklären, wieso.

Wenn man es hier mit einer Familie zu tun hat, die eine Wohnung für 12 Personen braucht, dann ist es logisch, dass man sich am freien Wohnungsmarkt relativ schwer tun wird, eine derart große Wohnung zu bekommen, die auch noch leistbar ist. Und dann liegt es auch auf der Hand, dass vielleicht die Lösung unter Umständen eine andere adäquat große Wohnung im Rahmen von Wiener Wohnen sein könnte. 

Nun weiß ich ebenfalls nicht in diesem Moment und kann es auch nicht wissen, ob eine derartige Wohnung rechtzeitig angeboten worden ist oder nicht. Ich kann nur sagen, sofern es stimmt, dass keine angeboten worden ist, muss etwas getan werden, aber ich bitte Sie, noch einmal zu beachten: Wir sind kein Tribunal. Ich bin keine Richterin, ich kann nicht wissen, was war und was nicht war, ich habe keine Akten gesehen. Das sind alles vertrauliche Dokumente. Sie unterliegen dem Datenschutz. Daher kann ich von dieser Stelle aus nicht pseudorechtsprechen. Was ich machen kann, ist festzuhalten, was hätte passieren können oder sollen, und anregen für die Zukunft, wenn es nicht passiert ist, dieses oder jenes zu überdenken. 

Insofern kann ich, was den Teil Wiener Wohnen betrifft, sagen: Ja, es muss Mediationsgespräche geben in solchen Situationen, und zweitens, es muss meines Erachtens eine Ersatzwohnung angeboten werden, bevor es zur Delogierung kommt. Wenn es dann schon soweit ist, dass wir hier eine Delogierung in der Hand haben, dann gehe ich davon aus, dass man vielleicht jetzt überdenken sollte, ob es nicht möglich sein sollte, auch für Personen, die delogiert worden sind, trotzdem als letzten Ausweg eine neue Gemeindewohnung anzubieten, das heißt, von der Praxis abzugehen, dass jemand, der einmal delogiert ist, bis auf Weiteres bei Wiener Wohnen als Mieterinnen und Mieter gesperrt ist. Das ist sozusagen Teil 1.

Teil 2 ist dennoch oft die Frage: Wie steht es jetzt um das Schicksal dieser Familie? Nun, ich kann sagen, die Stadt Wien hat Gott sei Dank ein soziales Netz. Jetzt können wir länger diskutieren, und wir sind hier mehrfach unterschiedlicher Meinung, ob dieses soziale Netz wirklich in allen Fällen greift, ob es nicht ausbaubar wäre, und – ja, Sie wissen es, das ist keine Überraschung – ich bin der Meinung, das soziale Netz der Stadt Wien könnte weiterhin ausgebaut werden. Aber auch so, wie es jetzt ist, hat dieses soziale Netz dafür gesorgt, dass diese Familie keine Mietrückstände hat, dass diese Familie auf Grund sozusagen meiner Erfahrung, soweit ich es überblicken kann, wahrscheinlich monatlich in den letzen Jahren mit an die 2 000 EUR in Summe unterstützt worden ist, und zwar aus unterschiedlichen Kapiteln, und es sorgt auch dafür, dass diese Familie weiterhin die Zusage hat, mit diesem Betrag auch in Zukunft unterstützt zu werden. 

Das heißt, hier haben wir es nicht einer Familie zu tun, die auf der Straße steht und nicht weiß, wovon sie ihre Miete bezahlen soll, nein, ganz im Gegenteil, hier haben wir es mit einer Familie zu tun, die sehr, sehr unangenehme Erlebnisse hinter sich hat, die einen unangenehmen Nachbarschaftskonflikt hinter sich gebracht hat, die nun mal delogiert worden ist und die jetzt damit rechnen kann, definitiv damit rechnen kann, dass, wenn sie einmal eine neue Wohnung gefunden hat, die Miete für diese Wohnung, sehr wohl in adäquater Größe, weiterhin aus dem Kapitel Soziales der Stadt Wien übernommen und unterstützt wird.

Das heißt, das Einzige, worüber wir uns hier unterhalten, ist: Wie kann diese Familie so schnell wie möglich zu einer adäquaten Ersatzwohnung in der benötigten Größe kommen? Und diese Größe ist ja auch nicht ohne, denn, wie gesagt, bei 12 Personen kommt schon einiges an Quadratmetern zusammen, was erforderlich ist. 

Also mein Appell hier – auch an diejenigen, die Möglichkeiten haben, hier Weisungen zu erteilen et cetera, also auch ganz besonders an denn Herrn StR Michael Ludwig – ist, dafür zu sorgen, dass man in den nächsten Tagen eine Wohnung anbietet, sei es, dass man aus dem Kapitel Wiener Wohnen sozusagen eine andere adäquate Gemeindewohnung anbietet, oder sei es auch, dass man aus dem Bereich geförderter Wohnbauten, wovon es auch etliche Tausend gibt in dieser Stadt, das heißt, in einem Genossenschaftsbau eine adäquat große Ersatzwohnung auftreibt. Denn das Problem ist offenbar kein finanzielles, es ist ein logistisches. 

Damit hoffe ich sehr, dass diese Debatte unter Umständen zur Lösung eines unangenehmen Problems beitragen konnte. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Herr nichtamtsführender Stadtrat Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es besteht die Gefahr, dass wir hier ein höchst menschliches Problem, ein ganz wichtiges Problem schlicht und einfach zerreden. 

Es besteht die Tatsache, dass eine Großfamilie gekündigt wurde, dass eine Großfamilie ihre Wohnung verliert und delogiert wird. Es besteht die Gefahr, dass bis 14. Juli diese Familie ausziehen muss. Ich bin nicht voll informiert, aber so viel ich weiß, wird diese Delogierung aus rein formalen Gründen durchgeführt. Es ist offensichtlich kein Grund vorhanden für diese Delogierung, nämlich im Sinne von Kündigungsgründen. 

Ich glaube, was hier passiert, ist ein Härteakt sondergleichen, und ich appelliere an den StR Ludwig, nicht lange nach irgendwelchen Ersatzwohnungen zu suchen, sondern schlicht und einfach dafür Sorge zu tragen, dass diese Großfamilie in ihrer Wohnung bleiben kann und darf. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zuerst möchte ich die Rolle des Berichterstatters auch der Familie erklären. Es obliegt mir die Aufgabe, die Akten, die heute zur Beschlussfassung hier aufliegen, sachlich zusammenzufassen und zur Abstimmung zu bringen. Es obliegt mir nicht, hier eine politische Diskussion über bestimmte Themen auszuführen, und daher möchte ich auch sachlich bleiben. Ich möchte jedoch zu dem Thema, das die Frau Kollegin Frank hier eingeleitet hat, meinen Informationsstand preisgeben. 

Erstens: Die Frau StRin Frauenberger ist nicht zuständig für dieses Thema. Wir diskutieren jetzt die Akten für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. Zuständig sind andere Magistratsabteilungen, die in anderen Ressorts liegen. Das ist natürlich Sache von uns Gemeinderäten, von uns allen, die wir hier sind, und dieses Thema geht uns natürlich sehr zu Herzen und es macht uns auch betroffen. Es hat nach meinem Informationsstand in den letzten Tagen zahlreiche Gespräche gegeben, und es wird nach meinen Informationsstand auch morgen ein Gespräch geben in den zuständigen Magistratsabteilungen, wobei ich vorweg einmal damit rechne, dass hier eine Lösung im Sinne der Familie gefunden wird, und auch davon ausgehe, dass die zuständigen Magistratsabteilungen auch dementsprechend handeln werden. 

Ich möchte auf die Akten, die zur Beschlusslage hier vorliegen, eingehen. Die Magistratsabteilung 17 ist ja zuständig für Integrationsfragen und versucht, das mit einem großen Augenmaß auch zu vollziehen. Speziell die Projekte, die heute zur Beschlussfassung für den Gemeinderat hier vorliegen, sind Projekte, die wie alle Projekte, die die Magistratsabteilung 17 aufarbeitet, im Vorlauf geprüft. Es ist eingehend mit den Projektträgern kommuniziert worden. Es ist das Projekt geprüft worden. Es sind die Einrichtungen geprüft worden. Es ist alles, was rechtlich notwendig ist, dementsprechend geprüft worden. Daher ist der Antragsteller hier der Meinung, dass diese Projekte auch zu unterstützen und zu beschließen sind. 

Die MA 17 hat die Aufgabe, die Integrationspolitik der Stadt Wien zu unterstützen und von der Verwaltungsseite her durchzuführen. Dementsprechend führt sie auch ständige Evaluierungen der Projekte durch. Es findet eine Prüfung der Projekte und auch die Prüfung des Qualitätsmanagements statt. Ich bin daher fest davon überzeugt, dass das auch bei den vorliegenden Projekten dementsprechend so durchgeführt wurde.

Was das Projekt der Postnummer 1 betrifft, weil hier gemeint wurde, dass dieser Verein neu ist und dementsprechend nicht die Qualität hat, das Projekt durchzuführen, so stellt sich für mich einmal grundsätzlich die Frage: Ab wann hat man die Qualität? Wenn ich nie die Chance bekomme, so ein Projekt durchzuführen, werde ich auch nie beweisen können, dass ich die Qualität tatsächlich habe. Aber es ist auch hier vorgesorgt. Die MA 17 – und es liegt auch dem Antrag bei – hat sehr bewusst dieses Projekt ausgesucht, und es ist hier auch gewährleistet, dass eine verstärkte parallele Kontrolle des Projekts durchgeführt wird. Ich bin daher sicher, dass dieses Projekt auch entsprechend zum Erfolg geführt wird.

Zu den Projekten, die mit der Sprache zu tun haben, hat StRin Frauenberger in den letzten Wochen ja auch ständig gesagt und ist auch voll überzeugt davon – und ich glaube, das gilt für alle, die sich mit Integrationspolitik beschäftigen –, dass die Sprache der Schlüssel zum Erfolg ist. Ich denke, für Kinder ist das Erlernen der Sprache wesentlich leichter als für Erwachsene. Daher ist speziell die Möglichkeit, Zugang zu den jeweiligen Einrichtungen, etwa zu Moscheen, zu bekommen, hier Informationen zu bekommen, hier zu Menschen den Zugang zu bekommen, die nicht ständig mit uns kommunizieren, etwas, das es, glaube ich, wert ist, dass man diese Maßnahme unterstützt. Nachher ist zu überprüfen, ob es unseren Qualitätskriterien entsprochen hat. Wenn ja, dann kann man es ja weiterführen, wenn nein, dann müssen wir uns auch dementsprechend kritisch damit auseinandersetzen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Kann da jetzt jeder kommen? Oder wie?)

Zum Beratungszentrum für MigrantInnen. Auch hier sei gesagt, für alle, die sich mit Arbeitsmarktpolitik beschäftigen, die sich mit Integrationspolitik beschäftigen, ist die Ausgangslage die, dass es speziell für die Anerkennung von Qualitäten, für die Anerkennung der Ausbildung der jeweiligen Frauen, Männer und Jugendlichen, die zu uns zuwandern, wichtig ist, zu wissen, was diese Personen gelernt haben, welche Ausbildung sie haben. Das kann in den weitere Bildungsweg eingebracht werden, damit sie eine Chance haben, in den Arbeitsmarkt zu kommen. Hier ist eine entsprechende Beratung notwendig, ist eine Beratung über die Möglichkeiten am österreichischen Arbeitsmarkt zu geben. Die Menschen müssen wissen, wie kann ich mich weiterbilden, wie habe ich eine Chance, meine Schulausbildung, meine Berufsausbildung aus dem jeweiligen Herkunftsland auch in Österreich anerkannt zu bekommen. 

Und das ist der Sinn des Beratungszentrums für Migranten und Migrantinnen, denn die Anerkennung der beruflichen Ausbildung, die Anerkennung der Ausbildung dieser Menschen ist wichtig. Da muss man schauen, dass sie sehr schnell vollzogen wird. Speziell für Jugendliche ist das eine sehr wesentliche Sache, damit die Jugendlichen wieder rasch in die Bildungsschiene hineinkommen, damit sie rasch wieder in die Ausbildung kommen und damit auch eine entsprechende Perspektive bekommen.

Daher ersuche ich um Zustimmung zu den Postnummern 1, 2, 3, 4, und 5. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Gegen- oder Abänderungsanträge wurden nicht gestellt. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 1 ihre Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat daher die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 2. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nun kommen wir zur Abstimmung über die Postnummer 4. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ und den GRÜNEN unterstützt. Das ist die Mehrheit.

Bei Postnummer 5 bitte ich nunmehr auch jene Damen und Herren des Gemeinderates, die ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von SPÖ, ÖVP und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 8, 10, 11, 12, 13 und 14 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Meine Wortmeldung bezieht sich auf die Poststücke 8, 10, 13 und 14, das sind nämlich zusammenhängende Poststücke, wo es um die Nichtmehrförderung der FGM-Beratungsstelle „Bright Future" geht und um die Etablierung einer FGM-Beratung bei der Gesundheitseinrichtung FEM Süd. 

Für diejenigen, vor allem in der SPÖ, die es vergessen haben, ein paar Zitate eingangs. 

Petra Bayr, SPÖ-Nationalratsabgeordnete, Mitinitiatorin der Österreichischen Plattform gegen weibliche Genitalverstümmelung, freut sich am 15. Juni 2005 über die Initiative der Stadt Wien, welche das Beratungszentrum „Bright Future" für Frauengesundheit und FGM der Afrikanischen Frauenorganisation finanziert, das am 23. Juni eröffnet werden wird.

Zitat Bayr: „Wir freuen uns sehr über diese Innovation, denn sie ist ein wichtiger Schritt in Richtung Aufklärung und Beratung, welche unbedingt notwendig sind, um effektive Überzeugungsarbeit zu leisten, dass Genitalverstümmelung eine irreversible physische und psychische Schädigung von Mädchen ist." – Zitatende.

Die Aussendung ist datiert mit 15. Juni 2005, ein paar Tage bevor die FGM-Beratungsstelle „Bright Future" eröffnet wurde.

Eine andere OTS-Aussendung vom 30. September 2005. Titel: „Brauner/Wehsely: Wien ist Vorbild im Bereich Frauengesundheit", Zwischentitel: „Gesundheitsförderung für Migrantinnen". Nach ein paar Sätzen heißt es dort – Zitat aus der OTS –: „In Zusammenarbeit mit der Afrikanischen Frauenorganisation wurde erst kürzlich die Beratungsstelle ‚Bright Future' für Frauen, die von Genitalverstümmelung betroffen sind, eingerichtet. Ein Schwerpunkt dieser Einrichtung ist auch die Präventionsarbeit mit Angehörigen, ÄrztInnen und PädagogInnen."

Drittes Zitat, OTS vom 3. Februar 2006 mit dem Titel: „Weibliche Genitalverstümmelung: Studie zeigt Handlungsbedarf auf". Das ist eine Aussendung der GRin Sybille Straubinger von der SPÖ. Zwischentitel: „Wien verfügt als einziges Bundesland über entsprechende Beratungsstelle". Zitat aus der OTS: „Wien verfügt seit Juni 2005 österreichweit über die erste und bislang auch einzige Beratungsstelle zum Thema weibliche Genitalverstümmlung. Angeboten wird in der Beratungsstelle namens ‚Bright Future' muttersprachliche Beratung und gynäkologische Untersuchungen. Finanziert wird die Stelle seitens der Stadt Wien. Bislang konnten hier knapp über 300 Frauen beraten werden, 87 Personen nahmen auch medizinische Behandlung in Anspruch."

Ein letztes Zitat noch, um Ihr Gedächtnis aufzufrischen. 23. Februar 2006, Aussendung der damaligen Integrationsstadträtin Sonja Wehsely. Zitat: „Wehsely hofft daher, dass die Regierung", nämlich die Bundesregierung, „auch weitere Schritte setzt, um diese Form der Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen. Bislang verfüge nur Wien als einziges Bundesland über eine FGM-Beratungsstelle. Diese von der Stadt finanzierte Einrichtung namens ‚Bright Future' bietet muttersprachliche Beratung und gynäkologische Untersuchungen an." – Zitatende. Und so weiter und so fort.

Das alles wollte ich kurz in Erinnerung rufen für alle die, die vergessen haben, wie sich die Stadt, respektive in diesem Fall die Wiener SPÖ mit der Schaffung und Etablierung dieser Beratungsstelle „Bright Future" geschmückt hat, bis vor Kurzem eigentlich, wie man nicht müde geworden ist, immer wieder zu betonen, dass man die bundesweit einzige Beratungsstelle fördert, dass sie toll arbeitet und dass sie ganz, ganz notwendig ist. 

Diese Beratungsstelle des Afrikanischen Frauenvereins hat wirklich Pionierarbeit geleistet in Österreich, hat es durch mühsame und jahrelange Kleinarbeit geschafft, dass das Thema weibliche Genitalverstümmelung überhaupt zum Thema wurde in Österreich. Jetzt soll sie nach dem Motto – und ich bin nicht erfreut, dieses unschöne Zitat und diesen unschönen Spruch zu verwenden in meiner Rede – „Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, der Mohr kann gehen!", entsorgt werden.

Mit dem Beschluss, der heute bevorsteht, wird ein unabhängiger Verein beziehungsweise die unabhängige Beratung im Bereich FGM, also gegen weibliche Genitalverstümmelung, abgedreht. (GRin Nurten Yilmaz: Nicht abgedreht, Frau Kollegin!) Diese Arbeit soll nicht mehr bei diesem Verein finanziert werden, sondern soll FEM Süd angegliedert werden, einer Einrichtung, deren Leistungen ich durchaus auch zu schätzen weiß in anderen Bereichen, allerdings verfügt sie in diesem Bereich leider über keinerlei Kompetenz. Es ist eine Tatsache, dass FEM Süd bis jetzt weder das Know-how hat, um diese Beratung dort – übrigens bereits ab 1. Juli – anzubieten, noch auch darauf vorbereitet ist. 

Ich möchte diejenigen, die im Integrationsausschuss waren, und erst recht diejenigen, die nicht im Integrationsausschuss waren, informieren beziehungsweise daran erinnern, dass meine Frage im Integrationsausschuss vor zwei Wochen, wer denn diese Expertin sein soll, die halbtags angestellt wird bei FEM Süd, um als Expertin diese Beratung anzubieten und zu koordinieren, nicht beantwortet werden konnte. Nach dem Ausschuss wurde mir gesagt, man führt Gespräche, man sucht nach Expertinnen. Also zwei Wochen vor dem Tag, an dem die Beratung dort beginnen soll, hat man noch niemanden gehabt, keine Expertin – von Experten spreche ich ja nicht –, die diese Arbeit übernehmen würde.

Meine Frage, ob die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von FEM Süd bereits eingeschult seien, um die telefonische Beratung, die ja ab 1. Juli funktionieren soll, zu gewährleisten, konnte im Ausschuss auch nicht beantwortet werden. Nach dem Ausschuss hat man versucht, eine Antwort zu geben. Die hat nicht so geklungen, also ob die Mitarbeiterinnen wirklich eingeschult worden wären. 

Das werden wir uns alle gemeinsam anschauen, zwar nicht am 1. Juli, denn das ist ein Sonntag, aber der 2. Juli ist ein Montag, und wenn alles nach den Plänen der Wiener SPÖ geht, soll ja ab Montag, dem 2. Juli, dort schon FGM-Beratung angeboten werden. (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Das läuft parallel!) Ich bin sehr gespannt, ob das so funktionieren wird. Ich behaupte einmal, nicht, und zwar ganz konkret angesichts der Antworten, die ich im Ausschuss bekommen habe.

Ich habe übrigens sehr viele Gespräche geführt, bevor wir uns entschieden haben, diesen Anträgen nicht zuzustimmen, also jenen nicht zuzustimmen, die den Stopp der Förderung von „Bright Future" betreffen. Nicht nur Gespräche mit den Personen, die bei „Bright Future" tätig sind, sondern auch Community-Menschen, also mit Menschen auch bei der afrikanischen Community, mit anderen Migranten, Migrantinnen, die mit dem Thema zu tun haben, und sehr viele von ihnen können die Entscheidung nicht nachvollziehen, warum die Beratungsstelle praktisch von einem Monat auf den nächsten vor die Tatsache gestellt wird, dass sie nicht mehr finanziert wird. 

Ich sage auch dazu, weil als Einwand wahrscheinlich kommen wird, nicht von einem Monat auf den nächsten, sondern von einem Monat auf vier Monate später, denn die Förderung soll ja noch bis Ende September gehen, bis September 2007. (GRin Nurten Yilmaz: Die geht schon länger! Da werden Gespräche geführt!) Kollegin Yilmaz, Sie können sich gleich zu Wort melden oder vielleicht stehen Sie schon auf der Liste und können da entgegnen. 

Tatsache ist, dass die Beratungsstelle „Bright Future" bis Ende September 2007 Fördergelder bekommen soll und dann nicht mehr. Oder Sie haben es sich anders überlegt und wollen heute etwas beschließen, was nicht im Antrag steht, aber das nehme ich einmal nicht an. (GRin Nurten Yilmaz: Nein! Da gibt es keine spontanen Entscheidungen!)
Ich mache es kurz. Abschließend: Wir sind der Meinung, dass mit der Nichtmehrförderung von „Bright Future" wichtiges Wissen im Bereich FGM, das in der Stadt wie nirgends sonst vorhanden ist, verloren gehen wird. (GRin Nurten Yilmaz: Nein!) Die Expertinnen von „Bright Future" wollen nämlich ihre Beratung weiterhin anbieten, nur werden sie das nicht bezahlterweise machen können, sondern relativ provisorisch wahrscheinlich. Wir werden alle gemeinsam sehen, ob überhaupt und wie lang der Wissenstransfer von ihnen Richtung FEM Süd funktionieren wird, ob es klappen wird und vor allem, ob es eine gute Idee ist, dass die Beratung bei FEM Süd etabliert wird. 

FEM Süd mag bei mehreren Maßnahmen sehr stark in Frage kommen und stark in Anspruch genommen werden von Migrantinnen, aber es ist die Frage, ob es sich in einem derart spezialisierten Bereich ohne Kenntnisse, ohne Know-how wirklich lohnt, ins kalte Wasser zu springen. Meine große Befürchtung ist, dass das Frauen, die bis jetzt FGM-Beratung in Anspruch genommen haben, eher verschrecken wird, dass das Expertinnenwissen verloren gehen wird und dass die Stadt Wien lange brauchen wird, um das Vertrauen von betroffenen Frauen aufs Neue zu gewinnen.

Deshalb werden wir der Nichtförderung oder dem Stopp der Förderung von „Bright Future" nicht zustimmen und bringen einen Beschlussantrag ein, dass der Fortbestand und der Ausbau der FGM-Beratungsstelle „Bright Future" durch Förderungen der Stadt Wien gesichert werden soll, dass an einem Konzept gearbeitet werden soll. 

Wir wissen, dass es Kritik an der Arbeit des Vereins gegeben hat, die ist teilweise auch ernst zu nehmen, aber wenn man diese Kritik ernst nimmt, muss man an einem Konzept arbeiten, wie eine bessere Kooperation zwischen dem Verein, wo sehr viel Fachwissen vorhanden ist, und den Stellen, die diese Beratung und diese Expertise brauchen, funktionieren kann.

Und last but not least wären dann mit diesem neuen Konzept die Ressourcen den geänderten Anforderungen anzupassen.

Ich betrage die sofortige Abstimmung dieses Antrages, und ich hoffe, dass Sie angesichts der Kritik, die nicht nur von uns gekommen ist, sondern auch von vielen Menschen aus der Community und aus dem Verein, aus der Beratungsstelle selbst auch, ein bisschen die Möglichkeit hatten, darüber nachzudenken, und dass Sie Ihre Entscheidung revidieren werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir haben einen tatsächliche Berichtigung angemeldet von Mag Jung. Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! 

Die Frau Kollegin hat vorhin ein Zitat verwendet mit den Worten, sie ist nicht erfreut, dieses zu verwenden. 

Frau Kollegin, ich darf sie vielleicht darüber aufklären. Dieses Zitat „Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan ..." hat nichts mit einem Schwarzafrikaner oder etwas Ähnlichem zu tun, sondern das ist der Räuber Mohr von Schiller. Das ist ein ganz gewöhnlicher Einheimischer gewesen. Also das rassistische Zitat war da nicht gegeben. Sie brauchen es nicht zu bedauern, wenn Sie es verwenden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Gut. Danke für den Hinweis. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Mag Feldmann. Bitte sehr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich möchte nur ganz kurz begründen, warum wir dem Antrag der Grünen nicht zustimmen. 

Trotz intensiver weltweiter Initiativen ist die Tradition von Genitalverstümmelung nicht überwunden worden, und die betroffenen Frauen und Mädchen brauchen sowohl psychologische als auch soziale, aber auch medizinische Beratung, und die ist in diesem Sinne im FEM Süd gegeben. Mir ist wichtig, dass diese Beratung professionell vonstatten geht und dass FGM soweit wie möglich verhindert wird, die Betroffenen idealst betreut, unterstützt und beraten werden. Die Beratungsstelle „Bright Future" hat diesen Anforderungen nicht entsprochen, und so ist es doch ganz legitim und begrüßenswert, eine erfolgreichere Lösung herbeizuführen.

Der medizinische Aspekt ist für uns, wie gesagt, ein wichtiger, und FEM Süd entspricht den Voraussetzungen, bietet höchst erfolgreich niederschwellige Beratung an, hat im letzten Jahr 14 000 Kontakte gehabt. Es bietet bereits jetzt psychologische Beratung und gynäkologische Beratung an, also ich nehme an, dass es auch in der Lage sein wird, sich diesem Thema erfolgreich zu widmen. 

Ich würde allerdings anregen, dass sämtliche Vereine, die damit zu tun haben, inkludiert werden in einen Know-how-Austausch, in einem Beirat oder wie auch immer, damit die Sache erfolgreich vorangetrieben werden kann.

Wir begrüßen die Eingliederung der FGM-Bekämpfung in das FEM Süd. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster : Danke schön. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Stadt Wien engagiert sich seit mehreren Jahren wirklich intensiv hinsichtlich dieses so sensiblen Themas FGM, der weiblichen Genitalverstümmelung. Liebe Kollegin Korun, hier mit diesen Worten zu spielen, wir schmücken uns mit dieser Beratungsstelle, ist nicht angebracht. Ich glaube, dieses Thema ist zu sensibel, die Betroffenen haben zu viel durchgemacht, um hier solches Kleingeld zu schlagen. 

Es ist wichtig, die Hilfe und das Beratungsangebot zu verbessern, es auszuweiten, und das wollen wir nun mit dieser Verbesserung auch erreichen. Das bestehende Know-how wollen wir aufgreifen, wir wollen es einbinden, wir wollen die Beratung auf breitere Beine stellen. 

Auch die Vorsitzende des Vereines, Etenesh Hadis, die als die Expertin für FGM in Österreich gilt, wollen wir einbinden, ihr tolles Know-how und Expertinnentum einfließen lassen. Nächste Woche gibt es dazu mit unserer Stadträtin einen Termin mit Etenesh Hadis. 

Und Worte wie der „Verein wird entsorgt" oder, wie Sie auch im Ausschuss gesagt haben, er wird „abgedreht", die weise ich von dieser Stelle aus vehement zurück, denn die Stadt übernimmt in dieser Frage Verantwortung. Wir kümmern uns um die Betroffenen, wir wollen diesen Frauen die bestmögliche Unterstützung zukommen lassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Beratungsstelle „Bright Future" wurde 2005 als Projekt eingerichtet, als österreichweit einzigartige Beratungsstelle, wie Sie schon gesagt haben. Es soll die Unterstützung bis Ende September 2007 weitergehen. Das soll ein lückenloser Übergang sein, um parallel dazu im FEM Süd die Beratungsstelle aufzubauen. Also es ist wird hier wirklich einen schönen Übergang gegeben, vom 1. Juli weg bis Ende September im FEM Süd diese Beratungen parallel stattfinden zu lassen. 

Wichtig: Es wurde als Projekt initiiert, es war von Anfang an klar, hier eine Evaluierung zu machen, dass wir Erfahrungen austauschen, dass wir die Zielerreichung, die Akzeptanz und die Wirkungsmöglichkeiten beleuchten, bewerten. Gespräche gab es schon seit über einem Jahr. Es wurden immer wieder Erfahrungen ausgetauscht, es ging darum, zu sehen, welche Entwicklungspotenziale sind gegeben, welche Veränderungspotenziale sind möglich. 

Sehr bedenklich finde ich in diesem Zusammenhang auch, Frau Kollegin Korun, dass Sie in Ihrem Beschluss- und Resolutionsantrag eine interne Evaluierung zitieren. Sie zitieren aus einem Paper, das sie gar nicht haben, Sie picken sich Punkte heraus, die Ihnen passen, lassen aber vieles aus, blenden viele Punkte aus, die für uns so wichtig sind, um hier eine Verbreiterung dieser Beratungsstelle zu erzielen. 

Die Evaluierung, aber auch eine Wiener Studie unter Gynäkologinnen, Kinderärztinnen, Hebammen und auch der FGM-Gipfel im Februar dieses Jahres haben folgende Punkte herausgestrichen: 

Es sind die Betroffenen aus den verschiedensten Kulturkreisen und Regionen, es sind nicht nur Frauen aus Afrika. Das heißt, wir brauchen einen breiteren Zugang zu dieser Beratung. 

Weiters: FGM ist so hochgradig tabuisiert, weshalb ein niederschwelliger und neutraler Zugang zu der Beratungsstelle notwendig ist, der ja bei der „Bright Future"-Beratung nicht wirklich gegeben war. Wenn man in die Beratungsstelle im 9. Bezirk kommt, hat man doch irgendwie den Stempel: Ich gehe zur FGM-Beratung. Hier ist wirklich ein niederschwelliger, neutraler Zugang wichtig.

Die Betroffenen leiden an Traumatisierungen. Was Sie in Ihrem Antrag formulieren, das irgendwie an den medizinischen Bereich anzukoppeln, greift zu kurz. Die Erfahrungen, die Evaluierungen haben uns gezeigt, dass es wichtig ist, an psychologisch-therapeutische und medizinisch-gynäkologische Unterstützung anzukoppeln. (GRin Mag Alev Korun: Genau das ist ja passiert in diesem Verein!)

Auch ist es wichtig, hier innerhalb der verschiedensten Communities Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung zu schaffen. Bisher war es ja wirklich nur einschlägig eine Frauenorganisation. Wir möchten ja auch die Kooperation, die Zusammenarbeit in den verschiedensten Communities und auch der vielen verschiedenen MultiplikatorInnen aus diesem Bereich.

Die wichtigen Schlussfolgerungen: Die Erfahrungen und die Erkenntnisse aus der Evaluierung haben uns gezeigt, dass es wichtig und sinnvoll ist, diese Beratungsstelle näher an den Krankenhausbereich zu rücken. Die Akzeptanz der Thematik wird dann auch bei MultiplikatorInnen in diesem medizinischen Bereich steigen. Es ergeben sich auch tolle Synergien im gynäkologischen, geburtshilflichen und chirurgischen Bereich. Nicht zuletzt ist es der wichtige niederschwellige, neutrale und anonyme Zugang, den ich hier noch einmal ganz vehement erwähnen möchte. 

Mit der Anbindung an FEM Süd verstärken wir somit das Engagement der Stadt Wien für Betroffene von FGM und sichern ein bedarfsorientiertes Beratungsangebot. Es wird dann, wie Sie schon angesprochen haben, eine zusätzliche Mitarbeiterin vor Ort geben. Es ist ganz wichtig, dass hier eine entsprechende fachliche, kulturelle und sprachliche Kompetenz vorhanden ist bei dieser Mitarbeiterin. Es ist wichtig, dass sie auf jeden Fall aus der Community kommen muss. Die angesprochenen Honorarkräfte der Beratungsstelle, die jetzt mit „Bright Future" abgerechnet haben, können dann auch weiter mit FEM Süd abrechen. Also das ganze Know-how, die ganze Expertise, dieses Fachwissen wird auch zu FEM Süd transferiert, es geht auf keinen Fall etwas verloren.

Wir wollen dort einen Kompetenzbeirat verankern, der für die Community-gerechte Qualitätssicherung sorgen soll. Der Vorsitz soll aus verschiedensten VertreterInnen der wichtigsten Organisationen in diesem Bereich bestehen, so auch aus den afrikanischen Frauen. Wir haben, wie gesagt, nächste Woche noch einen Termin, um diese Zusammenarbeit, die uns sehr wichtig ist, noch einmal zu besprechen.

Abschließend möchte ich mit vollster Überzeugung von hier noch einmal sagen, dass mit dem Standort FEM Süd ein wichtiger, guter und richtiger Standort mit psychologisch-medizinischer als auch interkultureller Kompetenz gewählt wurde. Der Standort verfügt über ein Höchstmaß an Anerkennung, wie Sie selbst erwähnt haben, auch bei MigrantInnen. Wichtig ist, ich kann davon nicht abgehen, der neutrale und niederschwellige Zugang und die größtmögliche Zielgruppenorientierung, die uns dieser Standort geben wird.

Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zu den vorliegenden Akten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke der Frau Berichterstatterin für das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen werden.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 8 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Unterstützung von ÖVP, FPÖ und SPÖ so beschlossen.

Zur Postnummer 8 liegt mir auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen vor. Ist vor Kurzem begründet worden. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 10. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 10 ihre Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird einstimmig so angenommen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 11 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 12. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 12 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die der Postnummer 13 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird auch von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nun kommen wir zur Abstimmung der Postnummer 14. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Postnummer 14 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat daher die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neuerlassung der Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden diesem Aktenstück, nämlich der neuen Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien, aus verschiedensten Gründen nicht zustimmen. Aber ich möchte eigentlich den Akt zum Anlass nehmen, etwas zu berichten, was mich eigentlich schon sehr beeindruckt hat, und zwar negativ beeindruckt hat. Es passt ganz gut in diese Geschäftsordnungsdebatte, die keine sein wird, weil sich sonst niemand gemeldet hat.

Es hat immer das Dezernat 4 bei der Baudirektion in Wien gegeben, ungefähr bis 1997. Genau kann ich das nicht mehr feststellen. Die waren für die ganzen Kollaudierungen zuständig. Man hat das abgeschafft. Heute wissen wir, dass das sicher kein sehr optimaler Schritt gewesen ist. Man hätte sich organisatorisch ein bisschen etwas anderes oder Neueres einfallen lassen können, man hat es aber konkret abgeschafft. Das Dezernat 4 ist dann sozusagen in das Dezernat 2 übergegangen. Dieses Dezernat 2 war - und das ist der springende Punkt - die letzte präventive Instanz, die die Stadt Wien im Bereich der Ausschreibungen hatte. Die Aufgabe des Dezernats 2 war nämlich ursprünglich, alle Ausschreibungen zu prüfen, alle Ausschreibungen mit den Beamten, mit den Magistratsdienststellen auszuarbeiten, beratend zur Seite zu stehen, ist aber schlussendlich die letzten Jahre eigentlich nur mehr eine gute Servicestelle für die Kontrahenten auf der einen Seite und vor allem für Wiener Wohnen geworden. Dieses Dezernat 2 wurde relativ kurzfristig, wenn ich richtig informiert bin, in der derzeitigen Organisation eigentlich aufgelöst. Es wurde vom Baudirektor Weber kompetenzmäßig, nicht personell, hauptsächlich kompetenzmäßig, weggenommen und vom Herrn Dr Zörner, dem Bereichsdirektor des Rechts in der Baudirektion, übernommen, wobei sich die Frage stellt, warum das wirklich geschehen ist. Das hat überhaupt nichts mit der Person des Dr Zörner zu tun, den ich durchaus schätze. Aber er hat, wie gesagt, nur die Kompetenzen und nicht das Personal übernommen. Vielleicht übernimmt er den einen oder anderen noch. Aber seit 1870, und das wissen alle, die sich ein bisschen mit der Geschichte des Magistrats und der Stadt Wien beschäftigen, seit dem Anfang, hat sich dieses Dezernat 4, das ursprüngliche beziehungsweise Vorgänger, die sich mit ähnlichen Aufgaben wie Kollaudierungen, Ausschreibungen beschäftigt haben, immer unter dem Baudirektor befunden. Jetzt ist es plötzlich kompetenzmäßig im Bereich der Baudirektion, allerdings beim Recht.

Was ist da eigentlich passiert? Das ist eine Frage, die mir eigentlich niemand beantworten konnte. Vielleicht kann es mir heute jemand beantworten. Hängt das vielleicht damit zusammen, dass das Dezernat 2 in den letzten Jahren durchaus bei Ausschreibungsfehlern von Wiener Wohnen - das wissen wir alle, dass es die gegeben hat, nicht unter dem jetzigen Stadtrat, aber unter dem vorhergehenden - vielleicht ein bisschen zu akribisch geprüft hat, ein bisschen zu akribisch die Stellungnahmen abgegeben hat? Weil Sie können sich vielleicht erinnern, gerade bei Wiener Wohnen sind in den letzten zwei bis drei Jahren etliche Ausschreibungen wiederholt worden, mussten wiederholt werden, Kontrahenten wurden gestrichen und schlussendlich sind jetzt Suspendierungen aufgetaucht, wobei natürlich die Unschuldsvermutung gilt. Waren die im Dezernat 2 vielleicht ein bisschen zu lästig? Waren sie zu unangenehm? Die Frage muss man sich schon stellen, wenn man weiß, dass die in Zukunft nicht mehr die Serviceleistungen bieten können. Ich frage mich, wer in Zukunft diese Arbeiten übernehmen wird.

Meine Damen und Herren, zum Akt selbst: Erstens ist er unlesbar für jemanden, der sich inhaltlich wirklich dafür interessiert und das gegenüberstellen will. In früheren Zeiten hat man das noch alles schriftlich ausgesandt. Ich bin schon ein bisschen ein älterer Mensch und habe das Vis-à-vis-Stellen immer gern gehabt. Ich habe mir das jetzt am Computer angeschaut. Da finden Sie auf der linken Seite auf Seite 2 den § 30, aber der adäquate § 29, der neue, steht dann irgendwo, wenn Sie weiterkurbeln, drei Seiten später. Also eine tatsächliche Gegenüberstellung, ein tatsächlicher Vergleich ist einem Nichtjuristen, einem, der sich wirklich für die Vorgänge und Strukturierungen interessiert, eigentlich gar nicht möglich.

Die ursprüngliche Geschäftsordnung war unserer Ansicht nach relativ klar formuliert. Die habe sogar ich fast hundertprozentig verstanden. Es waren Strukturen erkennbar. Sie war lesbar. Jetzt ist sie sehr schwammig formuliert. Die Konsequenz dieser gesamten Neugestaltung ist in Wirklichkeit eigentlich eine Rezentralisierung auf allen Ebenen der Stadt Wien und des Magistrats, ist durchaus eine Stärkung von Leitern, von dezentralen Leitern, wogegen ich überhaupt nichts hätte, nur ist für die mittlere und untere Ebene der Mitarbeiter der Stadt Wien durchaus die Gefahr von persönlichen Willkürakten im Raum stehend. Ich möchte das niemandem vorwerfen. Es wird wahrscheinlich auch nicht passieren. Aber es gibt auch gar keine Konsequenzen. Früher waren die Abteilungen komplett durchstrukturiert. Man wusste, wer wofür zuständig ist. Wenn Sie die neue Geschäftsordnung genau durchlesen, ist es nicht in allen Fällen so. Aber, wie gesagt, der Anlassfall war wirklich die erschütternde Auflösung des Dezernats 2. Da konnte mir niemand beantworten, warum das so war.

Wir werden diese Geschäftsordnung des Magistrats, dem ich alles Gute mit der neuen Geschäftsordnung wünsche, aber trotzdem ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Madejski, das Dezernat 4 oder Dezernat 2 ist in keiner Weise Gegenstand dieses Geschäftstücks, weshalb ich mich als Berichterstatter dazu nicht äußere. 

Zum Akt selbst ist zu sagen, dass es die Hauptaufgabe dieser Geschäftsordnungsänderung des Magistrats ist, durchgehend eine geschlechtsneutrale Formulierung herzustellen. Überall, wo „Magistratsdirektor" steht, steht jetzt „beziehungsweise Magistratsdirektorin". Überall, wo „Bürgermeister" steht, steht „beziehungsweise Bürgermeisterin". (GR Dr Herbert Madejski: Das ist nur ein Teil!) Also ein Hauptinhalt ist, im Rahmen der Gender-Mainstreaming-Sache eine Neuerlassung durchzuführen. Das war ein ganz wichtiger Punkt. Ich glaube, der war auch hoch an der Zeit. (Beifall bei der SPÖ!) 

Eine Rezentralisierung kann ich nicht erkennen. Ich habe mir das jetzt noch extra angeschaut, die übrigens sehr übersichtliche Gegenüberstellung, zumindest papiermäßig. Ich weiß nicht, wie es bei dir im Computer ist, aber papiermäßig finde ich, ist es eine sehr schöne Gegenüberstellung von alter Rechtsordnung und neuer Rechtsordnung. (GR Dr Herbert Madejski: Ich drücke mir doch keine 120 Seiten aus!) Da stehen bei „Dienststellenleiter und Dienststellenleiterinnen" einige Sachen, die neu sind. (GR Dr Herbert Madejski: Wir bekommen alles nur mehr elektronisch!) Das ist beispielsweise die Festsetzung der Urlaubszeiten oder die Auflösung von Dienstverhältnissen nach der Dienstvorschrift für Aushilfs- und Saisonbedienstete 1997, soweit die Dienststelle für die Aufnahme zuständig ist. Ich will jetzt nicht alles vorlesen, aber es sind nicht sehr tiefgehende Dinge, die neu sind. Also eine besonders große neue Macht der Dienststellenleiter gegenüber den Mitarbeitern ist hier empirisch nicht erkennbar. 

Auch sonst, glaube ich, kann man nicht sagen, dass es schwammig formuliert ist. Ganz im Gegenteil, es sind jetzt gewisse Paragraphen entfallen, da sie ohnehin entsprechende Regelungen in der Kanzleiordnung finden beziehungsweise hat man alles eher gestrafft. Ich finde, es ist eine im Großen und Ganzen sehr gelungene Änderung der Geschäftsordnung des Magistrats, der wir zustimmen sollten. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Gesellschaft gegen Sekten- und Kultgefahren. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Ich komme daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und FPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Community TV-GmbH. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag (FH) Wehsely, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

In aller Kürze: Wir diskutieren die Subvention an die Community TV-GmbH, allseits bekannt, oder weniger bekannt, als Okto-TV. Wir werden diesen Akt ablehnen, nicht ganz unerwartet. 

Wenn Okto-TV überhaupt bekannt ist, dann eher vom Wegschauen oder vom Wegschalten. Die Subvention fürs Jahr 2007 beläuft sich auf 486 000 EUR, für 2008 und 2009 jeweils auf 980 000 EUR. Die Gemeinde Wien erachtet die Subvention als sinnvoll, steht im Akt. Mit den Mitteln, die für heuer schon zur Verfügung gestanden sind, konnte kein Auslangen gefunden werden. Deswegen sollen heute noch einmal 486 000 EUR fürs heurige Jahr dazugeschlossen werden, sprich, auch heuer bekommt Okto 980 000 EUR. Sie beschließen also heute hier mit unserer Gegenstimme eine 3-Jahres-Förderung in der Höhe von knapp 3 Millionen EUR im Voraus. Deswegen lehnen wir diesen Akt auch ab, weil der Förderzeitraum viel zu lang ist, die Summe viel zu hoch ist und wir nicht für solche Blankounterschriften - unter Anführungszeichen - zu haben sind. 

Interessant ist im Akt auch die Finanzplanung vom Jahr 2007 bis zum Jahr 2009, die angeführt ist. Die Summe der Personalkosten beträgt 807 000 EUR, die Summe der Sachkosten 438 000 EUR. Man sieht also, die Personalkosten übersteigen die restlichen Kosten um das Dreifache, also 75 Prozent für das Personal. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben heute schon über den kostenlosen Kindergarten gesprochen, den sehr viele Fraktionen hier im Haus fordern, nämlich für drei Jahre wurde gesprochen, für einen Rechtsanspruch auf den kostenlosen Kindergarten. Wenn man die 3 Millionen EUR für die nächsten drei Jahre für den Kanal Okto umlegt, könnten wir uns leisten, 3 600 Kindergartenplätze zu finanzieren. Das nur als kleines Beispiel im Vergleich. 

Wir werden diesen Akt ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ganz im Gegenteil zum Kollegen Gudenus freuen wir uns jedes Mal, wenn wir Geld für Okto beschließen dürfen, weil Okto einfach zu einem unverzichtbaren Bestandteil in Wien geworden ist und weil die Sendungen, die man dort sieht, einfach spannend sind, weil sie Aspekte und Menschen zeigen und Themen ansprechen, die wir in anderen Medien, auch im ORF, viel zu selten zu sehen bekommen. Deshalb glauben wir, dass Okto wichtig ist und dass diese 900 000 EUR gut angelegtes Geld sind. 

Im Übrigen glauben das nicht nur die GRÜNEN und die SPÖ, sondern auch im „Falter" von dieser Woche wird Okto groß gelobt. „Okto ist mir generell eine Freude.", schreibt Hermes Phettberg, „So intelligent rede, sehe und höre ich nie wen sonst am Bildschirm." Und dann erzählt er seine Fernseherfahrungen bei Okto, die wahrhaftig interessant und spannend klingen. 

Wir unterstützen also Okto und das Community TV von Herzen und wünschen uns auch für die nächsten Jahre viel Erfolg für dieses Projekt, von dem wir glauben, dass es wichtig ist, dass es ein wichtiger Beitrag zur Meinung von Medienvielfalt in unserer Stadt, aber auch in unserem Land ist. 

Das Thema Meinungs- und Medienvielfalt ist auch der Inhalt von zwei Beschluss- und Resolutionsanträgen, die ich hier einbringe:

Ein gemeinsamer von SPÖ, ÖVP und uns, der die Bundesregierung auffordert, eine Förderschiene für elektronische Medien aufzubauen, die über die derzeitige Fernseh- und Digitalisierungsförderung hinausgeht und einen Schwerpunkt bei der Förderung von nichtkommerziellen elektronischen Medien sowie bei der Ausbildung und Content-Entwicklung für elektronische Medien hat. Wir glauben, dass das ein sehr sinnvolles Ziel ist und freuen uns, dass es zu einem gemeinsamen Antrag gekommen ist. 

Wir haben einen etwas weitergehenden Antrag eingebracht, weil wir doch gerne konkretisieren wollen, was wir uns genau darunter vorstellen, nämlich eine Förderung, die tatsächlich die Eigenproduktionslandschaft in Österreich stärkt, die sowohl den kommerziellen als auch nichtkommerziellen Privatmedien zur Verfügung und offen steht und die tatsächlich auch den Online-Bereich abdeckt. Dafür ist natürlich Geld notwendig. Dafür geht es natürlich um gewisse Summen. Wir glauben, dass 45 Millionen EUR in etwa die Größenordnung sind, die angesetzt werden sollte. Einen Teil dieses Geldes gibt es ja beim Finanzministerium in Form der einbehaltenen GIS-Gebühren, also all jener Gebühren, die Sie und ich sowieso zahlen und die wir in der Erwartung zahlen, damit auch öffentliche Inhalte, öffentlich-rechtliches Interesse im weitesten Sinne zu unterstützen und zu fördern. Der restliche Teil ist ein Teil, von dem wir glauben, dass er es uns einfach wert sein sollte, dass Meinungsvielfalt in einem Land mit einer derartigen Medienkonzentration wie Österreich einfach notwendig ist, um in diesem Feld zu ermöglichen, dass die Privatsender auch gegenüber dem ORF bestehen können, vor allem dort, wo es um kommerzielle Interessen geht, um damit auch tatsächlich dieses duale Rundfunksystem zu ermöglichen, von dem so oft die Rede ist, in einer Landschaft, die sehr stark vom ORF dominiert ist und viele der Kommerziellen in schwierige Lagen bringt, wo dann plötzlich kein Geld mehr für das da ist, was wir, glaube ich, alle teilen, nämlich für die Wichtigkeit von Meinung und von Information. In diesem Sinne bringe ich einen Antrag der GRÜNEN ein:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, bis Herbst ein Modell für die Förderung privater Medien zu erarbeiten und zu diskutieren sowie bis Jahresende umzusetzen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Sehr geehrte Damen und Herren, Meinungsvielfalt und Medienvielfalt ist wichtig, Okto ist wichtig und eine Medienförderung ist auch wichtig! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wie schon erwähnt und aus der Tagesordnung ersichtlich, beschließen wir gerade eine 3-Jahres-Subvention für Okto und stehen damit an der Schwelle, wenn man so will, zwischen der Ausbau- und Konzeptions- und Anlaufphase des Community TV in Wien und damit des ersten Community TV in Österreich. Im laufenden Betrieb in der Zukunft und mit dieser 3-Jahres-Subvention verspricht sich Okto, die das gewünscht haben, und natürlich auch die Stadt, die das hiermit ermöglichen will, nicht nur die Unterstützung des guten Projekts, sondern auch Planungssicherheit in der Zukunft. 

Okto hat sich in nur kurzer Zeit seines Bestehens, ein bisschen mehr als ein Jahr jetzt on air, als fixer Player in der Stadt etabliert. Wenn man, so wie im Übrigen alle Fraktionen in diesem Haus, außer der FPÖ, sich selbst dafür interessieren würde, vorbeischauen würde, mit den Oktonauten reden würde, dann wüsste man aus vergleichbaren Studien, die angestellt wurden, dass es eine erstaunliche Reichweite erreicht hat. Okto kommt bei Weitem an vergleichbare Community-TV-Projekte in Deutschland heran, die aber seit den 70er Jahren senden und die Chance hatten, das aufzubauen. Okto kommt aber auch, und das nach eineinhalb Jahren, an den zum Beispiel kleineren Privatsender Puls in Wien heran. 

Es gibt eine Vielzahl an Communities, die Programm machen. Okto ist ein partizipativer und diskurser Raum, vermittelt darüber hinaus Medienkompetenz und ist eigentlich eine von den vielen Bildungseinrichtungen der Stadt. Deshalb möchte ich von dieser Stelle aus den Programmmacherinnen und Programmmachern und dem Team von Okto ganz herzlich zu diesem Start gratulieren und Danke sagen! Natürlich ist es eine Selbstverständlichkeit für mich, dass wir das gerne unterstützen! Diese Selbstverständlichkeit äußert sich in diesen 
3-Jahres-Subventionen für Okto, aber auch für Radio Orange, einem weiteren offenen partizipativen Medienprojekt im Radiobereich. Es äußert sich aber auch in ganz anderen Dingen, wie der Unterstützung der Stadt für das „wienXtra-medienzentrum“, für den „ICE“ und „netbridge“, zum Beispiel für den Schwerpunkt zum Thema Computerspiele im September, auch eine Sache, die mit großer Mehrheit beschlossen wurde, über die Förderschiene und viele andere Dinge. Auch die Stadt bekennt sich zu ihrer Rolle und Funktion als Förderin der Medienlandschaft, des offenen und auch des partizipativen Bereichs, aber natürlich auch der Stadt als Wirtschafts- und Medienstandort. Wir haben an dieser Stelle schon öfter über das Media Quarter Marx gesprochen, wo 35 000 m² Bruttogeschoßfläche gerade für den Medienbereich neu errichtet werden. 

Jetzt aber zu den von Marie Ringler bereits angesprochenen Punkten der Medienförderung: Die Presse- und Publizistikförderung hat in Österreich eine lange Tradition, muss aber auch auf Grund dieser Tatsache immer wieder überdacht werden. Gerade von Wien ausgehend gab es eine ziemliche Entwicklung im elektronischen Medienbereich, im offenen Medienbereich. Das wollen wir mit unserem Antrag unterstützen. Ich freue mich auch sehr, dass es ein so breiter Antrag geworden ist. 

Ich möchte kurz nur den Schlusstext vorlesen, das ist nämlich der, dass wir den Gemeinderat ersuchen, die Bundesregierung zu ersuchen, eine Förderschiene für elektronische Medien aufzubauen, die über die derzeitige Fernseh- und Digitalisierungsförderung hinausgeht und ihren Schwerpunkt bei der Förderung nichtkommerzieller elektronischer Medien, der Ausbildung sowie Content-Entwicklung für elektronische Medien hat.

Ich glaube, dass damit wirklich ein starkes Zeichen von einer großen Mehrheit in diesem Bundesland ausgeht, in dem eigentlich fast der ganze Medienbereich Österreichs präsent ist. Ich meine, man soll nie präpotent sein, aber es ist ein Großteil der Wertschöpfung, die in Österreich im Medienbereich passiert, in unserer Stadt, ein Großteil der neuen Ideen, die im Medienbereich passieren, in unserer Stadt. Wenn wir hier ein Zeichen an den Bund für eine neue Förderungslinie senden, die speziell im partizipativen Bereich mitdenkt, dann, glaube ich, ist das ein starkes Signal, worüber ich mich freue. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Wird von ÖVP, SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es sind zwei Beschluss- und Resolutionsanträge eingebracht worden.

Der erste Antrag, der zur Abstimmung kommt, ist der Antrag der Grünen, betreffend medialen Vielfaltfonds, begründet wurde er im Debattenbeitrag.

Daher die Frage, wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Dann gibt es einen gemeinsamen Antrag der SPÖ, der Grünen und der ÖVP, betreffend Förderung elektronischer Medien.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Postnummern 72 und 74 der Tagesordnung, sie betreffen den Verkauf von Liegenschaften im 11. Bezirk, KatG Simmering, und im 22. Bezirk, KatG Eßling, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der Fall.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Verkauf einer Liegenschaft in Simmering und eines Grundstücks in Eßling, das sind die zwei Geschäftsstücke Postnummern 72 und 74. Es gewinnt zweimal der Höchstbieter, damit eigentlich nichts Spektakuläres. Aber ein Blick auf den Käufer zwingt uns zur Ablehnung dieser zwei Geschäftstücke. Den Zuschlag erhielt die „Semsem" Liegenschaftsverwertungs GmbH. 

Wer ist das? Wir haben das hier schon ein paar Mal besprochen, aber wir sind ja nicht immer im gleichen Setting, es sind ja nicht immer von den 100 Gemeinde-
rätInnen dieselben 45 anwesend. Daher ist es für den einen oder die andere vielleicht neu. Also wer ist die „Semsem"? Was sagt der Kreditschutzverband? Der KSV 1870 hat eine klare Position und sagt oder schreibt: „Rating: erhöhtes Risiko. Das KSV-Rating des Unternehmens ist schlechter als der Branchendurchschnitt." Jetzt wissen wir, wenn wir bei einer Liegenschaftsverwertungs GmbH sind, ist der Branchendurchschnitt ohnedies nicht allzu gut. Die liegen noch unter dem Branchendurchschnitt. Der KSV 1870 empfiehlt, bei Geschäfts- und Kreditverbindungen auf die Risikosituation des Unternehmens Bedacht zu nehmen und ein allfälliges Engagement verstärkt abzusichern. Also der KSV ist, in aller Kürze, nicht ganz glücklich mit der Firma. 

Welche Erfahrungen hat jetzt die Gemeinde Wien schon mit der Firma „Semsem" gemacht? Da gibt es den Fall Graf-Starhemberg-Gasse im 4. Bezirk, Ordnungsnummer 28. 1986, vor 20 Jahren, kaufte die „Weitblick“ Liegenschaftsverwertungs- und Handelsgesellschaft mbH dieses Haus. Die Firma hat heute noch ihren Sitz dort. Der Geschäftsführer ist ein Dipl-Ing Dr Abouelenin. Der geht 2002 in Konkurs, nicht wie so viele mit ein paar Hunderttausend Euro, sondern mit 55,7 Millionen EUR geht er in Konkurs, damals, im Jahr 2002, der zweitgrößte Konkurs des Landes, geschlagen nur vom LIBRO, der nicht leicht zu überbieten war. 2003 verkauft „Weitblick“ dieses Haus, und zwar an „Semsem". Jetzt sind wir wieder bei denen. 2004 Neuauflage des Flächenwidmungsplans auf Bauklasse IV. Gegen diesen Plan gibt es - sehr selten bei Flächenwidmungen und Bauplänen - tausend Stellungnahmen. Im Juni 2005 ein beschleunigtes Bauverfahren nach § 70 Bauordnung, daher keine Bauverhandlung notwendig. Dann mehrere Planauswechslungen. Die Einsicht in diese Pläne wurde den Hausverwaltungen der Nachbarhäuser 26 und 30 seitens der Baupolizei rechtswidrig nicht verboten, aber die Einsicht wurde so lange verzögert, dass es schwierig war, Einsprüche zu machen. Die kurzzeitige Baueinstellung wegen einer möglichen Einsturzgefährdung des Nebengebäudes ist auch erfolgt. Alles Geschäfte, die von der Gemeinde Wien mit der Firma „Semsem" gelaufen sind. Trotz dieser Faktenlage laufen die Geschäfte fleißig weiter. „Semsem" kauft Wichtelgasse 25-27 in Ottakring. Das ist eine Liegenschaft, die laut Wohnhäuserverzeichnis der Stadt Wien, Ausgabe 1998, ein Gemeindebau hätte werden sollen. Ist aber keiner geworden, sondern man hat das Grundstück „Semsem" verkauft. Die machen natürlich etwas ganz anderes als einen Gemeindebau. „Semsem" kauft aber einen ehemaligen Gemeindebau im 19. Bezirk, in der Chimanistraße 61. Bei der Abwicklung gibt es Probleme mit dieser Firma. Es kommt zu Schwierigkeiten mit der Bankgarantie. All das ist nicht nur mir bekannt, sondern natürlich auch der Gemeinde Wien. 

All das haben die GRÜNEN veröffentlicht. Es ist auch in einigen Medien und natürlich auf der Homepage erschienen. Für all das wurde ich von „Semsem" geklagt. Es ist bei Baufirmen nicht unüblich, dass sie relativ schnell mit Klage oder zumindest mit Klagsdrohungen bei der Hand sind. Diesmal ist es tatsächlich passiert. Eine Klage läuft. Es gibt eine einstweilige Verfügung, weil wir unter anderem behauptet haben: „Öffentlich bekannte Schwierigkeiten von ‚Semsem’ gibt es." - Das war das Zitat. Es wurde geklagt, weil das kreditschädigend ist. Das Gericht kommt zum Schluss - es war schon gerichtsanhängig und ist erstinstanzlich schon entschieden -, dass eine schlechte finanzielle Situation, eine Baueinstellung, die Verhängung einer Zwangsstrafe durch Verzögerung bei der Vorlage einer Bankgarantie in Summe durchaus als Schwierigkeiten zu qualifizieren sind. Die Firma hat Schwierigkeiten mit dem Geld, kann keine Bankgarantie bringen, hat Verzögerungen bei Baueinstellungen und so weiter. Natürlich sind das Schwierigkeiten. Das darf man zum Glück in diesem Land auch sagen. Es wurde erstinstanzlich abgewiesen. Öffentlich bekannt, weil das ist auch umstritten gewesen, sind die Vorfälle unter anderem, weil sie hier besprochen wurden. Das Gericht sagt, wenn das in einem Protokoll des Gemeinderats steht, dann ist das öffentlich bekannt, wiewohl ich nicht glaube, dass die Protokolle massenweise gelesen werden. Aber sie sind öffentlich zugänglich und in den Medien wurde auch darüber berichtet. Unter anderem ist es auch deswegen wichtig, dass ich das alles wieder für das Protokoll sage, weil damit ist es wieder öffentlich bekannt und man kann das andernorts wieder sagen, ohne dafür geklagt zu werden beziehungsweise ohne dass man erfolgreich geklagt wird. Geklagt haben sie nämlich schon. „Semsem" hat 709,74 EUR erstinstanzliche Provisorialverfahrenskosten zahlen dürfen. Das ist nicht viel Geld, aber wir haben immerhin nichts gezahlt. Das war im Juli 2006. 

Am 3. Oktober 2006 schreibt die MA 37 an die Bezirksvorsteherin des 4. Bezirks, an Frau Susanne Reichard. Nachdem der Herr Manfred Itzinger, Klubobmann der GRÜNEN im 4. Bezirk, eine Eingabe gemacht hat, hat die MA 37 überprüft, ob das stimmt, was der Herr Itzinger behauptet. Ja, es hat gestimmt, nämlich ein Verbindungsgang zwischen Straßentrakt und Hoftrakt entlang der rechten Grundgrenze wurde ohne jegliche baubehördliche Bewilligung errichtet. Das sagt die MA 37. 

Beim Handelsgericht am 6. Dezember 2006, wir sind schon wieder im nächsten Verfahren, fehlt die Geschäftsführerin der Klägerin unentschuldigt. Aber das tut nichts zur Sache. Auf die Frage: „Gab es Baueinstellungen?", hält das Gericht fest: „Es gab einen Bauauftrag und vier Baueinstellungen. Die entsprechenden Kopien wurden angefertigt." Und Zitat noch einmal: „Es wurde ein Baustopp verhängt."

All das ist allen klar, kennen alle, haben wir im Wohnausschuss besprochen, mehrfach hier besprochen. Diese Firma macht der Gemeinde Wien Schwierigkeiten sonder Zahl und erfordert immer wieder, dass sich die Gemeinde einschaltet, die Baupolizei einschaltet und andere Teile der Bediensteten der Gemeinde Wien tätig werden müssen. All das verursacht Kosten. Trotzdem verkaufen wir, oder die Mehrheit im Hause, heute eine Liegenschaft in Simmering und ein Grundstück in Eßling an diese Firma. Warum verkaufen Sie denen überhaupt? Privat würde niemand von uns ein Geschäft mit jemandem machen, mit dem man schon so oft Schwierigkeiten gehabt hat. Warum machen wir das in dem Fall trotzdem? Sie waren Höchstbieter. 

Wir haben das gestern besprochen. Ich halte das noch einmal fest. Wir haben das im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte besprochen. Es wäre günstig für die Gemeinde Wien, wenn wir bei solchen Bieterverfahren ein System hätten, das es uns möglich macht, dass wir einzelne Punkte vergeben dürfen und die Punkte heißen dann unter anderem nicht nur der Preis, sondern zum Beispiel Probleme, wie sie in dem Fall eben vorgekommen sind, führen dazu, dass man entweder einen Punkteabzug hat oder vielleicht gar nicht mehr zum Zug kommt. Damit das keine kreditschädigenden Aussagen für „Semsem" sind, das gilt natürlich für jede Firma. Warum soll man mit einer Firma, mit der man mehrfach nicht nur Wickel, sondern mehrfach Probleme hat, die zu großen Folgekosten führen, nämlich zu großem Personaleinsatz, Geschäfte abwickeln? Es wäre für einen Privaten ganz klar. Würden die zu jemandem kommen, der Privatliegenschaften veräußert und der nur Schwierigkeiten hat, kriegen die einfach keine mehr. Punkt. Ein Privater hat es leicht, weil sich der an keine Bieterverfahren halten muss. Die Gemeinde Wien hat es schwerer. Es wäre günstig, wenn sich die Juristen und Juristinnen im Wohnbauressort mit diesem Bereich auseinandersetzen und wir Ende des Jahres bei der Budgetdebatte Vorschläge auf dem Tisch haben, die wir dann vielleicht im Gemeinderat oder im Landtag, wo es dann hingehört, beschließen können, dass in Zukunft Firmen, die so ähnlich wie „Semsem" arbeiten, nicht mehr zum Zug kommen. Sie haben in den GRÜNEN einen verlässlichen Partner in dieser Frage. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

StR Ellensohn hat praktisch die ganze Geschichte wunderbar aufgelistet. Sie stimmt in jeder Phase. Ich möchte nur einige Punkte ergänzen. 

Von der „Semsem" Liegenschaftsverwertungs GmbH ist der damalige Geschäftsführer in Konkurs gegangen. Seine Ehefrau, Frau Andrea Wagner, ist heute Geschäftsführerin. Vier bis fünf Abtragungsbescheide hat es gegeben. Die Stadt Wien war nicht in der Lage, das Recht durchzusetzen. Das, glaube ich, ist einer der wesentlichen Punkte, zu denen wir heute sagen müssen, dass es schon ein Skandal ist, dass es nicht gelingt, das Recht in dieser Stadt durchzusetzen. Es hat Anrainerbeschwerden gegeben. Es hat illegale Schlägerungen gegeben. Es hat illegale Bauführungen gegeben. Es hat keine Einhaltung der Pläne gegeben. Es hat Chaos auf der Baustelle geherrscht. Wir fragen uns, wie das in dieser Stadt alles möglich ist. Wir haben schon einmal einen „Semsem"-Akt im Ausschuss abgesetzt. Auf unseren Wunsch hin ist das damals passiert. Wir haben geglaubt, dass es in der Zwischenzeit der Stadt Wien möglich ist, irgendein rechtliches Instrument zu finden, um den Verkauf nicht abwickeln zu müssen.

Wir sprechen uns gegen den Vertragsabschluss in diesen beiden Fällen aus. Wir wissen aber, dass wir in diesem Fall keine Mehrheit haben. In diesem Saal muss die SPÖ die alleinige Verantwortung für diesen Fall 
übernehmen! Das bedauern wir außerordentlich! 

Wir glauben aber auch, dass es eine gesetzliche Regelung geben muss, dass solche Fälle, wo der Bieter, der praktisch den Zuschlag erhalten hat, gesetzlich daran gehindert werden kann, dass dieses Bieterverfahren zu seinen Gunsten entschieden wird. Das liegt uns am Herzen. Wir hoffen, dass irgendwann einmal endlich diese gesetzliche Regelung eintreffen wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dkfm Dr Maurer. - Bitte.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich schließe an GR Dworak an und möchte nur dazu sagen, es geht hier und heute nicht darum, ob sich eine Mehrheit findet oder nicht, sondern es geht um die rechtliche Basis, auf der das ganze Verfahren steht. Ich werde darauf eingehen.

Zum StR Ellensohn: Es ist mir schon klar, dass man, wenn man von einer Firma geklagt wird, zu dieser keine besondere Liebe entwickelt. Das ist eine ganz logische Konsequenz.

Ich möchte schon vorausschicken, und das gehört, glaube ich, zu Beginn gesagt, dass diese Geschäftsstücke auf ganz normalem Weg im Rahmen eines Bestbieterverfahrens angeboten wurden und nicht anders angeboten werden konnten. Hätte man nicht den Bestbieter genommen und es wäre dann ein Kontrollamtsbericht mit diesem Inhalt zu lesen gewesen, dann hätte ich auch gerne gesehen, was die ÖVP und die GRÜNEN sagen, wenn man nicht den Bestbieter genommen hätte. Gestern haben wir eine Kontrollamtsdebatte gehabt. Es werden auch kleinste Verfehlungen sehr deutlich gemacht und immer sehr stark hervorgestrichen. Also da gibt es keine andere Möglichkeit.

Es hat Schwierigkeiten mit dieser Firma mit diesem komischen Namen gegeben. Bestimmungen wurden nicht eingehalten, Strafen haben sie bekommen, haben dagegen berufen und jetzt ist die Sache vor dem Verwaltungsgerichtshof, wie wir gehört haben. Übrigens ist jetzt eine andere Geschäftsführung, zwar im Verwandtschaftsbereich, aber gut. Dieser Fall ist vor dem Verwaltungsgerichtshof und es ist halt ein staatsbürgerliches Recht, dass man Bescheide auch vor den höchsten Gerichten dieses Landes bekämpft, ob es einem passt oder nicht.

Ich glaube, man muss reduzieren auf die Frage: Kann man im Nachhinein ein Verfahren korrigieren oder überhaupt rückgängig machen? Ich glaube, da muss ich nicht lange juristisch begründen. Das ist absolut unmöglich.

Zweite Frage: Kann man eine Firma oder jemand anderen, eine andere Person, von einem zukünftigen Verfahren ausschließen? Die Stadt Wien ist derzeit an ein bedingungsfreies Verfahren gebunden, wobei ich da nach derzeitigem Rechtsstand keine Möglichkeit für irgendwelche Punkteabzüge von vornherein sehe. Ausschließungsgründe müssten jedenfalls im Vorhinein exakt festgelegt werden. Es könnte meiner Vorstellung nach nur dann überhaupt passieren, wenn ein begründeter Verdacht besteht, dass wieder verbotene Dinge geschehen.

Da die einzige Sache, die gravierend war, in der Graf-Starhemberg-Gasse passiert ist, so schlimm die Dinge auch waren, wird sich das wohl kaum argumentieren lassen, da viele andere Geschäfte mit dieser Firma abgeschlossen wurden, die in Ordnung gegangen sind. Das wird nicht ganz einfach sein, da es nur mit diesem einen Objekt Probleme gegeben hat.

Sicherlich, die Frage Zahlungsfähigkeit, Liquiditätsprobleme, wäre ein Ausschließungsgrund für die Gemeinde. Das ist sicher richtig. Ob die Nichteinhaltung der Bauordnung dazu ein Grund ist, bezweifle ich, denn da gibt es eigene Rechtsnormen, nach denen vorgegangen werden muss. Ob das für ein Bieterverfahren ausschlaggebend sein kann, kann ich jetzt nicht sagen, glaube es aber nicht.

Also die Grundsätze der Gleichbehandlung sind einmal einzuhalten. Wenn es durch eine Gesetzesänderung eine Lösung gibt, so genannte schwarze Schafe auszuschließen, wäre mir das durchaus sympathisch. Es müsste aber eine saubere rechtliche Lösung sein, denn etwas anderes kann die Stadt nicht machen. Mit Augenzwinkern Bieterverfahren irgendwie umzuändern, würde sicher insgesamt nicht gut tun und wäre auch sehr angreifbar.

Ich kann nur sagen, dass beide Transaktionen auf dem Boden der bestehen Rechtslage abgewickelt worden sind und wir dadurch schon Verpflichtungen eingegangen sind. Sie sind daher, ob mit Freude oder nicht, zu genehmigen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. Ich stelle die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder fest.

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats, die der Postnummer 72 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Zustimmung mit den Stimmen der SPÖ, somit mehrstimmig.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 74.

Wer da dafür ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Ist mit den Stimmen der SPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 34 der Tagesordnung nur mehr zur Abstimmung. Sie betrifft eine Subvention an den Kulturverein Österreichischer Roma.

Wer dem Antrag stattgeben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP, somit mehrstimmig angenommen.

Die nächste Post ist die Postnummer 37. Sie betrifft eine Subvention sowie einen Bau- und Investitionskostenzuschuss an das Koproduktionshaus Wien. 

Hier liegt mir auch keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 37 zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, SPÖ und GRÜNE, somit mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen, Projektzuschüsse und Beratungskosten für diverse Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Einmal mehr ein Rahmenbetrag im Theaterbereich. Wir lehnen hier traditionell ab, weil wir der Meinung sind, dass das System so nicht in Ordnung ist. 

Wir stellen fest, dass die Theaterreform, wie sie durchgezogen wird, offensichtlich in eine Sackgasse gelangt ist. Wir sind als FPÖ vor einiger Zeit bereits als Erster aus dieser Theaterreform ausgestiegen. (GRin Mag Marie Ringler: Das ist nicht richtig! Ich bin nicht ausgestiegen! Man hat mich ausgestiegen!) - Man hat nur den Eindruck! Also Sie wurden ausgestiegen! Ich habe den Eindruck gehabt, Sie sind geistig ausgestiegen! (GRin Mag Marie Ringler: Ich habe keine Intervention gemacht!) Es hat zumindest den Eindruck gemacht, Sie wären ausgestiegen. 

Tatsache ist jedenfalls, das diese offensichtlich ins Stocken geraten ist, um nicht zu sagen: Sie ist schiefgegangen. Sehr interessant zu beobachten ist, dass unsere Kritik, die wir sehr früh angebracht haben, jetzt auch direkt aus der Szene kommt. Abgesehen davon, dass kritisiert wird, dass einige Subventionen nicht der Jury oder dem Kuratorium vorgelegt werden, sondern direkt vergeben werden. Wir haben dort Adi Hirschal und auch den Operettensommer immer wieder genannt. 

Es ist köstlich zu beobachten, welche Kritikpunkte hier kommen. Ich habe ein paar Ausschnitte: 

Da wird das autoritäre Verhalten des Stadtrats vorgehalten. 

Inkompetente Jury, die keine Ahnung von der heimischen Szene hat. Hört, hört! Ich glaube, irgendwo haben wir das schon einmal selbst gesagt. Ich glaube, das hat noch die Heidemarie Unterreiner an dieser Stelle gesagt.

Outsourcen von Herrschaft wird das genannt. Das finde ich auch sehr interessant. Indem man halt die Kompetenz abgibt und dann nicht mehr verantwortlich dafür ist, wenn die Entscheidung nicht so ausfällt, wie es der Kulturszene passt. Das ist natürlich ein interessanter Ansatz, sich der Verantwortung zu begeben und damit die Schwierigkeiten abzuschieben. Aber es ist schön, dass das auch so bemerkt wird.

Oder es wird festgehalten: „Wie kann man von Transparenz reden, wenn weder das Abstimmungsverhalten der Kuratoren bekannt ist noch den Künstlern eine Begründung für eine Nichtempfehlung übermittelt wird?“ Auch das habe ich meines Wissen nach hier schon mehrfach von unserer Seite gehört. Also doch interessant, wie gesagt, dass wir sehr früh bereits angekündigt haben, was hier passieren wird und dass jetzt die Szene selbst so formuliert.

Unsere Kritik hat sich also bestätigt. Der Ausstieg aus dieser Theaterreform war vollkommen richtig. Abgesehen davon ist es auch sehr enttäuschend, hier Subventionen zuzustimmen, die regelmäßig in mehrere Millionenhöhen gehen, wo wir dann eineinhalb Jahre später, nämlich regelmäßig zum Rechnungsabschluss im Kulturbericht erst sehen dürfen, an wen die Gelder tatsächlich vergeben wurden. Wir lehnen also, wie schon so oft, heute wieder ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Auch meine Fraktion lehnt die vorliegende Post ab. Es geht um einen weiteren Rahmenbetrag in der Höhe von 200 000 EUR. Damit halten wir bereits bei Rahmenbeträgen von mehr als 4,3 Millionen EUR zur Förderung diverser Theatergruppen, Theaterinstitutionen und Einzelpersonen. Wir erfahren über die konkrete Verwendung dieser Mittel, dieser Millionenbeträge, bestenfalls im Kulturbericht - es wurde schon gesagt -, den wir ein paar Stunden vor der Diskussion des Rechnungsabschlusses vorgelegt bekommen. So kann es nicht funktionieren! Genau hier fehlt jene Transparenz der Vergabe öffentlicher Mittel, die wir immer wieder fordern! 

Unrichtig ist, Herr Kollege, dass die ÖVP kürzlich aus der Theaterreform ausgestiegen ist. Mehr als ein Jahr liegt dieser Ausstieg zurück, weil wir uns mit der konkreten Umsetzung dieser Theaterreform nicht identifizieren konnten. Die grundsätzlichen Ziele, die nicht erreicht werden, haben wir vertreten und haben auch keinen Grund, zu glauben, dass es nicht richtig gewesen wäre, es so zu machen, nur leider macht es der Herr Stadtrat nicht so. Es ist diese Theaterreform also trotz der Millionen gescheitert. Die Probleme des Tanzquartiers sind evident, „dietheater“ bringen trotz neuer Geschäftsführung bis jetzt keinen Fuß auf den Boden. (GR Ernst Woller: Die haben ja noch gar nicht angefangen! Das ist so etwas von lächerlich! Unglaublich! Die fangen im September an!) Die haben bis jetzt keinen Fuß auf den Boden gebracht. (GR Ernst Woller: So wie die ÖVP!) Sie werden spätestens im September, wenn sie dann formal beginnen, sehen, dass sie die Pläne revidieren müssen. Sie haben schon im Bereich des Theaters des Augenblicks zur Kenntnis nehmen müssen, dass der Plan, dass „dietheater“ das bespielen sollen, von der neuen Geschäftsführung abgelehnt wurde und Sie eine Ersatzregelung finden mussten, die wieder ein paar Hunderttausend Euro gekostet hat. Es fällt die Theaterreform diesem Chaos zum Opfer. Das jüngste Opfer dieser scheiternden oder gescheiterten Theaterreform ist das erste Wiener Lesetheater, das uns sicherlich nicht nahe steht.

Die Probleme mit den Kuratoren wurden bereits angesprochen. Das Problem ist ein doppeltes. Bisweilen hält sich der Herr Stadtrat nicht an die Empfehlungen der Kuratoren, obwohl vereinbart und versprochen wurde, dass er dies tun würde. Stichwort „Lustspielhaus", Stichwort „Operettensommer". Es wurde schon gesagt. In anderen Fällen hält er sich daran, um Subventionen abzulehnen. 

Interessant ist, was die Szene zu den Kuratoren sagt. Ich zitiere aus einem offenen Brief, den immerhin Leute wie Elfriede Jelinek, Olga Neuwirth, Gerhard Ruiss, Marlene Streeruwitz, Helene Weinzierl und andere unterschrieben haben. Hier heißt es, und ich glaube, das bringt es ganz gut auf den Punkt: „Das neue Kuratorium der Wiener Off-Szene verfügt aus unserer Sicht weder über ein ausreichendes Konzept noch über eine historisch fundierte Definition von freiem Theater- und Tanzschaffen in und für diese Stadt. Die so genannte freie Szene wird bloß als Sprungbrett für das Burgtheater gesehen und ihrer historischen Eigenständigkeit geraubt. Das Kuratorium agiert nicht im Sinne der Kunstschaffenden." - und so weiter. 

In der Kontroverse mit Robert Quitta, einem verdienten Theatermacher dieser Stadt, hat sich genau die Problematik dieses Kuratoriums gezeigt. Schönreden hat keinen Sinn. Schönreden wird die Theaterreform nicht zum Laufen bringen. Die Theaterreform ist gescheitert!

Meine Fraktion lehnt den vorliegenden Antrag ab. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Dass die Theaterreform nicht gescheitert ist, habe ich in meinen gestrigen Ausführungen schon sehr deutlich dargestellt. Bei dem heute vorliegenden Geschäftsstück handelt es sich jedoch um Off-Theater- und Tanzprojektgelder, die sehr wohl von Kuratoren vergeben werden. Es ist nämlich dieses Geschäftsstück, aus dem die Auszahlung der Gelder für die von den Kuratoren ausgewählten Projekte erfolgt.

Wir haben heute die vierte Rate zu beschließen. Durchschnittlich haben wir pro Geschäftsjahr mit einem Betrag von 5,5 Millionen EUR zu rechnen, der innerhalb der Theaterreform an diese Projekte weitergegeben wird. Das heißt, dass es heute nicht der letzte Rahmenbetrag für dieses Jahr sein wird, sondern dass wir im Herbst noch weitere davon zu erwarten haben, damit die hervorragenden Projekte in dieser Kunstszene durchgeführt werden.

Daher ersuche ich Sie um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag der Kollegin Klicka zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von GRÜNEN und SPÖ mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an den Verein Wiener Symphoniker. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Kollegin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich mache es kurz. Die Fakten bezüglich der Wiener Symphoniker liegen auf dem Tisch. Es gibt aus meiner Sicht ein sehr gutes, sehr seriöses und wirklich auch brauchbares Gutachten der Firma Infora, die sich mit der Frage beschäftigt, wie es bei den Symphonikern weitergehen kann und die, glaube ich, sehr fundiert unterschiedliche Szenarien, Handlungsanleitungen und auch Handlungsbedarf formuliert hat. Ich möchte jetzt gar nicht auf Details eingehen. Es zeigt sich jedenfalls, dass ohne Verlust der künstlerischen Qualität zusätzliche Erlösquellen denkbar, möglich und machbar sind.

Wir glauben, dass viele dieser Empfehlungen in diesem Gutachten unbedingt umgesetzt werden sollten. Deswegen bringen wir einen Antrag ein, der den ersten Punkt des vorliegenden Geschäftsstücks um einen Satz ergänzt und dann wie folgt lautet:

„Zu Punkt 1: Die Zusatzsubvention an den Verein der Wiener Symphoniker im Jahr 2007 in der Höhe von 1,5 Millionen EUR wird genehmigt. Die Bedeckung ist vorbehaltlich der Genehmigung des Punktes 2 auf Ansatz 3220, Musikpflege, Post 757, laufende Transferzahlungen an private Organisation ohne Erwerbszweck, im Voranschlag 2007 gegeben." - Jetzt folgt unser neuer Einschub: „Die Umsetzung der im Gutachten zum Subventionsbedarf auf Seite 43 angeführten Empfehlungen ist als Auflage im Förderverhältnis zwischen der Stadt Wien und dem Verein Wiener Symphoniker festzuschreiben."

Ich bitte in formeller Hinsicht um sofortige Abstimmung dieses Antrags und hoffe, dass er auch eine Mehrheit finden wird. Denn wir glauben, dass es wichtig ist, die Symphoniker hier festzulegen und sich als Stadt nicht weiter auf der Nase herumtanzen zu lassen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ja zu den Wiener Symphonikern! Ja zu den Symphonikern als das Wiener Stadtorchester, als Konzertorchester, das den Ruf dieser Stadt in alle Welt hinausträgt! Als Konzertorchester allerdings ohne eigene Spielstätte, als qualitativ hochstehendes Konzertorchester, das mit den Besten der Welt konkurrieren kann.

Dem heutigen Beschluss liegt ein Gutachten zum Subventionsbedarf für die nächsten drei Jahre zugrunde. Das Hauptproblem, warum es immer wieder zu Diskussionen über den Finanzierungsbedarf der Symphoniker kommt, liegt in den Pensionszahlungen einerseits und in der Vergütung der so genannten Dienste, einer musikalischen Einheit, bei der die MusikerInnen, sei es zur Probe oder zur Aufführung, spielen. 

Bei den Pensionszahlungen - auch bekannt - gibt es schon die seit Bgm Zilk wirksame und im Jahr 2005 wiederholte Verpflichtung des Gemeinderates, dass die Stadt Wien für die Pensionszahlungen der Symphoniker haftet. In der Bilanz des Vereins steht ein negatives Eigenkapital von rund 45 Millionen EUR, das großteils durch die Rückstellungen der Pensionszahlungen entstanden ist. Denn sparsam ist man in den letzten Jahren bei Gagen und Gehältern für die Musikerinnen und Musiker umgegangen. Sie wurden in den letzten sechs Jahren nur um jährlich 0,73 Prozent erhöht. Der Personalaufwand pro Musiker ist dafür um 0,6 Prozent gestiegen.

Wir fordern wiederholt schon eine rechtliche Lösung für das negative Eigenkapital von 45 Millionen EUR, damit die Symphoniker positiv bilanzieren können. Darum bringen wir heute den Antrag ein, der darauf abzielt, die Symphoniker schuldenfrei zu machen. Lösungen, eine Betriebs-GmbH oder Ähnliches zu installieren, waren bereits fertig, sind jedoch aus Haftungsüberlegungen am Magistrat gescheitert. Vielleicht wird es jetzt, da dies auch im langfristigen, nämlich im zweiten Teil des Konzepts für die Symphoniker gefordert wird, endlich realisiert.

Wir bringen den Antrag betreffend Modifikation der Führungsstruktur des Vereins Wiener Symphoniker ein und stellen den Antrag: 

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Änderung der derzeitigen Strukturen des Vereins Wiener Symphoniker anregen, damit das Unternehmen Wiener Symphoniker auf einer soliden, wirtschaftlich vertretbaren Basis effizient weitergeführt werden kann.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe für Kultur und Wissenschaft verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Der weitere, hauptsächliche Kritikpunkt liegt in den nicht marktgerechten Vergütungen der Dienste der Symphoniker. Marküblich sind durchaus 10 000 bis 15 000 EUR pro Dienst; gezahlt werden aber oft nicht einmal 2 000 EUR, und das ist zu wenig für die Kostendeckung der Symphoniker.

In der Langzeitstudie für den Subventionsbedarf spricht man von der Erhöhung der Ertragsanteile. Dies ist entweder durch Erhöhung der Preise für die einzelnen Dienste oder durch die Hereinnahme von Sponsoren möglich. Mit Superfund ist dies einerseits gelungen; die Erhöhung der Ertragsanteile bei den Konzerten wartet noch auf die Realisierung. 

Wir sprechen uns auch dagegen aus, dass die Symphoniker rund 50 Dienste im Theater an der Wien kostenlos machen. Bei markgerechten Preisen heißt das eine zusätzliche Subventionierung des Theaters an der Wien um rund 600 000 EUR. Diese gehen nämlich dann den Symphonikern ab, oder es müsste das Theater an der Wien deutlich höher subventioniert werden.

Ich habe schon gestern darauf hingewiesen: Wir wollen hier die Kostenwahrheit im Kulturbetrieb, Herr Stadtrat! Darum werden wir der Subvention für die Wiener Symphoniker heute sehr wohl zustimmen, verlangen jedoch - wie bereits von Kollegin Ringler angeführt - die genaue Kostenkontrolle und - wie, glaube ich, auch vom Herrn Stadtrat versprochen -, dass er Mitte Oktober diese Kostenkontrolle auch mit den Symphonikern einführen wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): In der Broschüre der Wiener Symphoniker lautet die Einleitung: „Die Sparsamkeit ist keine Tugend. Denn zur Sparsamkeit oder zum Sparen gehört weder Geschicklichkeit noch Talent. Denn Geld ablegen kann auch der Dümmste."

Ja, es ist bewusst als Provokation dort hingestellt, aber das sagt natürlich einiges. Wenn man minus 45 Millionen EUR Eigenkapital hat, dann kann man leicht übers Sparen schimpfen. Das ist schon eine große Enttäuschung, dass man hier nur mit Häme an die Sache herangeht, wenn man sich jahrelang offensichtlich dagegen gewehrt hat, Maßnahmen zu setzen, die negative Entwicklung zu bremsen. 

Wir haben auch immer festgestellt, und wir haben auch immer für alle Subventionen gestimmt, die die Wiener Symphoniker betreffen, dass wir der Überzeugung sind, dass das eine sehr wichtige Institution für Wien ist und ein ganz großartiges Orchester. Aber das hat nichts damit zu tun, dass man mit dem Geld - auch vor allem dem Geld der Steuerzahler - ordnungsgemäß und auch sparsam umgehen muss.

Gestern wurde im Zusammenhang mit der Diskussion über den Bericht des Kontrollausschusses auch gesagt: Aus dem Bericht über die Wiener Symphoniker ist keineswegs hervorgegangen, dass die sich gewehrt hätten, hier Reformen durchzuführen, sondern im Gegenteil, sie hätten sofort Maßnahmen ergriffen.

Ich darf da vielleicht doch ganz kurz nur ein paar Sätze herausheben, dass man schon erkennt, wie das Kontrollamt das gesehen hat und dass die durchaus geradezu frustriert darüber waren, wie vehement sich offensichtlich die Wiener Symphoniker dagegen gewehrt haben, Maßnahmen zu ergreifen, und zwar insbesondere im Pensionssystem.

Da heißt es also: „Trotz knapp werdender Subventionseinnahmen gab es keine Änderung in dem Ausgabeverhalten der Wiener Symphoniker." Oder: „De facto wurde also die Förderungskürzung nicht akzeptiert, und es war auch absehbar, dass nach Verbrauch der Rücklagen die zitierte Vereinbarung hinsichtlich des Ausschlusses weiterer Förderungen durch die Stadt Wien nicht eingehalten werden kann." Also die Symphoniker haben eindeutig so weitergetan, als wäre nichts geschehen. 

Dann wird festgestellt, dass offenbar die Symphoniker im Wesentlichen nur an der Wahrung des Status quo interessiert waren. Sie haben also jährlich enorme Abgänge gehabt, haben enorme Zahlungen für ihre Sonderpensionen gehabt, sie haben diese aber erst Ende des Jahres 2005 eingestellt. Es war aber schon seit 2002 im Wesentlichen dieses Problem vollkommen bekannt und den Symphonikern auch von Seiten der Stadt Wien nahegelegt worden, das zu ändern.

Da wird also im Kontrollamtsbericht ausgeführt: „Zur angesprochenen Wahrung des Status quo wird festgehalten, dass die Finanzierungslücke von 1,58 Millionen EUR jedenfalls teilweise vermieden hätte werden können, wenn die Wiener Symphoniker das in den Förderungsvereinbarungen bedungene Ziel einer ausgeglichenen Gebarung mit allem Nachdruck verfolgt und nicht erst im September 2005 erstmals schriftlich Reformabsichten geäußert hätten."

Das ist also eine massive Kritik und zeigt schon, wie lange man sich dort Zeit gelassen hat und wie lange man es einfach für immer in Kauf genommen hat, Schulden zu machen, und zwar vehemente, und immer darauf gewartet hat, dass die öffentliche Hand das schon wieder zahlen wird. Also das ist schon genau der Kritikpunkt, den ich auch gestern im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte gebracht habe, dass es sehr problematisch ist, wenn im Kulturbereich immer nur darauf geschaut wird, dass die Subventionen in möglichst großer Höhe kommen. Man hat immer wieder den Hinweis, wie wichtig eine Institution ist; das wird auch im Wesentlichen nicht bezweifelt, aber es wird dann das Ganze beinhart dazu ausgenützt, die öffentliche Hand unter Druck zu setzen und das Geld zu verlangen.

Jetzt haben wir erfreulicherweise ein Gutachten in Händen, das erstaunliche Dinge zutage bringt. Einerseits deckt es auf, wo die strukturellen Mängel sind: Zum Beispiel dieses beamtete Dienstrecht, das sicherlich einem Orchester und auch Künstlern nicht ganz angemessen ist, wenn es nur darauf ankommt, wie lange man seine Dienste tut, und nicht, mit welcher Qualität und wie gut man ist, ob man also ein hervorragender Musiker ist oder einer, der eben nur im Orchester spielen kann. Das wird überhaupt nicht berücksichtigt, es ist hier wie im Beamten-Dienstrecht einfach eine Zunahme des Einkommens je nach Jahren, das sicherlich viel zu schwerfällig und auch intransparent ist. 

Es wird die mangelnde eigenständige Programmplanung bekrittelt; das ist auch schon angesprochen worden. Die Führungsstruktur ist offensichtlich nicht ganz in Ordnung. Es gibt also hier eine Führungsstruktur, die einer derartigen Institution und einem derartigen Unternehmen - wir reden hier doch von einer Subvention in diesem Jahr von 12,5 Millionen EUR, das ist an sich ein riesiges Unternehmen, das man auch entsprechend führen muss - nicht gewachsen ist. 

Hier gibt es also doch einmal eine interessante Aufarbeitung, und was dann am interessantesten ist, sind die Reformvorschläge. Das gefällt mir sehr gut, weil das auch in die Richtung geht, die ich schon angesprochen habe. Denn es wird in dem Gutachten davon gesprochen, dass eine Stärkung des Freiheitsgrades der Geschäftsführung empfehlenswert wäre, und zwar in der Hinsicht, dass man die Subvention grundsätzlich einmal als Basissubvention kürzt und dann eine erfolgsabhängige Subvention einführt. 

Das ist genau das, wovon ich gestern gesprochen haben, dass man auch im Kulturbereich sehr wohl Maßnahmen setzen und Regelungen einführen sollte, dass die an ihrem Erfolg gemessen werden und dann eben sogar eine höhere Freiheit entwickeln: Nicht mehr als lohnabhängiges Orchester immer nur nach der Subvention rufen, nach der Abdeckung der Kosten, und im Wesentlichen sich um das andere nicht zu kümmern zu haben. 

Es stellt dann ja sogar dieses Gutachten fest, dass bei Einhaltung aller Maßnahmen die Subvention von derzeit 12,5 Millionen auf - ich glaube, im Jahr 2020 - 9,5 Millionen EUR gesenkt werden könnte. Das ist schon eine Sensation, dass wir im Kulturbereich einmal einen Vorschlag haben, dass man eine Subvention dermaßen massiv senken könnte. Also warum sollte man nicht einmal einen derartigen Weg beschreiten? 

Das ist natürlich eine optimale Vorgabe, aber immerhin, es ist einmal ein Weg aufgezeichnet, dass man durchaus auch eine Kostenreduktion einführen könnte, und das Gutachten geht dabei davon aus, dass gleichzeitig die künstlerische Leistung und auch die Anerkennung des Orchesters sogar steigen würde. Es ist also ein sehr interessanter Ansatz. 

Wir stimmen der Subvention zu, weil wir, wie schon gesagt, uns wünschen, dass die Symphoniker weiterhin eine gute Zukunft haben. Aber wir sind auch sehr dankbar dafür, dass hier endlich einmal derartige Dinge aufgezeigt wurden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn der Kollege Stefan jetzt gerade den Eindruck vermittelt hat, da gibt es einige beamtete Musiker, die spielen lustlos und mit mangelnder Qualität ihre Dienste herunter, dann muss ich das natürlich entschieden zurückweisen! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Die Wiener Symphoniker sind ein hervorragendes Orchester, hervorragende Musikerinnen und Musiker, hervorragende Dirigenten, sie machen hervorragende Programme, Konzerte in dieser Stadt. Das ist ein hervorragendes Orchester für die Bregenzer Festspiele, das ist ein hervorragendes Orchester für das neue Opernhaus im Theater an der Wien, und das ist ein ganz großartiger Botschafter der Musikstadt Wien in der ganzen Welt. Also hier die Wiener Symphoniker künstlerisch so anzupatzen, das muss ich einfach entschieden zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ.)
Weil die Wiener Symphoniker ein unverzichtbarer Teil der Musikstadt Wien sind und ein ganz großartiges Orchester sind, auf das wir stolz sein können in dieser Stadt, sind wir sehr glücklich, dass heute mit dem dritten und letzten Teil der Förderung der Wiener Symphoniker dieses Orchester nachhaltig abgesichert wird und damit die Jahrestätigkeit im Jahr 2007, aber auch in den folgenden Jahren abgesichert wird. 

Die heutige zusätzliche, dritte Subvention in der Höhe von 1,5 Millionen EUR ist das Ergebnis einer von StR Mailath-Pokorny in Auftrag gegebenen objektiven Erhebung des Subventionsbedarfes durch eine externe Firma, und es haben ja alle - auch Vertreter der Opposition - das hervorgestrichen, dass das eine unbestritten sehr gute und qualitätsvolle Arbeit ist, die das Institut Infora hier vorgelegt hat. 

Natürlich liest jeder in der Studie immer das, was er gerne lesen möchte. Ich habe da sehr, sehr viel Zustimmung gelesen zu dem, was die Wiener Symphoniker, die neue Geschäftsführung, in den letzten Jahren an Reformschritten gesetzt haben, und es gibt sehr viel Bestätigung nicht nur in künstlerischen Fragen, sondern auch in den Fragen, ob das Orchester seine Auslastung erhöht hat und damit seine Effektivität erhöht hat. 

Die Infora-Studie sagt insbesondere auch, dass der Finanzbedarf heuer 1,5 Millionen EUR zusätzlich ist. Das ist auch der Grund, warum wir heute diesen dritten Teil hier vorliegen haben und auch beschließen werden. 

Dass die Subvention für die Wiener Symphoniker in drei Etappen erfolgt ist, hat seine Ursache nicht darin, dass der MA 7 oder dem Herrn Stadtrat fad ist und sie daher drei Akten machen wollen, sondern darin, dass es das Ergebnis einer objektiv sehr, sehr erfolgreichen Bemühung ist, die Subvention so hoch zu halten, wie es notwendig ist, aber auch nicht zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen, die vielleicht nicht notwendig wären. Dass man hier eben monatelang versucht hat, objektiv darum zu ringen, was tatsächlich der angemessene Subventionsbedarf für die Wiener Symphoniker ist, das ist der Grund, warum dieser jetzt feststeht, nämlich zusätzlich 1,5 Millionen im Jahr 2007, und wir diesen dritten Teil der Subvention heute hier auch beantragen. 

Das höchst Erfreuliche an dieser Maßnahme ist auch, dass es dem Herrn Kulturstadtrat gelungen ist, auf Grund dieser Studie und dieser objektiven Feststellung des Subventionsbedarfes diese Zusatzmittel von 1,5 Millionen EUR außerhalb des Kulturbudgets von der Frau Finanzstadträtin zu erhalten. Das heißt, das sind Zusatzmittel, zusätzliche Mittel zum Kulturbudget - das sind genau die Mittel, die die ÖVP nächstes Jahr beim Rechnungsabschluss wieder kritisieren wird!

Ich versuche noch einmal, es zu erklären: Es ist ein Erfolg, wenn der Herr Kulturstadtrat zusätzlich 1,5 Millionen an Mitteln für die Wiener Kultur und für die Musikstadt Wien auftreibt, und das ist kein Fehler. Wir freuen uns darüber, dass damit der Rechnungsabschluss auch nächstes Jahr wieder deutlich über dem Budget liegen wird, das wir letzten November beschlossen haben. 

Nun zu den beiden hier vorliegenden Anträgen: Wir können dem Antrag der ÖVP auf Zuweisung an den zuständigen Ausschuss für Kultur und Wissenschaft gerne zustimmen, weil der Herr Kulturstadtrat genau das schon gemacht hat. Er hat im Sinne der Empfehlung der Infora an den Präsidenten der Wiener Symphoniker bereits einen Brief geschrieben, in dem er ihn in aller entschiedenen Freundlichkeit ersucht hat, bis Mitte Oktober die Reformvorschläge seitens des Orchesters vorzulegen. Wir werden das dann gemeinsam diskutieren, so wie wir das in der Vergangenheit schon gemacht haben. 

Denn der Prozess der Reorganisation der Wiener Symphoniker war das Ergebnis einer engen Zusammenarbeit zwischen dem Stadtrat, der MA 7 und der Geschäftsführung des Orchesters selbst. Daher ist genau das, was im Antrag verlangt wird, tatsächlich schon geschehen: Dass der Kulturstadtrat diese Stellungnahme der Symphoniker bis Mitte Oktober einfordert. Da die ÖVP das heute hier auch schriftlich beantragt und diesen Antrag dem Gemeinderatsausschuss zuweisen will, werden wir dieser Zuweisung zustimmen. 

Daraus leitet sich aber auch ab, dass wir der Aufnahme des Passus’, der von der Kollegin Ringler verlangt wurde, nicht zustimmen werden, sodass wir den Antrag der GRÜNEN ablehnen werden. Die SPÖ stimmt also dem Subventionsansuchen und dem Antrag der ÖVP zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Mag Stefan gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Kollege Woller!

Der Versuch war ja ganz nett, mir das Wort im Mund umzudrehen. Ich habe aber, wie Sie auch werden nachlesen können, in keiner Weise und nirgendwo gesagt, dass ich die künstlerische Leistung der Symphoniker in irgendeiner Form „anpatze", wie Sie das genannt haben (GR Ernst Woller: Kann man nachlesen im Protokoll! Nachlesen!), oder behaupte, dass sie lustlos im Orchester spielen. Das habe ich in keiner Weise gesagt. Im Gegenteil, ich habe ganz klar gesagt, was wir von den Symphonikern halten. 

Wir stimmen ja immerhin zu, trotz all dieser Systemmängel und trotz dessen, dass wir zur Kenntnis nehmen müssen, dass hier mit Geld sehr locker umgegangen wurde, weil wir eben die künstlerische Leistung anerkennen. 

Sie können das gerne nachlesen. Es war nicht richtig, was Sie jetzt gesagt haben, und Sie sollten das auch zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bringe als Erstes den Abänderungsantrag der GRÜNEN zur Abstimmung. Das ist der Vorschlag: Die Umsetzung der im Gutachten zum Subventionsbetrag auf Seite 43 angeführten Empfehlungen ist als Auflage im Förderungsverhältnis zwischen der Stadt Wien und dem Verein Wiener Symphoniker festzuschreiben.

Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung erfolgt mit den Stimmen der FPÖ und der GRÜNEN, das hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Jetzt bringe ich den Antrag der Frau Berichterstatterin, die Postnummer 41, zur Abstimmung.

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ vor, der Antrag ist daher mehrheitlich angenommen. 

Nun erfolgt die Abstimmung des Beschluss- und Resolutionsantrags der ÖVP betreffend Modifikation der Führungsstruktur des Vereins Wiener Symphoniker. Hier wurde die Zuweisung verlangt.

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen nun zur Postnummer 42 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die Kunst im öffentlichen Raum.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Kollegin Polkorab, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Kunst im öffentlichen Raum wurde bisher vom Wissenschaftszentrum und der MA 7 direkt gesteuert. 

Wir haben diesen Akt bisher immer abgelehnt, aus zwei Gründen: Erstens, weil es hier wieder um eine Pau-
schalsubvention geht, wo pro Jahr etwa 800 000 EUR - diesmal wird es letztlich vielleicht 1 Million EUR sein - gewährt werden, und wir überhaupt keinen Einblick haben, was letztlich damit passiert, wo und in welcher Form Kunst im öffentlichen Raum durchgeführt wird. Wir bekommen dann allenfalls im Nachhinein einen Bericht, was im letzten oder im vorletzten Jahr passiert ist, aber es ist auch hier eine vollkommen unbefriedigende Situation.

Andererseits haben wir abgelehnt, weil wir dann, wenn wir diese konkreten Projekte sehen, zum Teil Sachen feststellen, denen wir, wenn sie uns vorher vorgelegt worden wären, keine Zustimmung erteilt hätten. Das ist also diese doppelte Mühle, ich habe das hier schon festgestellt. Zum Beispiel - jetzt wird mir wieder irgendetwas vorgeworfen - das rosa Schwimmbecken am 
Morzinplatz halte ich beispielsweise für geschmacklos, und das wollen wir nicht mittragen, dass das ... (GR Ernst Woller: Das ist ja kein Schwimmbecken!)
Nein, es ist ein Wasserbecken. Entschuldigung, es ist kein Schwimmbecken, sondern ein Wasserbecken. Verzeihung, ja, ein Wasserbecken! Aber ich halte es für geschmacklos, und ich denke mir, also ich könnte mir vorstellen, dass man gerade, wenn man ein Betroffener ist, keine Freude mit einem derartigen Denkmal hätte. Aber Tatsache ist ... (GR Marco Schreuder: Ihre gestrige Aussage hat mich mehr betroffen!) 

Ja, darüber können wir gerne reden, weil Sie mich offensichtlich missverstanden haben. Aber das erkläre ich Ihnen gerne. Das können wir unter vier Augen klären, weil ich da keineswegs irgendeine Ablehnung habe.

Tatsache ist jedenfalls, dass wir konkret diesen Dingen nicht zustimmen würden, daher eine doppelte Ablehnung haben, und es auch nicht ganz verständlich für uns ist, wieso plötzlich diese Organisationsstruktur so geändert wurde. Man muss auch dazusagen, dass jetzt eine neue GesmbH gegründet wird, die Kunst im öffentlichen Raum GesmbH, als Tochter der Kunsthalle Wien.

Die Kunsthalle Wien ist ja auch eine besondere Freundin von uns. Wir denken nur an das einzementierte, tot geborene Baby, das die Kunsthalle uns präsentiert hat, oder auch die türkischen Fahnen auf der Kunsthalle. Wenn wir also sehen, was die Mutter macht, dann können wir uns in etwa vorstellen, was in Zukunft über die Tochter passieren wird.

Wir lehnen jedenfalls mit voller Überzeugung diesen Akt ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wir lehnen diesen Akt ab, aber aus anderen Gründen als die FPÖ. Im Gegenteil, wir finden das etwas despektierlich als rosa Wasserbecken bezeichnete Mahnmal für die homosexuellen Opfer des Nationalsozialismus für ein sehr gelungenes Kunstwerk und warten schon seit vielen Monaten auf die Eröffnung. Wir freuen uns schon darauf, wir wollen gerne der Eröffnung beiwohnen und diesen wichtigen Schritt, den diese Stadt hier auch setzt, nämlich in der Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus, an die homosexuellen Opfer des Nationalsozialismus, auch gerne feiern. Insofern ist unsere Frage wohl eher die, wann es denn endlich so weit ist. 

Unsere Ablehnung dieser Kunst im öffentlichen Raum GesmbH hat andere Gründe, und sie liegen wohl auch in erster Linie darin begründet, wie bei der Umwandlung vorgegangen wurde und wo diese GesmbH jetzt angesiedelt wurde. Diese Umwandlung geschah in einer ziemlichen Nacht-und-Nebel-Aktion, von der selbst die zuständigen Mitarbeiter nur aus den Medien erfahren haben - eine Vorgangsweise, die offensichtlich Schule macht in dieser Stadt, die wir aber für mehr als unhöflich halten. Auch wenn man mit Mitarbeitern unter Umständen nicht zufrieden ist oder wenn man Kritik an ihnen hat, so lehrt doch jedes Anfängerbuch im Management, dass man erstens mit ihnen reden sollte und zweitens einmal, auch wenn man sie dann tatsächlich nicht mehr beschäftigen will, es wohl der gute Ton gebietet, es ihnen mitzuteilen, bevor sie es in der Zeitung lesen müssen. 

Wir halten also diese Vorgangsweise für mehr als problematisch und finden auch, dass die Ansiedelung dieser neuen GesmbH bei der Kunsthalle Wien durchaus Anlass zu einiger Sorge gibt. Warum, lassen Sie mich kurz präzisieren.

Wir schätzen die Kunsthalle Wien als Einrichtung; wir glauben, dass dort viel Wichtiges für die zeitgenössische Kunst geleistet wird. Wir glauben auch, dass der Leiter, Gerald Matt, hier Wichtiges beizutragen hat und beigetragen hat. Wir glauben aber auch, dass es gerade für eine Institution, die sich als Förderinstitution der Stadt Wien versteht, wichtig ist, in einer gewissen Äquidistanz zu anderen Institutionen, die in einem ähnlichen Feld agieren, auch zu aktiv zu sein. Denn wir wollen ja nicht mehr vom Gleichen, sondern wir wollen Vielfalt, wir wollen Unterschiedliches, wir wollen Neues. 

So gesehen war die alte Konstruktion - auch wenn sie von uns durchaus auch kritisiert worden ist, weil sie ebenfalls ein paar kleine Fehler hatte - doch die wünschenswertere Variante. Denn jetzt ist diese GesmbH angesiedelt direkt im Einflussbereich des Chefs der Kunsthalle Wien, Gerald Matt, die kaufmännische Leiterin Bettina Leidl ist ebenfalls dort vertreten, und damit, so befürchten wir, wird die Unabhängigkeit dieser eigentlich als Förderinstitution konzipierten GesmbH sehr grundsätzlich in Frage gestellt. 

Denn die Kunsthalle Wien macht ja auch selbst schon seit vielen Jahren Aktionen im öffentlichen Raum, durchaus erfolgreich und auch interessant und spannend, wie wir alle immer wieder auch selbst sehen können. Aber wir glauben, dass es wichtig ist, diese unterschiedlichen Herangehensweisen auch voneinander zu trennen und sicherzustellen, dass hier unabhängig entschieden werden kann von einer starken Jury mit einem interessanten, internationalen Background und dass wir nicht in eine Falle geraten, in der dann quasi, sagen wir, gewissermaßen sehr verführerisch für die Kunsthalle deren Interessen und deren Projekte über diesen Fonds gefördert werden, statt eine Bandbreite an Vielfalt in dieser Stadt zu ermöglichen. 

Wir glauben also, dass nicht nur die Vorgehensweise eine höchst unhöfliche war, die auch einer Sozialdemokratischen Partei wahrhaftig nicht würdig ist, sondern wir glauben auch, dass die neue Konstruktion eine problematische ist. Wir lassen uns gerne eines Besseren belehren, weil wir ja grundsätzlich diese Initiative für sehr gut, sehr wichtig und sehr richtig halten, und hoffen sehr, dass die Jury ihre Unabhängigkeit gegenüber der Kunsthalle beweisen wird und dass es nicht zu einem Selbstbedienungsladen für Gerald Matt wird. 

Noch haben wir keinen Anhaltspunkt, dass unsere Befürchtungen wahr werden, und wir hoffen, es bleibt auch so. In jedem Fall wünschen wir uns von der MA 7 und vom Stadtrat, dass sie Sorge tragen, dass das nicht passiert. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir sind für Kunst im öffentlichen Raum und sind auch dafür, dass diese finanziert wird. Man kann dem Satz der Kuratorin Ricky Renier durchaus zustimmen: Es gilt, für den Bereich Kunst im öffentlichen Raum Plätze in der Stadt aufzuspüren und sie mit Kunst aufzuladen. 

Selbst über den Kunstplatz Karlsplatz kann man diskutieren, wiewohl das nie ein Platz sein, sondern immer eine Gegend bleiben wird, wie es Otto Wagner vor vielen Jahren formuliert hat. Wenn man sich den so genannten Kunstplatz ... (GR Ernst Woller: Er kennt den heutigen nicht! Er kennt den Platz heute nicht!) Na ja, ich will gerade ausführen, dass sich offenbar nichts geändert hat. Und wenn man sich die sozusagen durch Verkehrsadern zerschnittene Gegend anschaut, dann ist sie für einen Kunstplatz möglicherweise nicht geeignet. Aber ich sage nicht, dass das nicht durchaus ein Versuch sein kann, hier die Stadt - und ich greife das auf, was die Kuratorin gesagt hat - mit Kunst aufzuladen. So weit, so gut. 

Ich werde auch nicht - zum Unterschied meiner Vorredner - Denkmäler als geschmacklos oder als gelungen qualifizieren, weil ich glaube, es kann nicht unsere Aufgabe sein, hier Kunst zu qualifizieren und Geschmacksrichter zu sein, sondern es geht darum, dass es eine ordentliche Organisation bei der Finanzierung von Kunst durch die öffentliche Hand geben muss. Das ist unsere Aufgabe, darum geht es.

Unsere Kritik zielt daher auf die Organisation, wie die Kunst im öffentlichen Raum organisiert wird: Ein Fonds, der angesiedelt wurde - auch das wurde schon von meinen Vorrednern gesagt - beim WZW. Das war nicht sehr erfolgreich, um es vorsichtig zu sagen, von der Organisation. 

Im Kontrollamtsbericht findet sich schwere Kritik: Es gäbe gravierende Mängel in der Organisationsstruktur und Zahlungen von Förderungen vor Genehmigung durch den Gemeinderat. Wörtlich hat das Kontrollamt damals ausgeführt: Es sei zu empfehlen, Augenmerk darauf zu legen, dass die rechtlich erforderlichen Beschlüsse des Gemeinderates als das nach der Wiener Stadtverfassung für Subventionsvergaben zuständige Organ ordnungsgemäß und zeitgerecht eingeholt werden. - Sehr viel präziser kann man die Kritik an den Umständen der Organisation und der Art der Mittelvergebung ja wirklich nicht formulieren. 

Ungeachtet all dieser Kritiken ist noch im Dezember 2006, also im vergangenen Jahr, eine Subvention an das WZW in Höhe von 956 000 EUR beschlossen worden, mit der Begründung - und das ist interessant -, dass einer der Schwerpunkte der Arbeit des WZW, also des Wiener Wissenschaftszentrums oder des Wissenschaftszentrums Wien, in der Kunst im öffentlichen Raum liegen würde. Jetzt erfahren wir, dass das WZW mit Ende des Jahres geschlossen wird, dass die Mitarbeiter Ende August oder im September bereits ihre Kündigung zur Kenntnis zu nehmen haben und genau das spüren, was schlechte Organisation und, im Fall der Arbeitsplätze, die dort von den Mitarbeitern nicht mehr eingenommen werden können, wohl auch sozialdemokratische Kälte ist. 

Als Begründung für diese Umorganisation haben wir bis jetzt nichts erfahren. Es muss also doch irgendwelche Umstände geben, die uns der Herr Stadtrat bis jetzt nicht genannt hat. Das WZW wird geschlossen, und das Einzige, was der Herr Stadtrat gesagt hat, ist, die Aufgaben seien erfüllt, und die Aufgaben würden jetzt andere Institutionen übernehmen. Eine mehr als schmallippige Auskunft zu dem, was dort offenbar wirklich schief gelaufen ist!

Jedenfalls wollen wir wissen, was mit den Projekten geschieht, die als Kunst im öffentlichen Raum subventionierterweise vom WZW abzuwickeln sind. Wir wollen wissen, wie der Übergang stattfinden wird, wie die Fertigstellung der einzelnen Projekte ist. Weil das alles unklar ist und weil wir bisher keine ausreichenden Antworten bekommen haben, werden wir die vorliegende Post ablehnen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Schinner. Ich erteile es ihr.

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Da ist jetzt eine ganze Menge vor mir gesagt worden. Ich möchte aber vielleicht doch kurz, bevor ich auf das Gesagte eingehe, ein bisschen auf die Bedeutung hinweisen, die Kunst im öffentlichen Raum für unserer Stadt natürlich hat, aber auch, wie man im internationalen Vergleich sieht, für viele andere Städte. 

Ich glaube, es gibt kaum eine Kunst, die so ohne Barrieren auf die Menschen zugeht, die es schafft, auf unvergleichliche Weise Diskussionen anzuregen, auch polarisiert, auch ein Reibebaum für die Gesellschaft ist, und die es auch schafft, Plätze und Orte dahin gehend zu prägen, dass sie Individualität bekommen, dass sie Besonderheit bekommen, dass sie zu Wohlfühl-Oasen werden und dass sie einfach mitgestaltet.

Zu den Ausführungen von Mag Stefan: Was bleibt mir da zu sagen? Es erinnert mich ein bisschen an meine erste Rede, die ich hier gehalten habe. Vorweg: Wenn Sie sagen, es gibt keinen Einblick zu den Projekten, dann muss ich das ganz entschieden zurückweisen. Denn wenn Sie sich die Homepage angeschaut hätten, dann hätten Sie gesehen, dass es dort eine sehr genaue, eine sehr detaillierte Auflistung der Projekte gibt, mit sehr, sehr umfangreichen Projektbeschreibungen. 

Zu Ihrer Kritik am „Rosa Platz", die für mich nicht nur unverständlich, sondern einfach wirklich zutiefst erschütternd ist und das auch schon beim ersten Mal war, glaube ich, hat Frau Mag Ringler ohnehin schon das Wesentliche gesagt. Ich möchte das nur noch einmal unterstreichen. Ich glaube, es ist ganz, ganz wichtig und phantastisch, dass dieses Denkmal dort zustande kommt, dass hier wirklich eine Initiative passiert. Was vielleicht noch zu sagen ist, ist, dass das Projekt des „Rosa Platzes" in ganz enger Abstimmung mit allen Organisationen dort, mit dem Community Board und dergleichen, passiert ist und dass so ein Projekt natürlich auch einen bestimmten Zeitraum braucht.

Da gehe ich vielleicht gleich ein bisschen auf die Fragen der Frau Mag Ringler ein. Natürlich sind wir auch bestrebt, den Morzinplatz so schnell wie möglich mit diesem Denkmal zu gestalten, doch muss man natürlich sagen, dass es so ist, dass das ein großer Dialogaufwand, ein großer organisatorischer Aufwand ist, dass es permanente Gespräche gibt, sowohl mit Herrn Kupelwieser als auch mit den Leuten dort vor Ort, dass das ein sehr belebter Platz ist, dass das ja schließlich auch kein Denkmal ist, das nur über eine temporäre Zeit dort sein wird, sondern dass man hier ja wirklich eine sehr gute Lösung finden muss, mit der die Menschen vor Ort auch glücklich sind, dass der offizielle Beginn der Arbeiten im Herbst 2007 sein wird und ich mir auch wünsche, dass dieses Projekt so schnell wie möglich seine Umsetzung findet. 

Ansonsten betreffend die Kunsthalle: Es hat einen sehr breiten Dialog gegeben. Ich glaube, es hat die Stadt Wien, es haben der Stadtrat und alle es sich nicht einfach gemacht (GRin Mag Marie Ringler: Mit wem gab es einen Dialog?), eine Entscheidung zu finden. Die Entscheidung, die jetzt gefunden wurde - und hier muss man ja wirklich sagen, dass auf den Kontrollamtsbericht so schnell wie möglich reagiert wurde -, ist, denke ich, eine Weichenstellung, die sehr, sehr gut ist. (GRin Mag Marie Ringler: Aber das ist ...!) 

Wenn vorhin angesprochen wurde, dass es keine Gespräche im Vorfeld gab, dann kann man das ganz eindeutig entkräften. Es hat vorher natürlich Gespräche mit Herrn Schöny gegeben, und man muss sagen, dass die Funktionsperiode ausgelaufen ist. 

Was Sie auch angesprochen haben, ist, dass Sie Sorge habe, dass hier die Unabhängigkeit erhalten bleibt. Dazu muss man, denke ich, sagen, dass die Kunsthalle als Institution für zeitgenössische Kunst einmal auf einem sehr, sehr hohen Niveau und in einer sehr, sehr starken Qualität steht, dass Herr Matt, glaube ich, wirklich einer der führenden Leute in unserer Stadt ist, der hier gestaltend mitwirkt, und dass es natürlich nicht alleine in der Verantwortung des Herr Matt liegt, sondern dass es eine Projektleiterin gibt, Ricky Renier, die über die Grenzen Wiens weit hinaus anerkannt ist, international gearbeitet hat, und dass es natürlich einen Beirat gibt, der sich auch sehr, sehr internatonal, sehr, sehr vielschichtig zusammensetzt. Ich denke, dass hiermit wirklich die Gefahr - die es natürlich immer gibt -, dass die Unabhängigkeit nicht gewährleistet ist, vollkommen entkräftet werden kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den Ausführungen von Herrn Wolf: Ich glaube, erstens muss man sagen - und das kann ich jetzt auch aus einem persönlichen Erlebnis sagen, ich habe vor ein paar Wochen in Vertretung des Stadtrates den Karlstag eröffnet -, ich glaube, es ist wirklich beeindruckend, wie viel sich am Karlsplatz getan hat und wie stark sich dieser Platz als Kunstplatz etabliert hat. Und um auch hier kurz auf die Ausführungen des Herrn Wolf einzugehen: Die Projekte der Kunst im öffentlichen Raum, die es jetzt gab - das habe ich mir auch notiert, das war jetzt ein Punkt -, werden natürlich übernommen, werden geprüft und weitergeführt.

Ich glaube abschließend - um nicht zu lang zu werden -, Kunst braucht Kreativität, Kunst braucht Visionen und auch Mut zur Veränderung. Ich glaube, mit den neuen Entscheidungen ist dieser Mut beschritten worden. Ich denke, die Kunst im öffentlichen Raum wird nachhaltig den Stellenwert in unserer Stadt bekommen, den sie sich verdient hat. Ich hoffe somit auf Ihre Zustimmung. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es liegen keine Gegen- oder Abänderungsanträge vor. 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist die SPÖ, somit ist dieser Antrag so beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 45 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „After Image Productions".

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich will mich nur ganz kurz zu Wort melden. Wir stimmen jetzt ab, und wir stimmen auch zu, keine Frage.

!After Image Productions", sprich, „Kino unter Sternen" im Augarten: Jetzt wird wahrscheinlich jede und jeder erwarten, wenn man über den Augarten spricht, es gibt derzeit eine Diskussion über das Leitbild Augarten, das im Planungsausschuss beschlossen worden ist. Stichwort: Sängerknaben versus Filmarchiv. 

Tatsache ist natürlich, dass, wenn wir hier schon 
über den Augarten sprechen, nach wir vor eine kulturpolitische Äußerung, eine kulturpolitische Diskussion fehlt. Die würde ich nach wie vor einmahnen. Ich fände es wirklich wichtig, dass auch aus der Wiener Kulturpolitik und aus der Sicht der Wiener Kulturpolitik einmal gesagt wird bei einem der größten Projekte, die derzeit anstehen - Neubauten, Kulturneubauten in Wien -, welche Haltung man denn hier aus kulturpolitischer Sicht hat.

Aber das war jetzt eigentlich gar nicht der Grund, warum ich mich zu diesem Akt zu Wort gemeldet hatte. Ich wollte jetzt einfach einmal eine Idee in den Raum stellen. Und zwar haben wir im Grünen Klub einmal länger prinzipiell über den Umgang mit Open-Air-Festivals diskutiert. Open-Air-Festivals sind sehr beliebt, gerade „Kino unter Sternen" zeigt es ja: Es ist ein sehr, sehr beliebtes und sehr gutes Festival. 

Was macht man mit Open-Air-Festivals, wenn der Sommer nicht so ist, wie man sich das wünschen würde? Der Hintergrund: Wiesen im Burgenland - sehr beliebt, Rock-Pop-Konzert - ist vor Kurzem in Konkurs gegangen. 

Jetzt sind die Subventionssummen in einem Ausmaß, dass dieses Festival gut funktionieren kann. Aber was passiert wirklich, wenn die Einnahmen nicht in der Form funktionieren können, weil - so wie voriges Jahr im August - einfach der gesamte August verregnet ist?

Wir haben uns einmal erkundigt: Wie schaut das eigentlich wirklich aus, wenn so ein Kulturveranstalter oder ‑veranstalterin eine private Versicherung über Ausfallshaftung bei schlechtem Wetter abschließt? Dann ist es unglaublich teuer! Das heißt, wenn die Stadt Wien als Subventionsgeber so eine Versicherung subventionieren würde, wäre das eine Quersubventionierung für Versicherungen. Das wäre nicht so gescheit, würde ich einmal sagen, selbst für Herrn Woller, also Wiener Städtische, ich weiß nicht - aber sagen wir einmal, es ist nicht so eine gute Idee.

Es wäre - und ich stelle da keinen Antrag, ich will das wirklich nur als Idee in den Raum stellen - doch eine machbare Geschichte zu sagen: Reservieren wir eine gewisse Summe für Open-Air-Festivals, und wenn es nicht so funktioniert hat, wie man sich das gewünscht hat, weil einfach die Leute nicht kommen können, weil es einfach ein verregneter Sommer ist, gibt es eine Art Ausfallshaftung. Das wäre jetzt meine Idee.

Zum Sommerkino von „After Image Productions" im Augarten: Ich freue mich auf „Kino unter Sternen". Endlich werde ich den „Dritten Mann" auf Leinwand sehen. Hoffen wir, dass es nicht notwendig wird, aber so eine kleine Rückversicherung, die immer noch billiger wäre als bei einer privaten Versicherung, halten wir für eine gute Idee. Denn Entschuldungsakten im Ausschuss zu haben, ist nicht so erfreulich, und ein schlechter Sommer auch nicht. - In dem Sinne: Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Das Schlusswort hat die Frau Berichterstatterin. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wir freuen uns auch alle auf einen wunderschönen Filmsommer, diesmal im Augarten von 28. Juni bis 12. August. Wir können nur hoffen, dass am Beginn der zweiten Dekade von „Kino unter Sternen" - sie gehen in ihr elftes Jahr - das Wetter etwas besser ist als im letzten Jahr, als eben der August Einbußen gefordert hat. Eine wirkliche Lösung für Open Air gibt es in unseren Breiten wahrscheinlich nicht. 

Ich möchte die Gelegenheit benützen, Ihnen als Berichterstatterin ein bisschen die Zähne lang und Gusto auf dieses Programm zu machen. Vom „Dritten Mann" war ja schon die Rede, den gibt es am 1. August. Aber es gibt natürlich im Rahmen des „Kinos unter Sternen" ganz viele andere Klassiker, Premieren, allein zehn Premieren dieses Jahr, Filme, die man sonst nur auf Spezial-Festivals sieht. Es gibt europäisches und asiatisches Autorenkino, vorwiegend in Originalfassung mit Untertiteln. 

Wenn im Augarten Jerry Lewis mit Princess Charming zu Count Basie tanzt, wenn Jim Carrey als Maske durch den Nachtklub wirbelt, wenn Princess Audrey auf der Vespa durch Rom braust und Marcello Mastroianni Anita Ekberg im Trevi-Brunnen küsst, wenn Graf Danilo Maurice Chevalier im „Maxim" intim wird, wenn Harry Lime durch den Kanal hetzt und Bogey auf Ingrid Bergman verzichtet (GR Mag Wolfgang Jung: Seite 23 ...!), während Cary Grant in „Notorious" sie im letzten Moment rettet, dann wissen wir alle, dass wieder einmal „Kino unter Sternen"-Zeit ist. Das Einzige, was mich an dem Festival stört, ist der Austragungsort: Die Schüsselwiese. 

Ich darf um Zustimmung zum vorliegenden Akt bitten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 45 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 47 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Kunstverein Theater des Augenblicks. 

Frau GRin Zankl, frisch vom Vorsitzendenpult gekommen, wird als Berichterstatterin einleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir haben ja erst jüngst das Vergnügen gehabt, über das Theater des Augenblicks zu sprechen. Da ist es um die Subvention von 500 000 EUR gegangen - 500 044 EUR, ich habe die Eigenmittel vergessen: 500 000 EUR Subvention plus 44 EUR Eigenmittel für den Aufbau eines Kompetenzzentrums für internationale Kulturvernetzung und Beratung.

Ich habe mich dazu schon damals geäußert. Was in dem damaligen Akt aufgefallen ist, ist, dass eigentlich außer Gehältern für künstlerische Leitung, Assistenz, Administration, Bedienerin, Graphiker, Medienbetreuung eigentlich dann für die konkreten Umsetzungsprojekte kein Geld drinnen war. Na ja, vielleicht kommt das noch in einer dritten Subvention, das weiß man ja nicht. 

Jedenfalls wurde in dem Konzept, das da vom Theater des Augenblicks vorgelegt wurde, festgestellt: „Die Eigenproduktionen des Theaters des Augenblicks hatten und haben vielfach Laborcharakter." - Ich habe damals schon festgestellt, das heißt für mich so viel wie: Würde ich dort freiwillig hingehen, oder würde ich hingehen müssen? Wenn überhaupt wer hingeht! Die werden keine Freude haben. Aber es steht ja dann weiter unten: „im intimen Rahmen"; es werden auch nicht sehr viele sein. 

Jetzt haben wir die nächste Subvention für das Theater des Augenblicks. Gleicher Zeitraum: Herbst 2007 bis Sommer 2009. Hier geht es jetzt praktisch einfach um die Subvention für den Betrieb, 160 000 EUR als Subvention für den Betrieb.

Jetzt habe ich mir das angeschaut. Da haben wir plötzlich wahnsinnige Eigenleistungen: 121 000 EUR. Dann habe ich mir natürlich die Daten angesehen, und ich sehe: 121 000 sind die Einnahmen durch Raumvermietung an Feldenkrais, ARBOS Gehörlosenfestival, Verein „konnex“, Gastspiele. Sponsoring: auch lustig, sie werden massiv gesponsert, diesmal mit 145 EUR; aber nur ein Mal, die nächsten Jahre gibt’s dann kein Sponsoring. Das war also praktisch nur die Eigenleistung, wenn man so will, es sind insgesamt 200 EUR.

Also 160 000, wieder von September 2007 bis Juni 2009, und drinnen haben wir wieder einen Gehaltsposten, diesmal für eine Assistenz, 15 Stunden, Reinigung und ein Honorar freischaffende Leistung. Jetzt weiß ich ja nicht, wer das ist. Es fällt aber schon auf, dass die Leiterin, Frau Gürses, für 40 Stunden Gehalt bekommt - in dem einen Akt - für den Aufbau dieses Kompetenzzentrum für internationale Kulturvernetzung, und hier ein Honorar bekommt. Das würde sich ja nicht widersprechen, ein Honorar kann man neben dem Gehalt auch noch bekommen. Ich weiß es aber nicht, ich stelle das einmal nur so in den Raum. Ich glaube, Herr Woller wird heute nach mir ohnehin noch reden, er wird das alles sicher klarstellen.

Was aber schon auffällt, ist: Wenn man sich die Projektbeschreibung anschaut, dann sind hier Feldenkrais, „konnex“, ARBOS Gehörlosenfestival und Gastspiele genannt. Jetzt habe ich aber nichts gehört von den Eigenproduktionen des Theaters - also wo sind da die Eigenproduktionen? 

Es steht sogar da, von wann bis wann sie Projekte haben: Bei Feldenkrais komme ich auf 103 Tage. „konnex“: die schreiben dann immer September bis Dezember 2007, jeweils Dienstag bis Donnerstag 8 bis 22 Uhr, Freitag 8 bis 14 Uhr, da habe ich dreieinhalb Tage pro Woche gerechnet, das geht dann durch die ganze Periode durch, dreieinhalb Tage gerechnet. ARBOS Festival Gehörlose ist nur zwei Mal Ende März. Und die Gastspiele sind insgesamt 120 Gastspiele, also 120 Tage. 

Wenn ich jetzt rechne, die Subvention wird für 23 Monate vergeben, sind das 690 Tage - wir haben mal 30 Tage gerechnet -, weniger 103 Tage für Feldenkrais, weniger 322 Tage für „konnex“, weniger 120 Tage für die Gastspiele, damit komme ich auf 545. Dann nehme ich einmal an, die Gehörlosen habe ich mit 15 Tagen hineingegeben, das sind 560; vielleicht ist es auch weniger, es werden ja auch Schließtage sein. So bleiben 120 Tage übrig.

Dann fällt mir allerdings auf, dass die Subvention von September an gewährt wird, bis Juni. Das legt den Schluss nahe, dass im Juli/August gar nichts ist. Wenn ich also das annehme, dann muss ich noch einmal abziehen: 120 Tage, dann komme ich auf 680. So komme ich also auf eine Eigenproduktion, wenn es keine Schließtage gibt, von zehn Tagen!

Es ist mir unverständlich, wofür wir hier eigentlich wieder 160 000 EUR ausgeben, weil ja diese Produktionen, die da die ganze Zeit stattfinden, sowieso Mieteinnahmen bringen. Sie zahlen sich offensichtlich ohnehin selber. Aber Sie werden mir das sicher erklären. Wir jedenfalls werden diesen Akt ablehnen. 

Bevor ich aber das Podium wieder verlasse, möchte ich auch etwas Positives sagen. Ich bin doch seit einigen Jahren freiheitliches Mitglied im Unterausschuss für Verkehrsflächenbenennungen, und all diese Jahre hat mich Herr OAR Simacek begleitet und geleitet als dort zuständiger Beamter. Ich weiß nicht, ob er noch hier ist, ich glaube schon - ja, da ist er. 

Jetzt habe ich gehört, dass er in Pension geht, was ich gar nicht verstehen kann, weil er ja noch relativ jung ist. Aber bitte, ich vergönne es ihm: Er soll in Pension gehen, solange er das noch genießen kann. Ich bedanke mich im Rahmen meiner Fraktion für seine Kooperation und für seine professionelle Arbeit, und wir alle wünschen ihm alles Gute für seinen weiteren Lebensweg. (Beifall bei der FPÖ und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten von SPÖ und ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Ringler hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden diese Subvention heute - ich sage: schweren Herzens - auch ablehnen, aus einer eher grundsätzlichen Überlegung heraus. Wir glauben, dass die Ideen und Ziele der Theaterreform ja darauf abgezielt haben - und so waren auch die Empfehlungen der Theaterjury im Jahr 2004 oder 2005 -, künstlerische Leitungen und Mietvertragsinhaber zu trennen. Da wurden eine Reihe von Häusern für die Förderung empfohlen, und unter anderem wurde empfohlen, dass im Fall des „kosmos.frauenraums“ diese Trennung vorzunehmen ist, im Fall des Odeons, aber auch im Fall des Theaters des Augenblicks.

Wir haben damals gesagt, so etwas muss man sensibel machen, und haben deshalb der Lösung sehr gerne zugestimmt, zu sagen: Was Gül Gürses sehr ausgezeichnet und interessant in den letzten Jahren vorangetrieben hat, nämlich EU-Vernetzung, interkulturelle Arbeit in diesem Feld, auch mit Unterstützung der EU, das sollte unbedingt ermöglicht werden, weitergeführt werden, und dafür sollte es Gelder geben. Dafür haben wir einen nicht unbeträchtlichen Betrag von 500 000 EUR beschlossen, den haben wir gerne beschlossen, und da haben wir auch gerne unsere Zustimmung gegeben.

Darüber hinaus war vereinbart, dass das Theater des Augenblicks von den neuen Leitern des „dietheater“ bespielt wird, dass dort Programm gemacht wird, und haben es sehr bedauert, dass offensichtlich die Gespräche rund um die Frage „Brauchen wir zusätzliche Mittel, und wenn ja, welche und in welcher Höhe?" gescheitert sind und nunmehr das Theater des Augenblicks mit einer behelfsmäßigen Konstruktion - Herr Ebinger hat uns ein bisschen was vorgerechnet -, die uns nicht glücklich stimmt und von der wir glauben, dass sie problematisch ist, jetzt weiter bespielt wird, dass man sich quasi auf diesem Wege bis 2009, bis zur nächsten Konzeptförderung, weiter rettet. 

Ich halte das für problematisch, ich halte das für bedauerlich, und das ist einer der Gründe, warum wir dagegen stimmen. Wir glauben einfach, dass man hier bei seinem Wort bleiben soll, dass man hier bei seinen Entscheidungen bleiben soll, nämlich zu sagen, das macht „dietheater“ weiter und mit.

Ich möchte auch klar sagen, wir haben dem EU-Projekt der Frau Gürses gerne zugestimmt, aber wir stimmen dieser Subvention nicht zu, die in Wirklichkeit - wie Herr Ebinger auch ausgeführt hat - aus unserer Sicht nur eine Notlösung sein kann und keine gute, sinnvolle Lösung ist, die diese Ausgabe des Geldes rechtfertigt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Zuerst zur Geschäftsordnung: Ich darf darauf hinweisen, dass die Berichterstatterin bei Post 45, Frau Dr Vitouch, sich nicht neutral verhalten hat. Denn ihre letzte Bemerkung war alles andere als neutral, und ich ersuche, das bitte aufzunehmen. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Sonja Kato: Sie hat ja nicht „Obmann Schüssel" gesagt!)
Die Subvention für das Theater des Augenblicks über 160 000 EUR soll heute beschlossen werden. Wir haben schon Etliches darüber gehört. Frau Gül Gürses hat in den letzten Jahren mit ihrem Theater des Augenblicks immer wieder Erfolge feiern können und eine Reihe von Partnerschaften und internationalen Kooperationen für das Theater erreichen können.

Die Theaterjury im Rahmen der Theaterreform hat sich dafür eingesetzt, dass es für das Theater des Augenblicks nur mehr eine Konzeptförderung für die zweite Hälfte 2005 bis zur ersten Hälfte 2007 von insgesamt 400 000 EUR gibt. Anschließend sollte Schluss sein. 

Auch das haben wir heute schon gehört: Bei der Bestellung der neuen Leiter des „dietheater“, Heiko Pfost und Thomas Frank, im November des Vorjahres - Frau Mag Ringler war auch dort anwesend - wurde bei der Antritts-Pressekonferenz von Herrn StR Mailath-Pokorny auch die Ankündigung gemacht, dass die beiden neuen Leiter der neuen Kooperationsbühne „dietheater“ auch das Kabelwerk und das Theater des Augenblicks als Morgengabe mit auf den Weg bekommen.

Zwischenzeitlich hat sich herausgestellt, dass Sie das Kabelwerk gar nicht wollen und auch das Theater des Augenblicks nur als Probebühne betreiben wollen. Für das Kabelwerk wurde eine typisch wienerische Lösung gefunden: Christian Pronay, bisher langjähriger Chef des „dietheater", wird stellvertretender Theaterreferent in der MA 7 und erhält als Zusatzaufgabe das Kabelwerk als freischaffender Leiter. – Na, danke schön! Das Kabelwerk dürfte überhaupt aus dem Ruder laufen!

Die im Vorjahr ausgegebenen 5 Millionen gelten jetzt als Baukostenanteil, Kosten für Ausstattung und anteilige Betriebskosten. Oder stimmt das Ganze doch nicht? – Wahrlich ein Meisterwerk an Transparenz der Wiener Kulturpolitik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun weiter zum Theater des Augenblicks: Frau Gürses wegzubekommen, die noch immer Leiterin des Theaters ist, war nicht einfach! Daher sucht man wieder – was man in der Stadt Wien ja sehr gut kann – nach Hilfskonstruktionen: Zuerst gibt man Frau Gürses 500 000 EUR für das neue Konzept. Unserer Meinung nach ist das Konzept eher mangelhaft und nicht dafür geeignet, eine tolle internationale Kulturvernetzung und Beratung wirklich umzusetzen. Dieses Konzept wurde im letzten Gemeinderat von der SPÖ und den GRÜNEN beschlossen. Frau Gürses darf in den nächsten Jahren im Theater bleiben. Und jetzt gibt man noch weitere 160 000 EUR dazu. Darin sind übrigens auch die Honorare für sie von jährlich 42 000 EUR enthalten, also für ein Theater, in dem in den nächsten Jahren kaum etwas gespielt werden wird, sondern das nur vermietet wird.

Ich meine: Wenn man vermieten will, dann sollte man so ehrlich sein und meistbietende Unternehmen hereinnehmen und nicht nur dilettantisch an Feldenkrais-Seminare oder Gastspiele mit Erlösen von 500 EUR vermieten! Attraktive künstlerische Vermietungen sind sicherlich professioneller lösbar als so. Aber anscheinend will man das gar nicht!

Es gibt wieder einmal kein Konzept, für die nächsten zwei Jahre ist weiteres Herumwurschteln angesagt. Bis heute gibt es keine Vorschau, was wirklich mit dem Theater des Augenblicks geschehen wird. – So schaut Kulturpolitik für eine interessante Bühne nicht aus, Herr Stadtrat! Auf Grund der geschilderten Umstände lehnen wir daher die Vergabe der 160 000 EUR ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Selbstverständlich hat Herr Mag Dworak recht, wenn er meint, dass Berichterstatter aus dem Poststück zu zitieren haben und dass es nur vom Rednerpult eine politische Argumentationslinie geben kann. Darüber besteht keine Frage! Wir werden die Aussage von Frau Dr Vitouch im Protokoll nachlesen und überprüfen. Aber im Grundsatz ist es so, wie ich gerade erwähnt habe.

Am Wort ist Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Antrag zum Theater des Augenblicks ist ein sehr gutes Beispiel, dass die Theaterreform im Laufen ist. Die Theaterreform ist jedoch ein schwieriger Prozess, das geben wir durchaus zu! Kulturstadtrat Mailath-Pokorny und seine Mitarbeiter der MA 7 haben sich dem Prozess gestellt. Die Arbeit ist mühsam, denn eine Theaterreform am Reißbrett ist leider nicht möglich. Natürlich wäre es einfacher, das irgendwie zu konstruieren und festzulegen. Aber wir haben es hier – wie gesagt – nicht mit einer Nagelfabrik zu tun, sondern mit Kulturinstitutionen, und daher müssen wir auf die kulturellen und künstlerischen Strukturen achten, und diese sind für uns auch beachtenswert.

Es war die Absicht von Frau Gürses, der bisherigen Leiterin des Theaters des Augenblicks, sich nach mehr als zehn Jahren Arbeit in diesem Haus zu verändern. Daher hat sie mit dem Theaterreferat besprochen, dass sie das Haus jemandem anderen übergeben möchte, der künstlerisch dort weiterarbeitet, während sie das weitermachen möchte, wofür sie hohe Kompetenz hat, nämlich ein Kompetenzzentrum für die internationale Verwertung von freien Gruppenproduktionen, für internationale Koproduktionen und auch zur Lukrierung von EU-Fördermitteln für freie Theatergruppen aufzubauen, was sie sehr erfolgreich im Theater des Augenblicks praktiziert hat.

Das war der Hintergrund für den Beschluss über die 500 000 EUR-Förderung für das Kompetenzzentrum und Frau Gürses. Und es waren der Wille oder die Vorstellung der MA 7, das Haus in der Edelhofgasse 10 den neuen Leitern des Koproduktionshauses „dietheater" anzubieten. So war das in den Gesprächen, in der Ausschreibung und im Hearing zunächst vereinbart.

Es hängt nun von der Entscheidung der beiden Intendanten ab. Sie haben sich auf Grund eines Konzeptes beworben, sie kommen beide aus Deutschland und haben vieles, aber natürlich nicht alles, gekannt, was auf sie im Koproduktionshaus zukommt. Und wenn die beiden nach genauer Prüfung der lokalen Situation nun zu dem Entschluss kommen, dass sie ihren Koproduktionsspielplan nur im Künstlerhaus und im Konzerthaustheater durchführen wollen, nicht jedoch im Theater des Augenblicks, dann ist diese Autonomie der Intendanten und der Künstler und Künstlerinnen auch zu akzeptieren.

Wir nehmen das zur Kenntnis, haben aber den Wunsch, dass bis zur nächsten großen Etappe der Theaterreform im Jahr 2009 das Haus in der Edelhofgasse 10 weiterhin für freies Kunstschaffen und freies Theaterschaffen zur Verfügung steht. Daher haben wir Frau Gürses ersucht, sich zu überlegen, ob sie sich noch vorstellen kann, das Haus in einer reduzierten Form bis zum Sommer 2009 weiterzuführen, parallel dazu ihr Kompetenzzentrum aufzubauen und ihre Kenntnisse des Hauses und der Verwaltung eines Hauses dem Theater des Augenblicks und der freien Wiener Kulturszene zur Verfügung zu stellen.

Dafür dient die heute hier zu beschließende Subvention in der Höhe von 160 000 EUR für zwei Jahre, wobei ich anmerke, dass die Förderung des Theaters des Augenblicks damit reduziert wurde. Das Theater des Augenblicks hatte früher per anno 200 000 EUR Förderung und hat jetzt im Jahr 80 000 EUR Förderung, die dazu dient, dass das Haus weiterhin für die freie Szene zur Verfügung steht. Und es wird dort natürlich künstlerisch Wichtiges geschehen! Man kann sich jetzt selbstverständlich abfällig über Körpertherapie äußern und sagen, dass es dort keine Qualität gibt. Das stimmt aber auch nicht, denn die Gruppe „konnex" macht hervorragendes, ausgewiesen qualitätsvolles Kindertanztheater. Sie haben von der Jury eine 4-Jahres-Konzeptförderung erhalten. Und auch die anderen Gastspiele, die jetzt geplant sind, etwa das ARBOS-Gehörlosenfestival, sind natürlich qualitätsvolle und wichtige Theaterproduktionen. – Solche Veranstaltungen werden dort stattfinden, und Gül Gürses wird das noch so lange gestalten, bis sie im Sommer 2009 ausscheidet.

Was wir nicht wollten, ist, dass das Haus jetzt zwei Jahre entweder leer steht oder für die freie Kunst verloren geht.

Die MA 7 schaut sehr genau aufs Geld: Es gibt auch einen Aktenvermerk des Theaterreferenten zum Akt, in dem festgestellt wird, dass das Gehalt für die künstlerische Leitung in diesen zwei Jahren für die Arbeit im Theater des Augenblicks bezahlt wird. – Es beträgt übrigens weniger als 2 000 EUR netto monatlich, ich kenne viele, die um diesen Betrag gar nicht arbeiten würden, aber Frau Gürses tut es! – Weiters ist im Aktenvermerk festgelegt, dass gleichzeitig keine Gehälter aus dem Topf des Kompetenzzentrums ausbezahlt werden. Dadurch wird sich aber auch die finanzielle Beweglichkeit des Kompetenzzentrums über 2009 hinaus verlängern, was durchaus im Sinne der Szene und der Theaterreform ist.

Das heißt, es wird zweifellos kein zusätzliches Gehalt ausbezahlt werden. Es ist dies also eine sehr gut überlegte, wenn auch aus der Not entstandene Vorgangsweise, das Theater des Augenblicks auch für die Zukunft zu erhalten und der freien Szene zur Verfügung zu stellen. Und ich bin sehr optimistisch, dass wir auch in den nächsten beiden Jahren spannendes und innovatives Theater in der Edelhofgasse 10 erleben werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können daher gleich über Postnummer 47 abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für Postnummer 47 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Stadtforum Wien. Hiezu gibt es keine Wortmeldung.

Wir können daher gleich abstimmen.

Wer für die Postnummer 48 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP so beschlossen.

Nunmehr gelangt Postnummer 55 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7740 im 13. Bezirk. Herr GR Hora wird als Berichterstatter einleiten. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu dieser Postnummer.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Herr Dr Madejski hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir beschäftigen uns heute mit diesem Flächenwidmungsplan, und ich möchte diesen doch etwas unabhängig von der heutigen Pflegedebatte sehen, denn das sind zwei ganz verschiedene Dinge, die man auch unterschiedlich bewerten muss: Das eine ist der Flächenwidmungsplan, und das andere ist eine Neuorientierung im Pflegebereich mit einer Aufteilung in kleinere Einheiten, wozu wir uns schon lange bekennen und wogegen es sicherlich nichts einzuwenden gibt.

Ich war bei der Bürgerversammlung in Hietzing, bei der auch andere Kollegen anwesend waren. Es ging dort sehr turbulent zu. Ich habe selten eine so turbulente und mit Emotionen überladene Bürgerversammlung gesehen! Allerdings muss ich feststellen, dass in den Flächenwidmungsplan und in die Debatte danach überhaupt nichts von dem eingeflossen ist, was die Bürgerinnen und Bürger wollten. Es ist überhaupt nichts von dem eingeflossen, was Krankenschwestern, Abteilungsleiter oder Ärzte wollten!

Daher frage ich mich, welchen Sinn solche Bürgerbeteiligungsverfahren in Wien haben, wenn eh schon alles im Vorhinein fixiert ist, sich die Leute – auf Wienerisch gesagt – nur ein bisserl ausweinen dürfen und dann ohnehin nichts geschieht. Ich glaube, dass dieser Flächenwidmungsplan – und es hat ziemlich lange gedauert, bis wir ihn vorgelegt bekamen – mehr oder weniger, zart ausgedrückt, in einer rechtsfreien Zone entstanden ist. – Das ist unsere gemeinsame Meinung, Sie können mich aber widerlegen! 

Wir beschließen heute einen Flächenwidmungsplan, der formal den Vorgaben eines Flächenwidmungsverfahrens nicht Rechnung trägt. Warum nicht? – Die Verteilung des im Flächenwidmungsverfahren vorgesehenen ersten internen Blaudrucks, den niemand zu Gesicht bekommt außer jenen Magistratsdienststellen, die mit dem Flächenwidmungsplan in irgendeiner Art und Weise auch nur am Rande zu tun haben, macht meines Erachtens Sinn, denn die damit Befassten können sich hier outen, ihre Stellungnahme abgeben, ihre Ideen einbringen und ablehnen oder zustimmen. Das ist ein wichtiger Arbeitsprozess und ein wichtiger Prozess im Verfahren, denn erst auf Grund der Meinungsvielfalt der einzelnen Fachdienststellen und Magistratsabteilungen geht man dann in Richtung Gründruck weiter.

Bei diesem Flächenwidmungsplan ist jedoch etwas Seltsames passiert. Bei diesem Flächenwidmungsplan ist nämlich der Blaudruck ausgefallen oder verloren gegangen, ich habe keine Ahnung, was damit passiert ist! Es gibt diesen nicht und hat ihn nie gegeben. Ich behaupte mit Absicht, dass es diesen nie gegeben hat, denn wenn es ihn gegeben hätte, dann hätte zumindest eine Dienststelle, von der mir das bekannt ist, nämlich die MA 19, hier ihre Einsprüche geltend gemacht und hätte sehr wohl auf Schutzzone, Denkmalschutz und auf alles, was damit zusammenhängt, hingewiesen. Dann hätte der Flächenwidmungsplan letztlich sicherlich anders ausgesehen! Die MA 19 konnte sich, ebenso wie alle anderen, nicht mehr in die Debatte einbringen, weil sie im normalen Blaudruckverfahren keine Stellungnahme abgegeben hatte und das auch gar nicht konnte, weil es diese Phase eben überhaupt nicht gab, und daher war sie weg vom Fenster, und kritische Anmerkungen der MA 19 konnten nicht aufgenommen werden.

Meine Damen und Herren! Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass jetzt immer nur groß von der Geriatrie gesprochen wird, die Flächenwidmung aber ein viel größeres Gebiet betrifft. Und interessant ist auch, dass der Spitalsbereich nicht denkmalgeschützt ist, sehr wohl aber die Geriatrie. Das hat natürlich Auswirkungen auf die zukünftige Nutzung. Bei jenen Bereichen, die nicht denkmalgeschützt sind, wird es selbstverständlich viel einfacher sein. Auch Denkmalschutz in Wien besteht zwar oft nur auf dem Stück Papier, aber ganz so arg wird es dort schon nicht sein!

Wir wissen, dass man im Spitalsbereich ganze Stationen schließen wird. Diese Stationen werden dann leer sein und nicht mehr im ursprünglichen Sinne genutzt werden. Das heißt, es wird dort ein relativ Leichtes sein, diese zu verwerten. Schwieriger wird es allerdings im Geriatrieraum sein, weil dort Denkmalschutz besteht, und wenn dieser eingehalten und ernst genommen werden sollte, dann wird es ein bisschen schwieriger sein, für diesen Teil Investoren zu finden. Ich bin mir aber sicher, dass man auch dort Investoren für den Wohnbereich finden wird!

Interessant ist, dass dieses Gebiet vom Standpunkt des Denkmalamtes sehr wohl geschützt werden sollen hätte und auch schützenswert ist. So sind zum Beispiel im – ohnedies wahrscheinlich allen bekannten – Dehio, dem Handbuch der Kunstdenkmäler Österreichs, im Kapitel „Monumentalbauten" gleich an prominenter Stelle sowohl das Krankenhaus als auch das Geriatriezentrum als schützenswert angeführt. Das Ganze wird als historisch interessantes Bauwerk und als etwas bezeichnet, was es zumindest baulich und in der Substanz nach außen hin zu erhalten gilt. Ich bin gespannt, wie all das in den Jahren 2010, 2012 und 2015 dann ausschauen wird! Ich bin mir nicht so sicher, dass man die Bausubstanz, wie es hier eigentlich vorgesehen wäre, wirklich erhalten wird!

Interessant ist, dass Sie am Umweltverträglichkeitsgutachten rechtlich gerade noch vorbeigeschrammt sind. Sie haben die Widmung und die gesamten Erläuternden Bemerkungen so angelegt, dass Sie hineinschreiben konnten: Eine UVP ist auf Grund dieses und jenes Paragraphen in diesem Falle nicht anzuwenden. – Sie haben das genauso geplant, damit sie es eben nicht machen müssen! Hätten Sie es nämlich anders und seriös geplant, dann wären Sie schon zeitlich um eine UVP gar nicht herumgekommen, weil das bei gewissen Bauwerken und Flächenwidmungen verbindlich vorgesehen ist. Auch hier ist eine rechtliche Grauzone. Sie haben sich dem Verfahren entzogen, was ich nicht ganz verstehe, denn wenn Sie es ehrlich meinten, könnten sie jederzeit auch freiwillig eine UVP durchführen!

Meine Damen und Herren! Die Wachkomastation hat erst vor Kurzem ein internationales Zertifikat bekommen. Sie ist also international noch weiter aufgewertet worden. Und wenn man mit den Ärzten und den Schwestern dort spricht, dann ist es wirklich traurig. Es stellt sich nämlich die Frage beziehungsweise ist unklar, was mit dieser Wachkomastation geschehen wird, die international anerkannt ist, wo viele international anerkannte Leute arbeiten und wo man sehr vielen Patienten schon geholfen und sie wieder ins Leben zurückgebracht hat.

Ich frage – und weiß nicht, ob ich eine Antwort bekommen werde –: Was geschieht mit dieser Station? Diese kann bei einer Dezentralisierung ja nicht mitgehen!

StRin Wehsely hat gemeint, das Ganze hätte „ausgelainzt". Lainz ist nicht zeitgemäß. Das Image des Skandals haftet der Anlage noch immer an, das sind wir nie los geworden.

Ich sage: Frau Stadträtin! So ist das nicht! Ich kenne Lainz sehr gut! Meine Mutter war dort, mein Vater war dort, und ich selbst und meine Frau waren in verschiedensten Stationen. – Lainz ist ein ausgezeichnetes Spital, und Lainz ist ein ausgezeichnetes Geriatriezentrum. Das möchte ich einmal festhalten! Und die Leute, die dort arbeiten, haben es nicht verdient, dass ihnen über die Zeitung ausgerichtet wird: Ihr seid, genauso wie der Bau, nicht zeitgemäß, wir verlegen alles und vernichten ganze Stationen im Spitalsbereich. So habe ich mir das nicht vorgestellt! Das hätte man ein bisschen freundlicher und höflicher machen können!

Im Übrigen sagen Sie auch, dass ein Flächenwidmungsplan kommen wird – dieser ist jetzt da! – und dass es äußerst wahrscheinlich ist, dass das ein Stadtentwicklungsgebiet ist. – Wir haben ja immer behauptet, dass das ein Stadtentwicklungsgebiet ist! Wenn ich jetzt von einem Unterschied spreche, dann weiß ich, dass heute mit Sicherheit noch von der Baumgartner Höhe die Rede sein wird. Es gibt aber tatsächlich einen gravierenden Unterschied zu dem anderen Flächenwidmungsplan, dem wir damals zugestimmt haben, wobei ÖVP und die GRÜNEN die Bürgerinnen und Bürger ein bisschen verunsichert haben. Der Unterschied ist, dass bei der Baumgartner Höhe das gesamte Areal Schutzzone ist und unter Denkmalschutz steht, was hier nicht der Fall ist. Und das ist das große Problem an dieser Sache, und daher lehnen wir diesen Flächenwidmungsplan ab, obwohl auch wir, das möchte ich jetzt festhalten, für eine Verteilung in kleinere Einheiten sind.

Eine eigenartige Rolle hat dabei der ÖVP-dominierte Bezirk mit Herrn Gerstbach an der Spitze gespielt, der bei der Bürgerversammlung keine besonders glückliche Rolle gespielt hat. Es war sehr heiß, und er hat geschwitzt. Er hat wahrscheinlich aber auch geschwitzt, weil es für ihn sehr unangenehm war. Es gab nämlich einen Antrag der Freiheitlichen im Bezirk – bei dem, wie ich glaube, auch die Grünen mitgestimmt haben –, dass das gesamte Gebiet Schutzzone sein soll. Das wurde jedoch mit den verschiedensten Ausreden, viel Blabla der MA 21 und unter Mithilfe des Bezirksvorstehers verhindert. Der Antrag wurde verschleppt, er wurde nicht behandelt, jetzt liegt er irgendwo in einer Schublade, aber jetzt ist es in Wirklichkeit eh schon wurscht!

Herr Bezirksvorsteher Gerstbach! Sie haben es geschafft, die wenigen Möglichkeiten, die Sie gehabt hätten, hier noch kritisch und ändernd einzuschreiten, gegen den Willen der Bevölkerung Hietzings, jedoch im Sinne einer Ausdünnung der medizinischen Versorgung im Süden Wiens, zunichte zu machen! Gratulation, Herr Bezirksvorsteher Gerstbach! 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Abschluss noch etwas sagen: Wohin werden wir die kleineren Einheiten dieser neuen Geriatriezentren umsiedeln? – Ich möchte nur ein Beispiel bringen, das ich nicht ganz verstehe, nämlich die KDAG-Gründe: Ich kenne alle Prospekte, und ich kenne viele Leute, die dort eingezogen sind. Es war aber nie die Rede davon, dass dort ein Geriatriezentrum hinkommt. Es spricht nichts dagegen, aber es war nie die Rede davon! Offensichtlich sind die Wohnungen dort aber doch nicht so gut, man konnte die Büros doch nicht so gut verkaufen, und es gibt noch immer leere Geschäftslokale. Ich kenne die Situation sehr gut!

Im Nordwesten des Geländes hat man nun ein Haus weggeplant, dorthin kommt jetzt ein Jugendspielplatz. Die Garage hat man wegrationalisiert. Jetzt gibt es eine Hochgarage. Ich könnte Ihnen davon ein Foto zeigen. Das müssen Sie sich ansehen: Eine Brücke über die Straße führt direkt in die Hochgarage. Das sieht aus wie in der früheren Serie „Miami Vice", in der es immer diese Hochautobahnen gab. Genauso schaut es jetzt im Bereich der KDAG aus, das ist wirklich wunderschön! 

Ein ganzes Bürohaus hat man dann nicht mehr geplant, und jetzt kauft die Stadt Wien vom Betreiber, von der KDAG, die Grundstücke zurück und baut dort statt des Bürohauses ein Geriatriezentrum! In den früheren Katalogen stand nichts davon, im neuesten Katalog, den Sie jetzt verteilen, um krampfhaft die letzten Wohnungen loszuwerden, ist das Geriatriezentrum allerdings eingezeichnet. Da haben Sie sich sehr bemüht, im Text haben Sie es aber vergessen, Sie haben es nur eingezeichnet. 

Meine Damen und Herren! Dazu möchte ich bemerken: Der Standort ist ein Wahnsinn! Kennen Sie die Gegend mit dem Gleisdreieck? – Traumhaft! Dort treffen sich drei Eisenbahnlinien, die Pottendorfer Linie, die Südbahn und die Verbindungsbahn. Jetzt haben wir im Bezirk endlich die Pläne abgewehrt, dass dort ein Wohngebiet entsteht. Eine Genossenschaft wollte dort Wohnungen bauen, aber das hätte man nur mit einem Schutzwall machen können, denn kein Mensch wäre dort eingezogen!

Jetzt baut man dort keine Wohnungen, aber genau gegenüber der Eisenbahn und in unmittelbarer Nachbarschaft der Hochgarage baut man jetzt ein Geriatriezentrum! Die Autos würden dann genau neben dem Geriatriezentrum in etwa – ich bin schlecht im Schätzen – 6 m Höhe in die Garage rasen. Das ist wirklich ein Traumplatz für ein Geriatriezentrum! Es wird dann wahrscheinlich nur für gehörlose Patienten geeignet sein, jeder andere wird nämlich von seinen Anverwandten wahrscheinlich wieder herausgenommen, denn das ist ja menschenverachtend!

Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin! Wie kann man auf die Idee kommen, dort ein Geriatriezentrum zu bauen, es sei denn, man will der Genossenschaft einen Dienst erweisen, weil sie Wohnungen in diesem Gebiet nicht anbringen kann? Das muss in Panik geschehen sein, weil Sie nichts andres gefunden haben! Daher hätte ich liebend gerne den Grundstückskauf in Meidling abgelehnt, aber ich habe ja Disziplin. Ich sehe ein, dass Meidling auch ein Geriatriezentrum braucht, und offensichtlich gibt es nichts anderes. Vielleicht wird es in Zukunft beim Gleisdreieck irgendwelche Lärmschutzwände geben, und beim Tempo der ÖBB werden diese sicherlich in den nächsten 20 Jahren gebaut werden.

Das Geriatriezentrum soll 2014 fertig werden. Der Standort ist unglücklich. Der Flächenwidmungsplan ist an der Grenze zur Rechtlichkeit. Eine Umweltschutzprüfung haben Sie sich erspart, was ebenfalls an der Grenze zur Rechtlichkeit ist. Daher lehnen wir dieses Plandokument ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl‑Ing Gretner, ich erteile es. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde trotz späterer Stunde doch ein bisschen ausführlicher zu diesem Plandokument sprechen. Es bietet meiner Meinung nach nämlich ein sehr anschauliches Bild, wie sich die Wiener Stadtplanung immer mehr von ihren ureigensten Aufgaben verabschiedet.

Zunächst meine Kritik am Verfahren: Als bekannt wurde, dass das Geriatriezentrum verkleinert wird, begann die Flächenwidmungsabteilung zu arbeiten. Der Krankenanstaltenverbund prüft aber eigentlich erst jetzt, was er wirklich mit diesem Gebiet machen möchte. Kurz vor einer Bürgerversammlung wurde eine Entwicklungsgesellschaft beauftragt, weil man gesehen hat, dass der Krankenanstaltenverbund das selbst nicht schafft und die Abläufe relativ unkoordiniert sind.

Die Frage, die dabei die ganze Zeit offen bleibt, ist: Was will die Stadt eigentlich für diesen Bezirksteil? Was soll sich dort entwickeln? Wie geht man mit diesem öffentlichen Gut um, das der Wiener Bevölkerung ein gutes Jahrhundert zur Gänze zur Verfügung stand? – Wirklich erschütternd war bei der Bürgerversammlung im April, welche die Hietzinger Grünen beantragt hatten und die im Bezirk einstimmig beschlossen wurde, dass damals das erste Mal ganz offiziell und vor zahlreichen Zeugen relativ salopp von den Lippen der Herren des Krankenanstaltenverbundes kam: Wir verkaufen die Teile!

Wir hatten schon die ganze Zeit vermutet, dass man versuchen möchte, quasi in lukrativen Lagen Immobilien zu verwerten, um andere Projekte finanzieren zu können. Bei dieser Bürgerversammlung wurde das offen ausgesprochen. Das Ganze hätte mich weniger schockiert, wenn die Stadtplanung schon vorher gewusst hätte, was sie mit dem Gebiet anfangen will, und vorab einen Flächenwidmungsplan gemacht hätte, auf dem diese Entwicklung ablesbar ist.

Das ist aber nicht geschehen! Im Gegenteil! Ein Zitat kann ich Ihnen nicht vorenthalten. – Der Wiener Fachbeirat für Stadtentwicklung hat formuliert: „Für die weitere Vorgangsweise empfiehlt der Fachbeirat die Entwicklung von Masterszenarien für die konkreten Planungen der Baumaßnahmen und der Freiraumgestaltungen. Hiezu sollten differenzierte Planungsverfahren im Vorfeld mit dem Fachbeirat abgestimmt und durchgeführt werden."

Was sagt die Wiener Stadtplanung dazu? – „Die Empfehlung des Fachbeirates wird dem Krankenanstaltenverbund beziehungsweise der künftigen Entwicklerin, der Wien Holding, übermittelt.“

Für mich ist das ein eindeutiger Beweis dafür, dass man sich von dieser ureigenen Aufgabe verabschiedet hat! Man überlässt das jenen, die das entwickeln, und legt nicht vorab fest, was man sich eigentlich vorstellt.

Es gab auch andere Stellungnahmen beispielsweise von der Umweltanwaltschaft, die bemerkt hat, dass es einen wertvollen Baumbestand auf dem Areal gibt. Diese Anregung, den Baumbestand weiterhin zu schützen, wurde jedoch mit dem Argument zurückgewiesen, dass das die Planungsfreiheit einschränken würde. Man lässt also ziemlich viel offen und übergibt die Verantwortung der Entwicklungsgesellschaft.

Zur konkreten Ablehnung des Flächenwidmungsplans: Positiv zu bemerken ist, dass ein Grünareal unter Schutz gestellt wird. Das ist eine richtige Maßnahme! Gleichzeitig werden aber an anderen Stellen zusätzliche Bebauungsmöglichkeiten geschaffen, obwohl man jetzt noch nicht einmal weiß, was dort eigentlich geschehen soll.

Wir haben zahlreiche Vorschläge eingebracht, die im Bezirk auch heftig diskutiert wurden und relativ breite Zustimmung gefunden haben. Beispielweise ist es dringend notwendig, für die Jugendlichen in diesem Bezirksteil eine Einrichtung zu schaffen. In unmittelbarer Nähe wurde jetzt ein Sportplatz errichtet, der wirklich sehr viel benützt wird, und deswegen habe ich auch gemeinsam mit meiner Kollegin Smolik einen Antrag eingebracht, dass geprüft werden soll, ob es nicht angebracht wäre, rechtzeitig dafür zusorgen, dass eine Jugendeinrichtung auf dem Areal Platz findet. Ein anderer Vorschlag wäre gewesen, nachdem das Krankenhaus ausgebaut oder zumindest im Bestand gesichert werden soll, dass man davon auf dem Gelände profitiert und sich möglicherweise darum bemüht, dort eine Fachhochschule anzusiedeln, die einen medizinischen Bezug hat. Natürlich bietet sich das Gebiet auch für Wohnen an, wobei man aber gleichzeitig auch davon profitieren könnte, dass man medizinische Einrichtungen direkt in der Nähe hätte. Man sollte also spezielle Wohnformen suchen, die davon profitieren könnten! 

Abschließend möchte ich noch einmal sagen: Es handelt sich hiebei um öffentliches Gut. Es ist das kein Privateigentum. In Anbetracht dessen ist es umso schlimmer, dass die Stadt sich nicht mehr befähigt fühlt, hier gestalterisch einzugreifen. Wenn ich oft höre, dass wir nicht immer die Flächenwidmungsplanung kritisieren sollen und es auch andere Möglichkeiten gäbe, dann sage ich: Man hätte ja den Prozess gestalten und sich von vornherein überlegen können, mit welchen Plänen auf dem Tisch man den Ablauf besprechen muss! Nach Gestaltung dieses Prozesses und Konsensfindung hätte man die Flächenwidmung auch nachher vornehmen können. Dann wäre nämlich sicherlich eine bessere Flächenwidmung herausgekommen und wir hätten vielleicht sogar zustimmen können! So wie der Plan jetzt ausschaut, können wir aber nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Das Plandokument 7740, das eine der größten Gesundheitsflächen Wiens betrifft, trägt den Titel „Krankenhaus Wien Hietzing – Geriatriezentrum am Wienerwald – Personalwohnheim der Stadt Wien – Standort Lainz im 13. Bezirk". Die Fläche beträgt rund 48 ha. Das Geriatriezentrum, das 30 ha davon einnimmt, soll laut StRin Wehsely bis 2015 gesperrt werden, ohne dass wirklich ein Konzept besteht, was mit dieser riesigen Fläche in Zukunft geschehen soll.

Die GRÜNEN haben Vorschläge dazu unterbreitet, aber von den regierenden Sozialisten in Wien gibt es außer der bekannten Worthülse „Stadtquartier Lainz" nichts. Und das ist nicht einmal eine Worthülse! Es gibt nicht einmal einen Planungsstrich! Man spricht jetzt schon drei Jahre davon, es hat sich aber herausgestellt, dass all das Chimäre ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Vizebürgermeisterin, Finanzstadträtin und vormalige Gesundheitsstadträtin Renate Brauner hat anlässlich der Vienna Real im Mai diese Fläche bereits als auf dem Immobilienmarkt befindlich angekündigt. Im Flächenwidmungsplan 7740 wird in keiner Weise darauf hingewiesen, was in Zukunft mit dieser Fläche geschehen wird, außer dass an erste Stelle die Errichtung von Wohnungen steht. Heute gibt es dort kaum Wohnungen, und daher ist das der einzige Hinweis darauf, was dort in Zukunft vielleicht entsteht.

Herr Kollege Madejski hat Herrn Bezirksvorsteher Gerstbach in seiner bekannten Weise kurz ein bisschen angeschmutzt, er hätte den Antrag der Freiheitlichen betreffend Schutzzone verschleppt. Wir haben über diese Schutzzone vor vier Jahren bereits gesprochen, und damals war keine Rede davon, dass das Geriatriezentrum zugesperrt werden soll. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Vielleicht hätte es etwas mehr geholfen! (Beifall bei der ÖVP.)

Es gibt da übrigens ein Phänomen: Die Mehrheit des Bezirks hat einen Beschluss gefasst, dass dieses Plandokument abgelehnt werden soll. Davon war nach Rückkehr des Plandokuments bei der MA 21B aber keine Rede! Man hat alle Punkte, die der Bezirk verlangte, abgelehnt.

Obwohl in einer Antwort der damaligen Gesundheitsstadträtin betreffend ein Nutzungskonzept für die Fläche des GZW nur lapidar von Nachnutzung die Rede war, fürchten wir wirklich Schlimmes für das gesamte Areal! – Zum einen hat das Krankenhaus eine Widmung ohne innere Baufluchtlinien, sodass bis zu 50 Prozent der Fläche verbaut werden könnten. Auch wenn es immer wieder Beteuerungen gibt, dass man den Standort des Krankenhauses sichern und ausbauen will, wird nicht wirklich eine Zukunft für dieses Spital angekündigt. Wir fürchten, dass es eines Tages anstelle des Vollspitals Lainzer Krankenhaus, wie es heute der Fall ist, zu einem Altenspital werden und nur sehr geringe Bedeutung haben wird. Dabei wären nur rund 60 Millionen für die Renovierung notwendig, davon 15 Millionen für die Objekte, um das Ganze wieder zu einem vollwertigen Spital zu machen!

Für das Geriatriezentrum gibt es Konzepte, die Pavillons und die Belegung zu verringern, und das wird auch laufend gemacht. Vor Kurzem wurde bei Pavillon 8 einfach ein ganzer Pavillon abgesiedelt, weil er renoviert wird. Da frage ich mich schon: Wie viel Geld wird noch verschwendet, um bis zum Jahre 2015 Absiedlungen vornehmen zu können?

Offenbar will man aus reinen Imagegründen das Geriatriezentrum schließen! Die Gebäude, die älter sind als das 1907 gebaute Spital im 14. Bezirk mit seiner großen Grünfläche, stehen unter Denkmalschutz, und das Bundesdenkmalamt legt Wert darauf, dass beim Geriatriezentrum zumindest die Pavillonbauweise erhalten bleibt. Dr Roland Paukner, Direktor für den Bereich Geriatriezentren, spricht von einer Absiedlung ab 2010. Da frage ich mich: Wie sollen sich ab 2008 Absiedlung und Renovierung darstellen? Das von StRin Brauner und StR Schicker im November 2004 präsentierte Konzept von höchstens 1 000 Betten ist obsolet geworden, ohne dass man den Wienerinnen und Wienern reinen Wein eingeschenkt hätte, was wirklich mit diesem Areal von rund 30 ha geschehen soll.

Zum Begriff „Stadtquartier" habe ich schon gesprochen. 

Nun zum dritten Bereich, dem Personalwohnhaus der Stadt Wien: Die hygienischen Zustände in diesem Personalwohnheim lassen zu wünschen übrig. Eine Bewohnerin hat mir gegenüber gesagt, sie könne in ihrer Küche nichts zubereiten, denn ohne Insektenspray sei das unmöglich. Meine Frage, ob es sich um Ameisen handle, verneinte sie: Es seien größere Tiere, die sie nicht kenne. Der bauliche Zustand ist katastrophal, und es ist den Menschen nicht mehr zuzumuten, dort zu leben!

Ich weiß schon – und das hat auch Kollegin Gretner gesagt –: Der Krankenanstaltenverbund braucht sehr viel Geld!

Noch ein weiteres Detail: Man hat von Seiten der SPÖ davon gesprochen, dass es jetzt mehr Grünland gibt. – Selbstverständlich! Vorher gab es nämlich keine inneren Baufluchtlinien und keine Baufluchtlinien um die einzelnen Pavillons! Es gibt jetzt aber nicht einen einzigen Quadratmeter mehr Grünland auf dieser Fläche!

Wir sprechen uns gegen dieses Plandokument aus, weil erstens die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt vollkommen im Unklaren gelassen werden, was mit dieser Fläche wirklich geschehen wird, weil zweitens die Umwidmung das Abreißen und den Verkauf dieses Areals zulässt und weil drittens diese Flächen nicht ausdrücklich für die soziale Versorgung der Bevölkerung ausgewiesen sind. 

Ich habe hier 2 300 Unterschriften, die darauf warten, dass sie dem Bürgermeister übergeben werden. Diese 2 300 Personen unterstützen unsere Forderung, dass diese Fläche für soziale Zwecke genutzt und nicht einfach verscherbelt werden soll, wie das üblich ist. Die ÖVP fordert daher den Erhalt des Krankenhauses Wien Hietzing am Standort Lainz als Vollspital für die Region der westlichen und südlichen Bezirke im vollen Umfang und die zukünftige Nutzung der Flächen des Geriatriezentrums Am Wienerwald für soziale Zwecke.

Wir legen uns quer. Einer einfachen Verscherbelung der hochwertigen Grundstücke und der Öffnung für jegliche Bauspekulation werden wir nie zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist GR Deutsch. – Bitte.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Einleitend möchte ich darauf hinweisen, dass das gegenständliche Planungsgebiet im Leitbild „Bauliche Entwicklung“ zum Stadtentwicklungsplan 2005 als bebaubares Stadtgebiet, für das eine Nutzungsänderung in Diskussion ist, gekennzeichnet wurde, und das geschah bereits damals aus gutem Grund. Wie Sie nämlich wissen, ist das Geriatriezentrum Am Wienerwald auf Grund seiner baulichen und räumlichen Gegebenheiten nicht mehr zeitgemäß, und es entspricht auch den strengen Anforderungen des Wiener Wohn‑ und Pflegeheimgesetzes nicht. Aus diesem Grund soll es schrittweise reduziert und 2015 geschlossen werden. 

Dieser Prozess wurde schon vor vielen Jahren eingeleitet. Damals gab es über 4 000 Betten, diese Zahl wurde bis heute bereits auf 1 600 Betten reduziert. Ab dem nächsten Jahr wird es ausschließlich Vierbettzimmer geben. Diese Reduktion wird unter Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit auch weiter vorgenommen werden.

Es ist aber wichtig, in diesem Zusammenhang auch darauf hinzuweisen, dass gleichzeitig an einem anderen Standort in Hietzing ein modernes, den heutigen und zukünftigen Ansprüchen gerecht werdendes Geriatriezentrum entstehen wird. Diese Maßnahme ist Teil eines Gesamt-Geriatriekonzeptes, das wir heute am Vormittag ausführlich diskutiert haben, das eine optimale und regional ausgewogene Versorgung mit Pflegeplätzen in ganz Wien sichern soll. 

Nun komme ich bereits zum Kollegen Madejski, der die KDAG-Gründe angesprochen hat. Es ist das eines von drei Geriatriezentren, die heute beschlossen wurden. Es befindet sich in zentraler Lage inmitten eines Stadtteiles, also bürger‑ und wohnortnah. Es liegt an der Linie U6 und ist damit auch mit öffentlichen Verkehrsmittel, etwa für die Besucherinnen und Besucher, gut erreichbar. Das wesentliche Kriterium ist allerdings, dass es vor allem bürger‑ und wohnortnah ist. 

Das ist ein sehr gutes Beispiel für etwas, was ich schon am Vormittag angesprochen habe: In der inhaltlichen Diskussion werden genau diese dezentralen Geriatriezentren gefordert, am Nachmittag wird aber wiederum dagegen geredet. Das habe ich auch deshalb für unverständlich gehalten, weil der Vertrag heute am Vormittag ja einstimmig beschlossen wurde! 

Weiters werden im Zuge der Leistungsverlagerung im Rahmen der Wiener Spitalsreform Herzchirurgie und Kardiologie aus dem Krankenhaus Hietzing in das Krankenhaus Nord, das bis 2012/2013 fertiggestellt sein soll, übersiedeln. Andererseits soll es aber mittelfristig zu einer Erweiterung des akutgeriatrischen Leistungsangebotes kommen. Das ist auch ein Anliegen, das wir am Montag in der Rechnungsabschlussdebatte diskutiert haben.

Diese schrittweisen Nutzungsveränderungen im Geriatriezentrum Am Wienerwald werden durch die Verringerung der Plätze im Geriatriezentrum bedingt sein. Das kann nur ein schrittweiser Prozess sein, weil diese Verringerung auch eine Voraussetzung für die Standardanhebungen ist. Die Verlagerung der Kapazitäten hängt aber wiederum von der Verfügbarkeit geeigneter Immobilien und Liegenschaften ab, und daher meine ich, dass im Hinblick auf die Versorgungssicherheit auch dementsprechend zu definieren ist, wann welche Teile des Geriatriezentrums entsprechend nachgenutzt werden können.

Das wird dann auch die Basis für die Entwicklung des Stadtquartiers Lainz sein. Betreffend dieses Areal gibt es ganz klare Überlegungen, die übrigens bereits vor drei Jahren öffentlich kundgemacht wurden. Es soll ein neuer hochwertiger Stadtteil mit einer gemischten Nutzung von Wohnen, Einkauf, Kultur et cetera entstehen. Daher ist diese Flächenwidmung, die Entwicklung dieses Areals, aber auch mit der Diskussion des Geriatriekonzeptes verbunden.

Wenn jemand im Rahmen der öffentlichen Auflage des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans immer wieder zur Verunsicherung der Bevölkerung beigetragen hat, dann war das Kollege Dworak, der immer wieder behauptet hat, dass das Krankenhaus Hietzing gefährdet sei, obwohl diese Behauptungen durch nichts gerechtfertigt waren! Im Gegenteil: Das Krankenhaus Hietzing bleibt ein wichtiger Bestandteil der Wiener Spitalslandschaft, sein Fortbestand ist auch in Zukunft gesichert, und es wird eben noch einen neuen Schwerpunkt geben, der den Bedürfnissen einer immer älter werdenden Gesellschaft ebenfalls entspricht: Man wird sich nämlich zusätzlich darauf konzentrieren, dass Menschen mit Schlaganfällen, Diabetes, chronischen Nierenerkrankungen und Rheuma noch besser versorgt werden können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Ziel der Bearbeitung war daher – und auch das wurde in der Diskussion angesprochen –, dass der Bestand der laut Bundesdenkmalamt schützenswerten Pavillons durch eine Widmung, die uns heute vorliegt, gewährleistet werden soll, aber auch eine Multifunktionalität für eine spätere Nutzung zu erreichen. Es soll weiters dafür Vorsorge getroffen werden, dass Wohnraum geschaffen und die Durchgrünung des Plangebietes erhalten werden kann.

Die bebaubaren Flächen auf dem gesamten Areal des Krankenhauses und des Geriatriezentrums sollen daher den baulichen Gegebenheiten entsprechend strukturiert werden. Gleichzeitig werden im Rahmen einer künftigen Entwicklung Veränderungen zugelassen, ohne das Gesamtbild beziehungsweise die Struktur nachteilig zu verändern. Das ist ein wesentlicher Punkt, den ich unterstreichen möchte, weil Frau Kollegin Gretner die Frage angesprochen hat, welche Veränderungen man eigentlich zulassen solle. – Ich meine, es sollte sehr wohl die Möglichkeit bestehen, Spielräume einer Entwicklung zuzulassen, denn andernfalls würde man die Stadt, die selbst Grundeigentümer ist, in der zukünftigen Nutzung einschränken und ihr möglicherweise dadurch auch Schaden zufügen.

Wichtig ist, dass auch die öffentliche Durchwegung des Geländes gesichert ist. Es sind auch viele Stellungnahmen, die im Rahmen der öffentlichen Auflage abgegeben wurden, in dieses Plandokument eingeflossen. Wenn man sich die Stellungnahmen im Detail ansieht, dann kann man feststellen, dass eine wesentliche Forderung darin bestand, dass die Bebaubarkeit eingeschränkt und der Grünraum erweitert wird, und das wird durch den vorliegenden Flächenwidmungs- und Bebauungsplan gewährleistet!

Dieser Flächenwidmungs‑ und Bebauungsplanung gibt – wie Sie wissen, Frau Kollegin Gretner! –, so wie alle anderen Flächenwidmungspläne, nur die Rahmenbedingungen vor und definiert die Möglichkeiten, die im Rahmen dieser Widmung bestehen. Daher werden natürlich auch die Empfehlungen des Fachbeirates, hier Masterszenarien für die konkreten Planungen zu erstellen, an die WSE der Wien Holding übermittelt, und zwar meiner Meinung nach zu Recht, weil es nicht die Aufgabe und die Kernkompetenz des Krankenanstaltenverbundes ist, entsprechende Entwicklungen durchzuführen. Es ist nicht die Hauptaufgabe des KAV, im Immobiliengeschäft tätig zu sein, sondern das soll die Wiener Holding, die auch ein Unternehmen der Stadt ist, entsprechend professionell durchführen.

Andere Stellungnahmen, die nicht durch einen Flächenwidmungs‑ und Bebauungsplanung geregelt werden können, wie verkehrsorganisatorische Maßnahmen oder Fragen der Nahversorgung beziehungsweise gesundheitliche Fragen, können daher auch nicht eingeflossen sein.

Besonderes deutlich ist in der Wortmeldung des Kollegen Dworak wiederum die Widersprüchlichkeit bei der ÖVP zutage getreten, wenn er nämlich kritisiert, dass hier eine Wohnnutzung in Betracht gezogen wird. Frau Kollegin Korosec hat vor einigen Jahren noch gefordert, Lainz aufzulösen und das Areal zu verkaufen. Der Vorschlag der Frau Kollegin Korosec lautete, dass das Gelände des Geriatriezentrums Wienerwald für Wohnbauten umgewidmet werden soll. Dann aber kommt Kollege Dworak und sagt, dass er dagegen ist, dass Wohnungen gebaut werden, und verbreitet rund um die öffentliche Auflage der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung Szenarien, dass das Ganze ein Objekt der Begierde für Immobilienspekulanten werden könnte. Dieser Schluss ist, wenn man sich den Akt im Detail ansieht, wirklich in keinster Weise zulässig!

Ich komme schon zum Schluss und möchte die wesentlich Eckpunkte nochmals insofern festhalten, als ich sage: Die vorliegende Flächenwidmung ermöglicht eine zeitgemäße Entwicklung des gesamten Areals. Diese neue Flächenwidmung bringt 95 Prozent mehr Grünland und schränkt die Bebaubarkeit deutlich ein. Die an den Hörndlwald angrenzenden Gebiete werden geschützt. Sie waren bisher Bauland und werden erstmals als Parkschutzgebiet gewidmet. Und in keinem Teil dieses Plangebietes ist eine Umwidmung von Grünland in Bauland vorgesehen, womit alle Befürchtungen, die in den Stellungnahmen zu diesem Plandokument zum Ausdruck gebracht wurden, ausgeräumt sind.

Die laut Bundesdenkmalamt schützenswerten Pavillons bleiben ebenfalls erhalten; das sage ich auch zu Kollegen Madejski, der diese Sorge geäußert hat. Eine Entwicklung des gesamten Areals muss natürlich gemeinsam mit dem Bundesdenkmalamt erfolgen, eine gewisse Flexibilität soll aber auch zulässig sein.

Diese Flächenwidmung sichert die denkmalgeschützte Anlage, erweitert Grün‑ und Freiräume, sichert den Krankenhausstandort und ermöglicht neue Nutzungen sowie eine Öffnung des Areals für die gesamte Bevölkerung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Ich mache es ganz kurz.

Kollege Dworak, der Sie sonst nichts mit Planung zu tun haben! Es steht ganz eindeutig im Vorlagenbericht, dass der gegenständliche Planungsraum zur leitbildbaulichen Stadtentwicklung laut STEP 05 als Bebaustadtgebiet ausgewiesen ist.

Kollegen Madejski! Ich verstehe, dass du gern blau siehst! Ein Blaudruck ist aber ein rein interner Druck, und ich kann nicht einmal bestätigen, was du gesagt hast, dass es diesen angeblich nicht gegeben hätte! Ich nehme an, dass die Vorgangsweise immer so ist, dass dieser Blaudruck intern bearbeitet wird. Ich hoffe, dass du jetzt nicht, so wie du am Sonntag keine neuen U-Bahnen vor Mittag gesehen hast, nun auch keinen Blaudruck mehr siehst!

Ich ersuche noch einmal um Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke vielmals.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat daher die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr Postnummer 58 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7807 im 21. Bezirk, KatG Donaufeld. Ich bitte Herrn Berichterstatter GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Genehmigung dieses Plandokuments.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. - Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte kurz erklären, wieso wir diesem Flächenwidmungsplan nicht zustimmen: Es geht dabei um die ehemaligen Bombardier-Gründe in Floridsdorf. Man hat sich redlich bemüht, mit einem städtebaulichen Verfahren eine gute Lösung zu finden. Man hat auch Gender-Aspekte berücksichtigt und einiges in die Vorab-Planungen investiert. Umso bedauerlicher ist es, dass es nicht gelungen ist, eine öffentliche Parkanlage in diesem Flächenwidmungsplan zu widmen. Der Fachbeirat hat die Empfehlung abgegeben, eine öffentlich nutzbare Parkanlage vorzuschreiben. Aus einem anderen Plandokument, das ich jetzt aber nicht behandeln werde, betreffend den 22. Bezirk bei der Kagraner Spange, wo es dasselbe Problem gab, dass auch keine öffentliche Parkanlage gewidmet werden konnte, geht aber folgende Antwort der MA 21 hervor: „Dass gemeinnützige Wohnbauträger nicht zur Errichtung öffentlich nutzbarer Parks verpflichtet werden können, haben die ausführlichen Diskussionen am Beispiel der ehemaligen Bombardier-Flächen in Floridsdorf gezeigt."

Da müssen wir uns schon ernsthaft etwas einfallen lassen! Ich fordere auch den Planungsstadtrat auf, diesen Zustand nicht hinzunehmen! Wir haben es auch gestern schon diskutiert: Etwa im Karl-Marx-Hof hatten die wunderbaren Parkanlagen damals den Sinn, Menschen, die eher kleine Gemeindewohnungen hatten, die Möglichkeit zu geben, sich im Freien erholen zu können. Heute schaffen wir es in unserer doch reicheren Gesellschaft aber offenbar nicht mehr, den Menschen Parkflächen zu widmen!

Ich verstehe das rechtliche Problem, das diesfalls dahinter steht. Da muss man sich aber Lösungen einfallen lassen! Man kann nicht einfach sagen, dass man halt auf den öffentlichen Park verzichtet und sich darauf verlässt, dass der Bauträger das Areal öffentlich zugänglich hält. Denn wenn es einmal zu laut werden und es den so genannten Lärmtourismus geben sollte, über den uns Frau Frank heute aufgeklärt hat, dann könnte es ja dem Bauträger einfallen, einen Zaun zu errichten und die ganze Anlage abzusperren, und dann wäre dieser Stadtteil mit Grünflächen eindeutig unterversorgt.

Ein zweiter wichtiger Punkt im Zusammenhang mit diesem Flächenwidmungsplan ist, dass es in Donaufeld massive Anrainerbeschwerden bezüglich Verkehrsentwicklung gibt. Ich habe vor einiger Zeit angeregt, ein Verkehrskonzept zu entwickeln, und es wurde mir auch zugesagt, dass das gemacht wird, und zwar im Rahmen des Zielgebiets Donaufeld im STEP. Ich würde dringend dazu raten, das möglichst bald anzugehen, denn es formiert sich wirklich Unmut, und durch solche zusätzlichen Bebauungen wird dieses Problem natürlich eher verschärft. 

Wir lehnen deshalb diesen Plan ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Reiter. Ich erteile es ihm.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wie meine Vorrednerin, Kollegin Gretner, schon gesagt hat, geht es um die Verlagerung der Firma Bombardier in den 22. Bezirk, und auf diesem Areal – das kann man nicht oft genug erwähnen – sind jetzt 700 Woh-
nungen, eine Volksschule und ein Kindertagesheim geplant.

Auch nicht unerwähnt lassen möchte ich, dass im Bezirk außer den Grünen alle Fraktionen für dieses Plandokument gestimmt haben. Die Umweltanwaltschaft hat keine negativen Umweltauswirkungen gesehen. Liebe Kollegin Gretner! Ich habe mir die Stellungnahmen der besorgten Bürger im Akt angeschaut – und Sie wissen das sicherlich auch ganz genau: Wenn sich von den 35 Stellungnahmen 23 auf einem vorgedruckten Papier befinden, das die Grünen zur Verfügung stellen, dann hinterfrage ich wirklich die Mündigkeit der Bürger! Das muss ich schon sagen! Ich meine, es kann wirklich nicht sein, dass man so etwas dann als große Aktion der Bürger verkauft! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das macht ihr in Gerasdorf genauso!) Kollege Maresch muss das auch wissen!

Ihr macht es den Bürgern g´schmackig, schreibt fix und fertige Artikel über Grünraumbebauung und Freiraum und lasst die lieben Bürger dann nur mehr unterschreiben. Ihr macht es ihnen so bequem, dass sie nur mehr Namen, Adresse und Unterschrift einfügen müssen; alles andere machen dann schon die GRÜNEN. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das verstehe ich eigentlich nicht unter Mündigkeit der Bürger! Das muss ich zu diesem Problem schon sagen! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 
Ich weiß nicht, ob Kollege Maresch, der sich momentan so aufregt, den Akt auch gesehen hat! Es gibt da eine eigene Bestimmung, gemäß welcher dieser Freiraum, der in diesem Bereich besteht, selbstverständlich weiterhin öffentlich zugänglich sein muss. Auch betreffend die Reduktion der Bebauung hat es ein städtebauliches Expertenverfahren hinsichtlich Freilandqualität und Wohnungsvielfalt gegeben.

Nun zum öffentlichen Verkehr und zur Erschließung. – Liebe Kollegin Gretner! Ich weiß nicht, wie gut Sie dieses Gebiet kennen! Aber so schlecht ist es an die öffentlichen Verkehrsmittel wirklich nicht angebunden! Es gibt da die Linie 26, die alle vier Minuten fährt, und damit ist man in fünf Minuten am Franz-Jonas-Platz, wo die U6 und S-Bahn sind. (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Außerdem kann man mit der Linie 26 in sieben Minuten Entfernung den Kagraner Platz erreichen, wo eine Station der U1 ist. Es stimmt also nicht, wenn Sie sagen, dass dieses Gebiet so schlecht angebunden ist! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)

Kollege Maresch! Das stimmt doch nicht! Das können Sie mir doch nicht erzählen! Das glaubt Ihnen doch niemand, und vor allem die Floridsdorfer glauben das nicht!

Noch etwas zum Stellplatzregulativ: Es liegt ein Verkehrsgutachten vor, dass der Kfz‑Verkehr in diesem Bereich wirklich gut zu bewältigen ist.

Ich will das Ganze jetzt nicht überlang ausdehnen, sondern möchte Ihnen nur noch Folgendes abschließend sagen, meine Damen und Herren: In dieser Stadt wurde erhöhter Wohnbedarf prognostiziert, und der amtsführende Stadtrat Michi Ludwig spricht davon, dass in den nächsten drei Jahren 20 000 Wohnungen errichtet werden sollen. Diesem zusätzlichen Bedarf wird mit diesem Plandokument selbstverständlich Rechnung getragen, damit dann entsprechende Möglichkeiten bestehen. – Darum ersuche ich, diesem Plandokument zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das wird von SPÖ, ÖVP und FPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7227K im 22. Bezirk, KatG Aspern.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schrödl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Wir werden dieses Plandokument aus zwei Gründen ablehnen.

Erstens war die Anrainerkommunikation eher suboptimal. Es hat bis zum Schluss helle Aufregung gegeben, und zwar vielleicht auch deswegen, weil die GRÜNEN und die Schwarzen dort ein bisschen aktiv waren. Von Seiten der Stadt Wien war das aber auf jeden Fall nicht das Gelbe vom Ei!

Zweitens lautete die Begründung der MA 21, dass diese Widmung deswegen notwendig sei, weil sonst der Bub des Grundbesitzers keinen Betrieb aufmachen kann und es ihm dann nicht gut geht. Das ist zwar verständlich, und der Vater und der Bub werden sich über diese Widmung freuen! Ich setze jetzt aber den Fall, dass ich ein Grundstück hätte und zur MA 21 gehe und sage, dass ich statt Bauklasse I lieber Bauklasse II und statt einer Bebauungsmöglichkeit von 30 Prozent der Fläche lieber 50 Prozent möchte, damit es meinem Buben irgendwann einmal besser geht. – Da wird mir die MA 21 wahrscheinlich etwas husten! Und deswegen ist diese Begründung für uns nicht zufriedenstellend. – Das ist der zweite Grund, warum wir das ablehnen.

Nun noch eine Bemerkung am Rande: Verwundert hat mich in diesem Falle – aber Kollege Hoch wird wahrscheinlich die Beweggründe der ÖVP noch näher erklären –, warum die ÖVP einem Gärtner beziehungsweise einem Mitglied des Bauernbundes, für den sie sich sonst immer sehr stark macht und sagt: Die Donaustadt soll ein Gartenbezirk bleiben!, Prügel vor die Beine wirft und sich dort dermaßen gegen diese Gärtnerei ausspricht! Das ist mir bis heute ein Rätsel, aber vielleicht kann Kollege Hoch dann noch Licht in die Sache bringen.

Wir werden aus den erwähnten Gründen dieses Plandokument ablehnen. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl‑Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zu diesem Flächenwidmungsplan hat es rund 160 Stellungnahmen gegeben! Herr GR Woller! Dort haben wir aber nicht das Service geliefert, ein Angebot zu machen, sich an diesem Entscheidungsprozess zu beteiligen! Das ist etwas, was ihr anscheinend überhaupt nicht versteht: Wenn etwas verändert wird und die Leute ein Recht haben, mit zu entscheiden, dann muss man sie ausreichend informieren, weil sie vielleicht erst dadurch von der Sache erfahren und sich dann für die Idee begeistern, dass man in der Stadt etwas mit gestalten kann. Außerdem sind unsere Formulare so aufgebaut, dass man jederzeit etwas wegstreichen oder dazuschreiben kann.

Es handelt sich dabei um Informationsangebote mit Luftaufnahmen. So etwas hättet ihr auch schon lange machen können, ihr hättet schon jahrelang Zeit und auch bessere Möglichkeiten gehabt, ein solches Service zu liefern!

Bei dieser Gelegenheit möchte ich anregen, dass sich die Stadt Wien doch auch dazu durchringen könnte, besser zu informieren. Dann können wir uns nämlich dieses Service sparen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zum Plan: Es gab deshalb rund 160 Stellungnahmen, weil es darum geht, in einem Grüngebiet ein Bauwerk zuzulassen. Dieses Grüngebiet ist nicht irgendein Grüngebiet, sondern es wurde im so genannten 1 000-Hektar-Plan im Grüngürtel Wien als schützenswert in der höchsten Schutzkategorie ausgewiesen. Das heißt, der Wiener Gemeinderat hat beschlossen, dieses Grundstück nicht umzuwidmen, sondern hat sich dafür ausgesprochen, dafür zu sorgen, dass diese Grundfläche gesichert wird.

Mit diesem Flächenwidmungsplan widerspricht man nun jedoch diesem Grüngürtelbeschluss, und das ist der Grund, warum wir dieses Plandokument ablehnen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass ich vermute, dass Sie nicht GR Woller, sondern GR Reiter ansprechen wollten! (Zwischenruf von GRin Dipl‑Ing Sabine Gretner.) Macht nichts! Ich sage das nur fürs Protokoll.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Bevor ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringe, möchte ich noch zwei, drei Worte zu Kollegen Mahdalik sagen: Deine Argumentation war jetzt wieder einmal ein Beweis dafür, dass du nicht ganz up to date bist! Wir haben uns nach intensiver Beratung mit den Anrainern, aber auch mit den Kollegen von der SPÖ dazu entschlossen, einen Resolutionsantrag einzubringen, um alle Interessen abzudecken. Wir sind nämlich nicht nur für unsere Klientel, sondern auch für alle anderen da. Das unterscheidet uns eindeutig von der FPÖ! Ich bringe daher gemeinsam mit Kollegen Parzer folgenden Beschlussantrag ein: 

„Gemeinsam mit der Bezirksvertretung des 22. Bezirkes soll eine Evaluierung des Verkehrsaufkommens nach Errichtung von Wirtschaftsgebäuden zwischen Schilfweg, Linienzug 1-3, und Rallenweg, Plannummer 7227K, durchgeführt werden. Bei einer Steigerung des Verkehrsaufkommens soll eine verkehrsberuhigte Zone in dem betroffenen Gebiet eingerichtet werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt.“ – Danke sehr. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegin Gretner!

Ich verwahre mich im Hinblick auf die bei Flächenwidmungen stattfindende Informationspolitik der Stadt dagegen, dass Sie sich da herausstellen und sagen, dass es keine Information gibt! – Insbesondere bei Flächenwidmungen werden öffentliche Auflagen gemacht, und die in den betroffenen Gebieten Lebenden werden vom Presse‑ und Informationsdienst informiert. Die Auflagen finden im Bezirk und hier in der Planungswerkstätte statt. Weiters sind im Internet die entsprechenden Unterlagen vorhanden. Daher ist es wirklich infam, wenn Sie dann behaupten, es gibt keine Information!

Ich muss Ihnen ganz offen sagen, dass ich mir das von Ihnen nicht erwartet hätte! Sie sind eine Spezialistin in diesem Gebiet. Und ich meine, die Niederschwelligkeit der Stadt Wien im Bereich der Flächenwidmung macht Information für alle Bürger möglich.

Reden wir jetzt über dieses Plandokument ganz konkret. – Ich nehme an, dass Sie dort auf Stimmenfang sind, und offenbar hat es eine Fehlinformation gegeben! Kollege Mahdalik! L bedeutet nicht, dass ich dort eine W-Widmung habe, sondern L bedeutet, dass ein Landwirt die Möglichkeit hat, dort seinen Wirtschaftsbetrieb hinzustellen und zu bewirtschaften. Unter SwwL geht das einfach nicht, und wenn ich SwwL schützen will – und das ist ein großes SwwL-Gebiet –, dann ist es auch nötig, dass der Landwirt, der dieses Gebiet betreut und bewirtschaftet, auch die dementsprechenden Räumlichkeiten und Unterstellmöglichkeiten zur Verfügung hat. So muss man das auch sehen!

Ich glaube, gerade die Tatsache, dass wir den Antrag auch unterstützen werden, den Kollege Hoch von Seiten der ÖVP gestellt hat, mit welchem eine Zuweisung an den Stadtentwicklungsausschuss verlangt wird, zeigt, dass wir für den Schutz sind und uns daher ganz genau überlegt haben, warum wir dort ermöglichen, die Existenz der Wiener Landwirtschaft und der Wiener Gärtner zu sichern, nämlich zum Schutz der Natur. Daher ersuche ich Sie alle, diesem Plandokument zuzustimmen! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke. Ich stelle mehrheitlich die Zustimmung, unterstützt durch ÖVP und SPÖ, fest.

Es liegt mir auch ein Beschluss‑ und Resolutionsantrag betreffend Zuweisung, eingebracht von der ÖVP, vor. Kollege Hoch hat diesen bereits einreferiert.

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird einstimmig unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 62 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7786 im 22. Bezirk, KatG Kagran.

Eine Wortmeldung liegt nicht vor.

Ich komme daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 62 die Zustimmung gibt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 63 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7481 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl‑Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es handelt sich hiebei um einen relativ wichtigen Flächenwidmungsplan. Wir werden dieses große Gebäude doch alle hoffentlich irgendwann einmal sehen können! – Es geht um das so genannte UNIQA-Gebäude, das von Jean Nouvel entworfen wurde, und jetzt gibt es quasi die maßgeschneiderte Flächenwidmung dazu.

Man muss zugeben, dass es wirklich einige positive Ansätze bei diesem Flächenwidmungsplan gibt. Das Ganze wird wahrscheinlich auch Leute aus dem 1. Bezirk ein wenig über den Donaukanal ziehen und somit einen Impuls für den 2. Bezirk bringen. Es soll auf dem Dach auch ein öffentlich zugängliches Restaurant geben, die relative Höhe wird also für uns alle zugänglich sein.

Es gibt allerdings doch auch einige Punkte, warum wir dem Plandokument schließlich nicht zustimmen werden. Es gibt Durchgänge, weil der Baublock sehr groß ist, allerdings sind das keine öffentlichen Durchgänge. Zudem sind mehr Parkplätze vorgesehen, als laut Wiener Garagengesetz notwendig wären. Außerdem gibt es auch Detailprobleme mit dem Radweg und mit der Busstation.

Wir können auch dem Abänderungsantrag der ÖVP nicht viel abgewinnen und werden diesem daher nicht zustimmen.

Ich möchte diese Flächenwidmung, die doch eine sehr prominente Stelle im Wiener Stadtraum einnimmt, dazu nutzen, um kurz über den Donaukanal zu reden, da dieses Gebäude den Donaukanal und die Aussicht vom Ufer sozusagen prägen wird: Es gab in den letzten Jahren sehr viele unterschiedliche Projekte entlang des Donaukanals, die auch von einem Koordinator verwaltet werden.

Was uns bisher abgegangen ist, ist ein Gesamtkonzept, dass man nämlich den Donaukanal als Gesamtraum begreift. Wir wollen daher, dass sich die Stadt über eine Art „Donaukanal-Masterplan" Gedanken macht: Die Potenziale und Mängel der Nutzbarkeit sollen erhoben werden. Darauf aufbauend soll ein Leitbild entwickelt werden, das auch die Notwendigkeit der Erhaltung von Naturräumen und die Einrichtung von so genannten Schutzzonen oder Ruhezonen beinhaltet. Wir befürchten nämlich, dass die Begehrlichkeit hinsichtlich dieser attraktiven Lagen immer größer werden wird und die Stadt dann immer schwerer argumentieren kann, warum die einen Genehmigungen für Strandbars bekommen und andere nicht. Wir glauben daher, dass das eine hilfreiche Argumentationslinie sein könnte.

Natürlich wollen wir, dass dieser Masterplan mit Bürgerbeteiligung beziehungsweise auch mit den Agenda-
gruppen, die sich in den angrenzenden Bezirken mit diesem Thema befassen, bearbeitet wird. Ich bringe somit einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein und bitte um Ihre Zustimmung!

Befürchtungen haben wir auch betreffend die Errichtung der neuen Twin City Liner‑Station auf dem Donaukanal. Das ist eine tolle Sache, aber ich glaube, es ist auch notwendig, dass entlang des ganzen Ufers die Zugänglichkeit barrierefrei gestaltet wird. Sicherlich wird auch die U-Bahn-Station einen Vorteil für die Zugänglichkeit bringen. Es ist aber sicherlich angebracht, dass man sich entlang der Uferlandschaft umschaut, wo Rad‑ und Fußweglücken geschlossen werden könnten, beispielsweise über das Wiental. Dazu gibt es unterschiedliche Projekte. Weiters sollte man sich ansehen, ob man die unterschiedlichen Verkehrsarten nicht besser entflechten kann, damit es zu weniger Konflikten kommt, und zwar auch in Anbetracht dessen, dass diese Schiffstation eher sehr gut frequentiert sein wird und es dort mit dem Radweg immer wieder Probleme gibt.

Außerdem hatten wir auch eine Idee, nachdem das Projekt „Rialto", das Sie vielleicht den Medien entnommen haben, relativ oft diskutiert wurde: Nun gibt es nur noch „Rialto light", und jetzt soll möglicherweise eine Brücke geprüft werden. – Wir meinen: Diese Brücke gibt es schon, nämlich die Marienbrücke! Wir regen an zu prüfen, ob man nicht die Marienbrücke als autofreie Fußgängerzone gestalten könnte! Dann hätte man den erwünschten Effekt, und es wäre um einiges billiger!

Ich bitte Sie darum, diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zuzustimmen, in dem es darum geht, eine verbesserte Erschließung des Stadtraums Donaukanal insgesamt zu erreichen!

Nun noch etwas zum Projekt „Rialto": Ich habe das heute einem Kollegen gesagt und möchte wirklich anregen, das ernsthaft zu überdenken: Wieso soll denn der Kanal überbaut werden? Wenn man vom Schwedenplatz in Richtung Stephansplatz blickt, dann ist der Teil auf der rechten Seite mit dem Dach der Tiefgarage doch ohnedies ein eher vernachlässigter Stadtraum! Wieso gibt man den Investoren dieses „Rialto"-Projekts nicht die Möglichkeit, sich dort etwas zu überlegen und diesen Raum als attraktiven Platz zu gestalten? Ich denke, das wäre weitaus sinnvoller, als den Kanal zu überbauen und dort, wo man in der Stadt ein bisserl Wasser sieht, eine Platte darauf zu legen! Das scheint mir nämlich sehr abwegig zu sein.

Abschließend noch einmal zum Wasser: Wir möchten anregen, dass die Einrichtung eines öffentlichen Verkehrsmittels auf dem Donaukanal ernsthaft geprüft wird. Wir haben einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag unter dem Titel „Wienoretto" eingebracht: Die Stadtentwicklung und die Wiener Linien werden aufgefordert, die Umsetzung der Befahrung des Donaukanals zwischen Kahlenbergerdorf und Stadionbrücke durch ein öffentliches Wasserverkehrsmittel zu prüfen. – Ich bitte auch diesbezüglich um Zustimmung. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist GR Hoch. Ich erteile es ihm. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dem Plandokument zustimmen.

Den Abänderungsantrag wird Kollege Hora einbringen.

Ich möchte jetzt noch kurz auf einen Antrag der Kollegin Gretner eingehen, und zwar betreffend das „Wienoretto" als öffentliches Verkehrsmittel auf dem Donaukanal. Dieser Antrag wurde nämlich von der ÖVP abgeschrieben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Geh!) Ich kann das beweisen!

Die ÖVP fordert seit vielen Jahren auch im Namen unseres Klubobmanns Tschirf ein Vaporetto, und in dem jetzigen Antrag der GRÜNEN sind Textbausteine enthalten, die sich bei uns auch finden. Und weil auch der Herr Stadtrat da ist, sage ich: Diese Idee betreffend ein Vaporetto entstammt dem Umweltkonzept des Bezirks Landstraße aus dem Jahr 1990, wo sich ein gewisser Bezirksrat Schicker und ein Bezirksrat Tschirf damals dafür stark gemacht haben. Seitdem fordert Dr Tschirf das immer wieder, und vielleicht wird es auch einmal umgesetzt. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Das war also doch nicht Tschirfs Idee allein!) Sie waren mit dabei, das ist nachlesbar!

Ich bringe nun aber wirklich einen Beschluss‑ und Resolutionsantrag gemeinsam mit meinen Kollegen Tschirf und Aichinger ein: 

„Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr möge in Absprache mit den zuständigen Gremien der anrainenden Bezirke die Ufer des Donaukanals beidseitig in eine Freizeitmeile umgestalten und in diesem Zusammenhang folgende Maßnahmen umsetzen: Weitestgehende Entsiegelung und Renaturierung sämtlicher Uferbereiche, Schaffung eines durchgehenden Netzes an Lauf‑ und Radwegen und Anschluss an das Hauptradwegnetz, Einrichtung einer Wasserstraßenbahn entlang der Uferpromenade, Schaffung mehrerer Bootsanlegestellen und einer Marina zwecks Förderung kultureller Aktivitäten am Donaukanal, Schaffung entsprechender künstlerischer Freiräume entlang des Donaukanalufers, Errichtung weiterer Fußgängerbrücken, Schaffung weiterer Spiel‑ und Sporteinrichtungen entlang der Uferpromenaden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist GR Hora. Ich erteile es ihm. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Eigentlich habe ich mir jetzt vorgenommen, eine Stunde über den gesamten Architekturwettbewerb betreffend dieses Grundstück zu referieren. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Du hast nur 20 Minuten Zeit!

GR Karlheinz Hora (fortsetzend): Da wir aber bereits den dritten Tag im Hause sind, erlaube ich mir, mit dem gemeinsamen Abänderungsantrag zu beginnen.

Es geht hiebei um das Grundstück betreffen Große Mohrengasse. Es handelt sich um ein ganz kleines Grundstück, und dort soll die Bebaubarkeit nicht beschränkt sein, sodass man es voll ausnützen kann. Die 15 Prozent, die ursprünglich nicht zur Bebauung vorgesehen waren, hätten nicht einmal Zimmergröße gehabt; das hätte aber nur Probleme mit sich gebracht.

Ich bringe daher jetzt diesen Abänderungsantrag gemeinsam mit Kollegen Hoch ein.

Erlauben Sie mir, mich jetzt noch kurz an Frau Gretner zu wenden. – Ich weiß, dass manche von Ihnen sagen werden, dass das in der Zwischenzeit ein Hobby von mir ist. Aber wenn eine Kollegin der Grünen Fraktion die Sperre der Marienbrücke fordert – und dieselbe Forderung wurde vor einer Woche auch in der Bezirksvertretung Leopoldstadt gestellt –, dann kann ich mir nicht verkneifen zu sagen, dass weder die Mandatare in der Leopoldstadt noch Kollegin Gretner die Situation kennen. Denn was würde eine solche Sperre bedeuten? – Die GRÜNEN sind immer für weniger Verkehr. Die Sperre der Marienbrücke außer für den Radverkehr würde den Arbeitsweg des einen oder anderen Radfahrers verkürzen, weil er dann leichter über diese Brücke in die Leopoldstadt gelangen könnte. Hunderte Autofahrer müssten dann aber über die Schwedenbrücke ausweichen und hätten es dann auch zur Zufahrt zur neuen Garage wesentlich weiter. Wir haben in der Leopoldstadt schon den Vorsitzenden des Umweltausschusses beauftragt nachzurechnen, wie viel CO2-Ausstoß dadurch erzeugt wird. Außerdem, Kollege Maresch, wird die Straßenbahn auch in Zukunft über die Marienbrücke fahren und nicht eingestellt werden!

Zum Thema Linienverkehr auf dem Donaukanal: Ich möchte nur, gleichgültig, wer die Urheberschaft hat, zu bedenken geben, dass es dort eine Schleuse gibt. Und es ist vorauszusehen, dass alle, die aus Niederösterreich pendeln und zum Schwedenplatz wollen, entsprechend verzweifelt sein werden, wenn sie 20 Minuten in der Schleuse stehen und warten müssen, um dann weitertransportiert zu werden. So etwas solle man halt, wenn man Forderungen stellt, auch bedenken! Aber wir werden bei diesen drei Anträgen selbstverständlich mitstimmen und im Gemeinderatsauschuss die entsprechenden Diskussionen führen.

Ansonsten ersuche ich um Zustimmung zu diesem Plandokument. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Dr Tschirf. – Er zieht seine Wortmeldung zurück. (Allgemeiner Beifall.) Allgemeiner Applaus unterstützt das Zurückziehen der Wortmeldung. Die Debatte ist geschlossen.

Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst über den Abänderungsantrag, eingebracht von Karlheinz Hora und Alfred Hoch, abstimmen. Dieser wurde von GR Hora einreferiert, ich brauche ihn daher nicht mehr vorzulesen.

Wer dem Abänderungsantrag zustimmt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Der Abänderungsantrag wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat daher Gültigkeit.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zur Postnummer 63 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Mehrheit, unterstützt durch ÖVP, FPÖ und SPÖ, fest.

Mir liegen noch einige weitere Anträge vor.

Ein Beschluss‑ und Resolutionsantrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft den Donaukanal‑Masterplan. Es wird die Zuweisung verlangt, 

Ich bitte jene, die diesem Beschlussantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Ein weiterer Beschluss‑ und Resolutionsantrag der Grünen betrifft die verbesserte Erschließung des Stadtraumes Donaukanal. Auch in diesem Fall wird die Zuweisung verlangt.

Wer dieser Zuweisung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Ein weiterer Beschluss‑ und Resolutionsantrag der Grünen betrifft das „Wienoretto". Auch in diesem Fall wird die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss Stadtentwicklung und Verkehr sowie an den Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier ist die Einstimmigkeit gegeben.

Ferner gibt es noch einen Beschluss‑ und Resolutionsantrag der ÖVP, der die Attraktivierung des Donaukanals betrifft.

Dieser Antrag wurde soeben eingebracht, und in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene, die diesen Antrag unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Nunmehr gelangt Postnummer 64 der Tagesordnung

zur Verhandlung. Sie betrifft den Individualantrag von Herrn Mag Dr Martin Dirnbacher auf teilweise Aufhebung des Plandokumentes Nr 7775 durch den Verfassungsgerichtshof. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Der Antrag wird von der SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 65 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Individualantrag von Herrn Mag Thomas Dirnbacher auf teilweise Aufhebung des Plandokuments Nr 7775 durch den Verfassungsgerichtshof. Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Der Antrag wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Unterstützung erhalten. 

(Schluss um 19.31 Uhr) 

